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53. Sitzung 

Bonn, den 6. November 1991 

Beginn: 10.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich gebe zunächst bekannt, daß der Abgeordnete 
Bernd Henn mit Schreiben vom 21. Oktober 1991 mit-
geteilt hat, daß er aus der Gruppe der PDS/Linke Liste 
ausgetreten ist. Er wird dem Deutschen Bundestag als 
fraktionsloser Abgeordneter weiterhin angehören. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 

a) Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung 

Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs 
der NATO in Rom sowie EG-Konferenz in 
Maastricht 

b) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zu den Beziehungen zwischen 
dem Europäischen Parlament und dem Rat 
— Drucksache 11/8265 — 

Überweisungsvorschlag: 

EG-Ausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 1. mb 
Rechtsausschuß 

c) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zur Wirtschafts- und Währungs-
union 

— Drucksache 11/8266 — 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 
EG-Ausschuß 1. mb 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

d) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zum Zusammenhalt im Wi rt
-schafts- und Währungsbereich 

— Drucksache 11/8268 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 1. mb 
Auswärtiger Ausschuß 

EG-Ausschuß 
Haushaltsausschuß 

e) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zu dem Verfahren der Zustim-
mung: 
Praxis, Verfahrensablauf und Ausblick in die 
Zukunft 

— Drucksache 11/8491 — 

Überweisungsvorschlag: 

EG-Ausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 1. mb 

f) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zu den Regierungskonferenzen 
im Rahmen der Strategie des Europäischen 
Parlaments im Hinblick auf die Europäische 
Union 

— Drucksache 11/8539 — 

Überweisungsvorschlag: 

EG-Ausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 1. mb 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Frauen und Jugend 

g) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung mit der Stellungnahme des Eu-
ropäischen Parlaments zu der Einberufung der 
Regierungskonferenzen über die Wirtschafts- 
und Währungsunion und über die Politische 
Union 

— Drucksache 11/8540 — 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 
EG-Ausschuß 1. mb 
Auswärtiger Ausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

h) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 
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Entschließung zur Wirtschafts- und Währungs-
union im Rahmen der Regierungskonferenz 

— Drucksache 12/946 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wi rtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 1. mb 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

EG-Ausschuß 
Haushaltsausschuß 

i) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Zu den Verhandlungen der Bundesregierung 
in den EG-Regierungskonferenzen zur Politi-
schen Union und zur Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion 

— Drucksache 12/1434 — 
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EG-Ausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
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Haushaltsausschuß 

j) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zu den verfassungsmäßigen 
Grundlagen der Europäischen Union 

— Drucksache 12/45 — 
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k) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Stärkung der Rechte und Befugnisse des Euro-
päischen Parlaments — Januar bis Dezember 
1990 —

— Drucksache 12/75 — 

Überweisungsvorschlag: 

EG-Ausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 1. mb 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung 
Rechtsausschuß 

1) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zu den Perspektiven für eine 
europäische Sicherheitspolitik: Die Bedeu-
tung einer europäischen Sicherheitspolitik 
und ihre Auswirkungen für die Europäische 
Politische Union 

— Drucksache 12/940 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
EG-Ausschuß 
Verteidigungsausschuß  

m) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zur Unionsbürgerschaft 

— Drucksache 12/949 — 

Überweisungsvorschlag : 
EG-Ausschuß 
Innenausschuß (Federführung strittig) 
Auswärtiger Ausschuß 

n) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zu einem allgemeinen Schema 
für Assoziierungsabkommen mit den Ländern 
in Mittel- und Osteuropa 

— Drucksache 12/600 — 

Überweisungsvorschlag : 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
EG-Ausschuß 
Ausschuß für Wi rtschaft 

o) Beratung der Unterrichtung durch das Europäi-
sche Parlament 

Entschließung zur Vollendung des Binnen-
marktes: Annäherung der indirekten Steuern 
in der Gemeinschaft bis 1993 und danach 

— Drucksache 12/943 — 

Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
EG-Ausschuß 

p) Beratung der Unterrichtung durch die deutsche 
Delegation in der Versammlung der Westeuro-
päischen Union 

über die Tagung der Versammlung vom 3. bis 
6. Juni 1991 in Paris 

— Drucksache 12/1082 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

q) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Bericht der Bundesregierung über die Tätig-
keit der Westeuropäischen Union für die Zeit 
vom 1. Januar bis 30. Juni 1991 

— Drucksache 12/1084 — 

Überweisungsvorschlag : 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

r) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

48. Bericht der Bundesregierung über die Inte-
gration der Bundesrepublik Deutschland in 
die Europäischen Gemeinschaften (Berichts-
zeitraum 1. Januar bis 30. Juni 1991) 

— Drucksache 12/1201 — 

Überweisungsvorschlag : 
EG-Ausschuß 
Ausschuß für Wi rtschaft (Federführung strittig) 
Auswärtiger Ausschuß 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
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Präsidentin Dr. Rita Süssmuth 
Ausschuß für Forschung, Technologie und Technikfolgenab-
schätzung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Ausschuß für Fremdenverkehr 
Ausschuß für Post und Telekommunikation 
Haushaltsausschuß 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
gemeinsame Aussprache nach der Regierungserklä-
rung drei Stunden vorgesehen. — Damit sind Sie ein-
verstanden. 

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung 
hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Helmut Kohl, Bundeskanzler: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir stehen 
in diesem Herbst vor zwei Gipfelbegegnungen, deren 
Beschlüsse für Deutschland und Europa von weit in 
die Zukunft weisender Bedeutung sein werden: dem 
Treffen der Staats- und Regierungschefs der NATO 
am 7. und 8. November in Rom und dem Europäischen 
Rat am 9. und 10. Dezember in Maast richt. 

Wir wollen in diesen Tagen in Rom einlösen, was 
wir uns beim letzten NATO-Gipfel in London vorge-
nommen haben: die Anpassung des Bündnisses an die 
grundlegenden Veränderungen der letzten Jahre und 
die umfassende Neugestaltung seiner Politik und sei-
ner Strategie. 

Das Bündnis hat sich als Garant von Frieden und 
Freiheit in ganz Europa erwiesen. Kein Geringerer als 
Präsident Vaclav Havel hat dies in seiner Rede vor 
dem NATO-Rat am 21. März 1991 zum Ausdruck ge-
bracht, in der er das Bündnis als „eine durch und 
durch demokratische Verteidigungsgemeinschaft" 
charakterisierte, „die wesentlich dazu beigetragen 
hat, daß dieser Kontinent seit fast einem halben Jahr-
hundert von Krieg verschont geblieben ist und ein 
großer Teil Europas vor dem Totalitarismus bewahrt 
wurde " . 

Jetzt geht es darum, die politische Rolle des Bünd-
nisses noch stärker zu entwickeln. Der bevorstehende 
NATO-Gipfel in Rom wird dem in einem zukunftswei-
senden Konzept gemeinsamer transatlantischer Poli-
tik Rechnung tragen. 

Gewiß — jeder weiß es — : Die alte Bedrohung ist 
gewichen. Aber neue Risiken und Unwägbarkeiten 
sind an ihre Stelle getreten. Vorausschauende Sicher-
heitspolitik ist daher nicht überflüssig geworden. Es 
wäre leichtfertig, wenn wir die zentrale Aufgabe des 
Bündnisses aus dem Auge verlieren würden, die da 
heißt: Krisenbewältigung und Kriegsverhütung. 
Allein das Bündnis kann letztlich Gefährdungen für 
unsere Sicherheit, die auch für die Zukunft nicht völlig 
ausgeschlossen werden können, wirksam begegnen 
und das wichtige strategische Gleichgewicht in Eu-
ropa wahren. 

Das Bündnis ist und bleibt zugleich das wesentliche 
Forum für Konsultationen und für die Vereinbarung 
von politischen Maßnahmen, die sich auf die Sicher-
heits- und Verteidigungsverpflichtungen seiner Mit-
gliedstaaten im Rahmen des Nordatlantikvertrages 
auswirken. Diese grundlegenden Funktionen wollen 
wir in der Gipfelerklärung ausdrücklich bekräftigen. 

Zugleich wollen wir deutlich herausstellen: Erstens. 
Das Bündnis bleibt das unverzichtbare Fundament für 
ein stabiles sicherheitspolitisches Umfeld in Europa. 

Zweitens. Die amerikanische Präsenz in Europa ist 
nicht nur aus militärischen Gründen, sondern auch als 
Garant politischer Stabilität unerläßlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wollen in Rom auch das neue strategische Kon-
zept der Allianz verabschieden, das die grundlegen-
den politischen Veränderungen in Europa berück-
sichtigt. Dabei geht es nicht nur um die militärische 
Komponente der Sicherheit, sondern auch um ihre 
politische, wirtschaftliche, soziale und nicht zuletzt 
ihre ökologische Dimension. Die Umsetzung dieser 
neuen Strategie wird zu einer deutlichen Reduzie-
rung sowohl unserer als auch der verbündeten Streit-
kräfte in Europa führen. Unser Land, Deutschland, hat 
mit der Festlegung des Umfangs der Bundeswehr auf 
370 000 Mann seinen Beitrag hierzu schon geleistet. 

Die Fähigkeit zur gemeinsamen integ rierten Vertei-
digung wird ein ganz wesentliches Element auch der 
neuen Strategie bleiben. Auf die Entwicklung mul ti

-nationaler Einheiten wird verstärkt Nachdruck gelegt 
werden. 

Die Rolle der Nuklearwaffen erfährt eine einschnei-
dende Veränderung. Zwar wird die Allianz auch in 
Zukunft nicht auf nukleare Waffen verzichten kön-
nen, jedoch wird — dies ist eine positive Entwick-
lung — ihre Struktur geändert und vor allem ihre Zahl 
ganz erheblich reduziert. Insgesamt wird der Bestand 
an Nuklearwaffen in Europa um etwa 80 % verrin-
gert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Auf deutschem Boden wird es künftig keine landge-
stützten Nuklearwaffen mehr geben. 

Diese drastische Abrüstung ist ein eindeutiger Er-
folg unserer Politik, deren Ziel bleibt: Frieden schaf-
fen mit weniger Waffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In diesen Tagen werden wir in Rom auch darüber zu 
sprechen haben, wie das Bündnis dem Sicherheitsbe-
dürfnis der neuen Demokratien in Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa Rechnung tragen kann. Die Antwort 
hierauf ist die Weiterentwicklung des sogenannten 
Liaison-Konzepts — bis hin zu institutionellen Schrit-
ten, wie sie jüngst der Bundesaußenminister Hans-
Dietrich Genscher und sein amerikanischer Kollege 
Jim Baker vorgeschlagen haben. 

In Rom wollen wir ferner unterstreichen, wie wich-
tig es ist, die KSZE-Strukturen weiterzuentwickeln, 
damit sie wirksamer als bisher für Krisensteuerung, 
Streitbeilegung und Konfliktverhütung genutzt wer-
den können. Gemeinsam mit unseren Bündnispart-
nern werden wir uns für eine frühzeitige Ratifizierung 
und Anwendung des KSE-Vertrages einsetzen. 

Wir werden zugleich auf Fortschritte in den lauf en-
den  Verhandlungen über Personalreduzierungen und 
weitere vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnah-
men drängen. Beide Verhandlungsforen müssen bis 
zum Helsinki-Folgetreffen im Frühjahr 1992 erfolg- 
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reich abgeschlossen werden. Im übrigen wollen wir 
die Verhandlungen über die Kontrolle der konventio-
nellen Rüstungen in einem neuen Rahmen unter Ein-
schluß aller europäischen Staaten fortführen. 

Die jüngste Abrüstungsinitiative von Präsident 
Bush und die positive Antwort von Präsident Gorba-
tschow haben die Chancen für weitere Abrüstung, vor 
allem im Kernwaffenbereich, nachhaltig verbessert. 

In diesem Zusammenhang — ich denke, das ist im 
Interesse des ganzen Hauses — ist es von entschei-
dender Bedeutung, wer in Zukunft die Kontrolle über 
die sowjetischen Kernwaffen ausüben wird. Es darf 
hier auf gar keinen Fall neue Unsicherheit entstehen. 
Wir vertrauen auf die Zusicherung von Präsident Gor-
batschow, daß die sowjetischen Kernwaffen auch 
künftig unter zentraler Kontrolle bleiben. Aber ich 
denke, es ist wichtig, daß wir — Bundesregierung und 
Bundestag — heute auch zum Ausdruck bringen, daß 
dies ein gemeinsamer Wunsch Deutschlands ist, daß 
die Garantien wirklich dauerhaft gegeben werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Auf dem NATO-Gipfel wird auch die sicherheits-
politische Rolle Europas ein wichtiges Thema sein. 
Niemand stellt in diesem Zusammenhang in Frage, 
daß das Atlantische Bündnis auch in Zukunft von exi-
stentieller Bedeutung für Europa bleibt. Das entbindet 
uns Europäer allerdings überhaupt nicht von der Auf-
gabe, darüber nachzudenken, welchen spezifischen 
— vor allem auch politischen — Beitrag wir leisten 
können, um den neuen Herausforderungen und Risi-
ken zu begegnen. Ich brauche nur das Stichwort Ju-
goslawien zu nennen und an die Heimsuchungen zu 
erinnern, die die Menschen dort täglich erleben. 

Wir kommen ganz einfach um die Frage nicht 
herum, welches Instrumenta rium Europa benötigt, um 
mit derartigen Konflikten fertigzuwerden oder besser 
noch: ihnen vorbeugend begegnen zu können. Eine 
Antwort zumindest steht für mich fest: Ohne den 
Durchbruch zu einer gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik werden wir auch künftig vergleich-
baren Entwicklungen nur unzureichend begegnen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zur Recht hat Präsident Mitterrand vor kurzer Zeit 
in seiner Rede in Berlin vor den schwarzen Schatten 
der vergangenen Jahrhunderte gewarnt, die sich wie-
der auf Europa legen würden, wenn jedes Land in das 
traditionelle Denken in Einflußsphären zurückfiele. 
Die jüngste deutsch-französische Initiative hat daher 
vor allem zum Ziel, in dem für das europäische Schick-
sal entscheidenden Bereich der Außen- und Sicher-
heitspolitik zu einem möglichst engen Schulterschluß 
zu kommen. 

Für mich ist klar — das will ich unterstreichen — : 
Ein vereinigtes Europa ist auf Dauer ohne gemein-
same europäische Verteidigung nicht denkbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dies ist weder Ausdruck des Zweifels an der Bestän-
digkeit des Atlantischen Bündnisses noch ein Ver-
such, konkurrierende Zuständigkeiten zu schaffen. Es 
geht einfach darum, daß die Europäer — übrigens 

auch im Sinne einer Lastenteilung — stärker zu ihrer 
eigenen Verantwortung stehen und den europäischen 
Pfeiler ausbauen, so wie es auch unsere transatlanti-
schen Partner seit langem fordern. 

Es ist erstaunlich, welche Kritik dieser Vorschlag 
jenseits des Atlantiks gefunden hat, auch von man-
chen, die zum Teil seit Jahrzehnten die Europäer und 
die Deutschen mahnen, endlich selbst die Dinge in die 
Hand zu nehmen. Ich finde, das, was wir jetzt versu-
chen, entspricht der Linie einer Politik, die uns seit 
langem auch unsere amerikanischen Freunde emp-
fehlen. 

Bereits in der gemeinsamen Botschaft vom 6. De-
zember 1990 hatten Präsident Mitterrand und ich be-
tont, daß wir zur Umsetzung der europäischen Sicher-
heitspolitik ein operatives Instrument brauchen und 
hierfür die WEU vorschlagen. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Die jüngste Initiative konkretisiert diesen Ansatz. 
Das Hauptgewicht liegt dabei auf der politischen Aus-
gestaltung der WEU. Es geht vor allem um eine regel-
mäßige Abstimmung der WEU-Mitgliedstaaten inner-
halb der Allianz mit dem Ziel einer gemeinsamen Hal-
tung in allen wesentlichen Fragen sowie um eine en-
gere, auch personelle Zusammenarbeit zwischen Alli-
anz und WEU einerseits und zwischen EG und WEU 
andererseits. 

Durch die Verlegung des WEU-Generalsekretariats 
nach Brüssel wird verdeutlicht, daß wir zusammen-
führen und nicht abkoppeln wollen. 

Parallel zur Verstärkung der politischen Rolle der 
WEU wollen wir ihre militärischen Strukturen in en-
ger Zusammenarbeit mit der Allianz und in deren 
Ergänzung insbesondere durch folgende Maßnahmen 
entwickeln: Schaffung eines militärischen Planungs- 
und Koordinierungsstabes; Verstärkung der militäri-
schen Zusammenarbeit insbesondere in den Berei-
chen Logistik, Transport, Ausbildung und Aufklä-
rung; verstärkte Rüstungskooperation mit dem Ziel, 
eine europäische Rüstungsagentur zu schaffen. 

Dazu gehört schließlich auch die Möglichkeit, daß 
militärische Einheiten unter bestimmten Umständen 
— und in enger Abstimmung mit der NATO — der 
WEU zugeordnet werden. 

Gleichzeitig wollen wir die deutsch-französische 
militärische Zusammenarbeit über die bestehende 
Brigade hinaus verstärken. Ich möchte in diesem Zu-
sammenhang betonen, daß sowohl Präsident Mitter-
rand wie auch ich uns sehr wohl vorstellen können, 
daß auch andere Länder in Europa einer solchen spe-
ziellen Initiative beitreten können und wahrscheinlich 
sogar wollen. 

Ich will  dabei klarstellen, daß deutsche Einheiten, 
die hierfür vorgesehen werden, nicht ihrer NATO-
Verpflichtung entzogen werden. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Vielmehr handelt es sich darum, ihnen eine zusätzli-
che Aufgabe zuzuweisen. Ich bin ganz sicher, daß wir 
mit diesen Vorschlägen die europäische Sicherheits-
politik einen ganz wesentlichen und entscheidenden 
Schritt voranbringen werden. 
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Meine Damen und Herren, ein weiteres wichtiges 
Thema des NATO-Gipfels — das ursprünglich nicht 
auf der Tagesordnung stand, aber durch die Entwick-
lung auf die Tagesordnung gekommen ist — wird Ju-
goslawien sein. Dem Blutvergießen in Jugoslawien, 
das immer mehr Menschenleben fordert, muß ein 
Ende gesetzt werden, und zwar so schnell wie mög-
lich. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Die brutalen militärischen Aktionen zerstören jeden 
Tag mehr die Hoffnung auf ein f riedliches Zusammen-
leben. Gerade wir, die Deutschen, wissen, was Krieg 
im eigenen Land mit all seinen schrecklichen Folgen 
für die Menschen bedeutet. 

Ich begrüße, daß die EG-Außenminister am 4. No-
vember 1991 wirtschaftliche Sanktionsmaßnahmen 
beschlossen haben. Dabei geht es vor allem darum, 
das serbische Lager von der Aussichtslosigkeit seiner 
Gewaltpolitik zu überzeugen. Dieser Beschluß ist 
nicht zuletzt auf Grund unserer beharrlichen Über-
zeugungsarbeit, auch gegenüber unseren EG-Part-
nern, zustande gekommen. Ich erwarte, daß dieser 
Beschluß am Freitag in Kraft gesetzt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Die Bundesregierung wird sich auch weiter dafür 
einsetzen, daß die völkerrechtliche Anerkennung 
derjenigen Republiken, die dies wünschen, nicht auf 
die lange Bank geschoben wird. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Im Hinblick auf Sanktionsmaßnahmen erwarte ich, 
daß weitere Sanktionen, wie von uns vorgeschlagen, 
folgen werden. In der Frage der Anerkennung bleibt 
es unser Ziel, daß wir gemeinsam mit den Partnern in 
der EG vorgehen, und zwar nicht zuletzt — ich sage 
das auch im Hinblick auf die Diskussion im eigenen 
Land — im Interesse der dort nach Selbständigkeit 
strebenden Republiken. Ich halte es für wichtig, dies 
hier auszusprechen. 

Zu den wichtigsten Aufgaben, die vor uns liegen, 
gehört es, die beiden Regierungskonferenzen über 
die Politische Union sowie die Wirtschafts - und Wäh-
rungsunion beim Europäischen Rat in Maast richt zum 
Erfolg zu führen. Ich bin mir über die Schwierigkeit 
dieser Aufgabe sehr wohl im klaren. Ich weiß auch, 
daß unser Handeln auf dem Weg nach Europa mit viel 
Skepsis begleitet wird. Aber die Erfolge der letzten 
Jahre und Jahrzehnte sollten uns dazu bewegen, die 
Schwierigkeiten zu meistern und mit Mut und Ent-
schiedenheit für unsere Meinung einzutreten. 

Zwischen diesen beiden Konferenzen besteht für 
uns Deutsche ein unauflöslicher Zusammenhang. 
Man kann dies nicht oft genug sagen. Die Politische 
Union ist das unerläßliche Gegenstück zur Wirt-
schafts- und Währungsunion. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Die jüngere Geschichte, und zwar nicht nur die 
Deutschlands, lehrt uns, daß die Vorstellung, man 

könne eine Wirtschafts- und Währungsunion ohne 
Politische Union auf Dauer erhalten, abwegig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben in den letzten zwei Jahren, vor allem im 
letzten Jahr, oft genug darauf hingewiesen, daß die 
Vollendung der deutschen Einheit nur ein Teil jenes 
historischen Auftrags ist, den schon die Männer und 
Frauen im Parlamentarischen Rat bei der Formulie-
rung unseres Grundgesetzes verspürt haben. Die 
deutsche Einheit und die europäische Einigung sind 
für uns die zwei Seiten derselben Medaille. Das muß 
jetzt deutlich werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Dieser Vertrag ist der Testfall für die Bereitschaft 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, 
ihr Schicksal unwiderruflich miteinander zu verknüp-
fen. Die Politische Union muß zunächst klare Grund-
lagen für eine gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik schaffen. Hierzu gehört auch der Einstieg in 
außenpolitische Entscheidungen mit qualifizierter 
Mehrheit, insbesondere da, wo es um die Frage der 
Durchführung solcher Entscheidungen geht. 

Wir streben zugleich an, daß die Außenpolitik stär-
ker in den gemeinschaftlichen Institutionen veran-
kert wird. Dabei muß nach unserer Überzeugung auch 
die Kommission einbezogen werden. Nur wenn es uns 
nach den schwierigen Anfangszeiten gelingt, in der 
Außenpolitik in Europa mit einer Stimme zu sprechen 
und gemeinsam zu handeln, werden wir auch welt-
weit unserer politischen Verantwortung gerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FPD) 

Meine Damen und Herren, das künftige Zusam-
menleben in einem Europa ohne Binnengrenzen er-
fordert auch, daß wir uns mit unseren Partnern auf 
gemeinschaftliches Handeln in Kernbereichen der In-
nen - und Justizpolitik verständigen. Wir brauchen 
unbedingt — auch wenn es bei uns in der Bundesre-
publik noch nicht alle glauben — eine mittelfristig mit 
grenzübergreifenden Befugnissen ausgestattete euro-
päische Polizei, um vor allem im Kampf gegen die 
Drogenmafia und das organisierte Verbrechen beste-
hen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Wir brauchen ebenso dringend eine in ihren we-
sentlichen Elementen einheitliche europäische Politik 
in bezug auf Einwanderungs - und Asylfragen. Wir 
haben zu beiden Themen Vorschläge gemacht und 
der Regierungskonferenz Impulse gegeben. Es wird 
jetzt, wie immer in solchen Sachen, streitig diskutiert. 
Wir werden unsere Position nachdrücklich vertreten. 
Dabei ist mir sehr wohl bewußt, daß wir damit schwie-
riges europäisches Neuland betreten. 

Angesichts der dramatischen Entwicklung müssen 
wir aber jetzt das Notwendige tun und über den bis-
herigen Rahmen der rein zwischenstaatlichen Zusam-
menarbeit hinausgehen. 

Im Zusammenhang mit der Politischen Union wird 
sich die Bundesregierung mit allem Nachdruck für die 
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Verstärkung der Rechte des Europäischen Parla-
ments einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Ich muß Ihnen ehrlich gestehen: Als wir vor einem 
Jahr bei der ersten EG-Konferenz zu diesem Thema in 
Rom zusammenkamen — die zweite war dann im De-
zember — , hätte ich nicht damit gerechnet, daß wir in 
der Frage der Verstärkung der Rechte des Europäi-
schen Parlaments auf solche Schwierigkeiten stoßen 
würden. Mir ist es letztlich auch unverständlich, wie 
man in dieser Frage so zögerlich sein kann. Denn ich 
kann mir nicht vorstellen, daß wir im Juni 1994 die 
Wähler in EG-Europa wieder zur Wahlurne rufen, um 
in freier, geheimer und direkter Wahl ein Parlament 
zu wählen, das die wirklichen Parlamentsrechte nicht 
besitzt. Ich halte das für unmöglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Ich verstehe letztlich auch nicht, warum einige un-
serer Partner Probleme damit haben, dem Parlament 
die Möglichkeiten zu geben, die Kommission zu wäh-
len — damit nehmen wir anderen ja keine Rechte 
weg — , ihm das Recht zur Mitentscheidung bei den 
legislativen Akten der Gemeinschaft zu geben. Man 
könnte die Liste noch erweitern. 

Wenn ich dies sage, bin ich sicher, daß wir alle 
gemeinsam wissen, daß unser Ziel nicht ein bürokra-
tisches, sondern ein demokratisch verfaßtes Europa 
ist. Wir wollen kein zentralistisches, sondern ein för-
derales und bürgernahes Europa, das sich dem 
Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet weiß. Das 
heißt, wir wollen, daß in der zukünftigen Zentrale — 
ich nenne einmal Brüssel — eben nur solche Entschei-
dungen getroffen werden, die auf der Ebene der Mit-
gliedstaaten nicht wirksam getroffen werden kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Wir wollen auch, daß in diesem künftigen Europa 
die Regionen ihre legitimen Interessen in die Gemein-
schaft einbringen können. Die Erfahrungen in 
Deutschland, nicht zuletzt an den Westgrenzen unse-
res Landes, in den letzten 30 bis 40 Jahren in der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit benachbar-
ter Regionen sind so positiv, daß ich nur hoffen kann, 
daß sich jetzt ähnliches in Ostdeutschland, an der 
Grenze zu unseren östlichen Nachbarn, vollziehen 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Wenn Sie die Diskussion in den alten, klassischen 
Zentralstaaten — ich nenne beispielsweise Frank-
reich — verfolgen, sehen Sie, daß überall eine starke 
Tendenz zu verspüren ist — für uns eine besonders 
sympathische Tendenz — , auch durch eine Dezentra-
lisation der Machtbefugnisse Entscheidungen mög-
lichst nahe bei den Bürgern zu treffen. Diese Erfah

-

rung  darf in Europa nicht verlorengehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

In diesem Sinne haben wir in Übereinstimmung mit 
den Bundesländern der Regierungskonferenz die Bil-
dung eines Regionalgremiums mit beratender Stimme 
vorgeschlagen. Ich mache kein Hehl daraus, daß es 
noch viel, viel Arbeit kosten wird, um diese Idee und 
diese Überzeugung unseren Partnern nahezubrin-
gen. 

Bei den Verhandlungen über die Wirtschafts- und 
Währungsunion entwickelt sich — auch das ist eine 
Erfahrung positiver Art aus dem letzten Jahr — sehr 
viel schneller ein breiter Konsens über die Grund-
positionen, die wir vertreten. Erstens. In der Zwi-
schenstufe ab 1994 verbleibt die Zuständigkeit für die 
Geldpolitik und die Verantwortung für die Geldwert-
stabilität in den Mitgliedstaaten uneingeschränkt bei 
den nationalen Zentralbanken. Es wird keine „Grau-
zone" in dieser Vorbereitungsphase geben. 

Zweitens. Der Weg zur Wirtschafts- und Währungs-
union setzt eine marktwirtschaftliche und stabilitäts-
gerechte Wirtschafts- und Finanzpolitik voraus, die 
die unabdingbare Konvergenz der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Mitgliedstaaten schafft. 

Drittens. In der Endstufe wird ein unabhängiges 
europäisches Zentralbanksystem geschaffen, das al-
lein für die einheitliche Geldpolitik zuständig und vor-
rangig der Geldwertstabilität verpflichtet ist. 

Die Wirtschafts- und Finanzminister der Europäi-
schen Gemeinschaft sind sich in ihren Beratungen 
einig, daß alle Mitgliedstaaten die Entscheidung über 
den Übergang zur Endstufe der Wirtschafts- und 
Währungsunion gemeinsam treffen sollen. Dabei gel-
ten drei Grundsätze, über die sich der Europäische Rat 
bereits im Juni in Luxemburg verständigt hatte. 

Erstens. Kein Mitgliedstaat darf den Übergang ei-
ner Mehrheit von Mitgliedsländern in die dritte Stufe 
verhindern. Ich denke, jeder versteht, daß in diesem 
einfachen Satz sehr viel politischer Sprengstoff ent-
halten ist. 

Zweitens. Kein Mitgliedstaat wird gegen seinen 
Willen zur Mitgliedschaft in der Endstufe der Wirt-
schafts- und Währungsunion gezwungen. 

Drittens. Kein Mitgliedstaat kann von der Endstufe 
ausgeschlossen werden, wenn er die wirtschaftlichen 
und institutionellen Voraussetzungen erfüllt. 

Meine Damen und Herren, die vergangenen Wo-
chen und Monate haben gezeigt, daß sich diese Ver-
handlungen keineswegs — das war auch nicht anders 
zu erwarten — einfach gestalten. Das sollte angesichts 
der Zahl und der Vielschichtigkeit der Themen auch 
niemanden überraschen. Aber ich bin sicher, daß sich 
alle Partner der einmaligen Herausforderung und 
auch der einmaligen Chance dieser Regierungskonfe-
renzen bewußt sind und den Erfolg wollen. 

Ich will in diesem Zusammenhang ausdrücklich der 
niederländischen Präsidentschaft und insbesondere 
dem Ministerpräsidenten Lubbers für die Mühe dan-
ken und versichern, daß wir alles daransetzen wollen, 
sie bei ihrer sehr schwierigen Aufgabe zu unterstüt-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine weitere wichtige Etappe auf dem Weg zur 
Europäischen Union wird die Vollendung des Euro- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. November 1991 	4369 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 

päischen Binnenmarktes zum 31. Dezember 1992 
sein. Zu diesem Zeitpunkt sollen in Europa aber nicht 
nur für die Bürger der Europäischen Gemeinschaft die 
Binnengrenzen fallen. Seit dem Durchbruch vom 
22. Oktober 1991 können wir davon ausgehen, daß 
dann zugleich der noch größere Europäische Wirt

-schaftsraum — für insgesamt 380 Millionen Bürger — 
Wirklichkeit wird. Dies ist eine Entwicklung von einer 
ungeheuren politischen Bedeutung. 

Ich bin sicher, daß die Zustimmung zum EWR-Ver-
trag für die meisten unserer EFTA-Nachbarn nur ein 
erster Schritt auf dem Weg zum EG-Beitritt sein wird. 
Wir hoffen, daß diejenigen, die diese Diskussion jetzt 
führen, sie bald zu Ende bringen. 

Wir begrüßen, daß beispielsweise in Schweden die 
Diskussion an einem Punkt angelangt ist, der es zuläßt 
zu sagen: Wir rechnen damit, daß Schweden 1995 der 
Gemeinschaft beitritt und Österreich ähnliches tun 
wird. Ich bin ganz sicher, daß das schwedische Bei-
spiel nicht ohne Eindruck und Wirkung auf die Nach-
barn in Nordeuropa, auf Norwegen und Finnland, 
sein wird. 

In Erinnerung an eine Debatte, die wir im Zusam-
menhang mit dem Beitritt von Spanien und Portugal 
hatten, will ich jetzt doch sagen, daß es richtig war, 
den Beitritt Spaniens und Portugals zu forcieren, ob-
wohl damals mancher — auch in Deutschland — der 
Meinung war, der Beitritt werde dazu führen, daß die 
EG, wie man sagte, südlastig werde. Damals ist die 
Befürchtung geäußert worden, daß Nordeuropa, ein 
entscheidender Bestandteil Europas, den Weg in die 
EG nicht finden werde. Wir begrüßen die Diskussio-
nen und die Entscheidungen, die dort getroffen wer-
den. Wir wünschen, daß die Zeitpläne, über die man 
jetzt diskutiert, auch eingehalten werden. Die Bun-
desrepublik Deutschland wird jedenfalls jede Unter-
stützung dabei geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Eine weitere ganz wichtige, zentrale Aufgabe euro-
päischer Politik bleibt es, den jungen Demokratien in 
Mittel-, Ost- und Südosteuropa beim Umbau ihrer 
Wirtschaft und Gesellschaft tatkräftig zu helfen. Wir 
sollten daher alles daransetzen, die Assoziierungs-
verträge der Europäischen Gemeinschaft mit Ungarn, 
mit Polen und der CSFR noch in diesem Jahr unter 
Dach und Fach zu bringen. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ferner sollten wir die baltischen Staaten bei der 
Festigung ihrer politischen und wirtschaftlichen Un-
abhängigkeit unterstützen. 

Ich denke, auch im Blick auf spätere Entwicklungen 
der Europäischen Gemeinschaft ist es wichtig, daß die 
eben genannten Länder wissen, daß wir ihnen auf 
ihrem Weg nach Europa helfen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Das Zeitmaß, das hier in Frage kommt, wird sicherlich 
ein anderes sein als das bei den vorher genannten 
Ländern wie Schweden und Österreich. Es ist aber ein 
großer Unterschied, ob man in Warschau, in Prag oder 
in Budapest weiß, daß man erwünscht ist, oder ob wir 

diesen Ländern mit einer quasi neutralen Distanz be-
gegnen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich kann mir sehr wohl vorstellen, daß man über die 
jetzt abzuschließenden Assoziierungsverträge zu ei-
ner Art von Beratungsmechanismus kommt, der schon 
in dieser Zwischenzeit deutlich macht, daß diese Län-
der ihren Weg in die Gemeinschaft finden werden. Ich 
glaube, das liegt im allgemeinen Interesse und ist 
nützlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Bündnis-

ses 90/GRÜNE) 

Eine ganz besondere Herausforderung, und zwar 
nicht nur für die Europäische Gemeinschaft, sondern 
auch für die anderen Partner in der G 7, stellt die dra-
matische Wirtschaftsentwicklung in der Sowjetunion 
dar. Wir wollen — darüber wird gesprochen und wird 
in den nächsten Wochen noch zu sprechen sein — in 
diesem Winter dazu beitragen, daß die Versorgung 
der Menschen dort mit einem Mindestmaß an Gütern 
des täglichen Bedarfs durch Nahrungsmittelhilfe si-
chergestellt wird. 

Auch hierzu möchte ich gerne eine darüber hinaus-
gehende Bemerkung machen: Es kann nicht ange-
hen, daß im Rahmen der G 7, der sieben großen Indu-
strienationen der Welt, diese Frage bei nicht wenigen 
weitgehend unter dem Gesichtspunkt gesehen wird, 
dies sei vor allem eine deutsche Verantwortung. Es ist 
zwar eine besondere deutsche Verantwortung; denn 
wenn die Sowjetunion und die Republiken zu einer 
neuen Struktur finden, sind wir als Nachbarn ganz 
unmittelbar betroffen. Wir sind auch deshalb in einer 
besonderen Weise betroffen, weil noch viele sowjeti-
sche Soldaten auf deutschem Ter ritorium stehen und 
weil die Abmachungen über den vollständigen Trup-
penrückzug eingehalten werden müssen. Aber es 
dient dem Frieden der Welt, nicht nur dem Frieden 
Europas, wenn in der Sowjetunion und in den jetzt 
entstehenden Republiken Friede, Freiheit, Soziale 
Marktwirtschaft und rechtsstaatliche Ordnung ein-
kehren und dauerhaft verankert werden. 

Wenn man bedenkt, was wir in der Vergangenheit 
— während und auf dem Höhepunkt des Kalten Krie-
ges — an finanziellen Ressourcen mobilisieren muß-
ten, um der damaligen Lage gerecht zu werden, 
müßte es auch möglich sein, jetzt in einer gemeinsa-
men großen Kraftanstrengung hier die notwendige 
Hilfe zu geben. Es ist wichtig, jetzt für den kommen-
den Winter Nahrungsmittelhilfe zu mobilisieren. 
Aber das ist nur eine Übergangshilfe; das kann kein 
dauerhafter Zustand sein. Jetzt sind alle westlichen 
Demokratien gefordert, die Chance der Demokratie in 
diesem Teil der Welt wahrzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE] 

Die Friedenskonferenz von Madrid hat neue Hoff-
nungen auf eine f riedliche Beilegung des Nahostkon-
flikts geweckt. Das bloße Zustandekommen dieser 
Konferenz war bereits ein Ereignis von größter Bedeu-
tung. Es war nur möglich — wir sollten dies dankbar 
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würdigen — dank der unermüdlichen Bemühungen 
von Außenminister Baker, dank des sehr persönlichen 
Engagements der Präsidenten Bush und Gorbatschow 
und auch dank der Bereitschaft der Konfliktparteien, 
sich erstmals seit 40 Jahren an einen Tisch zu setzen 
und die gegenseitigen Standpunkte überhaupt anzu-
hören. 

Diese Konferenz ist ein erster Schritt auf dem Weg 
zu einem tragfähigen und stabilen Verhandlungspro-
zeß. Das Ziel ist klar: Israel muß friedlich und sicher 
mit seinen Nachbarn leben, und die Palästinenser 
müssen über ihr Schicksal selbst bestimmen kön-
nen. 

Ich möchte heute die Gelegenheit nutzen, an dieser 
Stelle an alle Beteiligten zu appellieren: Zeigen Sie in 
den weiteren Verhandlungen Realismus und Kompro-
mißbereitschaft. Leiten Sie alle Ihnen möglichen 
Schritte zur Schaffung eines Klimas des Vertrauens 
ein. Enthalten Sie sich aller Maßnahmen, die den Frie-
densprozeß behindern oder gefährden könnten. 
Schließlich: Gehen Sie auch in kommenden Verhand-
lungen nicht auseinander, ohne eine wirkliche Fort-
setzung der Gespräche zu vereinbaren. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD sowie bei Abgeordneten des Bündnis

-

ses 90/GRÜNE) 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir zum 
Abschluß noch ein paar kurze Bemerkungen zu mei-
ner jüngsten Reise nach Chile und Brasilien. Dieser 
Besuch hat mir die großen Hoffnungen deutlich ge-
macht, die die Staaten Lateinamerikas mit dem Wan-
del in Deutschland und in Europa, mit der deutschen 
Einheit und mit der europäischen Einigung verbin-
den. Auch sie haben mit dem Wegfall des Ost-West

-

Gegensatzes und mit der Überwindung des Blockden-
kens ihren Standort in der Weltpolitik neu bestimmt 
oder noch neu zu bestimmen. Die meisten von ihnen 
bekennen sich inzwischen zur pluralistischen Demo-
kratie, zum Rechtsstaat und zu einer marktwirtschaft-
lichen Ordnung. Die Völker Lateinamerikas erbrin-
gen damit alle Voraussetzungen für ein noch engeres 
Zusammengehen mit uns Europäern. Das gilt sowohl 
für die bilaterale als auch für die regionale Politik. 

In meinen Gesprächen in Chile und Brasilien spielte 
der Wunsch nach einer radikalen Öffnung der euro-
päischen Märkte für die Waren dieser Länder eine 
entscheidende Rolle. Ich habe zugesagt, mich persön-
lich wie auch mit der ganzen Kraft der Bundesregie-
rung dafür einzusetzen, daß die laufende Uruguay

-

Runde des GATT  bald und erfolgreich abgeschlossen 
wird. Ich bin durchaus der Meinung, daß wir auf die-
sem schwierigen Feld in der jüngsten Zeit beachtliche 
Fortschritte erreicht haben. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat ein elementares Interesse an einem 
positiven Abschluß der Uruguay-Runde des GA TT . 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich habe in meinen Gesprächen meine Gesprächs-
partner zugleich ermutigt, ihre Bemühungen um die 
Schaffung von Freihandelszonen und um die wirt-
schaftliche Integration, aber auch um Zusammen-
schlüsse in Teilen Lateinamerikas voranzutreiben. 

Ich habe in Chile und Brasilien volle Zustimmung 
dafür gefunden, daß Indust rie- und Entwicklungslän-
der in der Frage des weltweiten Umweltschutzes eine 
gemeinsame Verantwortung tragen, der sie nur durch 
partnerschaftliche Zusammenarbeit gerecht werden 
können. Dabei mußte ich weit über das hinaus, was 
ich vorher gewußt habe — lassen Sie mich das hier 
bekennen — , feststellen, wie groß die psychologi-
schen Schwierigkeiten vor allem in wichtigen Teilen 
Brasiliens sind. Das Schlagwort von der Einmischung 
der Ausländer in innerbrasilianische Angelegenhei-
ten sollten wir ernst nehmen. Ob wir es als richtig 
anerkennen oder nicht, es ist noch eine erhebliche 
psychologische Vorbereitungsarbeit auf diesem Feld 
notwendig, und zwar nicht nur durch die Deutschen, 
sondern durch alle, die am Erhalt der Schöpfung inter-
essiert sind, und das müßten ja wir alle sein. 

Ich habe die brasilianische Regierung nachdrück-
lich in ihren Bemühungen bestärkt, der Zerstörung 
der tropischen Regenwälder Einhalt zu gebieten. Zu-
gleich habe ich unser eigenes Engagement noch ein-
mal unterstrichen. Als Beitrag zum „Pilotprogramm 
Brasilien" haben wir 250 Millionen DM bereitgestellt. 
Ich will die Gelegenheit hier nutzen, um zu sagen, daß 
ich erwarte, daß sich auch die anderen Industrieländer 
an diesen Programmen beteiligen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

In diesen Tagen gehen ja Meldungen um die Welt, 
wieviel Hartholz einzelne Industrieländer pro Jahr 
verbrauchen. Dabei kann man feststellen, daß es dar-
unter G-7-Länder gibt, die allein soviel Holz verbrau-
chen wie die gesamte EG. 

(Zuruf von der SPD: Japan!) 

Deswegen, finde ich, müßte es eigentlich auch mög-
lich sein, daß diejenigen, die in einem besonderen 
Maße tropische Hölzer verbrauchen, Mittel bereitstel-
len, zumal sie dazu wirtschaftlich in der Lage sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD sowie bei Abgeordneten des Bündnisses 

90/GRÜNE) 

Ich selbst habe die Absicht, um Juni kommenden 
Jahres an der in Rio de Janeiro stattfindenden UNO-
Konferenz über Umwelt und Entwicklung teilzuneh-
men. Meine Damen und Herren, auf dieser Konferenz 
wird es entscheidend darauf ankommen, daß wir nicht 
nur reden, sondern die Indust rie- und die Entwick-
lungsländer zu gemeinsamem Handeln zusammen-
führen. In diese Partnerschaft muß jeder seinen ihm 
möglichen und auch zumutbaren Teil zur Erhaltung 
unserer natürlichen Lebensgrundlagen einbringen. 
Wir wollen als Bundesregierung das Notwendige und 
für uns Mögliche tun. Aber wir müssen auch die Zeit 
nutzen, um unsere Partner davon zu überzeugen, daß 
dies eine weltweite Verantwortung ist und daß dies 
vor allem auch eine Verantwortung der Industriena-
tionen ist. 

Meine Damen und Herren, die Wiedererlangung 
der staatlichen Einheit bringt für uns Deutsche neue 
Verantwortung, neue Herausforderungen und neue 
Pflichten mit sich. Zu allen wich tigen Fragen der inter-
nationalen Politik und der Weltwirtschaft werden 
heute mehr denn je unsere Mitwirkung, unsere Bei- 
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träge und unser Engagement erwartet. Dies gilt unge-
achtet unserer nationalen Aufgabe, gleiche Lebens-
verhältnisse in ganz Deutschland herzustellen und die 
Menschen in Ost und West unseres Vaterlandes zu-
sammenzuführen. 

Wir dürfen den Blick — bei aller Wichtigkeit dieser 
Aufgaben — jedoch nicht nur nach innen lenken. 
Zahlreiche und große Herausforderungen außerhalb 
der deutschen Grenzen erfordern ebenfalls unseren 
Einsatz: der Aufbau des vereinten Europa, die Weiter-
entwicklung und Festigung des Bündnisses in der Be-
ziehung zu Nordamerika, die Stabilisierung der Staa-
ten Mittel-, Ost- und Südosteuropas, die friedliche 
Beilegung von Konflikten insbesondere in unserer 
Nachbarschaft, die partnerschaftliche Zusammenar-
beit mit den Ländern der Dritten Welt. 

Zusammen mit unseren Partnern und Freunden 
wollen wir so an einer neuen Weltordnung des Frie-
dens, der Freiheit und der Gerechtigkeit mitwirken. 
Wir wollen dabei die Aufgaben zu Hause nicht ver-
nachlässigen, aber wir würden als wiedervereinigtes 
Deutschland vor der Geschichte versagen, wenn wir 
uns nur unseren eigenen Problemen zuwenden wür-
den und die Verantwortung, die in der Welt auf uns 
zukommt, vernachlässigen würden. Meine Bitte ist, 
daß wir diese Verantwortung gemeinsam tragen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP — Beifall bei der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort hat jetzt 
der Abgeordnete Norbert Gansel. 

Norbert  Gansel (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Herr Bundeskanzler, wir alle kön-
nen uns vorstellen, daß Sie in diesen Stunden mit 
Ihren Gedanken mehr in Monza als in Rom sind. Wir 
möchten Ihnen sagen, daß wir mit Ihnen und mit Ihrer 
Familie fühlen, und wir wünschen Ihrem Sohn baldige 
gute Besserung. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Meine Damen und Herren, durch die Vereinigung 
ist das Gewicht, aber auch die Last der Bundesrepu-
blik gewachsen. Die Bevölkerungszahl, die wirt-
schaftliche Stärke, die geographische Lage und un-
sere Geschichte — das, was wir anderen Völkern und 
uns selbst zugefügt haben, und auch das, was wir dar-
aus zu lernen versucht haben — beanspruchen uns in 
besonderer Weise. Neue Hoffnungen, aber auch altes 
Mißtrauen werden uns entgegengebracht — und, was 
bisweilen schlimmer ist, alte Hoffnungen und neues 
Mißtrauen. 

Nirgendwo ist das so deutlich wie im Verhältnis der 
jugoslawischen Republiken zur Bundesrepublik. Des-
halb und weil in mittelbarer Nachbarschaft Krieg ist, 
möchte ich auch einige Bemerkungen zu Jugoslawien 
an den Anfang meiner Rede stellen. 

Daß es in Kroatien auch Kräfte gibt, die aus der 
Bundesrepublik unter Berufung auf das Verhältnis 
zwischen Hitler-Deutschland und dem faschistischen 
Ustascha-Regime militärische Hilfe wünschen, macht 
mir Sorge. Daß das noch mehr Sorgen unter Serben 
auslöst, kann ich verstehen. Wofür ich aber kein Ver

-

ständnis haben kann, ist die Art und Weise, wie eine 
staatlich gelenkte serbische Propaganda versucht, die 
Bundesrepublik mit jenem Deutschland gleichzustel-
len, mit dem wir nichts mehr gemeinsam haben außer 
unserer Geschichte. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vor solchen böswilligen und haltlosen Unterstellun-
gen nehme ich auch die Bundesregierung ausdrück-
lich in Schutz. 

Das gilt nicht für die Äußerungen, die Bundesinnen-
minister Schäuble am Sonntag auf dem Deutschland-
tag der Jungen Union gemacht hat. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich zitiere: „Wir helfen nur, wenn die Aggressoren 
überzeugt werden, daß andere bereit sind, notfalls mit 
militärischen Mitteln die Aggression zu beenden. " — 
Das hat Schäuble gesagt, und er hat dabei auch eine 
deutsche Beteiligung befürwortet. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört!) 

So hilft man nur der serbischen Kriegspropaganda, 
Herr Schäuble, dem Frieden schadet man damit. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

Ein militärisches Eingreifen wäre völkerrechtswidrig, 
es würde das Blutvergießen nur vergrößern, und eine 
deutsche Beteiligung wäre verfassungswidrig. Der 
Bundesinnenminister, der sich gelegentlich auch als 
Verfassungsminister bezeichnet, müßte das eigentlich 
wissen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesregierung hat in der Jugoslawienkrise 
wie die meisten europäischen Regierungen lange ver-
sagt. Sie hat zu lange auf den jugoslawischen Zentral-
staat und sein postkommunistisches Regime gesetzt. 
Wir wollten Völkern, die das erste Mal in ihrer Ge-
schichte über ihr Schicksal frei bestimmen können, 
das Recht auf Selbstbestimmung nicht verwehren. Die 
SPD hat deshalb schon im Mai gefordert, den Weg 
Sloweniens durch die völkerrechtliche Anerkennung 
der Staatengemeinschaft zu ebnen und die Anerken-
nung der kroatischen Unabhängigkeit von der Re-
spektierung der serbischen Minderheitenrechte ab-
hängig zu machen. Seit Monaten verlangen wir wirt-
schaftliche Sanktionen der EG, die die jugoslawische 
Bundesarmee treffen müssen. Seit Monaten unterstüt-
zen wir die Forderung Kroatiens nach Blauhelmen der 
UNO, die allerdings nur mit Zustimmung der serbi-
schen Seite einen Waffenstillstand garantieren könn-
ten. 

Unser inzwischen gemeinsames Engagement in der 
jugoslawischen Krise beruht auf unserer europäi-
schen Verantwortung und wohl auch auf unserer geo-
graphischen und menschlichen Nähe. 600 000 jugos-
lawische Arbeitnehmer und ihre Familien — das war 
1% der Bevölkerung der alten Bundesrepublik — le-
ben und arbeiten bei uns. Fast jede deutsche Familie 
ist schon einmal in Jugoslawien auf Urlaub gewesen. 
Jugoslawien war für Deutsche nach dem Zweiten 
Weltkrieg ein schwieriges Territo rium. Aber in den 
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vielen Jahren ist Freundschaft durch Begegnung ge-
wachsen, und deshalb fühlen wir eine besondere Ver-
antwortung. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Sie nicht auf Sonderwegen, sondern innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft und der KSZE zur Gel-
tung zu bringen, das ist der richtige Weg. Vor deut-
schen Alleingängen, wie sie in den Unionsparteien 
immer wieder gefordert werden, sei gewarnt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir hoffen, daß solche Forderungen keine Anzei-
chen eines veränderten deutschen Selbstverständnis-
ses sind. Daß die Bundesrepublik ihr Gewicht in den 
internationalen Organisationen und zu ihrer Stärkung 
nutzt, war eine gemeinsame Überzeugung in diesem 
Hause. Das muß erst recht für das gewachsene Ge-
wicht des vereinigten Deutschlands gelten. Wenn die 
Bundesrepublik durch den Zwei-plus-Vier-Vertrag 
nun völkerrechtlich souverän geworden ist, dann 
müssen wir erst recht unter Beweis stellen, daß wir 
bereit sind, Souveränitätsrechte an supranationale 
Organisationen abzugeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Darum geht es auf dem Gipfeltreffen der Europäi-
schen Gemeinschaft in Maastricht, wo eine umfas-
sende Änderung der Römischen Verträge beschlossen 
werden soll, jener Verträge, durch die die EG — da-
mals noch die EWG — 1957 begründet wurde. Weil 
damit weitere Souveränitätsrechte auf die Gemein-
schaft übertragen werden, müssen die Parlamente der 
Mitgliedstaaten — also auch der Deutsche Bundes-
tag — diese Änderungen 1992 ratifizieren, wenn alles 
gutgeht. Wir hoffen, daß alles gutgeht, denn durch 
dieses Vertragswerk soll die Europäische Gemein-
schaft zu einer Wirtschafts- und Währungsunion und 
zu einer Politischen Union weiterentwickelt wer-
den. 

Wir sind also auf dem Weg zu den Vereinigten Staa-
ten von Europa, die die deutsche Sozialdemokratie 
1925 in ihrem Heidelberger Programm als erste euro-
päische Partei gefordert hat. Was so fernab in den 
Höhen eines Gipfeltreffens verhandelt wird, wird tief 
in die Lebensbedingungen und Lebensgefühle bei 
uns allen einschneiden, wird unsere Wirtschaft und 
unsere Umwelt verändern, wird unsere Bürgerrechte 
und unsere Währung bestimmen und über die ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Gemein-
schaft entscheiden. Zur Politischen Union — dabei 
geht es z. B. um die Befugnisse des Europäischen Par-
laments — wird meine Kollegin Heidemarie Wieczo-
rek-Zeul sprechen, zur Wirtschafts- und Währungs-
union — dabei geht es letztlich um die Stabilität unse-
res Geldes — mein Kollege Norbert Wieczorek. 

Ich will etwas zur gemeinsamen Sicherheitspolitik 
sagen. Dabei geht es z. B. um Soldaten. Die SPD hat 
auf ihrem Bremer Parteitag im Mai beschlossen: 

Die Westeuropäische Union soll schrittweise an 
die Politische Union herangeführt und die Arbeit 
der WEU an den zu fassenden Grundsatzbe-
schlüssen des Europäischen Rates zur gemeinsa

-

men Außen- und Sicherheitspolitik orientiert 
werden. 

Soweit sich die sogenannte Botschaft von Helmut Kohl 
und François Mitterrand zur gemeinsamen europäi-
schen Außen- und Sicherheitspolitik vom 16. Oktober 
mit diesem Vorschlag deckt, findet sie natürlich un-
sere Zustimmung. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Die haben das vor-
her gelesen! — Dr. Hans-Jochen Vogel 
[SPD]: Ihr seid auch gut beraten, das zu le-

sen!) 

Aber der in der Botschaft enthaltene Vertragstext 
weist einige Unklarheiten und Lücken auf. Herr Bun-
deskanzler, das war heute überhaupt das Problem mit 
Ihrer Regierungserklärung. Wir haben ja zum Teil 
geklatscht, auch ich; denn was Sie gesagt haben, war 
im großen und ganzen in Ordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Problem war das, was Sie nicht gesagt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber dazu gibt es ja parlamentarische Debatten. 

Deshalb sage ich: Unklar bei Ihrer Botschaft ist, ob 
der WEU-Vertrag so verändert werden soll, daß auch 
militärische Aktionen out of area zulässig werden sol-
len. Dem würden wir uns entschieden widersetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch die FDP müßte das eigentlich machen, Herr 
Genscher. 

Unklar sind die Vorstellungen zur Rüstungskoope-
ration und zur Kontrolle des Rüstungsexports. Die vor-
geschlagene europäische Rüstungsagentur darf je-
denfalls nicht zu einer Rüstungsexportagentur wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Es fehlt überhaupt jeder Vorschlag, die Überkapazitä-
ten der westeuropäischen Rüstungsindustrie sozial-
verträglich und ökonomisch produktiv umzustellen. 
„Konversion" und „Friedensdividende" sind die 
Stichworte. Und es fehlt jede Vorstellung von einer 
parlamentarischen Kontrolle der europäischen Si-
cherheitspolitik. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

— Ja, das hat auch der Kanzler gesagt. Daß er sich 
Mitterrand gegenüber nicht durchsetzen konnte, be-
dauern wir sehr. 

Wir Sozialdemokraten sind uns darüber im klaren, 
daß zu den Vereinigten Staaten von Europa schließ-
lich auch gemeinsame Streitkräfte gehören müssen. 

(Dr. Renate Hellwig [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Es hieße jedoch, eine politische Entwicklung auf den 
Kopf zu stellen, wollte man das militärische Element 
im europäischen Prozeß als Katalysator benutzen und 
mit gemeinsamen Streitkräften beginnen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Renate Hellwig 
[CDU/CSU]: Wie die D-Mark! — Karl Lamers 

[CDU/CSU]: Gleichzeitig!) 
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Es ist deshalb verwunderlich, daß die sogenannte Bot-
schaft auch ein Postsc riptum enthält, mit dem die Bil-
dung eines deutsch-französischen Armeekorps von 
50 000 Soldaten als Kern einer europäischen Streit-
macht vorgeschlagen wird. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Was habt ihr denn 
dagegen?) 

Dieser Vorschlag hat bei den europäischen Partnern 
nicht nur Kopfschütteln und spöttische Bemerkungen, 
sondern auch Feindseligkeiten hervorgerufen. Man 
entspricht den Warnungen vor deutschen Alleingän-
gen eben nur zur Hälfte, wenn man deutsch-französi-
sche Doppelgänge versucht. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Ach, Unsinn!) 

Wir haben uns für die Mitgliedschaft auch des ver-
einigten Deutschlands in der NATO und für die mili-
tärische Integration der Bundeswehr nicht deshalb 
ausgesprochen, um jetzt gewissermaßen eine Binatio-
nalisierung deutscher Streitkräfte außerhalb der 
NATO zuzulassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bundeskanzler hat dazu heute eine Klarstellung 
versucht, aber es bleiben Unklarkeiten über das künf-
tige Übungs- und Einsatzgebiet dieses Armeekorps, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Rabulistik!) 

über seine Zusammensetzung in Anbetracht unserer 
NATO-Verpflichtungen, über seinen militärischen 
Auftrag und über seine Kommandostruktur. 

Bei deutsch-französischen Einheiten muß jedenfalls 
der Grundsatz gelten: gleiche Pflichten, gleiche 
Rechte, auch gleiche Stationierung. Es wäre keine 
Lösung, wenn 25 000 französische Soldaten auf deut-
schem Boden blieben und nur ein paar deutsche 
Stabsoffiziere in Straßburg tagen könnten. So nicht! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Inzwischen befindet sich die Bundesregierung aber 
auf dem Rückzug. Es ist überhaupt eine erstaunliche 
Armee, deren Geschichte mit einem Rückzug beginnt. 
Minister Stoltenberg spricht nur noch von einer Anre-
gung. Man habe eigentlich nur die operative Zusam-
menarbeit auf Stabsebene im Sinn gehabt. Minister 
Genscher versuchte sogar, die Verbündeten zu beru-
higen, indem er betonte — ich zitiere — , die deutsch-
französische Initiative sei keine Bedrohung der 
NATO. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dabei soll es doch sogar NATO-Stäbe geben, die für 
ihre Existenzberechtigung mühsam nach einer Bedro-
hung suchen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Tatsächlich hat sich die sogenannte Bedrohungs-
lage für die NATO fundamental verändert. Der Sieg 
der Demokratie in Mittel- und Osteuropa, die deut-
sche Vereinigung, die Auflösung des Warschauer 
Paktes, die Rückkehr der Roten Armee in die Sowjet-
union, der erfolglose Putsch in Moskau, der Zerfall der 
alten Sowjetunion und die Erosion ihrer Streitkräfte, 
der Beginn einer wirklichen nuklearen Abrüstung 
durch die Initiativen von Bush und Gorbatschow, all 
das hat das Gesicht unserer Welt verändert, und die 

Vokabel „Bedrohung" ist sogar aus den Kommuni-
qués der NATO-Verteidigungsminister getilgt wor-
den. 

Jetzt muß die Gipfelkonferenz der NATO in Rom 
ein Signal dafür sein, daß das Bündnis bereit und in 
der Lage ist, nicht nur veraltete Beg riffe, sondern auch 
veraltete Strategien über Bord zu werfen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Die NATO hat sich in der Vergangenheit gegen-
über der Bedrohung durch die Truppen und Atomwaf-
fen des Warschauer Paktes und der Sowjetunion 
durch ein annäherndes konventionelles Gleichge-
wicht und die Strategie der atomaren Abschreckung 
zu schützen versucht. Es lohnt sich heute nicht mehr, 
darüber zu streiten, was daran richtig oder falsch war. 
Wenn es aber für den atomaren Ersteinsatz durch die 
NATO je eine Begründung gab, so ist sie nunmehr 
zusammengebrochen. Wir fordern die Bundesregie-
rung deshalb auf, sich auf dem NATO-Gipfel dafür 
einzusetzen, daß durch eine offizielle Erklärung auf 
die Androhung des atomaren Ersteinsatzes verzichtet 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Tatsache ist: Die NATO steht nicht länger einem 
Gegner gegenüber, von dem behauptet werden kann, 
er sei an Zahl von Soldaten und Waffen überlegen. 
Über den Rahmen des KSE-Vertrages hinaus ist viel 
Raum für konventionelle Abrüstung. Wir fordern die 
Bundesregierung auf, sich auf dem NATO-Gipfel da-
für einzusetzen, daß für den konventionellen Abrü-
stungsprozeß neue Kriterien entwickelt werden, wie 
durch Umstrukturierung und drastische Reduzierung 
der Streitkräfte strukturelle Angriffsunfähigkeit in 
ganz Europa erzielt werden kann, und noch haben Sie 
die Chance: Fangen Sie mit der Streichung des Jä-
ger 90 an! 

(Beifall bei der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE sowie bei Abgeordneten der 
PDS/Linke Liste) 

Bisher haben sich die Verteidigungsminister der 
NATO in eine andere Richtung bewegt, und Herr Stol-
tenberg ist mitgelaufen. Man hat die Aufstellung von 
sogenannten schnellen Reaktionsstreitkräften be-
schlossen, um 80 000 Soldaten eine zwar unklare, 
aber neue Funktion zu geben. Da diese Truppe weit-
räumig mobil sein soll, braucht sie auch neue Ausrü-
stung, Waffen und Transportmittel. Die Rüstungsin-
dustrie bleibt beschäftigt, die Steuerzahler tragen die 
Kosten; das kann doch wohl nicht Sinn der Sache 
sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Manche meinen, die eigentliche Aufgabe der 
schnellen Reaktionsstreitkräfte liege außerhalb des 
Bündnisbereiches, z. B. am Golf. Das wäre mit dem 
NATO-Vertrag und dem Grundgesetz der Bundesre-
publik Deutschland nicht vereinbar. Deshalb, Herr 
Bundeskanzler, bitte ich Sie, klipp und klar zu sagen, 
daß ein Einsatz dieser Truppe nur im Bündnis, also nur 
im Verteidigungsfall, in Frage kommt. 

(Beifall bei der SPD) 
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Tatsache ist: Die konventionelle Bedrohung der 

NATO ist weg. Tatsache ist auch: Die führenden Poli-
tiker im Osten wie im Westen haben endlich erkannt, 
daß von der atomaren Hochrüstung nicht mehr Si-
cherheit, sondern mehr Gefahr ausgeht. Die SPD-
Fraktion begrüßt deshalb die Entscheidung von Präsi-
dent Bush und Präsident Gorbatschow, die Alarmstu-
fen bei den strategischen Atombombern und einem 
Teil der strategischen Atomraketen aufzuheben und 
ihre Kontrolle zu straffen. Damit ist die Gefahr eines 
Atomkrieges aus Versehen, jene schreckliche Gefahr, 
verringert worden; gebannt ist sie nicht. Der Schock 
der Erkenntnis dieser Gefahr scheint beiden Präsiden-
ten in die Knochen gefahren zu sein, als niemand eine 
zuverlässige Antwort auf die Frage geben konnte: 
Wer hat die sowjetischen Nukleararsenale während 
des Putsches unter sicherer Kontrolle gehabt? 

Bei den taktischen Atomwaffen, deren Kontrolle 
besonders schwierig und gefährdet ist, haben sich die 
Präsidenten ohne die bisher üblichen jahrelangen Ex-
pertengespräche selbst zu einseitigen drastischen Ab-
rüstungsschritten entschieden. Der NATO-Gipfel 
muß sich dafür entscheiden, einen Prozeß einseitiger 
und wechselseitiger Abrüstungsschritte zu unterstüt-
zen, der nur noch Verhandlungen über die Verifika-
tion notwendig macht. Es darf bei der nuklearen Ab-
rüstung keinen Stillstand geben. Deshalb fordern 
wir: 

Erstens. Nachdem dank der Bush-Initiative aus Eu-
ropa und insbesondere aus Deutschland jetzt endlich 
die taktischen landgestützten Atomraketen, die nu-
kleare Artillerie und atomare Landminen verschwin-
den werden 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Gott sei 
Dank!) 

— wir haben zum Schluß, Herr Dregger, in einer Ko-
alition mit Ihnen zusammen dafür gekämpft, erstaun-
licherweise mit Ihnen zusammen; 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Ich seit 
1986!) 

vielleicht hat es ja geholfen — , müssen jetzt endlich 
auch die luftgestützten Atomwaffen, die Atombom-
ben, die z. B. durch Tornado-Bomber eingesetzt wer-
den können, abgezogen und vernichtet werden. 

(Beifall bei der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Renate Schmidt) 

Nach den jetzigen Vorstellungen der NATO sollen 
über 700 Atombomben in Westeuropa und vor allen 
Dingen in der Bundesrepublik stationiert bleiben. Wo-
vor sollen sie uns schützen, und wen sollen sie bedro-
hen? 

Was mich manchmal wundert, ist die Passivität, mit 
der der Bundesverteidigungsminister das alles beglei-
tet. Man hat das Gefühl, er setzt sich nur mit müdem 
Pflichtgefühl für eine Stationierung von Atomwaffen 
ein. Aber leider beackert er auch das Feld der nuklea-
ren Abrüstung nur mit einem müden Pflichtgefühl, 
doch dabei handelt es sich um Atombomben und nicht 
um landwirtschaftliche Geräte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Wir verlangen von der Bundesregierung, 
daß sie hier und heute klipp und klar dazu Stellung 
nimmt, ob sie sich weiter an den Überlegungen der 
NATO beteiligen will, 1995 — nach einer Bundestags-
wahl — neue luftgestützte taktische Atomwaffen mit 
einer Reichweite von fast 500 km in der Bundesrepu-
blik zu stationieren. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das entscheiden 
wir dann! — Gegenruf des Abg. Karl Lamers 
[CDU/CSU]: Das habt ihr schon einmal ge

-

macht!) 

Drittens. Wir fordern die Bundesregierung auf, sich 
gegenüber Frankreich und Großbritannien dafür ein-
zusetzen, daß diese ihre Atomwaffen in den Abrü-
stungsprozeß einbringen, statt sie zu modernisieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens. Darüber hinaus sind folgende Schritte vor-
dringlich: ein umfassender Atomteststopp, um die 
Weiterentwicklung von Nuklearwaffen zu verhin-
dern; ein vollständiger Produktionsstopp für Atom-
waffen und atomwaffenfähiges spaltbares Mate rial; 
gemeinsame Schritte der Atommächte zur internatio-
nal kontrollierten und gesicherten Lagerung aller tak-
tischen Atomsprengköpfe; ein Programm der NATO 
zur Erforschung und Durchführung einer auch für die 
Umwelt gefahrlosen Vernichtung der zigtausend 
Atomsprengköpfe in Ost und West — die Sowjetunion 
wird es ohne unsere Hilfe nicht schaffen —; scharfe 
Exportkontrollen bei Technologien und Mate rialien, 
die zur Entwicklung und Produktion von Atomwaffen 
geeignet sind. 

Wenn wir diese Aufgaben nicht in absehbarer Zeit 
bewältigen und wenn der NATO-Gipfel dafür kein 
Signal gibt, dann werden uns die Kraft, die Zeit und 
das Geld fehlen, um mit den wirklichen Krisen, mit 
den wirklichen Risiken unserer Gegenwart fertig zu 
werden, die eher nicht-militärischer Natur sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich erinnere an die globalen Risiken, an jenen Teu-
felskreis aus Armut und fortschreitender Umweltzer-
störung, Vergiftung und Ausbeutung von Wasser, Bo-
den und Luft, Drogen und Seuchen, organisierter Kri-
minalität. Ich erinnere an die größte Gefahr — Sie 
haben sie angesprochen, Herr Bundeskanzler —, 
nämlich die Klimakatastrophe. 

Es war gut, daß Sie den Brasilianern Unbequemes 
gesagt haben, die ihren, unseren tropischen Regen-
wald vernichten. Aber diesen Mut zur Unbequemheit 
erwarten wir auch in der Bundesrepublik; denn auch 
den deutschen Wald werden wir nicht retten können, 
wenn es beispielsweise kein Tempolimit auf den deut-
schen Autobahnen gibt. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Zurufe von der CDU/CSU) 

Unsere Glaubwürdigkeit, anderen zu predigen, hängt 
davon ab, was wir selber zu tun bereit sind. Auch das 
haben Sie erkennen können, meine ich. 

(Beifall bei der SPD) 

Regionale Risiken, die uns bedrohen, sind wirt-
schaftliche Zusammenbrüche im Osten unseres Konti-
nents. Wenn Gorbatschow gestern erklärt hat, die So- 
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wjetunion stünde am Rande des Abgrunds, dann müs-
sen wir uns heute klar machen, daß Teile Europas mit 
hineingerissen werden können. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Soziale Unruhen und ökologische Katastrophen kön-
nen gewaltige Wanderungsbewegungen nach We-
sten auslösen. Die Kinder von Tschernobyl, die wir in 
unseren Krankenhäusern behandeln, die arbeit-
suchenden Asylbewerber, die vor dem Elend flüchten, 
sind nur Vorboten dessen, was auf uns zukommt, was 
unsere Gesellschaft erschüttern kann, wenn es keine 
wirtschaftliche und ökologische Stabilisierung im 
Osten geben wird. Und, Herr Schäuble, dagegen hilft 
keine Änderung des deutschen Grundgesetzes. 

(Beifall bei der SPD) 

Menschenrechte und Minderheiten sind durch 
neue Diktaturen und ein Wiederaufleben des Natio-
nalismus gefährdet. Nationalitätenkriege und zwi-
schenstaatliche Konflikte, eine Jugoslawisierung der 
Sowjetunion sind Gefahren, vor denen uns keine 
NATO schützen kann. Denn wir werden nicht ange-
griffen; wir sind nur betroffen. 

Nur politische, wirtschaftliche und ökologische Zu-
sammenarbeit, das Bewußtsein gemeinsamer Interes-
sen und gemeinsamer Verantwortung, Konfliktrege-
lungsmechanismen und Krisenmanagement und 
schließlich ein System der kollektiven Sicherheit, das 
in einer ganzen Region nicht nur vor Ang riffen von 
außen, sondern auch vor Friedensstörung im Innern 
schützt, können die regionalen Risiken bannen. 

Das muß im geographischen Rahmen, das kann im 
organisatorischen Rahmen der KSZE geschehen, die 
damit Aufgaben im Sinne des Kapitels VIII der UNO-
Charta übernähme. 

Seit der Schlußakte von Helsinki im Jahre 1975 hat 
die KSZE als regelmäßig tagende Konferenz für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa die USA, 
Kanada, die Sowjetunion und fast alle europäischen 
Staaten an einen Tisch gebracht. Ihr gehören jetzt 
38 Staaten an. Ihre Ergebnisse im Bereich der Sicher-
heit, vor allem aber auch im Bereich der persönlichen 
Freiheiten haben die Tür zur Überwindung der Tei-
lung Europas zunächst nur einen Spalt breit, schließ-
lich aber immer weiter öffnen geholfen. 

Mit der Charta von Paris ist die KSZE in eine neue 
Phase eingetreten. Jetzt müssen die ökonomische und 
die ökologische Dimension gestärkt werden. Jetzt 
müssen die ökonomischen und die ökologischen Risi-
ken gebannt werden. Es gilt auf dieser Basis der Euro

-

Atlantischen Zusammenarbeit von Vancouver bis 
Wladiwostok aufzubauen. 

Wir erwarten vom NATO-Gipfel in Rom, daß, wie in 
der Baker-Genscher-Initiative angekündigt, die Ein-
ladung für einen Euro-Atlantischen Kooperationsrat 
beschlossen wird. Regelmäßige Treffen auf Minister- 
und Botschafterebene mit den Staaten des einstigen 
Warschauer Pakts und der Republiken der Sowjet-
union müssen sich mit allen regionalen Risiken be-
schäftigen. Aus dieser Zusammenarbeit wird sich wie 
aus dem Liaison-Konzept der NATO, das wir nach-
drücklich unterstützen, auch für die neuen mittel- und 

osteuropäischen Demokratien ein neues Bewußtsein 
von Sicherheit ergeben, das aus dem Zusammengehö-
rigkeitsgefühl kommt und zuerst Selbstsicherheit ver-
mittelt. 

Die NATO bleibt auf absehbare Zeit die wichtigste 
Verbindung zwischen Europa und den USA und die 
zentrale Stütze europäischer Sicherheitspolitik. Aber 
ihre Garantiewirkung — das liegt in der Natur des 
NATO-Vertrags — bleibt auf ihre Mitglieder be-
schränkt. Sie schützt dabei — auch das ergibt sich aus 
dem Vertrag — nur vor dem äußeren Aggressor und 
nicht vor Gewalt zwischen ihren Mitgliedsstaaten; ich 
erinnere an die Zypern-Krise, als die Türkei und Grie-
chenland, zwei NATO-Staaten, gegeneinander stan-
den. Sicherheit vor allen denkbaren zwischenstaatli-
chen Konflikten im Osten Europas kann die NATO 
deshalb nicht gewähren, auch wenn sie sich allen bei-
trittsinteressierten Staaten öffnen würde. 

Wir stellen uns aber eine NATO vor, die sich KSZE-
kompatibel entwickelt, die ihren Charakter und ihre 
Aufgabenstellung in dem Maße ändern oder aufhe-
ben kann, wie sich die KSZE unter Beteiligung der 
USA, Kanadas, der Europäischen Union und der So-
wjetunion bzw. ihrer Nachfolgestaaten und aller an-
deren europäischen Staaten zu einem System kollek-
tiver Sicherheit entwickelt, das Ang riffe von außen 
abwehren sowie Krieg und Bürgerkrieg verhindern 
kann. 

Vieles ist noch in Bewegung. Wir liefern Ihnen des-
halb keine Blaupause für eine euro-atlantische Archi-
tektur. Aber ein Entwurf ist es schon. Konrad Ade-
nauer, der für den Beitritt der Bundesrepublik zur 
NATO verantwortlich ist, war daran beteiligt, und 
Willy Brandt, der heute wieder gesund unter uns ist, 

(Beifall im ganzen Hause) 

der den KSZE-Prozeß begonnen hat, und Helmut 
Schmidt. Und die FDP war natürlich immer dabei. 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD) 

Wir könnten also die Urheberrechte teilen, und wenn 
es ein Erfolg werden soll, dann sind ja bekanntlich 
viele Mütter und Väter erforderlich. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
das Wort unser Kollege Karl -Heinz Hornhues. 

Dr. Karl -Heinz Hornhues (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege Gansel, wenn man Ihnen aufmerksam zu-
hörte, mußte man erkennen, daß Sie das Wichtigste 
am Anfang Ihrer Rede gesagt haben, als Sie im 
Grunde genaugenommen bekundet haben, daß die 
SPD zur Politik des Bundeskanzlers und zu seiner 
Regierungserklärung substantiell keine Alternative 
hat, und das finden wir gut und schön so. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt die Re-
gierungserklärung von Bundeskanzler Helmut Kohl 
zum NATO-Gipfel und zum Europäischen Rat in 
Maastricht mit allem Nachdruck. Was denn sonst hät-
ten Sie von uns erwarten können! 
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Wir begrüßen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, vor allen Dingen aber auch jene Passage, die 
auf der Tagesordnung von Rom nicht stand, mit der 
man sich in Rom jedoch leider beschäftigen muß, 
nämlich seine Ausführungen zum Thema Jugosla-
wien. Ich glaube, wir haben hier hohe Gemeinsam-
keit, wenn wir uns gewünscht haben und hätten, daß 
früher, als es jetzt geschieht, und intensiver, als es in 
der Vergangenheit geschehen ist, die Europäische 
Gemeinschaft sich handlungsfähiger gezeigt hätte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie Sie 
wissen, habe ich mich jahrelang mit dem Thema Süd-
afrika beschäftigt. Dort galt immer der Satz, was die 
Reform angeht, da käme zu wenig zu spät. Ich hoffe im 
Umkehrschluß mit Blick auf das Schicksal der Men-
schen in Jugoslawien, daß das, was sich jetzt endlich 
an Konsequenz in der Europäischen Gemeinschaft 
anbahnt, nicht auch unter die gleiche Überschrift „zu 
wenig und zu spät" gesetzt werden muß. 

Wir sind nicht böse darum, wenn es der Bundesre-
gierung gelingt, innerhalb der EG kräftigere Ton-
arten, deutlichere Sprache und klareres Handeln zum 
Tragen zu bringen. Jedenfalls wird die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion die Bundesregierung dabei voll 
und nachhaltig unterstützen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dem 
Bundeskanzler sind wir der Auffassung, daß die vor 
uns stehenden Gipfel von Rom, aber vor allen Dingen 
von Maastricht, Meilensteine bei der Schaffung ko-
operativer europäischer Sicherheitsstrukturen und 
einer neuen europäischen Friedensordnung werden 
können. Bei dem Treffen in Rom, das jetzt beginnt, 
werden die Staats- und Regierungschefs der Allianz 
das Bündnis an die neue Lage in Europa, eine Lage 
mit unglaublichen Chancen, allerdings auch mit eini-
gen Risiken, anpassen. Rom wird — davon sind wir 
fest überzeugt — deutlich machen, daß die NATO das 
Rückgrat der Sicherheitsstruktur für das gesamte Eu-
ropa ist mit einer amerikanischen Präsenz in Europa, 
die, wie es der Bundeskanzler soeben formuliert hat, 
auch als Garant politischer Stabilität auf absehbare 
Zeit unverzichtbar ist. Meine sehr geehrten Damen 
und Herren, wir wollen dies mit aller Kraft. Im einzel-
nen wird auf diese Aspekte der Kollege Wilz später 
noch eingehen. 

Beim Europäischen Rat in Maastricht sollen die 
Zwillingskonferenzen zur Politischen Union sowie zur 
Wirtschafts- und Währungsunion ihren Abschluß fin-
den. Im Erfolgsfalle, den wir wollen, den der Bundes-
kanzler will und worin wir ihn wie immer unterstüt-
zen, werden entscheidende Wegmarken in Richtung 
Europäische Union gesetzt sein. Zusammen mit der 
Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes 1992 wer-
den damit — so unsere Auffassung — im Erfolgsfall 
die Grundsteine für die Vereinigten Staaten von Eu-
ropa gelegt sein. Für die CDU und CSU war dies über 
die ganze Nachkriegszeit ein unverrückbares Ziel, die 
deutsche Einheit anzustreben, aber eben auch durch 
die europäische Integration entscheidende Lehren 
aus der Geschichte zu ziehen. 

Wir stellen heute fest: Ohne die Westbindung — 
nebenbei bemerkt: gegen den Widerstand der SPD 

durchgesetzt — hätten wir in den 50er und 60er Jah-
ren die Freiheit nicht bewahrt, 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

und ohne unser Modell der Sozialen Marktwirtschaft 
hätten wir den Aufbau Deutschlands nicht ge-
schafft. 

Ohne die Solidarität des Bündnisses im Vollzug des 
NATO-Doppelbeschlusses — wiederum gegen die 
SPD, meine sehr geehrten Damen und Herren — hätte 
es die Politik des neuen Denkens — das ist unsere tiefe 
Überzeugung — in der Sowjetunion nicht gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP) 

Ohne die Mitgliedschaft des vereinten Deutsch-
lands in der NATO — wiederum gegen den Willen 
führender Sozialdemokraten durchgesetzt — wäre die 
Stabilität in Europa nicht gewahrt worden, die Stabi-
lität, die heute die Voraussetzung für seine Neuord-
nung ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Ge-
schichte Europas und vor allem auch Deutschlands 
war nicht nur eine Geschichte von glanzvollen kultu-
rellen Leistungen, sondern auch eine Geschichte von 
zerstörerischen Kriegen. Diese Erfahrung gibt uns 
den Auftrag, die europäischen Länder und Völker in 
Frieden und Freiheit zu integrieren. Das ist die Kon-
sequenz, die wir aus der Geschichte ziehen. 

Während Westeuropa diese Chance nach 1945 
hatte — ich glaube sagen zu können: Wir haben sie 
unter der Führung vor allen Dingen der CDU/CSU 
und von ihr gestellter Regierungen genutzt —, konnte 
der große Teil Europas hinter Mauer und Stacheldraht 
sein Recht auf friedliches Miteinander mit uns in De-
mokratie, Frieden und Sicherheit unter Wahrung der 
Menschenrechte nicht verwirklichen. 

In einem Europa, das sich grundlegend gewandelt 
hat und noch immer wandelt, bietet die Konferenz 
von Maastricht eine doppelte Chance, eine Chance, 
wie sie vielleicht nie wiederkommen wird: zum einen 
— im aufgezeigten Sinne — den entscheidenden 
Schritt zur europäischen Integration zu tun, zu einer 
Integration, die von der Bereitschaft der Mitgliedstaa-
ten getragen ist, ihr Schicksal unwiderruflich — wie 
der Kanzler es formuliert hat — miteinander zu ver-
binden; zum anderen aber auch die Türen offenzuhal-
ten oder zu öffnen für die, die als junge Demokratien 
jetzt erstmals die Chance haben, in freier Selbstbe-
stimmung zum freien Europa zu gehören, zu einem 
— unserem — Europa der Freiheit, der Demokratie, 
der Achtung der Menschenrechte, der Sozialen 
Marktwirtschaft. 

Natürlich haben wir in Deutschland — das ist in der 
Regierungserklärung soeben auch deutlich gewor-
den — als östlichster Teil des bisherigen westlichen 
Europas ein besonderes Interesse daran, daß der in-
stabile östliche Teil — neben dem stabilen westlichen 
Teil — in dieser Lage möglichst bald ebenfalls ein sta-
biler, verläßlicher, demokratisch strukturierter Teil 
Europas mit uns sein kann. 
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Aber dieses Interesse — so sehr es in besonderer 
Weise unser Interesse ist — muß auch — das ist unser 
Appell an unsere Freunde in der Gemeinschaft und 
darüber hinaus — , damit das Ganze gelingen und die 
Chance genutzt werden kann, das Interesse aller sein: 
in der Europäischen Gemeinschaft, unter den Staaten 
dieser Erde, die das Leben ihrer Bürger bisher haben 
in Freiheit gestalten können, d. h. inklusive aller Staa-
ten der NATO und Japans, das der Bundeskanzler 
zunehmend nicht mehr zu erwähnen vergißt; also will 
auch ich das nicht tun. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wol-
len die Schaffung der Vereinigten Staaten von 
Europa: demokratisch und föderalistisch, mit einer 
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, mit ei-
ner gemeinsamen Wirtschafts- und Währungspolitik, 
einer verantwortungsvollen Umweltpolitik und einem 
möglichst hohen sozialen Standard. 

Der Stand der Verhandlungen zur Wirtschafts- und 
Währungsunion ist hier erfreulich positiv entwickelt. 
Ich stehe nicht an, dem Bundesfinanzminister — so-
eben war er noch da; vielleicht sagt es ihm jemand — 

(Dr.  Helmut Haussmann [FDP]: Er kommt 
gleich wieder!) 

in besonderer Weise dafür Dank zu sagen, daß dies 
erreicht worden ist. Wir sind aber der Auffassung, daß 
die Wirtschafts- und Währungsunion nur erfolgreich 
sein kann, wenn zugleich ein erheblicher qualitativer 
Fortschritt auf dem Weg zur Politischen Union erreicht 
wird. 

Angesichts der laufenden Verhandlungen und mit 
Blick auf Maastricht im Dezember möchte ich deutlich 
machen: 

Erstens. Wir unterstützen unsere Regierung nach-
drücklich und bitten alle Kolleginnen und Kollegen in 
anderen Parlamenten, im Druck auf ihre Regierungen 
Gleiches zu tun, damit Rechte und Verantwortlich-
keiten des Europäischen Parlaments gestärkt wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist richtig, wenn wir feststellen: In Europa darf 
keine zunehmende Grauzone entstehen, die parla-
mentarisch nicht kontrolliert wird. Deswegen fordern 
wir mehr Rechte und Verantwortlichkeiten ein. Dies 
bedeutet: Wir sind für eine gleichberechtigte Mitent-
scheidung an der Gesetzgebung, z. B. im Verhältnis 
zum Rat. Wir setzen uns für Initiativrecht und Zustim-
mungsrecht des Europäischen Parlaments in Fragen 
internationaler Abkommen, der Wahl des Präsidenten 
der EG-Kommission und der EG-Kommissare ein, um 
nur einige wichtige Punkte zu nennen. 

Wir unterstützen auch mit Nachdruck den Beschluß 
des Europäischen Parlaments im Hinblick auf eine 
angemessene Repräsentanz Deutschlands nach seiner 
Vereinigung und der neuen Bundesländer. Wir sind 
froh, daß das Europäische Parlament diesen Beschluß 
gefaßt hat. 

Zweitens. Das Europa der Zukunft muß unserer 
Auffassung nach föderal und nicht zentralistisch ver-
faßt sein. Deswegen begrüßen wir in besonderer 
Weise, daß sich die Bundesregierung bemüht, darauf 
hinzuwirken, daß der Grundsatz der Subsidiarität im 

Vertragstext präzise verankert wird. Daß die bayeri-
schen Freunde, so vermute ich, dabei besondere Be-
deutung auf diesen Teil legen werden, wird in den 
weiteren Ausführungen sicherlich gleich noch deut-
lich werden. 

Drittens. Wir sind der Auffassung, daß die Schaf-
fung und Realisierung des Binnenmarktes, der Weg-
fall der Grenzkontrollen Konsequenzen haben muß, 
und unterstützen von daher in besonderer Weise das, 
was der Bundeskanzler eben mit Blick auf die Kontrol-
len an den Außengrenzen, hinsichtlich Einwanderung 
und Asyl, hinsichtlich der Drogenproblematik und der 
organisierten Kriminalität gesagt hat. 

Viertens — und vor allem — gehört zu dem Ziel der 
Europäischen Politischen Union, der Europäischen 
Union, den Vereinigten Staaten von Europa und den 
drei Schritten dahin eine gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik, die auch die Perspektive einer ge-
meinsamen europäischen Verteidigung einschließen 
muß. Die Gemeinschaft trägt große Verantwortung für 
die künftige Entwicklung in ganz Europa. 

Spätestens Jugoslawien — wenn man es vorher 
noch nicht gemerkt hat — und manches mehr um uns 
herum macht uns deutlich, daß die Europäische Ge-
meinschaft der entscheidende Faktor in Europa ist, 
wenn es darum geht, Gestalt und Verantwortung zu 
tragen. Um so wichtiger und dringlicher ist es unserer 
Auffassung nach, daß die Europäische Gemeinschaft 
darum auch auf dem Gebiet der Außen-, Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik Kompetenzen und Instru-
mente bekommt, damit die Ziele der Außen- und Si-
cherheitspolitik Europas in besonderer Weise zum 
Tragen kommen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es wird 
notwendig sein, daß gemeinsame Kompetenzen ge-
schaffen werden: zur Wahrung der gemeinsamen 
Werte der Union, zur Erhaltung des Friedens und zur 
Förderung der internationalen Zusammenarbeit nach 
den Grundsätzen der UN-Charta, den Prinzipien der 
KSZE-Schlußakte und der Charta von Paris für ein 
neues Europa, für den Ausbau und die Festigung der 
Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit sowie die 
Achtung der Menschenrechte und der Grundfreihei-
ten. Dies werden die großen Ziele einer gemeinsamen 
europäischen Außenpolitik sein müssen, und sie wer-
den letztlich auch den Rahmen für die Sicherheits-
überlegungen bestimmen können. 

Die Bemühungen der Europäischen Gemeinschaft 
um eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
waren im Vorfeld von Maast richt ins Stocken geraten. 
Wir begrüßen deshalb in besonderer Weise die Initia-
tive von Bundeskanzler Kohl und Präsident Mitter-
rand vom 14. Oktober 1991, die entscheidend gehol-
fen hat, aus der Sackgasse herauszuführen. Herr Kol-
lege Gansel, die Erbsen, die Sie dabei gezählt haben, 
werden sich als wirkliche Erbsen erweisen. Es wird 
am Ende — da sind wir sicher — ein Erfolg stehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Notwendigkeit einer gemeinsamen und eigen-
ständigen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspo-
litik der Union wird heute von niemandem mehr ernst-
haft bestritten. Den Rahmen dafür bildet die Westeu-
ropäische Union. Es entspricht deshalb der Haltung 
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der Unionsfraktionen, daß die WEU schrittweise zur 
Verteidigungskomponente der Politischen Union ent-
wickelt wird. Auch die Bildung militärischer Einhei-
ten, die der WEU zugeordnet sind, dient diesem 
Ziel. 

Im Zusammenhang mit der Diskussion um eine ei-
gene Sicherheits- und Verteidigungsidentität ist wie-
derholt die Frage angeschnitten worden, ob ein sol-
cher Ausbau der WEU ein Gegensatz zur NATO sei. 
Ich möchte hier mit aller Deutlichkeit feststellen: WEU 
und NATO sind keine Gegensätze. Im Gegenteil, un-
sere Bemühungen um eine gemeinsame europäische 
Sicherheit und Verteidigung werden die transatlanti-
schen Bindungen stärken, nicht schwächen. Wir ha-
ben die Aufforderung der Vereinigten Staaten an uns 
immer so verstanden, den europäischen Beitrag in der 
Allianz besser zu konturieren. Dies ist unser stärker 
konturierter eigener Beitrag innerhalb der NATO-Al-
lianz mit dem Ziel ihrer Stärkung. 

All diese Probleme, die vor uns liegen, werden wir 
nur dann schaffen können, unseren Beitrag nur dann 
hinreichend zum Tragen bringen können, wenn wir 
für Deutschland keine Sonderrolle in Anspruch neh-
men. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der 
SPD, wir werden die Europäische Politische Union, die 
Europäische Union und die Vereinigten Staaten von 
Europa nur schaffen, wenn wir in diesem Konzert wie 
jeder andere sind — nicht mehr, aber eben auch nicht 
weniger. Dies berührt auch die Frage der Bereitschaft, 
für Frieden in Europa, um Europa und in der Welt 
Verantwortung zu tragen. 

Ich gehe davon aus, daß Herr Kollege Lamers gleich 
auf diesen Punkt noch näher eingehen wird. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Er ver

-

steht unter Verantwortung nur militärischen 
Einsatz!) 

Ich will nur dies sagen: Wer Europa will, wer den Weg 
zu den Vereinigten Staaten von Europa will, darf für 
Deutschland keine Sonderposition reklamieren. Wer 
dies tut — ich beziehe dies konkret auch auf die 
Frage, ob wir außerhalb unserer Grenzen bereit sind, 
in der Gemeinschaft in Gemeinschaft mit anderen 
friedenstiftend zu wirken, zur Not auch mit Solda-
ten — , der beschädigt das Ziel und ist in Wahrheit 
letztlich nicht in voller Konsequenz für den Weg zu 
den Vereinigten Staaten von Europa. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Kollege Horn-
hues, gestatten Sie eine Frage der Kollegin Wieczo-
rek-Zeul? 

Dr. Karl -Heinz Hornhues (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin, ich bin knapp vor Ende meiner Redezeit. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Es wird Ihnen 
nicht angerechnet. 

Dr. Karl -Heinz Hornhues (CDU/CSU) : Danke schön, 
aber das ist nicht mein Problem. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Also nicht. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Er weiß 
schon, warum!) 

Dr. Karl -Heinz Hornhues (CDU/CSU): Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, zum Abschluß möchte 
ich folgendes sagen: Wir wissen sehr genau, wie 
schwer im Grundsatz, aber auch im Detail der Weg hin 
zu einem Erfolg von Maastricht sein wird. Wir wissen, 
daß sich manche in unserem Land, aber auch viele 
außerhalb unseres Landes, fragen, ob das eigentlich 
alles sein muß. Ich glaube aber, gerade wir müssen 
deutlich machen, daß wir nicht wollen, daß es zu die-
ser europäischen Integration ernsthaft eine Alterna-
tive geben kann, weil uns die Geschichte lehrt, daß 
wir miteinander die Zukunft gestalten müssen und 
uns jedweder Gefahr entgegenstellen müssen, aus-
einanderzugehen. 

Manche Sorgen und Besorgnisse haben sich im Zu-
sammenhang mit der deutschen Einheit auf Deutsch-
land gerichtet. An diejenigen gewandt, die sie geäu-
ßert oder gedacht haben, möchte ich sagen: Bitte ge-
hen Sie mit uns den Weg zu diesem gemeinsamen 
Europa. Wir wollen in Europa mit Europa als Europäer 
Politik machen. Wenn Sie wegen der Deutschen, um 
der Deutschen willen Sorgen haben: Je näher wir mit 
Ihnen zusammen sind, um so weniger Sorgen brau-
chen Sie zu haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundesregierung und dem Bundeskanzler 
wünschen wir viel Erfolg. Wir wissen, daß die Bundes-
regierung diese guten Wünsche durchaus gebrau-
chen kann; denn noch sind die Probleme groß. Wir 
sind aber sicher, daß, vor allen Dingen aus unserem 
deutschen Interesse heraus, in besonderer Weise der 
Bundeskanzler derjenige sein wird, der Garant dafür 
ist, daß die vor uns stehenden Gipfel aus unserer Sicht, 
nicht nur für uns, sondern auch für die Menschen in 
unserem Land und für Europa, ein großer und durch-
schlagender Erfolg werden, der uns am Ende als die-
jenigen dastehen läßt — gestatten Sie mir, wenn ich 
dies vor der Geschichte so sage —, die die große Jahr-
hundertchance in Europa für Europa nicht verpaßt 
haben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Helmut Haussmann das Wort. 

Dr. Helmut Haussmann (FDP): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Zeit ist reif, das 
europäische Haus neu zu gestalten. Erstens: Unsere 
bisherigen westeuropäischen Freunde warten auf 
eine weitere und ehrliche Vertiefung. Aber auch sie 
wissen, daß die EG nicht das gesamte Europa umfaßt, 
und die Staaten in Osteuropa erwarten, daß es nicht zu 
einer erweiterten Freihandelszone kommt, sondern zu 
einer echten Politischen Union. 

Zweitens: Die Mittel- und Osteuropäer benötigen 
eine europäische Perspektive. Sie wollen heim nach 
Europa. Ich finde es wichtig, daß der Bundeskanzler 
zum Ausdruck gebracht hat, daß es zwar einer länge-
ren Zeitperspektive bedarf, daß aber schon jetzt die 
Erweiterungsverhandlungen, die Zwischenschritte 
der Assoziierung so anzulegen sind, daß die Länder in 
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Mittel- und Osteuropa eine echte Beitrittsperspektive 
haben. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Dr. Hans-Jo

-

chen Vogel [SPD]) 

Sie sollen nicht den Eindruck haben, wir wollten auf 
halbem Weg stehenbleiben und unterstützten aus rein 
ökonomischen Gründen die weitere Vertiefung sei-
tens der reichen Länder. 

Drittens: Das europäische Haus ist neu zu gestalten, 
um den Menschen in unseren neuen Bundesländern 
eine wirkliche europäische Chance zu geben. In dem 
Maße, wie sich Westeuropa um Mittel- und Osteuropa 
erweitert, wird den neuen Bundesländern eine ganz 
entscheidende Rolle an der Schnittstelle zwischen frü-
herer EG und früherem RGW zukommen. Das wird ihr 
Selbstbewußtsein, ihre Bedeutung in Gesamteuropa 
erhöhen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Dr. Werner Hoyer [FDP]: 

Sehr richtig!) 

Viertens: Die Weltwirtschaft orientiert sich konti-
nental; die Verhandlungen zwischen Mexiko, den 
USA und Kanada sind sehr viel weiter fortgeschritten, 
als wir es hier verfolgen. Japan und die pazifischen 
Staaten ordnen sich zumindest finanziell, auch was 
die Währungs- und die Handelspolitik angeht, neu. 
Europa wird nur als großes Europa wahrgenommen, 
sei es bei den GATT-Verhandlungen, sei es in der 
Wirtschaftspolitik oder sei es auf dem Weg zu einer 
zweiten Leitwährung, nämlich einer europäischen 
Währung. Insofern gibt es auch weltökonomische 
Gründe dafür, daß sich die EG sowohl vertieft als auch 
erweitert. 

Meine Damen und Herren, die Vorschläge für die 
Regierungskonferenzen liegen auf dem Tisch. Aus 
der Sicht der liberalen Fraktion weisen sie in die rich-
tige Richtung. Sie entsprechen aber in vielen Punkten 
noch nicht den Anforderungen, die wir an eine sub-
stantielle Fortentwicklung der EG zu einer Politischen 
Union und zu einer Wirtschafts- und Währungsunion 
stellen. Wir begrüßen daher die heutige Debatte. 

In meinem Beitrag möchte ich drei wichtige 
Schwerpunkte bilden, die in bezug auf den Bereich 
der Verteidigungs- und Außenpolitik später noch von 
meinem Kollegen Hoyer ergänzt werden. Der erste 
Punkt ist der Aspekt der Vertiefung und der Erweite-
rung der Europäischen Gemeinschaft. Wir brauchen 
endlich eine durchgehende und entschlossene institu-
tionelle Vertiefung, um den neuen Herausforderun-
gen gerecht zu werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich wiederhole: Die Menschen in Ungarn, in der 
Tschechoslowakei, in Polen und überall dort, wo sie 
sich aus den bisherigen Fesseln der staatlichen Bevor-
mundung und Bewirtschaftung zu lösen beginnen, 
erwarten von uns, daß wir am Aufbau demokratischer, 
freiheitlich-liberaler, aber auch marktwirtschaftlicher 
Strukturen aktiv beteiligt sind. Natürlich müssen wir 
dabei helfen; wir wissen aber, daß die Länder selbst 
bereit sein müssen, sich für demokratische und markt-
wirtschaftliche Formen zu öffnen. Wir wissen, daß der 

Prozeß des demokratischen und wirtschaftlichen Neu-
aufbaus noch länger dauern wird. Wir müssen ihnen 
Hilfe zur Selbsthilfe leisten. Ich begrüße, daß die Eu-
ropäische Gemeinschaft in ihrem Phare-Programm 
vor allem die Hilfe im institutionellen Bereich, beim 
Aufbau von Banken, von Preis- und Steuersystemen, 
in den Vordergrund stellt. Mit Währungskrediten al-
lein, meine Damen und Herren, kann die Marktwirt-
schaft in Mittel- und Osteuropa nicht eingeführt wer-
den. 

(Beifall bei der FDP) 

Der zweite aus unserer Sicht entscheidende Punkt 
ist aber die Stärkung der demokratischen Legitimität 
der Gemeinschaft. Wir, die liberale Fraktion, sind be-
reit, der Europäischen Gemeinschaft mehr Rechte und 
Kompetenzen zu übertragen, auch wenn dies mit ei-
ner spürbaren Einschränkung unserer nationalen 
Souveränität verbunden ist. Der Verlust an nationaler 
Souveränität und parlamentarischer Kontrolle hier 
darf jedoch nicht zu einer weiteren Vergrößerung des 
ohnehin bestehenden Demokratiedefizits der Ge-
meinschaft führen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ganz im Gegenteil: Wir finden, das Europäische Par-
lament muß endlich in die Lage versetzt werden, in 
entscheidendem Umfang an der europäischen Ge-
setzgebung mitzuwirken und die parlamentarischen 
Aufgaben wahrzunehmen, wie sie bei uns, im natio-
nalen Rahmen, längst üblich sind. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Eine gleichberechtigte Mitentscheidung des Euro-
päischen Parlaments bei der Gesetzgebung, die Zu-
stimmung des Parlaments zur Ernennung des Präsi-
denten der Kommission und ihrer Mitglieder sowie zu 
wichtigen internationalen Verträgen, die Einräumung 
eines eigenen Initiativrechts in dem Fall, daß die Kom-
mission der Gemeinschaft trotz Aufforderung durch 
das Parlament nicht initiativ wird, sind aus unserer 
Sicht die geeigneten Schritte, die demokratische Legi-
timation der Gemeinschaft entscheidend zu stärken. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir werden daher den Erfolg der Regierungskonfe-
renzen vor allem daran messen, inwieweit es den Re-
gierungen gelingt, diese Vorstellungen über die Stär-
kung der Rechte des Europäischen Parlaments wirk-
lich zu realisieren. 

Der entscheidende Punkt aus meiner Sicht ist und 
bleibt jedoch die Schaffung einer Wirtschafts - und 
Währungsunion. Erst wenn zu freien Grenzen und zu 
einem europäischen Paß eine wirk lich europäische 
Währung hinzutritt, fühlen sich die Bürger europä-
isch. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Hans-
Jochen Vogel [SPD]) 

Es ist auch im Interesse der Staaten — Amerika und 
Japan — , daß sich die Wirtschaft und die Währung in 
Europa einigen und daß dem amerikanischen Dollar 
und dem Yen eine wirk lich europäische Leitwährung 
gegenübertritt. Dies ist nicht zuletzt auch im Interesse 
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von Entwicklungsländern, die bei ihren Rohstoffver-
käufen bisher zu sehr von den Schwankungen des 
amerikanischen Dollars abhängig sind. Insofern hat 
diese Währungsunion auch eine entscheidende Di-
mension für arme Länder. 

Diese Wirtschafts- und Währungsunion wird jedoch 
nur dann erfolgreich sein, wenn wichtige Rahmenbe-
dingungen gegeben sind. Ich möchte einige aus unse-
rer Sicht hervorheben. 

Erstens. Wir brauchen einen gemeinsamen Wirt
-schaftsraum ohne Binnengrenzen, der nach außen 

hin offen ist und in dem Marktwirtschafts- und Wett-
bewerbsordnung entscheidend sind. Nach außen of-
fen heißt: Es darf zu keiner Festung Europa kommen. 
Es ist auch im Sinne der europäischen Verbraucher, 
daß bessere japanische Güter oder wettbewerbsfähi-
gere amerikanische Technologie in Europa zur Verfü-
gung stehen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Nach außen offen heißt auch, daß wir die Bundes-
regierung entscheidend darin unterstützen, daß die 
Uruguay-Runde im Rahmen des GATT-Systems zum 
Erfolg geführt wird. Das ist der Testfall für viele nicht-
europäische Länder, ob sich die Europäer nach innen 
öffnen und ob sie gleichzeitig bereit sind, auch den 
anderen Ländern eine Chance zu geben, an diesem 
größten Wirtschaftsraum der Welt teilzunehmen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Zweitens. Wir brauchen eine wirtschaftliche und 
wirtschaftspolitische Konvergenz auf der Grundlage 
von Preisstabilität und einer stabilitätsorientierten 
Finanzpolitik. 

Drittens. Wir brauchen eine gemeinschaftliche 
Geldordnung in der alleinigen Vertretung einer wirk-
lich unabhängigen Notenbank. Hier sehe ich in dem 
Antrag der Sozialdemokraten eine Verwässerung un-
seres Antrags. Man ist zwar für eine unabhängige 
europäische Notenbank, schränkt das aber sehr stark 
ein, indem man sagt: Diese Notenbank ist vor allem 
auch gesamtwirtschaftlichen Zielen verantwortlich. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Eine 
Verbesserung!) 

Die entscheidende Voraussetzung ist, daß die Wäh-
rungs- und Preisstabilität eine enorme sozialpoliti-
sche Aufgabe ist und daß sie per se ein gesamtwirt-
schaftliches Ziel darstellt. Die anderen Ziele des Wirt-
schafts- und Stabilitätspaktes sind jedoch von der je-
weiligen Regierung, auch von der Europäischen Ge-
meinschaft, wahrzunehmen. Die Europäische Noten-
bank muß ausschließlich auf die Währungsstabilität 
ausgerichtet sein. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ein zweiter Unterschied, den ich im Vergleich zwi-
schen unserem Antrag und dem, was Sozialdemokra-
ten hier vorlegen, sehe, besteht in der Frage, wer 
unter welchen Kriterien letztlich darüber entscheidet, 
wer in die Wirtschafts- und Währungsunion eintritt. 
Wir sind der Meinung, daß die Wirtschafts- und Fi

-

nanzminister diese Entscheidung treffen müssen. Wir 
sind ferner der Meinung, daß sich der Deutsche Bun-
destag damit befassen muß, bevor in die dritte Stufe 
eingetreten wird. Ich hoffe, daß wir unsere christ-
demokratischen Kollegen davon noch überzeugen 
können. In dem Antrag ist das noch nicht verwirk-
licht. 

(Beifall bei der FDP) 
Wir sind aber nicht der Meinung, meine Damen und 

Herren — das ist im SPD-Antrag nebulös formuliert —, 
daß neben den Konvergenz- und Stabilitätskriterien 
auch eine — ich zitiere — „politische Wertung" not-
wendig ist, um darzustellen, wer in die dritte Stufe 
kommt. Nein, die D-Mark ist zu wichtig. Die europäi-
sche Währung muß sich an der jeweils stabilsten Wäh-
rung orientieren, was im Moment leider nicht die 
D-Mark ist. Aber ich hoffe, wir sind auf dem Weg zur 
Nummer eins in Europa. Die europäische Währungs- 
und Notenbank muß wirklich unabhängig bleiben 
und ihren Standort dort finden, wo die D-Mark zu 
Hause ist, nämlich in Frankfurt am Main. 

(Beifall bei der FDP) 
Ich möchte schließen, indem ich mich für die FDP-

Fraktion zu den drei Prinzipien bekenne: 
Erstens. Kein Mitgliedstaat darf den Prozeß blockie-

ren. 
Zweitens. Kein Mitgliedstaat darf willkürlich von 

der Teilnahme an der Wirtschafts- und Währungs-
union ausgeschlossen werden. 

Drittens. Kein Mitgliedstaat darf zur Teilnahme ge-
zwungen werden. 

Dies bestimmt die Kriterien meiner Fraktion. Ich 
möchte nochmals darauf hinweisen, daß wir es aus 
demokratischem und parlamentarischem Selbstver-
ständnis für richtig halten, daß sich vor dem Eintritt in 
die dritte Stufe der Deutsche Bundestag damit bef as-
sen muß. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächste hat 
die Kollegin Andrea Lederer das Wort. 

Andrea Lederer (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Die alten Ost-West-
Gegensätze sind verschwunden, und neue Gräben 
tun sich auf. In Westeuropa erleben wir im Prinzip 
einen Prozeß der fortschreitenden Integration, in 
Osteuropa und in der Sowjetunion Desintegration und 
Zerfall nicht nur der bisherigen Ordnungen, sondern 
auch der bestehenden Grenzen. 

Dem starken wirtschaftlichen West-Ost-Gefälle ver-
dankt die Europäische Gemeinschaft ihre große An-
ziehungskraft. Viele — Slowenen, Kroaten, die balti-
schen Republiken und andere werden noch folgen — 
streben nicht nur aus nationalen Motiven nach Unab-
hängigkeit, sondern verbinden damit die Hoffnung, 
möglichst schnell in jenen Teil des europäischen Hau-
ses zu gelangen, der relativ komfortabel eingerichtet 
ist und dessen Eigentümer finanziell einigermaßen 
ausgestattet sind. 
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Aus dem politischen wie wirtschaftlichen Gefälle 
zwischen Ost und West resultieren Migrationsbewe-
gungen. Viele Menschen wollen sich nicht darauf ver-
trösten lassen, daß sie erst in einigen Jahren, Jahr-
zehnten oder Generationen so leben können wie die 
meisten Menschen in Westeuropa. Diesem Problem 
begegnet der westliche Teil des Kontinents mit der 
Errichtung menschenverachtender neuer Mauern. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Für 
Mauern wart ihr zuständig!) 

Mit der Politik der Europäischen Gemeinschaft er-
folgt freilich Vertiefung der Westintegration statt Öff-
nung und Erweiterung. Die Politische Union steht für 
die Abschottung Europas gegen den Rest der Welt. 
Bester Beleg sind dafür die Vereinbarungen polizei-
staatlicher Mittel gegen Flüchtlinge aus aller Welt auf 
der Konferenz in Berlin letzte Woche. 

Bundeskanzler Kohl hat seine Absicht bekundet, 
der deutschen Einheit die westeuropäische Einigung 
folgen zu lassen. Deutsche Sonderwege solle es nicht 
mehr geben, sondern das neue Deutschland müsse in 
die EG eingebettet bleiben. Diese Einbindung kommt 
freilich den Interessen der westeuropäischen Nach-
barn entgegen. Immerhin sehen sich diese mit einem 
wirtschaftlich mächtigen Deutschland konfrontiert, 
vor dem sie sich in diesem Jahrhundert mehr als ein-
mal fürchten mußten. Vor diesem Hintergrund ist die 
Bundesregierung bereit, ihre innen- und außenpoliti-
sche Souveränität zugunsten supranationaler Struktu-
ren in der EG zu teilen. 

Was das Ganze aber praktisch heißen kann, bewies 
der Jugoslawien -Konflikt. Es waren die Deutschen, 
die auf schnellstmögliche Anerkennung Sloweniens 
und Kroatiens drangen und von der großen Mehrheit 
der EG-Staaten zurückgepfiffen wurden, ausgerech-
net jene Deutschen, die während des Zweiten Welt-
krieges eine höchst unrühmliche Rolle in Jugoslawien 
spielten und denen es eben aus diesen historischen 
Gründen besser angestanden hätte, ihren Mund zu 
halten und sich für eine f riedliche Lösung zu engagie-
ren. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: 
Mund halten und weiter die Kommunisten 

agieren lassen!)  

Die historisch bedingte Bereitschaft der Bundesre-
publik zur Einordnung in europäische Strukturen ist 
allerdings nicht ohne Preis für die anderen. Die Bun-
desrepublik stellt Bedingungen: Wirtschafts- und 
Währungsunion ja, aber nur bei einer gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik. 

Daß hier gerade die Bundesregierung so energisch 
vorprescht, beruht vor allem auf ihrer wirtschaftlichen 
und zunehmend auch politischen Stärke. Vieles kann 
mit, aber fast nichts gegen Bonn entschieden wer-
den. 

Im Falle der Währungsunion wird es ein Westeu-
ropa der zwei Geschwindigkeiten geben. Wie es aus-
sieht, müssen Portugal, Griechenland und vielleicht 
auch Italien, gemessen an bundesdeutschen Stabili-
tätskriterien, ins zweite Glied rücken. Mehr noch: Wer 
sich in der Haushaltspolitik, bei den Inflationsraten 
und den wohlfahrtsstaatlichen Ausgaben übernimmt, 
dem drohen Sanktionen. Die Bundesregierung war es, 

die sich strikt weigerte, im Zuge der Währungsunion 
die schwächeren Länder zu unterstützen, wie von 
Spanien und anderen gefordert. Nicht nur Griechen-
land, sondern auch Italien und Portugal stehen wirt-
schaftspolitische Roßkuren nach IWF-Muster bevor — 
als Preis dafür, in der EG mit in der ersten Reihe zu 
sitzen. 

Ich komme zum Junktim des Kanzlers und damit zu 
der gemeinsamen Außen - und Sicherheitspolitik. 
Hinsichtlich der gemeinsamen Außenpolitik über die 
Europäische Politische Zusammenarbeit hinaus wird 
sich die EG-Außenpolitik auf Grund der unterschied-
lichen nationalen Interessen der Mitgliedsländer im 
Konkreten immer nur auf den kleinsten gemeinsamen 
Nenner verständigen können. Dies ist sowohl im Falle 
des Golfkrieges als auch im Fall Jugoslawien oft be-
klagt worden. Tatsächlich sind die unterschiedlichen 
nationalen außenpolitischen Interessen das größte 
Hindernis für die EG, eine größere Rolle als Welt-
macht spielen zu können, aus unserer Sicht durchaus 
mehr Vorzug denn Nachteil. 

Wesentlich relevanter und gefährlicher ist aller-
dings der bereits erzielte Konsens der neun WEU-
Staaten, den Wirkungsradius der eigenen Streitkräfte 
über das NATO-Vertragsgebiet hinaus auszudehnen. 
Die weltpolitischen Ambitionen der EG sollen auch 
militärisch fundiert werden. Eben darin dürfte gerade 
das besondere Interesse der Bundesregierung an der 
gemeinsamen Sicherheitspolitik begründet sein. Die 
Bundesregierung will ihre Vormachtstellung auch mi-
litärisch untermauern und ein normaler Staat werden. 
Dazu gehört auch der Versuch, mit Frankreich zusam-
men den Kern einer europäischen Armee zu schaffen. 
Die Bundesregierung scheint hier an einer möglichst 
eigenständigen Lösung interessiert zu sein, nicht zu-
letzt wohl, um das „out of area"-Problem in ihrem 
Sinne zu lösen. 

Diesen militärpolitischen Ambitionen im Rahmen 
der EG, die Herr Lamers als — ich zitiere — „Ausweis 
der Verläßlichkeit" bezeichnet und die schlicht nichts 
anderes bedeuten als die Teilnahme deutscher Solda-
ten an Kriegen in aller Welt, wird die PDS/Linke Liste 
keine Absolution erteilen, sondern gemeinsam mit 
anderen Widerstand organisieren und entgegenset-
zen. 

Auf dem NATO-Gipfel in Rom soll nun eine politi-
sche Erklärung verabschiedet werden, die die bishe-
rige NATO-Strategie und -Doktrin den politisch-mili-
tärischen Veränderungen anpassen soll. Die Botschaft 
der Regierungserklärung von heute morgen lautet al-
lerdings — auf eine kurze Formel gebracht — , die mi-
litärischen Anstrengungen der NATO müßten weiter 
aufrechterhalten werden, denn es gebe neue Risiko-
zonen — wie es jetzt statt des früheren Beg riffs der 
Bedrohung heißt. 

Neben der Sowjetunion und den Nationalitäten-
konflikten in Osteuropa müssen jetzt der Süden und 
der Islam zur Begründung für die bekannten alten 
Prämissen der NATO -Strategie herhalten: für die 
Strategie der Abschreckung und den Ersteinsatz von 
Atomwaffen, die besonderen Anstrengungen zur For-
mierung hochmobiler und hochtechnisierter Eingreif-
verbände, für das Ausbleiben der Friedensdividende 
und für neue Rüstungsausgaben. 
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Als großen Erfolg und als einzigen Beweis dafür, 
daß die NATO veränderungsbereit und verände-
rungsfähig sei, wird die Bush-Initiative gefeiert. Im 
wesentlichen aber orientiert sich diese auf den Abbau 
jener Potentiale, die ohnehin nicht mehr gebraucht 
werden bzw. für die beim besten Willen keine Mittel 
mehr aufzubringen sind. Tatsächlich wird im Gegen-
teil die qualitative Rüstung den angeblich neuen Er-
fordernissen angepaßt. Das heißt, real wird aufgerü-
stet. Die NATO scheut davor zurück, substantielle und 
einseitige Abrüstungsschritte zu unternehmen. 

Seit dem Ende des alten Ost-West-Konfliktes und 
dem Wegfall des alten Gegners fehlt der NATO ihre 
liebgewordene und gewohnte Bedrohung. Die Verei-
nigten Staaten entdecken den Feind Droge und recht-
fertigen damit den der UNO-Charta widersprechen-
den Überfall auf Panama. Gerade rechtzeitig kam das 
Böse in der Gestalt Saddam Husseins wieder auf die 
Bühne der Weltpolitik. Die selbsternannten Weltpoli-
zisten ließen sich den zweiten Golfkrieg finanzieren. 
Der Süden und vor allem die islamische Kultur werden 
als neue Feindbilder aufgebaut, die auf den Sofas 
dessen, was sich Zivilisation nennt, für wohliges Gru-
seln sorgen sollen. In den Planungsstäben werden die 
Ökokriege der Zukunft diskutiert und vorbereitet, 
während der Krieg gegen die Umwelt bei uns auch zu 
Lasten der armen Länder bereits geführt wird. 

Die NATO soll das internationale Unrechts- und 
Ausbeutungsregime aufrechterhalten und militärisch 
absichern. Ohne die disziplinierende Funktion des 
Ost-West-Konflikts kann sie sich endlich zusätzlich 
nach Süden wenden. Dieser Prozeß, die Wendung 
nach Süden, ist so neu nicht. Ich erinnere hier an die 
Direktorenstudie Anfang der achtziger Jahre, als eine 
neue Arbeitsteilung in der NATO diskutiert wurde 
und in der Bundesrepub lik vom damals noch sozialde-
mokratischen Verteidigungsminister in Form des 
Wartime-Host-Nation-Support-Abkommens mit den 
Vereinigten Staaten unterzeichnet wurde. Der Golf-
krieg wäre ohne die im NATO-Rahmen eingeübte 
Logistik und Infrastruktur nicht führbar gewesen. 

Die Neuentwicklung der NATO-Strategie und die 
Militarisierung Europas weisen in die falsche Rich-
tung. Die NATO ist — meiner Ansicht nach nicht erst 
heute — überflüssig und gefährlich. Wir fordern ihre 
Auflösung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt mal für die 
Selbstauflösung!) 

Die WEU und andere europäische Institutionen sind 
nicht besser. Deshalb fordern wir ihre Abschaffung. 

Die reichen Länder sollen heute mit der Abrüstung 
anfangen; dann sehen sich die armen nicht zur Rü-
stung gedrängt. 

Das zweite Junktim aus dem Kanzleramt bet rifft die 
Erweiterung der Rechte des Europäischen Parla-
ments. Tatsächlich ist es so, daß die westeuropäische 
Einigung in feudal-absolutistischer Weise vorange-
bracht wurde. Nationale Regierungen, EG-Minister-
räte und EG-Kommission verabschieden Richtlinien 
und treffen Entscheidungen über die Köpfe der Bür-
gerinnen und Bürger hinweg, die für die einzelnen 
Menschen nicht nachvollziehbar sind. Die Demokra-
tiedefizite sind evident. 

Die Vorschläge des Bundeskanzlers, die Rechte des 
Europäischen Parlaments durch mehr Mitentschei-
dungsbefugnisse bei der Verabschiedung von Geset-
zen zu stärken, reichen aber erstens nicht aus und 
lösen zweitens auch nicht das Problem mangelnder 
Transparenz. Erforderlich wäre ein ganz anderes Mo-
dell der Demokratiesierung, ein Modell von unten. 
Dazu gehört erstens, daß die nationalen Parlamente in 
EG-Gesetzgebungsverfahren von vornherein betei-
ligt und nicht mehr zu reinen Vollzugsgehilfen degra-
diert werden. Dazu gehört zweitens die Möglichkeit 
der direkten Mitwirkung der zwölf nationalen Parla-
mente an EG-weiten Gesetzesinitiativen, die kein Pri-
vileg der EG-Bürokratie bleiben dürfen. Allein die 
Stärkung der Rechte des Europäischen Parlaments 
löst nämlich nicht das Problem der separaten parla-
mentarischen Strukturen, die genau dazu geführt ha-
ben, daß das Europäische Parlament faktisch ein 
Schattendasein fristet. 

Ich komme zur Frage der gesamteuropäischen 
Strukturen. Auf der einen Seite haben sich die sieben 
Staaten der EFTA erst kürzlich im Warteraum der EG 
eingerichtet. Sie haben die Bedingungen der gesetz-
ten EG-Standards akzeptiert bzw. akzeptieren müs-
sen. Österreich und Schweden haben bereits ihr Ein-
trittsticket beantragt und werden in wenigen Jahren 
die EG auf 14 Länder erweitern. Zweifellos wird dies 
das Nord-Süd-Gefälle in der EG noch erhöhen. 

Osteuropa und der Sowjetunion droht hingegen 
auf Dauer ein Status, der mit dem Gefälle zwischen 
Nord- und Südamerika vergleichbar ist. Schon jetzt 
werden sie, läßt man die schnöden Versprechungen 
aus der EG einmal beiseite, wie Dritte-Welt-Staaten 
behandelt. Kredite gibt es nur, wenn die marktwirt-
schaftlichen Hausaufgaben erfüllt werden. Es wird 
noch Jahre und Jahrzehnte dauern, bis sich überhaupt 
vergleichbare marktwirtschaftliche Strukturen durch-
gesetzt haben. Doch vielerorts bestehen in osteuro-
päischen Staaten primitivere Formen der Marktwirt-
schaft ohne Kapitalisten. Woher sollten sie auch so 
schnell kommen? 

Damit verbunden ist das Problem, daß diese Staaten 
auch ihre Konstitution als bürgerliche Nationalstaa-
ten nachholen müssen und wollen. Daß sich dies nicht 
gerade demokratisch und f riedlich vollziehen muß, 
sondern gewaltsam, größtenteils diktatorisch-autori-
tär und begleitet von ethnischen Konflikten vollziehen 
kann, läßt sich an den Verhältnissen in Jugoslawien 
und der Russischen Republik ebenso ablesen wie an 
denen in Georgien und den baltischen Staaten. 

Das noch lange Zeit bestehende Ost-West-Gefälle 
wird sich nicht aufheben lassen. Im Weltkapitalismus 
gibt es kein Nullsummenspiel gleich starker und 
gleichberechtigter Nationen. Vielmehr ist und bleibt 
die wirtschaftliche Stärke der einen immer die Schwä-
che der anderen, wie uns das Diktat der Zahlungsbi-
lanzen alljährlich zeigt. 

Ich danke. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Minister des Auswärtigen, Herr Hans-Dietrich Gen-
scher. 
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Hans-Dietrich Genscher, Bundesminister des Aus-
wärtigen: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Es kann in diesen Tagen weder eine 
außenpolitische Debatte geführt noch über die Euro-
päische Gemeinschaft debattiert werden, ohne daß 
über die Lage in Jugoslawien gesprochen wird. Ich 
möchte diese Gelegenheit wahrnehmen, die deutsche 
Jugoslawien -Politik auch im Blick auf die Entschei-
dungen, die am Freitag zu treffen sind, darzulegen. 

Die Bundesregierung hat die innerjugoslawischen 
Verhandlungen unterstützt, solange sich Kroatien und 
Slowenien daran beteiligt haben. Die Bundesregie-
rung hat die Anerkennung Sloweniens und Kroatiens 
gefordert, nachdem zuerst durch den Einsatz der ju-
goslawischen Volksarmee in Slowenien und später in 
Kroatien durch militärische Aggression die Vorausset-
zungen für eine f riedliche Lösung im innerjugoslawi-
schen Verhandlungsprozeß zerstört worden sind. 

Im Juni 1991 haben die 35 Außenminister der KSZE-
Außenministerkonferenz in Berlin unter meinem Vor-
sitz festgestellt, daß es allein Sache der Völker Jugos-
lawiens ist, über ihre Zukunft zu entscheiden. Das war 
das Bekenntnis zum Selbstbestimmungsrecht. Daraus 
ziehen wir die Konsequenzen. 

Ich denke, daß es in einer solchen Lage wichtig ist, 
sich als Deutsche der Grundlagen unseres Verhältnis-
ses zu den Völkern Jugoslawiens zu erinnern. Wir ver-
gessen dabei nicht die Schrecken des Zweiten Welt-
kriegs und das Unrecht, das damals den Völkern Ju-
goslawiens in deutschem Namen angetan wurde. Die 
deutsche Außenpolitik hat nach dem Zweiten Welt-
krieg die Konsequenzen daraus gezogen und sich in 
einem beharrlichen Verhandlungsprozeß bemüht, ein 
zunehmend besseres und ein freundschaftliches Ver-
hältnis zu Jugoslawien zu entwickeln. 

Heute leben 700 000 Angehörige der Völker Jugo-
slawiens als geachtete Mitbürger hier in Deutschland 
unter uns, und Millionen von Deutschen haben Jugo-
slawien in den letzten Jahrzehnten besucht. Wie die 
Menschen in Jugoslawien das von vielen — vor allen 
Dingen in Belgrad — verleumdete Deutschland beur-
teilen, ergibt sich daraus, daß in den Schrecken des 
Krieges, der jetzt tobt, für diejenigen Menschen, die 
Jugoslawien aus Angst verlassen, Deutschland das 
Hauptzufluchtsland geworden ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Weiß (Berlin)? 

Hans-Dietrich Genscher, Bundesminister des Aus-
wärtigen: Ich würde meine Ausführungen gern zu 
Ende führen. Ich stehe Ihnen dann zur Verfügung, 
Herr Kollege. 

Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren 
mit besonderem Nachdruck für die Entwicklung der 
Beziehungen der Europäischen Gemeinschaft zu Ju-
goslawien eingesetzt, und Deutschland war es, das die 
Rolle Jugoslawiens in der Bewegung der Blockfreien 
immer wieder unterstützt und als verdienstvoll aner-
kannt hat. Aber Deutschland ist auch das Land, das 
aus seiner Geschichte und aus der Verpflichtung sei-
ner Verfassung die einzige nur mögliche Konsequenz 

zieht, nämlich überall in der Welt — und deshalb auch 
in Jugoslawien — für das Recht auf Selbstbestim-
mung, für Menschenrechte und für die Achtung und 
den Schutz der Minderheitenrechte einzutreten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Norbert Gansel [SPD]) 

Wir nehmen in dem Krieg, der in Jugoslawien tobt 
und der jeden Tag neue Menschenleben fordert, nicht 
Partei für das eine oder andere Volk in Jugoslawien, 
aber wir nehmen Partei für die Grundwerte unserer 
Verfassung und die Grundwerte, die in der Charta 
von Paris für das Zusammenleben in Europa verein-
bart worden sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Norbert Gansel [SPD]) 

Von dieser Grundlage aus gestalten wir unsere Poli-
tik. 

Am 28. Oktober dieses Jahres haben die Außenmi-
nister der Europäischen Gemeinschaft beschlossen, 
daß im Falle einer weiteren Verweigerung Serbiens 
für den Friedensprozeß eine politische Lösung mit 
den kooperationsbereiten Republiken ohne Serbien 
gesucht wird, und zwar im Hinblick auf die Anerken-
nung der Unabhängigkeit derjenigen Republiken, die 
das wünschen. Das, meine Damen und Herren, muß 
jetzt das Ziel sein. Wir dürfen es nicht erlauben, daß 
Serbien durch seine Verweigerungspolitik den Frie-
densprozeß weiter stört und aufhält, sondern wir er-
warten, daß die Konferenz ohne Serbien mit den frie-
densbereiten Parteien jetzt zu Ende geführt wird und 
daß die Unabhängigkeit und Selbständigkeit aner-
kannt werden, und zwar auf der Grundlage der Aner-
kennung der bestehenden und nicht der durch Erobe-
rung verschobenen Grenzen 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und dem 
Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abgeordne-

ten der SPD) 

und unter Achtung und Schutz des Rechts der Min-
derheiten. 

(Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/CSU]: Sehr 
gut!)  

Wir erwarten, daß am Freitag das Paket von Sanktio-
nen, das am Montag vereinbart wurde, in Kraft gesetzt 
wird. Wir erwarten, daß alle Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaft, die bekanntlich am Montag 
alle zugestimmt haben, am Freitag mit uns dieses Pa-
ket in Kraft treten lassen. Ich möchte nicht verschwei-
gen, daß bei einem anderen Verhalten eine schwer-
wiegende Krise in der Europäischen Gemeinschaft 
entstehen würde. 

Wir erwarten aber auch, daß über diese Maßnah-
men hinaus nunmehr auch die anderen Staaten den 
Vorschlägen zustimmen, die die Bundesregierung 
schon im letzten Monat und zuletzt am letzten Montag 
vorgelegt hat, nämlich gegen diejenigen, die sich dem 
Friedensprozeß verweigern, ein umfassendes Han-
delsembargo einschließlich eines Ölembargos und ei-
nes Embargos für Kohle und Stahl zu verhängen. Wir 
müssen der jugoslawischen Volksarmee vor allen Din-
gen durch die Unterbrechung der Ölversorgung die 
Möglichkeit nehmen, weiter Luftangriffe gegen 
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Städte und andere zivile Ziele zu fliegen und ihre Pan-
zer rollen zu lassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Bünd

-

nisses 90/GRÜNE) 
Wir erwarten weiter, daß, unter Koordinierung der 

Kommission der Europäischen Gemeinschaft, durch 
Zusammenwirken unserer Staaten der Kapital- und 
Zahlungsverkehr für diejenigen Republiken blockiert 
wird, die den Friedensprozeß verweigern. Wir erwar-
ten, daß keine Exportlizenzen mehr für sensitive Gü-
ter und Technologien gegeben werden. Wir erwarten 
die Suspendierung der  wissenschaftlich-technischen 
Zusammenarbeit. Wir erwarten die Suspendierung 
der bilateralen Abkommen, die sich mit dem Verkehr 
auf der Straße, zu Wasser und in der Luft befassen. 
Nur wenn eindeutige wirtschaftliche Signale gesetzt 
werden, besteht noch eine Chance, diejenigen zur 
Besinnung zu bringen, die glauben, mit den Mitteln 
militärischer Macht schwerwiegende politische Pro-
bleme im Herzen Europas im Jahre 1991 lösen zu kön-
nen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, täuschen wir uns nicht! 

Wir haben es in Jugoslawien mit einer schweren, auch 
wechselvollen Geschichte der Völker Jugoslawiens zu 
tun. Niemand soll hier glauben, daß die einfachen 
Lösungen immer die richtigen wären. Aber wir haben 
es auch mit der Ironie der Geschichte zu tun, daß aus-
gerechnet in dem Land, das sich als erstes aus dem 
Würgegriff Stalins befreit hatte, heute die letzten Re-
likte der alten politischen Klasse in der Lage sind, dem 
Volk einen Krieg aufzuzwingen, den niemand will 
und der sich nur zum Nachteil der einfachen Men-
schen in Jugoslawien auswirken kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Bildnis

-

ses 90/GRÜNE — Abg. Konrad Weiß [Berlin] 
[Bündnis 90/GRÜNE] meldet sich erneut zu 

einer Zwischenfrage) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Minister, ge-
statten Sie jetzt die Zwischenfrage? 

Hans-Dietrich Genscher, Bundesminister des Aus-
wärtigen: Ich spreche auch die Erwartung aus, daß 
der Weltsicherheitsrat seine Verantwortung wahr-
nimmt. Denn alle Entscheidungen, die ich dargelegt 
habe, kann die Europäische Gemeinschaft nur mit 
Wirkung für sich selbst verhängen. Der Weltsicher-
heitsrat allein ist in der Lage, Sanktionen mandato-
risch, d. h. verpflichtend für die gesamte Staatenge-
meinschaft, zu erlassen. 

Meine Damen und Herren, zur deutschen Jugosla-
wienpolitik gehört auch, daß wir, gerade weil wir das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker achten, nicht 
wollen, daß sich aus der Ausübung des Selbstbestim-
mungsrechts eine Renationalisierung der Politik in 
Europa ergibt und zu einer Balkanisierung in Europa 
und auch in Jugoslawien selbst beiträgt. Deshalb ist es 
erforderlich, daß denjenigen Republiken, die jetzt ihre 
Unabhängigkeit suchen, aber auch denjenigen, die 
zusammenbleiben wollen, in der Europäischen Ge-
meinschaft durch Assoziierungsverträge ein Anker  

der Stabilität geboten wird, mit der Perspektive des 
Beitritts zur Europäischen Gemeinschaft. Nur wenn 
wir die Stabilitätszone Europäische Gemeinschaft 
auch auf diesen Teil Europas ausdehnen, können wir 
verhindern, daß dieses Gebiet Europas wiederum zu 
einem Krisenherd für unseren ganzen Kontinent 
wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ich denke, daß es auch wichtig ist, die KSZE-Struk-

turen zu öffnen: für diejenigen, die zusammenbleiben 
wollen, und für diejenigen, die unabängig werden 
wollen — als Mitglieder des KSZE-Prozesses. 

Es ist uns als dem Land, das den Vorsitz im Krisen-
mechanismus der KSZE innehat, gelungen, bisher für 
alle Schritte und Entscheidungen der Europäischen 
Gemeinschaft die Unterstützung der zunächst 35, jetzt 
38 Mitgliedgliedstaaten zu erreichen. Unter unserem 
Vorsitz hat die Westeurpäische Union beschlossen, 
daß für den Fall, daß alle Konfliktbeteiligten dies wün-
schen und die Europäische Gemeinschaft das ent-
scheidet, auch Streitkräfte der Westeuropäischen 
Union als Friedenstruppen zur Verfügung stehen. 

(Norbert Gansel [SPD]: „Streitkräfte" als 
„Friedenstruppen"?) 

— Ja, Streitkräfte sind Soldaten, und Friedenstruppen 
sind Soldaten. Das ist nun einmal so. Wir werden diese 
Friedenstruppen sicher nicht aus der Feuerwehr zu-
sammenstellen, sondern aus den Streitkräften der 
Mitgliedstaaten der Westeuropäischen Union. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Deshalb ist es notwendig, das zu tun. 

Aber weil Sie gerade das Wort durch Ihren Zwi-
schenruf genommen haben, Herr Kollege Gansel, will 
ich Ihnen sagen: Sie haben sich sicher selbst davon 
überzeugt, daß die von Ihnen ironisierte Bemerkung, 
ich hätte gesagt, durch die Westeuropäische Union 
erwachse keine Bedrohung für die NATO, durch den 
Text nicht belegt wird, sondern in dem schriftlichen 
Interview mit einer niederländischen Zeitung habe 
ich dem Sinne nach gesagt, daß das, was wir für die 
Westeuropäische Union wollen, kein Widerspruch zu 
dem ist, was die NATO will. Sie haben die Überschrift 
zitiert. 

(Norbert Gansel [SPD]: Nein, den Text!) 
Sie haben als Politiker selbst die Erfahrung gemacht, 
daß es falsch ist, Überschriften über Interviews zum 
Inhalt des Interviews selbst zu machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Norbert  Gansel [SPD]: Nicht die  Über

-schrift!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Bundesmini-
ster Genscher, es gibt zwei Zwischenfragewünsche, 
den ersten von Herrn Konrad Weiß, der sich noch auf 
Jugoslawien bezieht, und den zweiten von Herrn 
Gansel. Würden Sie die erfüllen? 

Hans-Dietrich Genscher, Bundesminister des Aus-
wärtigen: Aber selbstverständlich. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Weiß. 
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Konrad Weiß (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Bundesminister, teilen Sie mit mir die Auffassung, daß 
es deutsche Außenpolitik unglaubwürdig macht, 
wenn zur selben Stunde, da der Bundesaußenmini-
ster, der Bundeskanzler und der Oppositionssprecher 
Norbert Gansel hier im Hause den Kriegszustand in 
Jugoslawien beklagen, ein jugoslawischer Bürger in 
dieses Kriegsgebiet abgeschoben wird? Der Bürger 
Islam Abbas ist zur Zeit in der Luft. Ich habe die Infor-
mation. Alle meine Bemühungen beim nordrhein

-

westfälischen Ministerpräsidenten und beim Innen-
minister, das zu verhindern — die Mutter von Abbas 
hat gestern den ganzen Tag weinend bei mir im Büro 
gesessen — , hatten keinen Erfolg. Der Mann wird 
heute nachmittag in eine Uniform der jugoslawischen 
Volksarmee gesteckt und gegen Kroatien eingesetzt 
werden. Ist das glaubwürdige Außenpolitik und In-
nenpolitik? 

Hans-Dietrich Genscher, Bundesminister des Aus-
wärtigen: Ich glaube nicht, daß das eine außenpoliti-
sche Frage ist. Aber wenn Sie meine Meinung zu dem 
Vorfall, wenn er sich so abgespielt hat, wie Sie es dar-
legen, hören wollen: Ich würde in einem solchen Fall 
nicht die Verantwortung für eine Abschiebung über-
nehmen wollen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der SPD und des Bündnisses 

90/GRÜNE) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Und nun die Zwi-
schenfrage von Herrn Gansel. 

Norbert  Gansel (SPD): Nach dieser Frage kommt 
mir unsere Kontroverse fast deplaciert vor. 

(Bundesminister Hans-Dietrich Genscher: Es 
ist auch keine Kontroverse, es ist eine Klar

-

stellung!) 
Ich habe nicht die Überschrift zitiert, sondern den er-
sten Satz der „dpa"-Meldung. 

Hans-Dietrich Genscher, Bundesminister des Aus-
wärtigen: Meine Damen und Herren, das ändert 
nichts daran, daß ich den Eindruck habe, daß heute zu 
der Regierungserklärung des Bundeskanzlers sowohl 
in bezug auf den bevorstehenden Europäischen Rat in 
Maastricht wie in bezug auf den NATO-Gipfel im 
Haus eine weitgehende Übereinstimmung besteht, 
auch wenn sich die Spreche rin der PDS hier in vielen 
Fragen abweichend geäußert hat. 

Ich möchte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, bit-
ten, daß Sie — und damit komme ich zu dem mich 
wirklich bewegenden Thema Jugoslawien zurück — 
Ihre Möglichkeiten in Ihren Parteifamilien nutzen, um 
auch in den anderen europäischen Ländern für diese 
Position zu werben, wie ich sie hier vorgetragen habe 
und wie sie, glaube ich, eine breite Unterstützung im 
Deutschen Bundestag findet. 

Ich muß Ihnen sagen: Mich hat es bedrückt, feststel-
len zu müssen, daß bei der Beratung des Themas Ju-
goslawien im Europäischen Parlament, für dessen 
verstärkte Rechte wir uns alle aus Überzeugung ein-
setzen, nur etwa 20 % der Mitglieder anwesend waren 
und dort nicht einmal eine Entschließung zustande 
kommen konnte, mit der man sich für das Selbstbe

-

stimmungsrecht und die Anerkennung unter Berück-
sichtigung der Minderheitenrechte ausgesprochen 
hätte. Ich wünschte mir, daß dort, wo Mehrheitsent-
scheidungen in der EG möglich sind, wenigstens die 
Mehrheiten für die richtige Politik zustande kom-
men. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich zum Schluß noch eine Bemerkung 
machen, liebe Kolleginnen und Kollegen, in bezug auf 
die Europäische Gemeinschaft. Aus dem, was ich hier 
vorgetragen habe, ist deutlich geworden, daß die Bun-
desregierung sich manche Entscheidung in der Euro-
päischen Gemeinschaft schneller und auch in unse-
rem Sinne deutlicher gewünscht hätte. Aber ich sehe 
darin keinen Grund, die Europäische Gemeinschaft so 
unter Kritik zu stellen, wie ich das auch in öffentlichen 
Äußerungen aus dem politischen Raum in den letzten 
Wochen und Monaten erlebt habe. 

Ich denke, die Mängel im Entscheidungsverfahren, 
Probleme im Entscheidungsverfahren in der Europäi-
schen Gemeinschaft, gerade im Fall Jugoslawien, sind 
nicht ein Argument gegen diese Europäische Ge-
meinschaft, sondern ein zusätzliches Argument, um 
endlich eine gemeinsame Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik herbeizuführen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
das Wort unser Kollege Gerd Poppe. 

Gerd Poppe (Bündnis 90/GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Der erste Schritt zur 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion 
wurde zu einer Zeit gegangen, als der zum früheren 
Sowjetimperium zählende Teil Europas sich schon 
mitten in einer Umwälzung befand, deren Konse-
quenzen in vollem Umfang von vielen erst heute er-
kannt werden. Der Krieg in Jugoslawien, die den Völ-
kern der ehemaligen Sowjetunion drohenden Kata-
strophen, aber auch die drastische Zunahme nationa-
listischer und rassistischer Vorurteile und Ausschrei-
tungen sollten uns dazu veranlassen, das bisher ent-
wickelte Selbstverständnis der EG zu analysieren, 
eine Zwischenbilanz zu ziehen und gegebenenfalls 
neue Prioritäten zu setzen, die sich vor allem auf das 
Ziel einer gesamteuropäischen Integration beziehen 
müssen. 

Wenn im Westen früher das Wort „Europa" fiel, so 
war politisch und wirtschaftlich gesehen damit mei-
stens Westeuropa gemeint. Dieser Sprachgebrauch 
hat uns, die wir hinter der Mauer von jenem Europa 
abgeschnitten lebten, irritiert und betroffen gemacht. 
Ebenso empfanden viele unserer Freunde in den öst-
lichen Nachbarländern. Wir wollten unseren gemein-
samen Traum von Europa nicht aufgeben, und der 
bezog sich nun einmal nicht nur auf unsere jeweiligen 
historischen Wurzeln und kulturellen Identitäten. Die-
ser im Westen mitunter gedankenlos, aber sicher nicht 
bewußt gegen uns gewendete Europabegriff hatte na-
türlich mit der Teilung seit Jalta zu tun; er war ein zur 
politischen Alltagssprache gewordener Ausdruck der 
Nachkriegsrealität, die zur Entstehung und Entwick-
lung der Europäischen Gemeinschaft führte, die bis 
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heute eine ausschließlich westeuropäische geblieben 
ist. 

Das betrifft auch ihre gegenwärtig diskutierten 
Zielvorstellungen. Da geht es u. a. um die Harmoni-
sierung unterschiedlich entwickelter und strukturier-
ter Marktwirtschaften und ihrer legislativen und exe-
kutiven Interessenvertretungen, um unbehinderten 
Zugang zu den nationalen Märkten, um die Abstim-
mung währungspolitischer Maßnahmen, um die Re-
gulierung von Markteinflüssen außerwesteuropäi-
scher Produzenten, um die koordinierte Einflußnahme 
auf außerwesteuropäische Entwicklungen und um 
den tendenziellen Abbau nationaler Souveränität zu-
gunsten internationaler Koordinierung. 

Inzwischen gibt es eine weitgehende Übereinstim-
mung darin, daß die EG einer Demokratisierung ihrer 
Entscheidungsstrukturen bedarf. Wir meinen aber, 
daß darüber hinaus auch die bisherigen Ziele einer 
Reform bedürfen. Die im wesentlichen an den Interes-
sen der Kernländer orientierte Marktintegration ist 
bisher keineswegs allen beteiligten Ländern und ge-
sellschaftlichen Schichten zugute gekommen. 

Der einseitige Vorrang der Wirtschaftsintegration 
muß beendet werden. Umweltschutz, soziale Gerech-
tigkeit und interregionaler Ausgleich müssen zu 
gleichrangigen Zielen erhoben werden. Insbesondere 
muß die reiche EG ihrer Verantwortung für die armen 
Länder des Südens gerecht werden. Für diese bieten 
alle bisherigen EG-Konzepte kaum Anlaß zur Hoff-
nung. 

Ich will mich jedoch heute auf die Konsequenzen 
beschränken, die sich aus den Veränderungen im 
Osten ergeben. Die Möglichkeit eines neuen, eines 
Gesamteuropas sollte für die EG Anlaß sein, ihre Form 
und ihr Konzept der Wirtschafts- und Währungs-
union in Frage zu stellen. Zur EG als Kern auch einer 
gesamteuropäischen Integration gibt es offenbar 
keine Alternative. Jedoch ist die EG nicht automatisch 
das Modell für die Einigung ganz Europas. Eine ge-
samteuropäische Gemeinschaft muß in der Lage sein, 
in nicht diskriminierender Weise weit unterschiedli-
chere Gesellschafts- und Wirtschaftssysteme zu inte-
grieren, als dies die EG bisher vermochte. 

Die Annäherung der Lebensbedingungen muß Ziel, 
nicht Voraussetzung der Integration sein. Die demo-
kratische Teilhabe an den ganz Europa betreffenden 
Entscheidungen darf nicht nur davon abhängig ge-
macht werden, ob ein Land wirtschaftlich weit genug 
entwickelt ist, um mit den Standards des westeuropäi-
schen Binnenmarkts mithalten zu können. 

Die gesamteuropäische Wirtschaftsordnung erfor-
dert die Schaffung neuer und den Ausbau bzw. die 
verbesserte Nutzung bereits bestehender Institutio

-

nen. Dazu könnte die Schaffung eines europäischen 
Entwicklungsfonds zur ökonomischen und ökologi-
schen Rekonstruktion Osteuropas gehören, der allen 
beteiligten Geber- und Nehmerländern vergleichbare 
Rechte und Pflichten aufgibt. 

Sinnvoll erscheint es auch, die Währungen der ehe-
maligen Ostblockländer mit Hilfe eines europäischen 
Währungsfonds zu stützen, der nicht wie die vorgese-
hene Zentralbank auf die Stabilität eines ausschließ

-

lich westeuropäischen Währungssystems verpflichtet 
wird. 

Wichtige Aufgaben könnten auch von Institutionen 
zur Förderung gemeinsamer Umweltpolitik, zur Fu-
sionskontrolle und zur Arbeitsmarktpolitik übernom-
men werden. 

Neue Ideen sind auch im sicherheitspolitischen Be-
reich gefragt. Das Ende der Blockkonfrontation macht 
das westeuropäische bzw. nordatlantische Sicher-
heitsbündnis gegen die sogenannte Gefahr aus dem 
Osten überflüssig. Statt dessen geht es jetzt darum, 
die Risiken infolge des Zerfalls und latenter Konfron-
tationen innerhalb des bisherigen sowjetischen 
Blocks zu minimieren. Ein gesamteuropäisches Si-
cherheitskonzept, in das die mittel- und osteuropäi-
schen Staaten einschließlich der Erben der Sowjet-
union integriert sind, ist erforderlich. Deshalb kann 
die Vorstellung von der Belebung der WEU, also eines 
rein westeuropäischen Bündnisses unter Ausschluß 
nicht nur der USA, sondern auch der Sowjetunion und 
ihrer früheren Satelliten, nur kontraproduktiv sein. 

Ein der neuen Situation angemessenes Sicherheits-
konzept sollte den Rahmen der KSZE-Staaten länger-
fristig nicht unterschreiten, auch dann nicht, wenn die 
NATO zum Ausgangspunkt militärischer Integration 
erklärt wird. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, an 
Hand zweier Beispiele illustrieren, welche Probleme 
durch solch ein neues Sicherheitskonzept gelöst wer-
den müßten. Beide stammen aus Berichten von Teil-
nehmern eines Diskussionsforums, das wir letzte Wo-
che zur Situation in der Sowjetunion veranstaltet ha-
ben. 

Eine georgische Oppositionelle schilderte, wie in 
letzter Zeit die Konflikte zwischen dem Diktator Gam-
sachurdia und seinen Gegnern zunehmend mit Waf-
fen ausgetragen werden. Soldaten der zerfallenden 
sowjetischen Armee verkaufen ihre Waffen an Oppo-
sitionelle, aber z. B. auch an die durch die gewalttäti-
gen Auseinandersetzungen verunsicherten Bauern. 
Sie bessern ihren Sold auf, indem sie Gewehre, Gra-
naten, ja selbst Panzer verkaufen. Da müssen doch die 
traditionellen Kategorien unseres Sicherheitsdenkens 
ins Wanken geraten, wenn wir von solchen Zuständen 
hören. Von den in der Ukraine befindlichen Atomwaf-
fen will ich gar nicht erst reden. 

Ein Tagungsteilnehmer aus Moldawien — von sei-
ner Herkunft Russe und Jude — sprach von der Angst 
der russischen Minderheit: Angst vor dem Anschluß 
an Rumänien, Angst davor, sowohl in Rußland als 
auch in der Ukraine als Fremdlinge behandelt zu wer-
den. „Niemand will uns", sagt er. Und er fragt so-
gleich: „Wollen Sie denn, daß wir alle nach Deutsch-
land kommen?" 

Meine Damen und Herren, wir wissen, daß das nicht 
die Lösung ist, aber wir haben auch keine befriedi-
genden Antworten auf seine Frage. Wir wissen aber, 
daß die herkömmliche westliche Diplomatie in diesen 
Fällen versagt und mit der Zeitdauer unseres Zögerns 
immer unzureichender wird. 

Ganz sicher wissen wir, daß keines dieser Probleme 
mit militärischen Mitteln gelöst werden kann. Weder 
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die Minderheit noch die Mehrheit in Georgien oder 
Moldawien taugt als neues Feindbild für den Westen. 
Wir brauchen keine neuen Bedrohungsszenarien, um 
die alten Waffen und die alten Strukturen zu legiti-
mieren, sondern aktive menschliche Einmischung — 
Einmischung, die zugleich Hilfe ist. 

Ich komme noch einmal auf die osteuropäische 
Wirtschaft zurück. Sie ist seit Jahrzehnten durch Man-
gel und Zerstörung geprägt. Wesentlichste Unter-
schiede gegenüber der Marktwirtschaft des Westens 
waren, daß es kein Geld gab, das diesen Namen ver-
diente, und keinerlei Mechanismen, die die Wirtschaft 
kalkulierbar hätten machen können. Alles gehörte 
dem Staat, über alles verfügten eine Partei und die 
von ihr eingesetzte Planungsinstanz. Grund und Bo-
den hatten keinen ausdrückbaren Wert; für alle Wa-
ren wurden erfundene Preise festgesetzt. Selbst bei 
bestem Willen war es unmöglich, für irgendein Pro-
dukt die tatsächlichen Entstehungskosten festzustel-
len. Angebot und Nachfrage existierten als Kriterium 
nicht. Der Schwarzmarkt mit seinem eher zufälligen 
Angebot änderte daran nichts. Mit Beziehungen war 
eher etwas zu bekommen als mit Geld. 

Das ganze Ausmaß des wirtschaftlichen Chaos ist 
für viele Menschen im Westen immer noch unvorstell-
bar. Sein Ergebnis sind nicht nur der zwangsläufige 
Zusammenbruch des Systems, sondern auch die bis 
heute anhaltende Unkenntnis marktwirtschaftlicher 
Kategorien und eines entsprechenden ökonomischen 
Denkens. 

Nur sehr langsam entwickelt sich die Kenntnis der 
wirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten wieder, die ja 
nicht abgeschafft, sondern nur geleugnet werden 
konnten, und vorerst kommen diejenigen am besten 
damit zurecht, die sich seit langem illegaler Praktiken 
und mafioser Strukturen bedienen. Das letzte ist ge-
rade in der Sowjetunion ein riesiges Problem. 

Das alles rufe ich hier noch einmal in Erinnerung, 
um zu verdeutlichen, warum die osteuropäischen 
Staaten auf ihrem Weg in die EG nicht mit den Staaten 
der westeuropäischen Pe ripherie vergleichbar sind, 
die zwar einen geringeren Wohlstand aufzuweisen 
haben als die Bundesrepublik, aber immer eine 
Marktwirtschaft hatten. 

Die desolate wirtschaftliche Situation wird lange 
anhalten. Noch Jahre nach dem Neubeginn werden 
sich die Folgen realsozialistischer Planwirtschaft hem-
mend und krisenfördernd auswirken. Es ist kaum zu 
übersehen, welcher Aufwand erforderlich ist, um die 
Wirtschaft zu reformieren, die ökologische Zerstörung 
aufzuhalten, die Infrastruktur zu entwickeln und die 
notwendige Sanierung vorzunehmen. 

Die Umgestaltung wird vorhandene Versorgungs-
engpässe nicht sofort beseitigen, wird sie teilweise 
sogar zunächst verschlimmern. Arbeitslosigkeit in 
großem Umfang und z. T. sogar zunehmende Ver-
elendung sind zu erwarten. Die sozialen Spannungen 
und die nationalistischen Tendenzen in weiten Teilen 
Osteuropas enthalten die Gefahr gewaltsamer Kon-
frontationen. Während einer langen Zeit wird vielen 
Osteuropäern eine ungewisse Existenz im Westen al-
lemal attraktiver erscheinen als das Leben in ihrer 
Heimat. 

Wer keine neue Mauer gegen den Osten Europas 
aufbauen will, muß sich also schnellstmöglich den 
Aufgaben zuwenden, die die Überwindung der euro-
päischen Teilung aufgibt. Und dies bedeutet nicht 
zuletzt, den Staaten Mittel- und Osteuropas den Weg 
in die EG zu ebnen. Die Menschen brauchen eine 
Lebensperspektive, die sie nicht den Westen als Para-
dies auf Erden verklären läßt, sondern ihnen Chancen 
in ihrer Heimat eröffnet. 

Die neuen Demokratien in Mittel- und Osteuropa 
haben natürlich ein starkes Interesse an der europäi-
schen Integration, das ihnen mitunter den Blick auf 
ihre unmittelbaren Nachbarn verstellt. Der Aufbau 
neuer mittel- und osteuropäischer Handelsbeziehun-
gen könnte jedoch von erheblicher Bedeutung für die 
Konsolidierung der dortigen Wirtschaften sein. Im 
Übergang zu einer konkurrenzfähigen Produktion 
sind diese Länder auf den gegenseitigen Austausch 
von im Westen nicht absetzbaren Gütern angewiesen. 
Dieser Anspekt sollte von den Westeuropäern berück-
sichtigt werden. 

Daneben ist es notwendig, den westeuropäischen 
Markt für osteuropäische Produkte zu öffnen, die ex-
portfähig sind. Das erfordert den Abbau von Protek-
tionismus, und zwar in einem Zeitraum, der für die 
west- und die osteuropäische Wirtschaft verträglich 
ist. Ebenso sinnvoll wäre ein zeitlich begrenzter 
Schutz des osteuropäischen Marktes vor konkurrie-
renden westeuropäischen Produkten, soweit diese 
eine Gefährdung der dortigen wirtschaftlichen Exi-
stenzen bedeuten. 

Ein weiteres Instrument zur Förderung der Entwick-
lung lebensfähiger Volkswirtschaften in Osteuropa ist 
die Verringerung derjenigen Staatsschulden, die zum 
Erbe der alten Mißwirtschaften gehören und ohne 
jede nachweisbar marktwirtschaftlich sinnvolle 
Zweckbestimmung verwendet wurden. Jede demo-
kratische Regierung, die dieses Erbe antreten müßte, 
wäre zum Scheitern verurteilt, noch ehe sie eine reale 
Chance der Umgestaltung hätte. 

Die unterschiedliche Entwicklung der osteuropäi-
schen Länder verlangt ein differenziertes Vorgehen. 
Ungarn beispielsweise läßt sich natürlich weitaus 
schneller und reibungsloser in den Gemeinsamen 
Markt und in gemeinsame politische Entscheidungen 
einbeziehen als die ehemalige Sowjetunion, für die 
bislang noch unklar ist, welche staatlichen Partner 
dort überhaupt für einen solchen Integrationsprozeß 
in Frage kommen. 

Meine Damen und Herren, wir begrüßen jede Stär-
kung der europäischen Legislative. Wenn aber die 
grundsätzliche Frage nach Vertiefung oder Erweite-
rung der Strukturen der EG gestellt wird, so beant-
worten wir sie mit dem Vorrang der Erweiterung. Das 
gegenteilige Konzept der Wirtschafts- und Währungs-
union würde die Aufnahme weiterer Länder, insbe-
sondere der mittel- und osteuropäischen Reformstaa-
ten  dagegen eher bremsen. Wichtig ist es deswegen, 
diesen Staaten zunächst eine politische Perspektive 
des Beitritts zur EG zu eröffnen, Regelungen zu fin-
den, die eine Annäherung der zukünftigen Beitritts-
länder an die EG ermöglichen. Die EG sollte bald ein 
Konzpet für die Einbeziehung Ungarns, Polens und 
der Tschechoslowakei entwickeln. Die Vollmitglied- 
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schaft dieser Länder bis zum Jahre 2000 wäre ein loh-
nendes Ziel und zugleich der Nachweis, daß die Euro-
päische Gemeinschaft auf die Herausforderungen un-
serer Zeit angemessen zu reagieren in der Lage ist. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der PDS/Linke 

Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Staatsminister für Bundes- und Europaangelegen-
heiten des Freistaates Bayern, Herr Dr. Thomas 
Goppel. 

Staatsminister Dr. Thomas Goppel (Bayern): Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Fast 
traut man sich nicht, in dieser Runde der Außenpoliti-
ker andere europapolitische Themen anzusprechen; 
aber vielleicht ist Europapolitik so, wie sie die Länder 
— auch von ihrer Zuständigkeit her — vorrangig zu 
interessieren hat, nun doch schon auf dem Wege zur 
Innenpolitik. So bin ich denn auch dankbar, daß Sie 
einem Vertreter der Länder Gelegenheit geben, an 
dieser Speerspitzenstelle zu dieser Thematik Stellung 
zu nehmen. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Es ist ein 
verfassungsrechtliches Recht!)  

Ich bedanke mich darüber hinaus auch bei dem Herrn 
Bundesaußenminister für die Betonung der Unabhän-
gigkeit der Republiken, die das wünschen, in Jugo-
slawien, für die Festsetzung, daß wir für Menschen-
rechte eintreten, und ich bin ihm außerordentlich 
dankbar dafür, daß das, was aus bayerischer Sicht und 
näherer Nachbarschaft zu Jugoslawien, vor allem zu 
Kroatien und Slowenien, frühzeitig gesagt werden 
konnte — auch aus der Zusammenarbeit in der Ar-
beitsgemeinschaft Alpen-Adria — , nun unsere ge-
meinschaftliche Meinung ist. Daß wir gemeinsam an 
einem S trang ziehen, darüber bin ich glücklich, weil 
es den Kroaten und Slowenen und am Ende, um es 
ganz ehrlich zu sagen, auch den Serben dienen wird. 
Denn der Friede ist ja für alle Teilbereiche gleicher-
maßen wichtig. Herzlichen Dank also für das deutli-
che Wort! Das läßt den Frust im Bauch ob mancher 
Erklärung ob unserer Unfähigkeit, die aus den Reihen 
der FDP in Bayern gelegentlich kommt, dann auch ein 
wenig verstummen. 

(Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/CSU]: 
Schon wieder Probleme! — Bundesminister 
Hans-Dietrich Genscher: Er spricht für alle 

Bayern!)  
— Ich habe grundsätzlich Probleme, Herr Hornhues, 
sonst bräuchte ich ja nicht zu reden. 

Im dämmernden Abend — um das Bild zu gebrau-
chen — darf der Luftzug an der Tür die Kerzen nicht 
verlöschen lassen. Deswegen ist mir daran gelegen, 
daß wir die anderen Themen in der Diskussion nicht 
zu kurz kommen lassen und daß ich mit Ihnen ge-
meinsam deutlich machen darf, daß Bundestag, Bun-
desregierung und der Bundesrat gemeinschaftlich ei-
ner Überzeugung sind, nämlich der, daß beide Regie-
rungskonferenzen, die der Politischen Union und die 
der Wirtschafts- und Währungsunion dringlich einem 

guten Ende zuzuführen sind. Und beide, die Europäi-
sche Politische und die Wirtschafts- und Währungs-
union, müssen gleichermaßen vorankommen. Bun-
destag und Bundesregierung sollen dabei wissen, daß 
die Länder im Bundesrat sämtlich und einhellig auf 
ihrer Seite stehen. Wir würden uns dabei allerdings, 
Frau Präsidentin, wünschen, daß diese Geschlossen-
heit immer auch nach außen dokumentiert würde, 
wenn wir außerhalb der deutschen Grenzen miteinan-
der auftreten und wenn dabei der Bundesrat dann 
auch ein Bestandteil der deutschen Gemeinschaft in 
politischen Äußerungen ist. 

Die Wirtschafts- und Währungsunion braucht, um 
zum Erfolg verurteilt zu sein, ein stabiles Fundament, 
bei dem man auch — um das meinem Vorredner zu 
sagen — die Wirtschafts- und Währungsunion nicht 
zurückstellen und in Frage stellen darf, bei der sie ein 
Betandteil der gemeinsamen Verhandlungen ist. Ein 
stabiles Fundament ist sie nur, wenn erstens der Bin-
nenmarkt in Kraft tritt und zweitens die Europäische 
Politische Union gleichermaßen ihr zweites Stand-
bein wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Letztere, die Europäische Politische Union, ist seit 
dem 30. September, dem Tag der Ablehnung der Vor-
lage der Niederlande, in Frage gestellt. Wenn sie in 
Frage gestellt bleibt, dann ist auch die Wirtschafts- 
und Währungsunion in der Gefahr zu kippen, sei es 
gleich, sei es später; das ist dabei offen. Die Europäi-
sche Politische Union braucht Stabilität, damit das 
Europäische Parlament gestärkt werden kann. Denn 
ich kann das Parlament und die Demokratie nur stär-
ken, 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD) 

wenn ich zuvor die Politische Union erreicht habe. Nur 
die Staaten, die das Parlament stärken, sind wirk lich 
an einem demokratischen Europa interessiert. Das 
muß man manchem unserer Nachbarn und manchem 
Mitglied im Zwölferklub noch einmal sagen. 

Souveränitätsvorbehalte in der Außen-, Sicher-
heits-, Innen- und Justizpolitik belegen nichts ande-
res als mangelnde Integrationsbereitschaft bzw. das 
noch nicht genügend ausgebildete Verständnis für 
den Begriff der Integration und für das, was damit 
verbunden ist. Die sicherheitspolitischen Vorschläge 
von Großbritannien und Italien auf der einen und 
Deutschlands und Frankreichs auf der anderen Seite 
belegen, daß der Gemeinschaftswille trotz Golf und 
Jugoslawien noch nicht genügend tragfähig ausgebil-
det ist. 

Daß die Außen- und Verteidigungsministerkonfe-
renz der WEU am 29. Oktober, also vor wenigen Ta-
gen, ohne Ergebnis zu Ende ging, ist auch ein bedau-
ernswertes Signal. Herr Bundesaußenminister, da ha-
ben Sie sicher noch eine Menge zu tun; Sie haben es 
auch selbst unterstrichen. 

Außen-, Innen- und Justizpolitik scheinen in Maast-
richt im Augenblick nicht einigungsfähig zu sein. Da 
ist der Golfkrieg mit seinen Spätfolgen, da ist Jugo-
slawien mit seinen gegenwärtig noch offenen Fragen, 
da ist die Europapolitik mit ihren noch ungeklärten 
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Problemen. Und schließlich ist die Frage des Asyl-
rechts und einer einheitlichen europäischen Handha-
bung wichtig, weil auch sie die Voraussetzungen bzw. 
Bedingungen für einen einheitlichen Binnenmarkt in 
Frage stellen könnte. 

Wenn wir uns an der Frage der Grenzöffnung schei-
den, wenn wir uns hier nicht einvernehmlich äußern 
und die Regelungen des Asylrechts in Europa nicht 
einvernehmlich für alle Zwölf finden, dann ist der Bin-
nenmarkt nicht zu sichern. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Freiherr von 
Stetten [CDU/CSU]) 

Damit ist dann eine weitere Voraussetzung für die 
Einigung über eine Europäische Politische Union 
nicht mehr gegeben. 

(Dr. Renate Hellwig [CDU/CSU]: Das sieht 
Bangemann auch so!) 

— Das ist richtig, Frau Hellwig. Der Herr Vizepräsi-
dent sieht das auch so und wird es Ihnen, so nehme ich 
an, heute nachmittag bestätigen. 

Die Initiative des Kanzleramts, die jetzt extra zum 
Ausgleich all dieser offenen Fragen, sozusagen zur 
Stützung der Aktivitäten des Auswärtigen Amtes, er-
griffen worden ist, ist zu begrüßen. Selbst wenn Län-
deranliegen wie das Regionalorgan, die Subsidiarität, 
das Selbsteintrittsrecht auf den Weg gebracht werden, 
so reicht das mit Blick auf kurz-, mittel- und langfri-
stige Zugeständnisse bei der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion nicht. Es wäre auch uns Ländern zu billig, 
lediglich unsere Anliegen durchgesetzt zu sehen, 
ohne daß gleichzeitig auch die Frage nach der Wirt-
schafts- und Währungsunion konsequent weiter- bzw. 
zu Ende gedacht wäre. Nur eine einheitliche Ver-
tragsstruktur für ein föderatives Bündnis kann Vor-
aussetzung für ein solches deutsches Zugeständnis 
schaffen. 

Wir müssen gemeinsam fragen: Glauben die Skep-
tiker — manchen von ihnen hat man vorhin reden 
gehört, ohne daß er die Schlußfolgerung gezogen hat, 
die ich ziehen möchte — denn noch an die Europäi-
sche Union? Sind die Voraussetzungen dafür wirklich 
überschaubar? 

Alle im Osten und Südosten Europas haben gesagt: 
Sozialismus — nein danke! Das hat funktioniert, das 
ist auf den Weg gebracht. Demokratie — ja bitte! ha-
ben auch alle gesagt. Aber sie sagen es unterschied-
lich und unterschiedlich aktiv. Manche von ihnen ha-
ben von den amerikanischen Nichtbeteiligungsquo-
ten bei Wahlen schon kräftig gelernt. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Leider 
wahr!) 

Sie scheinen die einschlägige Berichterstattung viel 
zu häufig gesehen zu haben, wenn ich z. B. an die 
Polen denke. 

Marktwirtschaft — ja bitte! Das sagen zwar auch 
alle, aber es geht unterschiedlich schnell voran. Man-
chem von uns geht es zu langsam, anderen wiederum 
geht es zu unkoordiniert voran. Wir haben Schwierig-
keiten, die entsprechenden Kenntnisse dafür überzu-
bringen. Es ist also eine unterschiedlich zusammenge-
setzte Karawane, von der wir noch längst nicht wissen, 

wann sie an der Oase der Marktwirtschaft an-
kommt. 

Beim Zusammenhalt gibt es von „Jein" bis „Nein", 
von „Ja, auch" bis „Ja, wenn" alles. Dabei verringert 
sich die Durchsetzungskraft, neue Wege einzuschla-
gen, gehen die frühere Intensität und Bereitschaft sich 
einzusetzen zurück, wenn ich an die Regierung Antall 
in Ungarn denke, deren Stern ja nicht gerade im Stei-
gen begriffen ist. 

Die Hilfe, die andere Europäer leisten, ist mäßig; ich 
denke dabei an Italien und den Nachbarn Albanien, 
ich denke daran, wie zögerlich im Konzert der Zwölf 
die andere, vorhin so häufig beschworene Frage be-
handelt worden ist. 

Unter diesen Vorgaben ist das Qualitätsjunktim un-
seres Bundeskanzlers — heute früh wiederholt geäu-
ßert — besonders notwendig. Wir können in Maast-
richt nur dann einen Gesamtvertrag akzeptieren — 
auch als Länder — , wenn die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion und die Europäische Politische Union 
gemeinsam auf den Weg gebracht werden. Wir kön-
nen beide nur dann akzeptieren, wenn gleichzeitig 
die Demokratisierung in Europa einen guten Schritt 
vorankommt. Das Europäische Parlament muß in die 
Fortentwicklung einbezogen sein. Wir können diese 
Fortentwicklung nur akzeptieren, wenn die födera-
tive Struktur Europas ein Stück Festigung erfährt. 

Die Wirtschafts- und Währungsunion kann nur in 
dem Umfang wachsen, wie gleichermaßen die Politi-
sche Union in all ihren Bestandteilen vorankommt. 
Auch muß die Demokratie nicht nur in der Mitte — 
also  bei Ihnen —, sondern auch oben und unten ein 
Stück ihrer Festigung erfahren, also auch in Europa, in 
Straßburg, und auch bei den Regionen sowie im Zu-
sammenwirken aller. 

An einem Tag wie heute kann geltend gemacht 
werden, daß stützende Aktionen und unterstützende 
Äußerungen der Länder dem Bundestag nichts ande-
res signalisieren als die Tatsache, daß das, was wir 
gemeinsam vorhaben, die Unterschrift aller trägt, 
auch der 16 Länder. Auf der Grundlage dessen, was 
wir heute vormittag gehört haben, ist die Einigkeit 
gesichert. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP) 

Unsere Hauptaufgabe ist nicht zu jammern, sondern 
zu werben. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Staatsmini-
ster, ich kann mit Ihnen leider nicht in eine Diskussion 
über die Zusammensetzung von Delegationen des 
Bundestages unter Beteiligung des Bundesrates ein-
treten. Ich werde das gerne zu gegebener Zeit nach-
holen. 

Jetzt hören wir Frau Kollegin Heidemarie Wieczo-
rek-Zeul. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Der bevorstehende EG-Gipfel am 
9. und 10. Dezember in Maastricht, der also in gut fünf 
Wochen stattfinden wird, hat Fragen von größter 
Tragweite, die heute morgen angesprochen worden 
sind, zur Konsequenz. Die Völker Europas dürfen da- 
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bei aber keine Zaungäste bleiben, und die Diskussio-
nen über die Europäische Politische Union und die 
Wirtschafts- und Währungsunion dürfen nicht im Stil 
der Geheimdiplomatie früherer Jahrhunderte behan-
delt werden, sondern wie die Verfassung in einer mo-
dernen Demokratie. 

In der Bundesrepublik gibt es mehr Diskussion und 
Information über den in der Sowjetunion geplanten 
Unionsvertrag als über den Unionsvertrag, der für alle 
Bürger und Bürgerinnen in der Europäischen Ge-
meinschaft künftig praktische Auswirkungen haben 
wird. Daß dies so ist, hängt auch mit der Art der Erar-
beitung dieser Verträge zusammen; sie werden näm-
lich unter Ausschluß der Öffentlichkeit in den Regie-
rungskonferenzen erstellt. 

Kaum einer weiß, liebe Kolleginnen und Kollegen 
— ich hätte mich gefreut, wenn es heute einer der dort 
Verhandelnden hier gesagt hätte — , daß ein Teil die-
ser Europäischen Politischen Union die Annahme der 
Europäischen Staatsbürgerschaft sein wird. Das heißt, 
nach Maastricht werden wir ein Kommunalwahlrecht 
für EG-Ausländer und -Ausländerinnen in allen Län-
dern der Europäischen Gemeinschaft — auch hier in 
der Bundesrepublik — haben. Das wäre, wenn es ein 
Regierungsmitglied, der Bundeskanzler oder der Au-
ßenminister gesagt hätte, ein Signal der Solidarität an 
die Ausländer und Ausländerinnen bei uns in der 
Bundesrepublik gewesen; es wäre auch eine klare 
Stellungnahme gegen die Agitationen, die hier von 
rechts gegen solche Ziele laufen. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Bundesminister Hans-Dietrich 
Genscher: Für uns selbstverständlich! — Zu

-

ruf von der CDU/CSU: EG-weit ist das doch 
kein Problem!) 

— Wenn es so selbstverständlich wäre, Herr Bundes-
außenminister, wäre es gut, wenn es auch in einer 
solchen Debatte gesagt werden würde. Ich bin näm-
lich ganz sicher, daß die Kenntnis darüber in der Bun-
desrepub lik nicht weit verbreitet ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Vielleicht hängt es auch ein bißchen damit zusam-
men, daß u. a. das Bundesland, dessen Vertreter hier 
vor mir gesprochen hat, in dieser Frage in der christ-
demokratischen Riege der Bundesländer seine Zwei-
fel hat. Deshalb wollte man wahrscheinlich die 
scheinbare Einigkeit nicht stören. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Wieczorek

-

Zeul, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Irmer? Sie wird Ihnen nicht angerechnet. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Ich gestatte sie 
nur dann, wenn sie nicht auf meine Redezeit ange-
rechnet wird. 

Ulrich Irmer (FDP) : Frau Kollegin, Sie sprechen von 
europäischer Staatsangehörigkeit, Staatsbürger-
schaft. Darin folge ich Ihnen. Finden Sie es dann aber 
logisch, das europäische Wahlrecht für diese Staats-
bürger auf das Kommunalwahlrecht zu beschrän-
ken? 

Heidemarie Wieczorek -Zeul (SPD): Also, ich fände 
es wie Sie, Herr Kollege Irmer, ganz konsequent, 
wenn es nicht beschränkt würde. Aber Sie wissen so 
gut wie ich, daß u. a. ihr Koalitionspartner in weiter-
gehenden Vorschlägen nicht mitmachen würde. 

Ulrich Irmer (FDP): Ja, wenn Sie es wollen, können 
Sie es doch sagen. 

Heidemarie Wieczorek -Zeul (SPD): Deshalb disku-
tieren Sie lieber mit diesem Koalitionspartner als mit 
mir. 

(Beifall bei der SPD) 
Die Bundesregierung scheint im übrigen eine öf-

fentliche Diskussion über ihre wirkliche Verhand-
lungsstrategie in den Regierungskonferenzen, die zu 
Maastricht führen, auch zu scheuen. Denn nicht an-
ders kann man es erklären, daß auch heute morgen in 
der Diskussion alle Punkte — NATO-Gipfel, Regie-
rungskonferenzen — miteinander vermischt wurden. 
Nicht anders kann man es erklären, daß die Kollegin-
nen und Kollegen der CDU/CSU und FDP im Euro-
paausschuß eine gemeinsame Abstimmung über eine 
Festlegung des Deutschen Bundestages im Vorfeld 
von Maastricht verweigert haben. Nicht anders kann 
man es erklären, daß hier nach der Regierungserklä-
rung des Bundeskanzlers und auch nach dem, was 
Außenminister Genscher hier gesagt hat, immer noch 
große Lücken, Löcher, gefährliche Unklarheiten ge-
blieben sind. Denn in der Tat hat der Kollege Gansel 
recht: Was Herr Kohl nicht gesagt hat, war doch das 
Interessante. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Dann sagen Sie es 
doch einmal!) 

Nun hat Herr Lamers, der außenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU, die ganze Zeit verkündet: Wir wollen 
über die Europäische Politische Union den Einsatz der 
Bundeswehr außerhalb der NATO, außerhalb der Po-
litischen Union verwirklichen. Innenminister 
Schäuble unterstützt solche Forderungen: Wir hätten 
angesichts dieser verfassungswidrigen Forderungen 
eine klare Absage von Bundeskanzler Kohl erwar-
tet. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Das ist die auto-
matische Folge!) 

Wenn er dies nicht tut, dann bleibt die Position der 
Bundesregierung in dieser wichtigen Verfassungs-
frage im Zwielicht. 

(Beifall bei der FDP) 
Wir fordern Sie auf, diese Position im Vorfeld von 
Maastricht klarzumachen. 

Herr Außenminister Genscher, Sie haben hier unter 
Bezug auf Jugoslawien gesagt: Wir beziehen Partei 
für unsere Verfassung. Beziehen Sie mit uns, mit der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion, Partei für 
unsere Verfassung, nämlich da rin, daß bei Verwirkli-
chung der Europäischen Politischen Union der grund-
gesetzliche Auftrag für die Fortgeltung des Bundes-
wehrauftrags gilt, nämlich Einsatz nur zur Verteidi-
gung und nicht außerhalb des NATO-Gebietes. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 
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Mancher, so ist mein Eindruck, will aber mit der 
Unkenntnis in den Entscheidungen der Regierungs-
konferenzen ein innenpolitisches Geschäft machen. 
Das ist schlimm für die Europäische Gemeinschaft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie denn?) 

Mein Eindruck ist, daß mancher im stillen Kämmer-
lein der Regierungskonferenzen Positionen verankern 
wall, zu denen er keine Mehrheitschance im Deut-
schen Bundestag sieht. Dann möchte er nach Hause 
kommen — meistens handelt es sich um „er" — und 
sagen, Europa macht es aber notwendig. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Das ist nichts als 
die nackte Wahrheit!) 

Insofern ist es gut, daß Innenminister Schäuble mit 
seinem Trick, die EG beim Asyl vorzuschieben, vorge-
stern in Brüssel aufgelaufen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Heute hören Sie 
einmal Herrn Bangemann!) 

Zehn von zwölf EG-Mitgliedern haben ihm die Asyl-
formulierung verweigert, die er für den heimischen 
Gebrauch gegen die SPD in der Europäischen Ge-
meinschaft durchsetzen wollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann müssen wir 
doch den Art. 16 ändern!) 

Diese Situation bestätigt uns erneut in unserer Posi-
tion als SPD. Eine wirkliche europäische Lösung setzt 
auf Harmonisierung, statt über die abstrakte und ge-
fährliche Diskussion den Grundgesetzsartikel 16 än-
dern zu wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Genauso versuchen eine Reihe von CDU/CSU-Politi-
kern, die EG als Schutzschild für ihre unakzeptablen 
Pläne zu nutzen, die Bundeswehr weltweit in den 
Kampf zu schicken. 

(Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/CSU]: Das 
ist ja Quatsch!) 

Diese Roßtäuscherei wird nicht gelingen. Gleichzeitig 
mit der Ratifizierung der Vertragsänderungen im 
Deutschen Bundestag, die im Deutschen Bundestag 
nur mit Ja oder Nein beantwortet werden können, 
müssen auch die Verfassungsänderungen beschlos-
sen werden, die in der deutschen Verfassung notwen-
dig sind. 

Deshalb muß die Bundesregierung vor Maast richt 
sagen, wo sie auf Grund der Verträge Verfasserungs-
änderungen für notwendig hält. Dann weiß sie auch 
vor Maastricht, ob sie eine Mehrheit für diese Verfas-
sungsänderungen im Deutschen Bundestag hat. 

Das Auswärtige Amt hat jedenfalls im Europaaus-
schuß bisher angekündigt, daß es diese Notwendig-
keit im Bereich des Kommunalwahlrechts für Auslän-
der, das in den Verträgen verankert werden soll, so-
wie bezüglich einer zu schaffenden europäischen 
Zentralbank sieht. Damit akzeptiert die Bundesregie-
rung selbst, daß in substantiellen Bereichen, in denen 
durch die EG-Verträge die deutsche Verfassung tan-
giert ist, der Bezug auf Art. 24 des Grundgesetzes 
nicht ausreicht. In Art. 24 ist festgelegt, daß die Über-
tragung von Hoheitsrechten auf zwischenstaatliche 
Institutionen mit einfacher Mehrheit möglich ist. 

Wenn die EG-Verträge in solchen Fragen wie dem 
kommunalen Wahlrecht für Ausländer und der euro-
päischen Zentralbank aber Verfassungsänderungen 
in der Bundesrepublik notwendig machen, dann kann 
ja wohl in einer so zentralen Frage wie dem Einsatz 
der Bundeswehr die deutsche Verfassung, Herr 
Lamers, nicht automatisch durch EG-Vertrag außer 
Kraft gesetzt werden. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das sind doch keine institutionellen 

Einrichtungen, Frau Kollegin!) 
Im übrigen sollten die Herren — in diesem Bereich 

der CDU/CSU handelt es sich ja nur um Herren — 
doch endlich einmal mannhafte deutsche Tapferkeit 
zeigen. Sie sollten eine Verfassungsdebatte mit offe-
nem Visier führen, und zwar hier in der Bundesrepu-
blik, statt sich hinter der Europäischen Gemeinschaft 
zu verstecken. Mehr Mut! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben wir!) 
Dann werden Sie nämlich eines sehen: Es gibt im 
Deutschen Bundestag und in der Bundesrepublik 
keine Mehrheit für die Grundgesetzänderung zum 
Einsatz der Bundeswehr außerhalb des Gebiets der 
NATO oder im Rahmen von gemeinsamen Aktionen 
der UNO-Kampftruppen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Wir brauchen dafür 

keine Grundgesetzänderung!) 
Die Bundesregierung sollte dies den EG-Partnern bes-
ser vor Maastricht sagen; sonst müßte sie sich der poli-
tischen Hochstapelei zeihen lassen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Kollegin, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Ja. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Lamers. 

Karl Lamers (CDU/CSU): Frau Kollegin, stimmen 
Sie mir zu, daß bei der Formulierung des Vertrages 
über die Politische Union alle unsere Partner in der 
Europäischen Gemeinschaft von einem Verteidi-
gungsbegriff ausgehen, wie er in der Charta der Ver-
einten Nationen niedergelegt ist, und nicht von dem 
engeren, der angeblich, wie ich unterstreiche, dem 
deutschen Grundgesetz zugrunde liegt? Welche Kon-
sequenzen muß die deutsche Politik Ihrer Meinung 
nach aus dieser Tatsache ziehen? 

Heidemarie Wieczorek -Zeul (SPD) : Herr Kollege 
Lamers, ich verstärke meinen Appell an Sie, mehr Mut 
zu zeigen und sich in solchen Fragen nicht auf die 
Europäische Gemeinschaft zu beziehen. Ich möchte 
darauf verweisen, daß die deutsche Bundesregierung 
selbst bezüglich der deutsch-französischen Verteidi-
gungsinitiative in ihrem Vorschlag akzeptiert hat, daß 
es nationale Besonderheiten der Sicherheits - und 
Verteidigungspolitik gibt, die zu berücksichtigen 
sind. Ich empfehle Ihnen Lektüre der deutsch-franzö-
sischen Sicherheitsinitiative. 

(Beifall bei der SPD) 



4392 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. November 1991 

Heidemarie Wieczorek-Zeul 

Im übrigen muß es Aufgabe deutscher Politik sein, 
die Kompetenz der Europäischen Gemeinschaft zur 
friedlichen Konfliktlösung durch eine gemeinsame 
Außenpolitik und durch die gemeinschaftliche Wahr-
nehmung der Entwicklungspo litik zu stärken und da-
mit die Europäische Gemeinschaft auch zu einer euro-
päischen Friedensmacht in der Welt zu machen. Was 
wir brauchen, ist diese europäische Friedensmacht 
und keine militärische Großmacht Europa. Denn es 
geht in der Welt um Probleme wie die Bekämpfung 
des Hungers und die Bekämpfung der Umweltver-
schmutzung, die mit einer gemeinsamen europäi-
schen Außen- und Entwicklungspoli tik angepackt 
werden sollten. 

Aus meiner Sicht und aus der Sicht der SPD-Bun-
destagsfraktion sollte die Bundesregierung in der Eu-
ropäischen Politischen Union ganz andere Schwer-
punkte setzen. Die zentrale und vorrangige Frage ist, 
ob das Europäische Parlament künftig die Zuständig-
keiten erhält, die in einer modernen Demokratie ei-
nem direkt gewählten Parlament zukommen. Hier 
sind die Schwerpunkte leider auch von seiten der 
Bundesregierung nicht so gesetzt worden, daß das 
Ziel in Maastricht eine Stärkung der Rechte des Euro-
päischen Parlaments wäre. Das ist aber für Bürger und 
Bürgerinnen in der Bundesrepublik von entscheiden-
der Bedeutung. Schon heute wird in Brüssel über die 
Frage der Außenhandelspolitik, über das Reinheitsge-
bot für Lebensmittel, über den Katalysator, ja über alle 
wichtigen wirtschaftspoli tischen Fragen des Binnen-
markts entschieden. 

Nun soll die Europäische Gemeinschaft darüber 
hinaus für die Außen- und Sicherheitspolitik, für die 
Wirtschafts- und Währungspolitik, für die Energiepo-
litik und für die Entwicklungspolitik zuständig wer-
den. Mit Rechtsverordnungen von Regierungen sind 
diese neuen Aufgaben demokratisch nicht zu bewäl-
tigen. Deshalb muß die Europäische Gemeinschaft 
spätestens jetzt wirklich demokratisiert werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb sind folgende Punkte dringend notwendig, 
um einen echten demokratischen Zuschnitt der EG zu 
gewährleisten: Es darf in Zukunft kein europäisches 
Gesetz gegen den Willen des Europäischen Parla-
ments geben. Anzustreben ist zwischen Ministerrat 
und Europäischem Parlament ein Verhältnis, wie es in 
den USA zwischen den beiden Kammern besteht, daß 
nämlich beide Kammern einem Gesetz zustimmen 
müssen. 

Das Europäische Parlament muß in allen Bereichen 
des Haushalts das letzte Wort haben. Es muß das 
Recht haben, den Kommissionspräsidenten zu wäh-
len. Wir müssen doch bei der Politischen Union mit der 
Politik beginnen und nicht mit all den Fragen, die den 
Politikern — insbesondere den Männern — immer 
einfallen, wenn ihnen sonst nichts mehr einfällt, näm-
lich mit dem Militär. Wir müssen also mit der Politik 
beginnen, mit der gemeinsamen Regierung und dem 
Parlament. 

(Beifall bei der SPD — Karl Lamers [CDU/ 
CSU]: Das ist unter Ihrem Niveau!) 

— Herr Lamers, ich freue mich, wenn Sie anschlie-
ßend zeigen, wo Sie die friedensstiftende Kompetenz 
der Europäischen Gemeinschaft stärken wollen. 

Ich komme noch einmal darauf zurück: Neue Kom-
petenzen können auf EG-Ebene nur in dem Maße 
übertragen werden, wie sie beim Europäischen Parla-
ment ankommen. Wir sind für die Übertragung von 
Rechten auch des Deutschen Bundestages, aber, bitte 
schön, auf ein direkt gewähltes Parlament und nicht 
auf einen Ministerrat, der nichtöffentlich tagt und der 
seine zentrale Entscheidungsfähigkeit in wichtigen 
Fragen bisher noch nicht ausreichend unter Beweis 
gestellt hat. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Das heißt: Mehrheitsentscheidungen im Rat können 
nur da akzeptiert werden, wo das Europäische Parla-
ment vergleichsweise Rechte der Mitentscheidung er-
hält. 

Das heißt auch, daß Mehrheitsentscheidungen, z. B. 
in der Sicherheitspolitik, nur akzeptiert werden kön-
nen, wenn gleichzeitig das Europäische Parlament 
entsprechende Entscheidungsrechte erhält. Erfolgt 
dies nicht, dann bleibt der Sachverhalt, daß alle si-
cherheitspolitischen Entscheidungen unter die Kon-
trolle und Entscheidung des Deutschen Bundestages 
fallen und dort verbleiben müssen. 

Im Vorschlag Kohl/Mitterrand spielen parlamenta-
rische Kontrolle und Entscheidung überhaupt keine 
Rolle. Es kann doch wohl nicht wahr sein: In Osteu-
ropa werden Militär- und Sicherheitspolitik immer 
mehr unter parlamentarische Kontrolle gestellt, wäh-
rend sie in Westeuropa der parlamentarischen Kon-
trolle entzogen würden. Alle Staatsgewalt geht auch 
in der neuen Europäischen Politischen Union vom 
Volk aus. Das muß durch fortgesetzte nationale und 
europäische parlamentarische Entscheidungen in die-
sen Fragen gewährleistet sein und bleiben. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Reden Sie einmal 
mit Ihrem Parteifreund Mitterrand!) 

Die Bundesregierung muß wissen: Ohne substan-
tielle Veränderungen des vorliegenden luxemburgi-
schen Entwurfs in bezug auf die Rechte des Europäi-
schen Parlaments, ohne substantielle Veränderungen 
mit dem Ziel — Herr Goppel hat es vorhin angespro-
chen — der Verankerung des Subsidiaritätsprinzips, 
um den Ländern und Gemeinden politische Gestal-
tungsspielräume zu sichern, kann es keine Zustim-
mung des Deutschen Bundestages und — ich denke, 
ich interpre tiere die Beschlüsse der Ministerpräsiden-
ten von letzter Woche richtig; Herr Goppel nickt — 
des  Bundesrates zu den Ergebnissen von Maast richt 
geben. 

Die Bundesregierung sollte auch in einem anderen 
Bereich in den Regierungskonferenzen andere 
Schwerpunkte setzen. Sie sollte sich nämlich dafür 
engagieren, daß die Forde rung des Europäischen Par-
laments in die Vertragsverhandlungen aufgenommen 
wird, daß die fünf neuen Länder künftig durch 18 neu 
gewählte Mitglieder im Europäischen Parlament ver-
treten sein können. Das ist eine Frage der Konsequenz 
der deutschen Vereinigung. Es ist eine Verpflichtung 
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern in den fünf 
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neuen Ländern, daß sie auch im Europäischen Parla-
ment angemessen repräsentiert sind. Ich hätte es 
schön gefunden, wenn in solchen Fragen eine 
deutsch-französische Initiative angestrebt worden 
wäre 

(Beifall bei der SPD) 

oder wenn mit einer anderen Regierung eine solche 
Initiative unternommen würde. 

Aus unserer Sicht — das ist ein weiterer Punkt — 
sollte sich die Bundesregierung besonders engagie-
ren, damit die Sozialpolitik in der Europäischen Poli-
tischen Union gleichgewichtig neben der Wirtschafts-
politik verankert wird. Beim Europäischen Binnen-
markt sind 75 % aller von der Kommission vorgeschla-
genen Maßnahmen verwirklicht. Aber bei der Sozial-
politik herrscht absolute Ebbe. Der letzte Sozialmini-
sterrat war ein absoluter Flop. Deshalb ist es zwin-
gend, daß bei Entscheidungen des Europäischen Par-
laments Mehrheitsentscheidungen in der Sozialpoli-
tik im Vertrag für diesen Bereich verankert werden; 

(Hans-Dietrich Genscher [FDP]: Dann muß 
der Sozialminister aber auch da sein!) 

denn damit würde verhindert, daß Großbritannien 
oder ein anderes EG-Mitgliedsland in den wichtigen 
Fragen der Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen weiter sozialen Fortschritt 
blockieren kann. 

Wir brauchen nicht nur große Unternehmen in der 
Europäischen Gemeinschaft und in der Europäischen 
Politischen Union. Wir brauchen gerade bei wich tigen 
Strukturveränderungen der Wirtschaft auch europäi-
sche Betriebsräte, Arbeitnehmervertretungen und die 
Verankerung sozialer Grundrechte in der Europäi-
schen Politischen Union. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Wir verlangen von der Bundesregierung im Vorfeld 
von Maastricht deutliche Klarstellungen. Ich greife 
das auf, was ich in der Diskussion als Punkt mehrfach 
angesprochen habe, und zwar vor der Unterzeich-
nung in Maastricht. Es muß garantiert bleiben, daß 
der Deutsche Bundestag über jedweden Einsatz der 
Bundeswehr nach den Bestimmungen des Grundge-
setzes entscheidet. Das heißt, Einsätze der Bundes-
wehr außerhalb des NATO-Gebiets wird es auch im 
Rahmen einer gemeinsamen EG-Sicherheitspolitik 
nicht geben, genausowenig wie den Einsatz im Rah-
men von UNO-Kampftruppen. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, bei den Ver

-

tragsverhandlungen sicherzustellen, daß im Rahmen 
der gemeinsamen Sicherheitspolitik keine europäi-
schen Eingreiftruppen zum Einsatz außerhalb des 
Gebiets der Politischen Union geschaffen werden. 

Wir fordern die Bundesregierung ferner auf, wirk-
lich Lehren aus dem Golfkrieg zu ziehen, sich nämlich 
bei den Vertragsverhandlungen für eine restriktive 
Waffenexportpolitik zu engagieren. Wir wollen, daß 
sie — vor dem Gipfeltreffen in Maast richt — vor dem 
Bundestag erklärt, daß na tionale Waffenexportkon-

trollen erst aufgeben werden, wenn gemeinschaftlich 
ebenso restriktive Regelungen verankert sind. 

(Beifall bei der SPD) 
Ohne Zweidrittelmehrheit im Deutschen Bundestag 

bei den wichtigen Verfassungsänderungen kann die 
Ratifizierung der Vertragsänderungen nicht erfolgen. 
Wir fordern die Bundesregierung auf, diese Position 
zu respektieren. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Was heißt „re-
spektieren"?) 

Wir fordern sie auf, auch die Position der Bundeslän-
der zu berücksichtigen. Ohne eine Zustimmung des 
Deutschen Bundestages kann die Ratifizierung der 
Vertragsänderungen nicht verwirklicht werden. 

Wir wollen, daß Maastricht ein Erfolg wird. Das 
heißt aber, daß die Bundesregierung solche Verhand-
lungen nicht zur Privatsache machen kann, sondern 
daß sie sich der Unterstützung aller Parteien im Deut-
schen Bundestag sicher wissen muß. 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: Das weiß sie 
doch auch!) 

Nach Maastricht muß sich die Europäische Gemein-
schaft zu einer Gemeinschaft entwickeln, die die 
EFTA- und die mittel- und osteuropäischen Staaten 
umfaßt. Integra tion ist die beste Abwehr gegenüber 
neu wuchernden Nationalismen. 

Die alten Entscheidungsmechanismen in der EG 
haben in einer neuen EG von z. B. 24 Ländern keinen 
Platz. Gefragt ist deshalb, schneller als gedacht, eine 
neue Verhandlungsrunde für eine neue demokrati-
sche europäische Verfassung. Dies darf dann nicht 
erneut den Regierungen allein überlassen bleiben. 

Notwendig ist nach Maastricht ein europäischer 
Verfassungsrat, in dem gewählte europäische Abge-
ordnete sowie Vertreter und Vertreterinnen der Re-
gierungen unter den Augen der Öffentlichkeit in 
Kenntnis der Wünsche der Bürgerinnen und Bürger 
das Kleid für die künftigen Vereinigten Staaten von 
Europa schneidern. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste so-
wie bei Abgeordneten des Bündnisses 90/ 

GRÜNE) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort  hat der 
Kollege Bernd Wilz. 

Bernd Wilz (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zunächst darf ich Ihnen, Herrn 
Außenminister Genscher, herzlich für die klarstellen-
den Worte zur Jugoslawien-Krise danken. Sie dürfen 
sicher sein, daß wir Sie auf diesem Wege unterstützen 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Freiheit, Einheit und die Einigung Europas, das 

waren immer die großen Ziele deutscher Politik. So 
wie Konrad Adenauer die Grundlagen zur Freiheit 
gelegt hat, so sind wir, diese Bundesregierung und 
diese Koalition, es gewesen, die mit dem Stationie-
rungsbeschluß diese Freiheit abgesichert und den 
großartigen Prozeß in der Sowjetunion und in Osteu- 
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ropa eingeleitet haben. Das ist der Erfolg unserer 
glaubwürdigen Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich weiter feststellen, daß es vor allen 
Dingen der Erfolg von Helmut Kohl gewesen ist, die 
Einheit Deutschlands vollenden zu können. Ich bin 
heute überzeugt, daß diese Bundesregierung und un-
sere Koalition nicht nur den Willen, sondern auch die 
Kraft haben, die notwendigen Schritte auf dem Weg 
zur Einheit Europas nunmehr gestalten zu können. 

Wenn wir am Vorabend des NATO-Gipfels in Rom 
hier miteinander debattieren, so darf ich, weil das bei 
einigen offensichtlich in Vergessenheit geraten ist, 
noch einmal die Bedeutung der NATO würdigen. Das 
ist eine Geschichte eines einzigartigen Erfolges. Die 
NATO hat uns über 40 Jahre Frieden in Freiheit gesi-
chert. Wir haben mit der NATO Abrüstung und Rü-
stungskontrolle eingeleitet und durchgeführt. Wir ha-
ben damit Wort halten können, was der Bundeskanz-
ler immer wieder gesagt hat: Frieden schaffen mit 
weniger Waffen. Wir haben es mit der NATO erreicht, 
die Spaltung Europas und Deutschlands zu überwin-
den. Es ist sogar gelungen, die Einheit Deutschlands 
unter NATO-Dach zu vollenden. Ich muß hier ganz 
offen sagen: Wären wir den Empfehlungen von man-
chen zur Neutralität gefolgt, dann wäre der Weg in die 
Isolation, aber nicht in die Einheit Deutschlands ge-
gangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb werden wir unsere erfolgreiche Außen- und 
Sicherheitspolitik so fortsetzen, wie wir sie bisher ge-
staltet haben. 

Zweitens. Lassen Sie mich etwas zur Rolle der 
NATO sagen: Wir wollen, daß die NATO der sichere 
Anker in Europa bleibt und das Rückgrat auch einer 
künftigen europäischen Sicherheitsstruktur sein wird. 
Es mag zwar sein, daß die KSZE das Dach für eine 
neue Sicherheitsstruktur bildet. Dennoch glauben 
wir, daß die NATO der Garant für Stabilität und Si-
cherheit in Europa ist und bleibt. Wir wollen, daß 
Nordamerika über die NATO in Europa eingebunden 
bleibt und mit uns gemeinsam für unsere Werteord-
nung eintritt. 

Natürlich wird die NATO im Rahmen des sich voll-
ziehenden Wandlungsprozesses auch eigene Verän-
derungen vorzunehmen haben. Wir wollen, daß die 
politische Gewichtung der NATO weiter ausgebaut 
wird. Wir wollen natürlich, daß Militärisches refor-
miert wird. Wir brauchen eine neue Strategie. Wir 
brauchen neue Kommandostrukturen. Wir brauchen 
neue Ausrüstung. Aber wir wollen auch, daß die 
NATO weiter mithilft, als Koordinator für Abrüstung 
und Rüstungskontrolle maßgeblich einzutreten. 

Lassen Sie mich auch sagen: Die NATO hat mitge-
holfen, daß wir im europäischen Prozeß so weit ge-
kommen sind. Ich habe heute, nachdem die eigentli-
che Bedrohung aus dem Ostblock verschwunden ist, 
manchmal die Sorge, daß einige Länder in Westeu-
ropa jetzt offensichtlich nicht mehr im bisherigen Um-
fang am europäischen Einigungsprozeß interessiert 
sind. Ich bin überzeugt, daß die NATO weiter eine 
wichtige Hilfe für diesen Prozeß sein kann. 

Ich begrüße außerordentlich die Initiative, die die 
Herren Genscher und Baker entwickelt haben, wo-
nach wir versuchen wollen, Polen, der Tschechoslo-
wakei, Ungarn, aber auch den Republiken auf sowje-
tischem Gebiet nun eine Möglichkeit der Sicherheits-
anbindung zu verschaffen. Ich glaube, daß das Instru-
ment des Koordinierungsrates ein richtiger Schritt 
auf dem richtigen Weg ist. Wir sollten diesen Weg 
wirklich mit Kreativität fortsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lassen Sie mich drittens ein Wort zum Verhältnis 
von NATO, Politischer Union und Westeuropäischer 
Union sagen. Es ist völlig klar: Wir brauchen eine 
eigene europäische Sicherheitsidentität. Dies ist ge-
wollt, dies ist erwünscht. Aber wir wollen nicht Struk-
turen im Gegeneinander, sondern wir wollen Struktu-
ren, die sich gegenseitig ergänzen. Wir wollen vor 
allen Dingen Lösungen im Miteinander mit den Ver-
einigten Staaten von Amerika und Kanada. Das sind 
die entscheidenden Forderungen, die wir stellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich auch feststellen: Die Initiative von 
Helmut Kohl und François Mitterrand zu einem ge-
meinsamen Korps ist nicht, wie die Medien dargestellt 
haben, eine Verengung auf die deutsch-französische 
Situation, sondern das Angebot an alle Partner zu 
einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaft. 

Lassen Sie mich viertens ein Wort zu dem sagen, 
was in Rom und in Maast richt im Verhältnis zu den 
Auswirkungen auf die Bundeswehr zu erwarten ist. 
Ich stelle hier zunächst einmal fest: Der Auftrag der 
Bundeswehr bleibt, wie er immer war: Friedenssiche-
rung durch Verteidigungsfähigkeit. Aber natürlich 
wird der Sicherheitsbegriff erweitert werden müssen, 
und wir werden neue Aufgaben zu definieren haben. 
Diese Aufgaben sollten sich in der Tat erstens an der 
eigenen Verteidigungsfähigkeit für unser Land orien-
tieren, zweitens an der Bündnisfähigkeit im NATO-
Rahmen, drittens an der Verantwortung im Rahmen 
kollektiver Sicherheitssysteme — natürlich wird 
Deutschland in der Zukunft seine Beiträge in der UNO 
und in der Westeuropäischen Union leisten — und 
viertens an der Verantwortung für Leben und Natur. 
Dabei — dies ist auch eine Forderung an uns, an die 
Bundesregierung — werden wir festzulegen haben, 
welche Teile der Bundeswehr wir nationaler Führung 
unterstellen, welche multinational im Rahmen der 
NATO zu führen sind und wo wir im multinationalen 
Verbund der Westeuropäischen Union auch einen 
Eingreifverband aufbauen werden. Ich sage hier sehr 
klar für uns: Kein Land sollte das andere dominieren, 
sondern wir sollten gleichberechtigte Partner sein. 
Wenn es um Kommandostrukturen geht, sage ich 
ganz offen: Mir wäre das Rotationsverfahren am lieb-
sten und nicht das Festlegen auf die eigene Nation 
oder auf bestimmte Nationen. 

Es ist klar, daß das, was in Rom und Maast richt 
beschlossen wird, auch bei uns Auswirkungen auf die 
Aufgaben der Teilstreitkräfte, auf die neuen Struktu-
ren, auf die Bundeswehrplanung und letztendlich 
auch auf den Haushalt haben wird. Was wir vor allem 
benötigen, ist Planungssicherheit. Meine Damen und 
Herren, ich hoffe, daß in der Folge dieser Planungssi- 
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cherheit, zumal wenn die Ergebnisse vorliegen, end-
lich das Spekulieren und Philosophieren über den 
Umfang deutscher Streitkräfte und über das Wehr-
pflichtsystem aufhören wird. Ich glaube, daß die im 
Kaukasus verabredete Zahl von 370 000 klug gewählt 
ist. Wir werden heute und morgen an diesem Umfang 
von 370 000 festhalten und festhalten müssen. 

Ich füge hinzu: Das Wehrpflichtprinzip hat sich in 
Deutschland bewährt, auch im internationalen Ver-
gleich. Wir wollen auch zukünftig die Bundeswehr in 
Gesellschaft und Volk eingebunden wissen. Deshalb 
sage ich all denen, die heute leichtfertig von einer 
Berufsarmee sprechen: Es wird so mancher darunter 
sein, der nur auf eine Berufsarmee wartet, um sie dann 
fallenzulassen wie eine heiße Kartoffel. Dies werden 
wir nicht mitmachen. Wir werden am Wehrpflicht-
prinzip festhalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Lassen Sie mich zum Abschluß hier feststellen, daß 

Deutschland auch in Fragen der Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik gleiche Rechte und gleiche Pflichten 
hat. Frau Wieczorek-Zeul, das, was die SPD in Teilen 
will und glaubt, nämlich daß wir zwar gleiche Rechte, 
aber mindere Pflichten hätten oder daß wir vielleicht 
für den Handel und die anderen für die Verteidigung 
zuständig seien, kann nicht der richtige Weg sein. Das 
werden die anderen nicht mitmachen. Das würde uns 
in die Isolation treiben. Deshalb lehnen wir diesen 
Weg ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich glaube, es ist bitter notwendig, daß das souve-

räne , wiedervereinigte Deutschland, nachdem wir 
uns in Westdeutschland 50 Jahre in Freiheit, Rechts-
staatlichkeit und Demokratie geübt haben, den Weg 
zur Normalität findet. Es mag zwar der eine oder 
andere fragen, ob die Deutschen in ihrer Geschichte 
jemals normal waren. 

(Dr. Christoph Zöpel [SPD]: Das ist eine be

-

rechtigte Frage!) 
Aber ich glaube, wir haben heute die Chance, daß 
Deutschland wirklich zur Normalität in der Völkerge-
meinschaft zurückfindet. 

Lassen Sie mich zum Schluß sagen — — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, wenngleich Sie zum Schluß kommen wol-
len, wird dennoch die Bitte nach einer Zwischenfrage 
geäußert. 

Bernd Wilz (CDU/CSU): Selbstverständlich. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte sehr, 
Frau Wieczorek-Zeul. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Herr Kollege, 
würden Sie nicht mit mir gemeinsam der Ansicht sein, 
daß sich Souveränität als allererstes auch auf unserem 
eigenen Grund und Boden, in der Bundesrepublik, 
zeigen sollte und daß der erste Schritt zur Souveräni-
tät eigentlich der sein sollte, daß es fürderhin z. B. 
keine Vorrechte alliierter Streitkräfte auf deutschem 
Boden geben darf, wenn wir die Souveränität bei uns 
zu Hause wirklich ernst nehmen? 

Bernd Wilz (CDU/CSU) : Verehrte Frau Kollegin, 
selbstverständlich müssen wir Souveränität zu Hause 
zeigen. Wir reden ja im Moment auch mit unseren 
Partnern über das NATO-Truppenstatut und das Zu-
satzabkommen. Aber Souveränität muß auch im inter-
nationalen Vergleich, in der Völkergemeinschaft der 
UNO und in der WEU, mit gleichen Rechten und glei-
chen Pflichten gelten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Peter Kittel-
mann [CDU/CSU]: Diese Antwort mußte 

sein!)  
Ich füge hinzu: Meine Damen und Herren, nutzen wir 
die Chance! Unsere Freunde, die Vereinigten Staaten 
von Amerika, haben uns angeboten, Partner in Füh-
rerschaft zu sein. Die mittel- und osteuropäischen 
Staaten Ungarn, Tschechoslowakei und Polen haben 
eine hohe Erwartungshaltung an die Verantwortung 
Deutschlands. Werden wir dieser Verantwortung ge-
recht! Greifen wir dies auf! Wir, die Koalition, sind 
dazu bereit. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Lowack, entschuldigen Sie, daß ich Ihre 
Gespräche unterbrechen muß, aber Sie sind jetzt 
dran. Ich erteile Ihnen das Wort. — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nehmen Sie den 
nächsten! — Er will nicht! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 
Herr Abgeordneter, entschuldigen Sie, daß ich Sie 
störe, aber es läßt sich nicht vermeiden. 

Ortwin Lowack (fraktionslos) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren! Der Herr Bundeskanzler 
hat seine Rede heute Wort für Wort und Satz für Satz 
abgelesen. Ich bedaure das etwas, weil er ja Parla-
mentarier ist. Die Geschäftsordnung sieht eigentlich 
vor, daß man in freier Rede vortragen sollte. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 
Die Kollegen haben in den letzten Tagen die alten 
Geschäftsordnungen zugeschickt bekommen und 
vielleicht festgestellt, daß das noch auf eine alte Rege-
lung zurückzuführen ist, in der stand, daß ein Manu-
skript nur dann abgelesen werden dürfe, wenn der 
Redner der deutschen Sprache nicht mächtig sei. 

(Heiterkeit bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste — Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten 
[CDU/CSU]: Er verteilt Zensuren an den 

Kanzler!) 
Wir haben heute sehr viele schöne Worte gehört, 

aber im Grunde genommen verdecken sie doch eines 
— ich glaube, viele, die heute dazu sprechen wollten, 
werden das wohl innerlich bestätigen — : Es ist tat-
sächlich ein Jahr der außenpolitischen Versäumnisse 
und Pleiten, die wir mit sehr viel Steuergeldern aus-
zugleichen versuchen. Mit der Adenauerschen Poli-
tik, auf die sich der Bundeskanzler so oft beruft, hat 
dies, meine sehr verehrten Damen und Herren, nichts 
zu tun. Es war die große Leistung eines Adenauer, die 
deutschen Interessen zu den westlichen Interessen 
insgesamt zu machen und abzuwehren, daß sich per- 
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manent etwas entwickeln kann, was wir heute erle-
ben, nämlich daß man, wenn man an die Deutschen 
denkt, nicht an ihre kulturellen und wirtschaftlichen 
Leistungen denkt, sondern daran, wie man die Hand 
aufhalten kann, wie man sich Politik von ihnen am 
besten bezahlen läßt. 

Das ist auch ein Ergebnis einer gewissen Sprung-
haftigkeit, ich möchte auch sagen: Ideenlosigkeit und 
Sprachlosigkeit unserer offiziellen Politik, die leider 
— das sage ich noch einmal als Herausforderung an 
dieses Parlament — immer mehr zu einer Art Privat-
vergnügen von zwei Leuten an der Spitze geworden 
ist. 

Ich werde nie den 17. Januar vergessen, als wir den 
Bundeskanzler in seinem Amt zu bestätigen hatten. 
Gerade an diesem Morgen hatten die Streitkräfte der 
Vereinten Nationen unter Führung der Amerikaner 
angesetzt, Kuwait zu befreien. Als ich an dem Herrn 
Bundeskanzler vorbeiging, hörte ich nur ein Wort: 
Graf Lambsdorff, kommen Sie doch mal her! Waigel, 
komm doch mal her! Was soll ich denn jetzt eigentlich 
machen? Da wird so viel Druck auf mich ausgeübt. Ich 
weiß nicht, was ich machen soll. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wir haben 
bis heute die Sprachlosigkeit der offiziellen deut-
schen Politik nicht aufgearbeitet. Wo sind denn die 
Entscheidungen, wann deutsche Streitkräfte einge-
setzt werden können: im Rahmen der Vereinten Na-
tionen, im Rahmen der Westeuropäischen Union, im 
Rahmen der NATO? Das sind doch keine Fragen, Herr 
Außenminister, die morgen oder übermorgen auf dem 
NATO-Gipfel erörtert werden, sondern das sind Fra-
gen, die wir intern entscheiden müssen. Wer hat denn 
die Debatte, die damals — im Ap ril dieses Jahres — 
darüber im Parlament stattfinden sollte, wieder von 
der Tagesordnung abgesetzt? Warum ist denn da bis-
her keine deutsche Entscheidung erfolgt? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, vorhin ist 
Kroatien, Jugoslawien angesprochen worden. Das ist 
doch kein Krieg in Jugoslawien, sondern es ist der 
Krieg gegen Kroaten, die seit über tausend Jahren um 
ihre Unabhängigkeit kämpfen. Es ist ein europäisches 
Volk, das nach Europa will, das den serbischen Kom-
munismus oder Erzkommunismus überwinden wollte, 
das ausgebeutet und ausgeräubert wurde mit der 
Technik Serbiens, das die Gelddruckmaschine in Lauf 
brachte, um damit — mit den Folgen einer Inflation  — 
die  eigene Armee, die später dem ganzen Unterneh-
men gedient hat, entsprechend auszustatten. 

Ich darf daran erinnern, daß die christlich-soziale 
Union — lieber Christian Schmidt, das ist vielleicht 
auch für dich interessant — die Bundesregierung am 
5. Februar zu einer politischen Initiative mit folgenden 
Worten aufgefordert hat: 

Die martialischen Drohungen Serbiens, das 
ganze Land, insbesondere aber die ihr Selbstbe-
stimmungsrecht beanspruchenden Slowenen 
und Kroaten, mit einem blutigen Krieg zu über-
ziehen, müssen eine klare Antwort von deutscher 
Seite erhalten. Wenn ein fürchterlicher Bürger-
krieg, der gravierende Einflüsse auf die gesamte 
europäische Entwicklung haben müßte, vermie-
den werden soll, darf nicht zugewartet werden. 

Die Bundesregierung sollte umgehend die Euro-
päische Politische Zusammenarbeit (EPZ) oder 
auch die KSZE zu einer Erörterung der Lage in 
Jugoslawien bewegen und eine Entscheidung 
herbeiführen, die Serbien rechtzeitig in die 
Schranken weist, bevor es zu spät ist. 

Wo war damals eine politische Äußerung, eine Stel-
lungnahme des Bundeskanzlers? Es gab sie monate-
lang überhaupt nicht. 

(Peter Kittelmann [CDU/CSU]: Unerhört!) 

— Es gab Sprechblasen, lieber Kollege Kittelmann, 
ja. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Europa, 
der Glaube an die Freiheit, an unsere Werte ist heute 
schon lächerlich gemacht worden. Das Morden geht 
weiter. Wir werden uns wahrscheinlich in einigen 
Wochen immer noch damit abfinden müssen, daß mit-
ten in Europa weiterhin Menschen sinnlos getötet 
werden. 

Dann kam in den letzten Tagen der Flop mit dem 
deutsch-französischen Korps, völlig unabgestimmt 
innerhalb des Bündnisses — ich habe gelesen, daß 
auch der Verteidigungsminister nichts davon 
wußte — , ein Schnellschuß, ein typischer Schuß aus 
der Hüfte des Bundeskanzlers. 

(Hans-Dietrich Genscher [FDP]: Das stimmt 
doch alles nicht! — Dr. Wolfgang Freiherr 
von Stetten [CDU/CSU]: Das ist doch alles 

Unfug!)  

— Lieber Kollege von Stetten, ich befasse mich gerne 
mit dem Unfug aus Ihrem Mund, aber nicht unbedingt 
in diesem Augenblick. 

Gehen wir doch einmal in die Sache rein! Es gibt die 
deutsch-französische B rigade. Jeder hier, der sich mit 
Verteidigungsfragen befaßt hat, weiß, daß das Ganze 
nicht funktioniert, daß man überhaupt nicht weiß, in 
welche Befehlsstruktur das überhaupt eingeordnet ist. 
Der französische Kommandeur kann den deutschen 
Soldaten nur Befehle erteilen, weil sich der deutsche 
stellvertretende Kommandeur bereit erklärt, die Be-
fehle des französischen Kommandeurs als seine Be-
fehle anzusehen, sich aber das Recht auf jederzeitigen 
Widerspruch gegen derartige Entscheidungen vorbe-
hält. Niemand weiß, welches Papier verwendet wer-
den darf. Wenn „NATO" oben steht, akzeptieren es 
die Franzosen nicht. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Das ist Peanuts, was Sie bringen!) 

Niemand weiß, wie das insgesamt in das System ein-
gebaut ist. Die Fachleute lachen darüber, daß man 
daraus heute ein Korps machen möchte, noch dazu, 
weil niemand weiß, wie die zusätzlichen Aufgaben, 
die der Herr Bundeskanzler heute früh angesprochen 
hat, verteilt werden sollen. Wer von den in die NATO 
integrierten Verbänden soll noch zusätzliche Aufga-
ben übernehmen? 

Wir brauchen einen Ausbau und eine Stärkung der 
Strukturen der NATO und keine heimliche Schwä-
chung. Es hilft gar nichts, wenn der Bundeskanzler 
hier von dem einen spricht, aber in Wirklichkeit das 
andere macht und im Grunde genommen das Vertei- 
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digungsbündnis, das wie kein anderes erfolgreich 
war, in Frage stellt. 

Die osteuropäischen Staaten: Meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen, es gab doch eine Gruppe der 
Fraktion, die in diesem Jahr nach Ungarn und die 
Tschechoslowakei geschickt wurde, um mit denen 
darüber zu sprechen, wie man sich der NATO annä-
hern kann, ob eventuell eine Mitarbeiter in den par-
lamentarischen Gremien möglich ist. Dann gab es den 
Fraktionsvorsitzenden, der eben das bei seiner „histo-
rischen" Begegnung mit dem Marschall Achromejew 
in Moskau ausgeschlossen hat. Auch das ist nicht aus-
getragen worden. Auch hier ist bis heute keine Ent-
scheidung erfolgt. 

Zur Europäischen Gemeinschaft — um kurz noch 
Maastricht anzusprechen — : Wo sind eigentlich die 
deutschen Ziele, die Grundsätze und Perspektiven mit 
ihren Konsequenzen angesprochen? Wer spricht dar-
über, daß sich die Probleme, die wir heute mit den 
GATT-Verhandlungen haben, nur über eine klare 
partielle Renationalisierung der Entscheidungspro-
zesse in der Agrarpolitik lösen lassen? Wer spricht 
davon, wie es den Leuten draußen geht, welche Kon-
sequenzen auf sie zukommen und welche Befürchtun-
gen unsere Wirtschaft hat? 

Der Bundeskanzler hat zahlreiche Versprechungen 
gemacht. Er hat vieles gesagt, mit dem man sich ver-
bal identifizieren kann. Aber wir sind Weltmeister in 
Reden, die wir später nicht einhalten. Eine Politik, die 
Beständigkeit durch Aktionismus, klare Grundsätze 
durch Opportunismus — ich darf es kurz sagen: 
Klasse durch Masse — ersetzt, dient den Menschen in 
Deutschland nicht. Sie hat unserem Ansehen längst 
geschadet, und sie ist für uns untragbar teuer gewor-
den. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Dr. Werner Hoyer das 
Wort. 

Dr. Werner Hoyer (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Normalerweise bemühe ich mich 
immer, auf die Vorredner einzugehen. Ich werde das 
auch heute im wesentlichen versuchen. Aber hier 
habe ich etwas Schwierigkeiten. Dem Kollegen schei-
nen die Vorlagen der sich mit mir zwar nicht immer in 
derselben Meinung befindenden, aber meistens recht 
guten Referenten der CSU zu fehlen, insbesondere 
was die Wertung einer Regierungserklärung des Bun-
deskanzlers angeht. Das ist schließlich kein Debatten-
beitrag, den man so fröhlich aus dem Ärmel hätte zie-
hen können. Hier war eine sehr präzise Vorbereitung 
und Formulierung angebracht und angemessen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Der heutigen Debatte liegen eine wichtige Regie-

rungserklärung sowie eine Fülle verschiedener Unter-
richtungen durch das Europäische Parlament und 
durch die Bundesregierung zugrunde, des weiteren 
ein Fraktionsantrag, eine Unterrichtung durch die 
deutsche Delegation der Versammlung der WEU. Als 
würden diese achtzehn Beratungsgrundlagen noch 
nicht ausreichen, haben wir auch noch Entschlie-
ßungsanträge zu behandeln. A ll  dem werden wir si-
cherlich in der Vielfalt und Differenziertheit nicht ge

-

recht werden können. Ich muß mich angesichts der 
knappen Zeit deshalb auf einen Aspekt beschränken, 
nämlich auf den der Sicherheitspolitik, genauer ge-
sagt, den der äußeren Sicherheit. Dabei weiß ich nur 
zu gut, daß es auch im Hinblick auf die innere Sicher-
heit, insbesondere im Zusammenhang mit dem 
Schengener Abkommen, dringend zu diskutieren 
gälte. Aber ich denke — und ich möchte dazu auffor-
dern —, daß wir das recht bald in gesonderter Debatte 
auch tun. 

Die revolutionären Veränderungen, die Europa in 
den letzten Jahren gekennzeichnet haben, sind der 
Entwicklung der Sicherheitspolitik auf unserem Kon-
tinent und diese wiederum ist, meine ich, der Vertei-
digungspolitik im engeren Sinne in unserem Lande 
weit vorausgeeilt. 

Der morgen beginnende NATO-Gipfel in Rom, auf 
den wir als auf eine dringend erforderliche Orientie-
rungshilfe seit mehr als einem Jahr hingearbeitet ha-
ben, sollte deshalb Anlaß sein, eine grundsätzliche, 
vorbehaltlose und auch tabufreie Bestandsaufnahme 
und Positionsbestimmung für die Sicherheitspolitik 
vorzunehmen und, daraus abgeleitet, die Diskussion 
der Grundlagen zukünftiger Verteidigungspolitik un-
seres Landes anzumahnen; denn ich denke, es muß 
Schluß sein damit, daß wir ohne eine hinreichende, 
fundierte Analyse und sicherheitspolitische Grund-
lage und auch, wie ich meine, ohne den hinreichen-
den Versuch eines sicherheitspolitischen Grundkon-
senses in diesem Hause ständig Ad-hoc-Entscheidun-
gen treffen, die teilweise erhebliche Haushaltsauswir-
kungen haben, die insbesondere für unsere Streit-
kräfte erhebliche strukturelle Festlegungen mit enor-
men Motivationswirkungen und sozialen Folgepro-
blemen bedeuten. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Nutzen wir also jetzt die Gelegenheit, die Verteidi-
gungspolitik in Deutschland vom Kopf auf die Füße zu 
stellen und ihr eine solidere, seriösere konzeptionelle 
Grundlage zu verschaffen, als dies bisher der Fall sein 
konnte. Dies ist kein Vorwurf, sondern eine Feststel-
lung. 

Manche Diskussion über die Möglichkeit einer Re-
duzierung der Bundeswehr auf unter 370 000 Mann, 
manche Diskussion über Möglichkeit, Sinnhaftigkeit 
und Akzeptanz von Wehrpflicht, manche Diskussion 
über konkrete milliardenschwere Waffensysteme, 
manche Diskussion über folgenschwere Entscheidun-
gen über die Stationierung unserer Streitkräfte hätten 
wohl eine bessere und verläßlichere Grundlage, 
könnten wir uns denn auf einen präzisen konzeptio-
nellen Rahmen verlassen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Aber mit den Konzeptionen ist das so eine Sache. 
Wenn wir ehrlich sind, müssen wir sagen, daß wir 
nach wie vor viel zukleistern. Eine präzise Analyse der 
sicherheitspolitischen ebenso wie übrigens der wäh-
rungspolitischen Diskussion der letzten drei bis vier 
Jahrzehnte würde nach meiner Auffassung ergeben, 
daß wir nach wie vor entlang denselben Konfliktlinien 
argumentieren — übrigens Konfliktlinien, die durch 
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die Parteien gehen und nicht entlang von klassischen 
Parteilinien. 

Sind es in der währungspolitischen Diskussion die 
alten, wenn man es militärisch ausdrücken will: 
Scharmützel zwischen Moneta risten und Ökonomi-
sten aus der Zeit des Werner-Plans, so erinnert die 
aktuelle Diskussion über die Sicherheitspolitik und 
insbesondere über die nach wie vor unbef riedigende 
konzeptionelle Verzahnung zwischen den jeweils für 
sich genommen sehr erfolgreichen Ebenen NATO, 
KSZE, EG, WEU an den Uraltstreit zwischen Atlanti-
kern  und Gaullisten. 

Wann aber hatten wir je eine größere Chance, Si-
cherheitspolitik von Grund auf neu zu konzipieren, als 
heute, zumal wir doch endlich die Ressourcen frei-
setzen wollen, die am Ende dieses Jahrhunderts ge-
braucht werden und im Vordergrund aller Bemühun-
gen stehen müßten, wenn wir darangehen, die Be-
wahrung der Schöpfung und die Integra tion der Län-
der des Südens zu bewerkstelligen? 

Sicherheitspolitik wird endlich als Teil von Weltin-
nenpolitik verstanden, innerhalb deren, zumindest 
für Europa, die militärische Sicherheitsvorsorge deut-
lich an Bedeutung verliert — Gott sei Dank. Zu Recht 
ergänzen wir deshalb die ebenso klassischen wie er-
folgreichen Dimensionen des Harmel-Berichts, näm-
lich Dialog und Verteidigungsfähigkeit, um die Di-
mension der Kooperation. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich weiß nicht, ob alle unsere Pa rtner und auch alle bei 
uns selbst schon begriffen haben, daß die aktive Zu-
sammenarbeit mit den Ländern Ost- und Mitteleuro-
pas, die sich auf dem Weg zu Demokratie, Freiheit, 
Menschenrechten und Marktwirtschaft befinden, so-
wie eine Einbeziehung der Länder der Dritten Welt in 
Dialog, Kooperation und Austausch die beste Sicher-
heitspolitik sind. Aber all dies heißt nicht, daß der 
ewige Frieden ausgebrochen wäre, und hieraus die 
notwendigen Konsequenzen zu ziehen ist offenbar 
ziemlich unbequem, insbesondere natürlich für Politi-
ker. 

Dabei entspricht es meiner Ansicht nach völlig al-
tem Denken, wenn Verteidigungsanstrengungen 
grundsätzlich und im Konkreten vernachlässigt oder 
gar abschätzig beschieden werden, weil man nicht 
mehr genau angeben könne, wogegen es denn ei-
gentlich gehe, gegen wen man sich vorbereite. 

Neues Denken bedeutet, Verteidigungsanstren-
gungen in aktives Bemühen um kooperative Sicher-
heitsstrukturen einzubringen und statt des Wogegen 
die Frage zu konkretisieren nach dem Was, Wieviel 
und vor allen Dingen Wofür. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das aber erfordert einen intellektuell etwas an-
spruchsvolleren Ansatz und einen höheren Anspruch 
an positive Politikformulierung, und es erfordert einen 
Ansatz, der, bezogen auf die Verteidigungspolitik im 
engeren Sinne, die Langzeitwirkungen jetzt zu tref-
fender Entscheidungen im Auge hat. Wir müssen in 
der Verteidigungspolitik Entscheidungen treffen, de-
ren Wirkung nach 5, 10 oder 15 Jahren eintritt. Diese 

Entscheidungen zu verantworten heißt, eine grobe 
Vorstellung davon zu haben, welchen Risiken wir in 
diesen jeweiligen Zeiträumen ausgesetzt sein könn-
ten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Von daher bedingen sie ein hohes Maß an Verantwor-
tung. 

Ich fürchte, daß wir diesem Anspruch bisher noch 
nicht voll gerecht werden können, denn es ist ja so viel 
einfacher, zu sagen, was man nicht will, als zu sagen, 
was auch in Zukunft noch erforderlich sein mag, und 
dazu dann aber bitte auch zu stehen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich vermute, daß der NATO-Gipfel hier sehr viel 
weiter sein wird, als wir es in der nationalen Diskus-
sion derzeit sind. Denn erfreulicherweise kommt das 
Bündnis in der Nukleardebatte ebenso weiter wie in 
der Diskussion über weitere Abrüstung, über konven-
tionelle Sicherheit und vor allem über kooperative 
Strukturen und Zusammenarbeit mit den neuen De-
mokratien des Ostens. Aber dies alles sollte für uns 
auch Anlaß sein, endlich den Auftrag für unsere eige-
nen Streitkräfte neu zu formulieren und dabei die 
klassische Dreiteilung des Auftrages, an die wir uns so 
bequem gewöhnt haben, Auftrag in Frieden, Krise 
und Krieg, zu überwinden und um die Dimensionen 
Beitrag zur Konfliktlösung bzw. Konfliktentschär-
fung im internationalen Zusammenhang zu ergänzen. 
Ich denke, daß wir diese Diskussion auch im Hinblick 
auf das, was in diesem Kontext verfassungsrechtlich 
zu tun ist, sehr verantwortungsbewußt in den näch-
sten Monaten werden führen müssen. 

Damit könnten wir dann insgesamt in einem kon-
zeptionellen Rahmen endlich unseren Streitkräften 
die Vorgaben geben, aus denen Strukturierung, per-
sonelle Ausstattung und Bewaffnung der Bundeswehr 
fundiert abzuleiten wären. Gegenwärtig habe ich den 
Eindruck, wir haben die Reihenfolge genau ver-
tauscht. 

(Beifall bei der FDP) 

Dabei scheint es mir so zu sein — der Bundeskanz-
ler hat dies mit seinen Anmerkungen zum Atlanti-
schen Bündnis und zur sicherheitspolitischen Dimen-
sion der Europäischen Union zum Ausdruck gebracht, 
der Außenminister hat es mehrfach bestätigt — , daß 
Verteidigungspolitik in Deutschland nie mehr als na-
tionalstaatliche Verteidigungspolitik gesehen werden 
darf, sondern daß wir jeder Renationalisierung der 
Sicherheits- und speziell der Verteidigungspolitik in 
Deutschland entgegenwirken wollen. Wollen wir dies 
aber und wollen wir die überaus erfolgreiche Versi-
cherungspolice, wie sie in den recht weitsich tigen 
Verträgen für NATO und EG zum Ausdruck kommt, 
wirksam bewahren, so heißt dies, daß Deutschland auf 
Bündnisfähigkeit setzen muß, und das wiederum be-
deutet, daß wir der modisch gewordenen Verkürzung 
der Legitimation von Verteidigungsanstrengungen 
auf die Verteidigung des eigenen Ter ritoriums entge-
gentreten müssen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Norbert Wieczorek [SPD]: Das ist das 

Grundgesetz, nicht etwas Modisches!) 
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— Entschuldigen Sie, wir sind in der Diskussion zu 
dem Thema Territorialverteidigung mittlerweile so 
weit, daß wir noch nicht einmal die Verpflichtungen 
im eigenen Bündnis voll im Bewußtsein der Men-
schen, die darüber diskutieren, haben. Das ist das Pro-
blem. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Umge

-

kehrt wird ein Schuh draus!) 

Überwindung der Grenzen in den Köpfen und Herzen 
darf nicht einhergehen mit einer Rückbesinnung auf 
eine Wagenburgmentalität oder Territorialverteidi-
gungsromantik. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Über dieses Thema werden wir auch ernsthaft disku-
tieren müssen, wenn es um die Zukunft der Wehr-
pflicht geht. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Aber dann 
auch ganz offen sagen, was das heißt!) 

Nutzen wir also die Chancen, die mit dem zu erhof-
fenden Erfolg in Rom verbunden sind. Nutzen wir sie 
auch im Hinblick auf eine aktive, mutige, Gestal-
tungskraft dokumentierende Sicherheits- und auch 
Verteidigungspolitik. Gestalten wir auf erheblich 
niedrigerem Niveau die noch verbleibenden Verteidi-
gungsanstrengungen. Sagen wir denjenigen, die bis-
her engagiert mit ihrem Dienst in den Streitkräften zur 
erfolgreichen Außenpolitik unseres Landes beigetra-
gen haben, daß wir ihren Beitrag zu schätzen wis-
sen. 

Sagen wir schließlich denjenigen, die wir auch für 
den verringerten Umfang unserer Streitkräfte in Zu-
kunft brauchen werden und um die wir uns werden 
bemühen müssen, daß sie einen faszinierenden Bei-
trag leisten können zur Gestaltung von dem Frieden 
verpflichteten Streitkräften. Diese Streitkräfte gilt es 
weiterhin als integralen Bestandteil unserer Gesell-
schaft zu verankern, mit neuem Auftrag auszustatten, 
effizient zu strukturieren und motivierend zu füh-
ren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn wir uns die hierfür meines Erachtens drin-
gend erforderliche Denkpause — ich meine: Pause 
zum und nicht vom Denken — leisten, werden wir es 
auch verschmerzen können, wenn der morgige 
NATO-Gipfel nicht, wie wir es vor den großen Verän-
derungen und vor dem Putsch in der Sowjetunion viel-
leicht erwartet hatten, der Endpunkt einer Strategie-
revision, wohl aber ein wich tiger Meilenstein auf dem 
Weg zu kooperativen Sicherheitsstrukturen in ganz 
Europa ist. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Wieczorek. 

Dr. Norbert Wieczorek (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Über dem ganzen Streit 
über eine Verteidigungsunion und eine Politische 

Union kommt die Wirtschafts- und Währungsunion 
wohl ein bißchen zu kurz. Sie wird wohl nur noch als 
Technokratie verstanden. 

(Dr. Werner Hoyer [FDP]: Dazu hat Herr 
Haussmann vorhin gesprochen! — Günther 
Friedrich Nolting [FDP]: Herr Haussmann 

hat sehr gut dazu gesprochen!) 

— Ich habe es bemerkt, daß er kurz dazu gesprochen 
hat. Deswegen möchte ich ein bißchen dazu Stellung 
nehmen. Ich will an einer Stelle auch auf den Kollegen 
Haussmann eingehen. 

Es geht dabei nicht nur um die Frage, wie das Ganze 
funktioniert, sondern es geht darum, daß die Integra-
tion der Geld - und Finanzmärkte eine neue politische 
Dimension mit sich bringt. Das heißt nichts anderes, 
als daß die Mitgliedsländer auf die eigenständige Ho-
heit in ihrer Geld- und Währungspolitik verzichten 
und daß eine drastische Einschränkung ihrer Haus-
haltshoheit erfolgt. 

Gerade für die Bundesrepublik ist dieser Einschnitt 
von besonderer Bedeutung, denn es ist unsere erfolg-
reiche Währungs- und Geldpolitik, die die Grundlage 
unserer Wirtschaftsentwicklung ist. Das ist auch Teil 
unseres politischen und wirtschaft lichen Selbstver-
ständnisses. Die D-Mark ist auch nicht durch Zufall 
zum Anker für das europäische Währungssystem ge-
worden, und die Bundesbank ist die Zentralbank, die 
tatsächlich Hoheit abzugeben hat; bei einigen ande-
ren Zentralbanken ist dies ja nur ein Rechtsvor-
gang. 

(Zurufe von der SPD: Sehr richtig!) 

Wir sollten keine Illusionen haben, daß dieser Ver-
zicht für uns schmerzlos sein wird. Wir haben noch die 
Aufgabe vor uns, der deutschen Bevölkerung klarzu-
machen, daß der europäische Einigungsprozeß zur 
Folge hat, daß es die geliebte D-Mark dann nicht 
mehr gibt. Dies wird zu Recht viele Anstrengungen 
erfordern, denn wir machen einen deutlichen Schritt 
zu einer neuen Europäischen Gemeinschaft von ande-
rer Qualität. Es gibt dabei keine Rückfahrkarte. Ist die 
D-Mark aufgegeben, so können wir sie nicht zurück-
holen. 

Wir können zwar auf einige wirtschaft liche Vorteile 
verweisen: Der Tou rist muß an den Grenzen nicht 
mehr tauschen. Aber das war es dann schon. Und für 
die deutschen Unternehmen, die ja weithin in D-Mark 
faktorieren, gibt es ein bißchen Ersparnisse bei den 
Zahlungsverkehrskosten und bei den Prämien für die 
Währungsabsicherung. Für Unternehmen unserer 
Partnerländer ist das wich tiger. Insofern profitieren 
davon auch wir. 

Aber das Wesentliche ist doch, daß diese ganzen 
Möglichkeiten auch mit einem reformierten und fort-
entwickelten europäischen Währungssystem hätten 
erreicht werden können. Dazu brauchten wir nicht 
unbedingt die Währungsunion. 

Da bleibt ein wesentlicher Vorteil nur noch für un-
sere Geldmengensteuerung bei der Bundesbank üb-
rig. Dadurch, daß wir jetzt die zweitstärkste Reserve-
währung haben, ist es natürlich angenehmer, das auf 
breitere Schultern zu verteilen als nur auf die Bundes-
republik Deutschland. Das ist besonders dann wich- 
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fig,  wenn die ost- und die mitteleuropäischen Länder 
zunehmend eine westeuropäische Währung als 
Grundlage auch ihrer Zahlungstransaktionen neh-
men. 

Aber all diesen Erfahrungen steht ein wesentlicher 
Nachteil gegenüber. Zum einen können wir nicht un-
terstellen, daß die anderen europäischen Länder die 
gleiche Verinnerlichung der Geld- und Preisstabilität 
wie wir in der Bundesrepublik auf Grund unserer ge-
schichtlichen Posi tion haben. Sie können es zum Teil 
auch gar nicht so verwirklichen, weil ihre strukturel-
len Voraussetzungen so sind, daß das nicht einfach zu 
machen ist. Es ist nicht nur böser Wille in Griechen-
land; es liegt zum Teil an den Voraussetzungen, unter 
denen sie arbeiten. Weil das so ist, bin ich sehr dafür, 
daß wir die Zentralbank nach Frankfurt holen, damit 
das in einem Klima geschieht, wo dieses Bewußtsein 
vorhanden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt noch einen zweiten Nachteil. Über den re-
den wir tatsächlich sehr wenig. Fakt ist: Dadurch, daß 
die D-Mark die stärkste Währung ist und einige unse-
rer Partnerländer in ihrem Stabilitätsbemühen darauf 
verzichtet haben, fällige Aufwertungen der D-Mark 
oder Abwertungen ihrer Währung vorzunehmen, um 
Inflationsdifferenzen und Produktivitätsdifferenzen 
auszugleichen, haben uns diese Partnerländer einen 
Wettbewerbsvorteil im Europäischen Markt ge-
schenkt. Diese Exportförderungswirkung der starken 
D-Mark wird bei der neuen Währung wegfallen. Das 
wird zumindest im Übergang auch Auswirkungen auf 
Auftragslage und Beschäftigung haben. 

(Dr. Helmut Haussmann [FDP]: Unterneh

-

mensteuer!) 

— Ach, Herr Kollege, mit Unternehmensteuer hat das 
wenig zu tun. Wollen Sie diese Vorteile durch einen 
Steuersenkungswettbewerb ausgleichen und dann 
keine Infrastruktur mehr haben? Wenn Sie bei der 
Steuerdebatte dabeigewesen wären, wüßten Sie 
doch, daß die Briten sich darüber beschweren, daß sie 
keine Infrastruktur haben, die ihnen erlaubt, produk-
tiv zu arbeiten. Das ist doch gerade unser Vorteil beim 
Produktivitätsfortschritt. Als ehemaliger Wirtschafts-
minister müßten Sie das eigentlich wissen, Kollege 
Haussmann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Deshalb ist es übrigens richtig — weil das die Aus-
gangsposition war — , daß die deutschen Posi tionen 
für die Verhandlungen zur Grundlage gemacht wur-
den. Der holländische Entwurf nimmt weitgehend 
darauf Rücksicht. Deswegen will ich jetzt nicht auf 
alle technischen Details eingehen. Der Entwurf ist 
ganz ordentlich. Aber es gibt noch ein. paar Punkte, 
über die wir heute reden müssen, weil wir keine Gele-
genheit mehr haben, das vor Maast richt zu tun. 

Es besteht Übereinstimmung da rin, daß das neue 
europäische Währungsinstitut — darauf möchte ich 
zuerst zu sprechen kommen — keine Grauzone ent-
stehen lassen darf zwischen dem Währungsinstitut 
und dem, was die nationalen Zentralbanken noch in 
voller Verantwortung machen. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Richtig!) 

Es darf keinen währungspolitischen Mischmasch ge-
ben. Wenn das nicht ganz sauber gestaltet wird, be-
steht allerdings die Gefahr, daß gerade die Klausel, 
die jetzt im Vertragsentwurf steht und nach der kein 
Land gezwungen werden kann, beizutreten, natürlich 
für die, die in der ersten Runde bei Phase 3 nicht 
dabeisein können, die Verführung sein kann, daran 
zu denken, es dann, wenn es eine Vermischung gibt, 
bei diesem Provisorium bleiben zu lassen. Diese Ge-
fahr ist dadurch größer geworden, nicht geringer. 

Deswegen zu den Punkten, die noch zu klären sind. 
Zum einen ist es die Frage: Welchen Apparat wird 
dieses europäische Währungsinstitut haben? Streitig 
ist auch, ob es einen eigenen Präsidenten und Vize-
präsidenten gibt. Dabei geht es nicht um Symbolik, 
sondern um die Eigendynamik eines solchen Appara-
tes. 

Der zweite Teil ist der: Wenn das neue Währungs-
institut den bestehenden Ecu fördern soll, ist das si-
cher richtig. Aber es darf nicht zu einer Parallelwäh-
rung kommen. Vor allem darf dann, wenn man sich zu 
Recht um das bisher von p rivaten Banken gestaltete 
Abrechnungssystem, das Clearingsystem — das mit 
über 40 Milliarden Ecu Zahlungsvolumen pro Tag an 
allen Ecken kracht — , kümmert, nicht eine Hintertür 
für eigene währungspolitische Zuständigkeiten die-
ses europäischen Währungsinstituts geöffnet wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Der dritte Konfliktbereich ist Art. 5 des Statuts des 
Währungsinstituts mit den Beratungsfunktionen für 
die nationale Gesetzgebung im Bereich der Finanz-
märkte und der Kapitalmärkte. Hier schließt sich der 
Kreis zu der Frage: Welche Eigendynamik hat der 
Apparat? Auch hier wäre es angebracht, noch Klärung 
zu betreiben. 

Es bleibt insgesamt sowieso abzuwarten, wie sich 
die Phase 2 entwickelt und ob alle EG-Länder ihre 
Verpflichtungen daraus erfüllen. 

Wir fordern daher, daß der Deutsche Bundestag vor 
dem endgültigen Eintritt in die Phase 3 — das sage ich 
noch einmal ausdrücklich; in der Aktuellen Stunde 
habe ich es schon einmal gesagt — , voraussichtlich 
also 1996/97, erneut eine Entscheidung darüber trifft, 
ob im Lichte der tatsächlichen Entwicklung in Phase 2 
die Aufgabe unserer Währungshoheit mit dem Eintritt 
in die Phase 3 vertretbar ist. Einen Automatismus darf 
es in dieser Frage nicht geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Haussmann, dies ist die notwendige 
politische Bewertung dessen, was dann anfällt. Es 
geht nicht nur um die formale Erfüllung von Kriterien, 
die interpretierbar sein müssen. Sonst bekämen Sie 
Belgien nie hinein; die schaffen es niemals in vier Jah-
ren, ihre Verschuldung, die weit mehr als 100 % des 
Sozialprodukts beträgt, auf 60 % zu verringern. Reden 
wir doch offen und ehrlich darüber! Also kommt es 
dann darauf an, zu sehen, was tatsächlich passiert 
ist. 

Das führt mich auch zu dem jetzt vorliegenden Ent-
wurf zu der Phase 3, insbesondere Art. 109 Nr. 2. Hier 
wird gesagt — jenseits der Frage des g rundsätzlichen 
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Wechselkursregimes und der Tagesinterventionen —, 
daß der Ministerrat der Zentralbank Richtlinien für 
die Währungspolitik geben kann. Da kann es doch 
um nichts anderes gehen als um Wechselkurszielzo-
nen, wie wir das beim Louvre-Abkommen und Plaza

-

Abkommen zwar in verklausulierter Form, aber doch 
in etwa gehabt haben. Nur, da waren die Zentralban-
ken dabei. Hier werden sie nur konsultiert. Hier ist das 
große Einfallstor dafür, daß die währungs- und geld-
politische Hoheit und Autonomie der neuen Zentral-
bank durch den Ministerrat ausgehöhlt werden 
könnte. 

Die Verführung wird groß sein, unabhängig davon, 
ob wir GATT  schaffen oder nicht — da sind ja manche 
Zweifel angebracht; aber hoffen wir, daß wir es schaf-
fen; es wird trotzdem einen asiatischen Yenraum und 
einen amerikanischen Dollarraum geben — , über die 
Außenwirkung und den Außenkurs der neuen Wäh-
rung, die wir bekommen, sozusagen Wettbewerbspo-
litik auf Grund politischer Entscheidungen zu ma-
chen. Ich halte das für einen großen Webfehler im 
entstehenden Vertragsentwurf. 

Der zweite Punkt, der von entscheidender Bedeu-
tung ist, ist die gesamte Rolle, die der Ministerrat bzw. 
der künftige Rat der Finanzminister und Wirtschafts-
minister spielen wird. Der Rat muß bei der Koordinie-
rung der Wirtschafts- und Währungspolitik allein 
schon deshalb eine starke Stellung erhalten, damit 
das politische Gleichgewicht zwischen der in Fragen 
der Geld- und Währungspolitik autonomen europäi-
schen Zentralbank und den politischen Institutionen 
gewährleistet wird. Erfolgreiche Geld- und Wäh-
rungspolitik bedarf einer verantwortlichen Fiskal- 
und Wirtschaftspolitik, und umgekehrt gilt dies 
ebenso. Der Vertragsentwurf sieht daher an Hand von 
Kriterien zu Recht vor, daß der Rat künftig Beschlüsse 
fassen kann, die die Haushaltshoheit der Mitglied-
staaten unmittelbar beeinflussen. 

Es geht hierbei aber nicht nur um die Frage, wer reif 
für den Beitritt in die Stufe 3 ist, sondern es geht auch 
und gerade darum, wie die einzelnen Mitgliedstaaten, 
wenn sie beigetreten sind, ihre gesamten Haushalte 
unter Einschluß nicht nur der zentralstaatlichen Bud-
gets, sondern auch der Länder, Herr Goppel, Regio-
nen, Gemeinden und der Sozialversicherungen ge-
stalten. Wir können uns das zwar so vorstellen wie hier 
in der Bundesrepublik mit den Bundesländern; aber 
das zeigt auch, daß es eben eine Einschränkung der 
Haushaltshoheit gibt. 

Mit anderen Worten: mit dem Eintritt in die Phase 3 
verzichten die nationalen Parlamente auf einen we-
sentlichen Teil des wichtigsten Parlamentsrechtes, 
nämlich der Haushaltshoheit. Und auf der europäi-
schen Ebene wird nach dem jetzigen Entwurf der Mi-
nisterrat gerade dann, wenn er mit Mehrheit entschei-
den kann, parlamentarisch nicht mehr kontrolliert. Es 
gilt also nicht wie bei uns in der Bundesrepublik das 
Verhältnis Bundesrat zu Bundesregierung, sondern es 
geht darum, daß es für diesen Ministerrat nach dem 
heutigen Stand keine ordnungsgemäße parlamenta-
rische Kontrolle gibt. 

Das ist der strategische Dreh- und Angelpunkt für 
die Forderung nach Verknüpfung der Politischen 
Union mit der Wirtschafts- und Währungsunion. Die 

Aufgabe von Haushaltsrechten durch die nationalen 
Parlamente kann nur dann akzeptiert werden, wenn 
der Ministerrat künftig vom Europaparlament einer 
demokratischen Kontrolle unterzogen wird. Das, Herr 
Kollege Haussmann, gehört für mich allerdings auch 
zu der politischen Bewertung 1996/1997. Dies ist die 
politische Bewertung und nicht das, was Sie vorhin 
gesagt haben. 

Zu bewerten ist: Was ist geschehen, ist die Konver-
genz erreicht? Das zweite ist: Ist der Stand so, daß wir 
die Aufgabe dieser Hoheitsrechte vertreten können, 
weil ein anderes Parlament, das ordentlich gewählt 
ist, diese Funktion übernimmt? Wenn nicht, reiten wir 
in eine Situation hinein, die unerträglich ist. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. 
Dr. Helmut Haussmann [FDP]) 

— Wenn wir da einer Meinung sind, würde ich mich ja 
freuen, wenn Sie unseren Forderungen zustimmten. 
Ich habe neulich von Ihnen gelesen, daß Sie das über-
nehmen wollen. Ich hoffe, daß die CDU/CSU das in 
diesem Punkt auch macht, d. h. daß wir gemeinsam 
den Parlamentsvorbehalt machen. 

Wenn wir uns darüber einig sind, können wir näm-
lich bei der künftigen Entscheidung über den Beitrag 
zur gemeinsamen Währung prüfen, ob die Vollmach-
ten des Parlaments so ausgestattet sind, daß die demo-
kratischen Prinzipien der Kontrolle der Regierungsin-
stitutionen — und das sind Kommission und Rat — 
durch ein frei gewähltes Parlament gewährleistet sind 
oder nicht. Mit anderen Worten: Die Wirtschafts- und 
Währungsunion ist nicht nur eine technokratische 
Veranstaltung, ein Spiel der Ökonomen, sondern ihre 
Verwirklichung hat grundlegende Auswirkungen auf 
unsere demokratischen Rechte und Pflichten. Sie 
müssen gewahrt bleiben und auf Dauer gesichert wer-
den, gerade auch dann, wenn wir die EG erweitern 
wollen, wenn die Politische Union in den anderen 
Bereichen, die viel strittiger sind, zum Erfolg geführt 
werden soll. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Schmidt (Fürth) das 
Wort. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
beiden vor uns liegenden wichtigen Konferenzen zum 
Ende dieses Jahres reichen in ihrer historischen Be-
deutung weit in die Zukunft hinein. Sie sind logische 
und notwendige Ergänzungen der dramatischen Um-
wälzungen der letzten Jahre. Die zu verabschieden-
den Beschlüsse des NATO-Gipfels in Rom und des 
EG-Gipfels in Maastricht werden sich nicht nur mit 
der zukünftigen Sicherheitsstruktur, sondern auch mit 
der Einbindung der mittel- und osteuropäischen Staa-
ten, die diese Einbindung wünschen, auseinanderzu-
setzen haben. 

Nicht automatisch und nicht für jeden sind die Ver-
hältnisse mit dem Zusammenbruch des kommunisti-
schen Machtblocks einfacher geworden. Insbeson-
dere die vom Kommunismus befreiten Länder wie Po- 
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len, CSFR, Ungarn oder auch die baltischen Staaten 
dürfen von der NATO in ihrem fundamentalen Sicher-
heitsbedürfnis nicht allein gelassen werden. Diese 
Staaten fühlen sich, um mit den Worten der baltischen 
Außenminister zu sprechen, nach Europa heimge-
kehrt. Heimkehr nach Europa heißt auch Heimkehr zu 
den Werten individueller Freiheit, Menschenwürde 
und Demokratie. 

Das sind die Werte, die die NATO zu schützen an-
getreten ist. Schon allein diese Tatsache und das hohe 
Maß an Wertschätzung, das die in ihrer Politik so 
überaus erfolgreiche NATO geprägt hat, sind Argu-
mente für eine Fortexistenz des Bündnisses. Wer die 
NATO mittelfristig zu einer „Europolizei" umfunktio-
nieren will — solche Stimmen sind ja erst vor kurzem 
wieder aus der SPD zu hören gewesen — , würde der 
europäischen Sicherheitsstruktur den entscheiden-
den Stabilitätsanker entziehen. Die NATO wird nach 
wie vor gebraucht, auch von den Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion, für die sich im Dialog mit den und 
gegebenenfalls durch die Krisenmoderation der 
NATO-Staaten Stabilisierungschancen ergeben. 

Die Änderung der Bedrohungslage muß dabei na-
türlich auch Auswirkungen auf die militärische Struk-
tur haben. Immer mehr zeigt sich die Notwendigkeit 
multinationaler Verbände, die Aufgaben überneh-
men können, zu denen die NATO als Allianz selbst 
nicht berufen ist. Die NATO wird mit dem Prinzip 
„Frieden schaffen mit immer weniger Waffen" auch 
und gerade ihr Atompotential erheblich reduzieren 
können und müssen. Die kriegsverhindernde Funk-
tion von Nuklearwaffen besteht auch mit einer weit 
geringeren Zahl solcher Waffen fort. 

Die Abrüstungsvorschläge von Präsident Bush und 
Präsident Gorbatschow wie auch die Initiativen der 
NATO sind deswegen ausdrücklich zu begrüßen. Ein 
gänzlicher Verzicht wird den Sicherheitsbedürfnissen 
der NATO auch im Hinblick auf Risiken außerhalb des 
Vertragsgebietes zum jetzigen Zeitpunkt wohl nicht 
gerecht. Aber im übrigen wäre es gut, wenn vom 
NATO-Gipfel die Botschaft an die Republiken der 
Sowjetunion ausginge, sich als eigene Rechtspersön-
lichkeit dem Nichtverbreitungsvertrag verbindlich zu 
unterwerfen. 

Die deutsch-französische Initiative vom 14. Oktober 
1991 zeigt den Weg auf, wie der europäische Pfeiler 
innerhalb der Atlantischen Allianz ohne eine Schwä-
chung dieser Allianz verstärkt und besser fundiert 
werden kann. Das deutsch-französische Korps als 
Kern multinationaler europäischer Streitkräfte fügt 
sich in diese Vorgaben ein. Dem Bundeskanzler kann 
zu dem diplomatischen Erfolg, die amerikanische und 
französische Position miteinander verknüpft zu ha-
ben, wirklich nur gratuliert werden. 

Ich glaube, daß es völlig außerhalb der wirklichen 
Zielsetzungen dieser deutsch-französischen Initiative 
und auch außerhalb der Tendenz des deutsch-franzö-
sischen Korps ist, wenn unterstellt würde, es handele 
sich um etwas, was völlig außerhalb und neben der 
NATO her laufen solle. Gerade die Initiative vom 
14. Oktober 1991 macht deutlich — wir begrüßen das 
sehr — , daß eine Verknüpfung von NATO-Struktu-
ren, also von Strukturen der Allianz, mit Strukturen 

der WEU und der deutsch-französischen Initiative 
vorgenommen werden soll. 

CDU und CSU sagen zu einer deutlichen amerika-
nischen Präsenz in Europa mittel- und langfristig ja. 
Das Nordatlantische Bündnis wird auch im politischen 
Bereich — neben dem militärischen — neue Themen 
und Aufgaben erörtern müssen: von Fragen wirt-
schaftlicher und sozialer Struktur bis hin zur Frage der 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen auf un-
serer Welt. Dieses politische Gesprächsforum hat nur 
dann Bestand, wenn an der militärischen Sicherheits-
partnerschaft zwischen Nordamerika und Europa 
nicht gerüttelt wird. 

Eine gemeinsame europäische Außen- und Sicher-
heitspolitik ist elementare Voraussetzung dafür, daß 
es zu einer wirklichen Politischen Union kommen 
kann. Im zu Ende gehenden Jahr haben wir — das 
wurde heute des öfteren angesprochen — mehrfach in 
schmerzlicher Weise erfahren müssen, wie ohnmäch-
tig — im wahrsten Sinne des Wortes: ohnmächtig — 
die  EG internationalen Krisen gegenübersteht und 
wie weit sie noch davon entfernt ist, eine gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik zu formulieren und so-
lidarisch zu praktizieren. Es ist bedrückend, zu beob-
achten, wie macht- und ratlos wir angesichts der kri-
senhaften Entwicklungen in unserer unmittelbaren 
Nachbarschaft sind. Der Golfkrieg und der Krieg in 
Jugoslawien unterstreichen nur den dringenden Be-
darf für eine gemeinsame Außen und Sicherheitspo-
litik. Ich möchte das noch einmal betonen. 

Herr Außenminister, es geht natürlich darum, die 
richtigen Schlußfolgerungen daraus zu ziehen. Sie 
lauten selbstverständlich: mehr gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik und keine Politische Union 
ohne Außen- und Sicherheitspolitik. Es wird keine 
gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ohne eine 
Politische Union geben. Es wird aber auch keine er-
folgreiche Politische Union geben können, die diesen 
Politikbereich nicht einbezieht. Deswegen ziehe ich 
die Schlußfolgerung für eine offensive Politische 
Union, für eine Diskussion, die diesen Themenbereich 
einbezieht. Keineswegs kann man daraus eine Ab-
sage an die europäische Integration ableiten. 

In diesem Sinne ist es übrigens auch völlig richtig, 
daß Bundeskanzler Kohl und Finanzminister Waigel 
eine Verknüpfung zwischen der Verabschiedung der 
Vertragsentwürfe zur Politischen Union und zur Wäh-
rungsunion hergestellt haben. 

Noch weitere Fälle, in denen wie in der Jugosla-
wien-Krise laviert wird, wird die EG ohne Beschädi-
gung ihres Ansehens nicht ertragen. Zwischenzeitlich 
ist das Dutzend der Waffenstillstände voll, und immer 
noch sterben Menschen. 

Mancher in Europa — nicht nur bei uns — hat wohl 
die verheerenden Auswirkungen auf die zukünftige 
Handlungsfähigkeit und auch auf die Akzeptanz der 
Europäischen Gemeinschaft noch nicht erkannt. Lei-
der hatte die EG ein notwendiges Instrumenta rium 
zur Krisenbewältigung — nicht einmal ansatz-
weise — bisher nicht zur Verfügung. Dies soll und 
muß sich, wie gesagt, mit der Europäischen Politi-
schen Union ändern. 
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Allerdings muß dann auch die Bereitschaft zum 
Handeln auf Grund gemeinsamen europäischen In-
teresses bestehen. Europäische Institutionen allein 
sind noch kein Garant für gemeinsame Politik. Europa 
darf sich deswegen seine zukünftigen politischen In-
teressen nicht von nationalen Vorlieben dominieren 
lassen. 

Im übrigen bleibt festzuhalten, daß es Bereiche der 
Politik gibt, die natürlich auf anderer als der europäi-
schen Ebene verbleiben müssen. Voraussetzung für 
eine leistungsfähige Politische Union ist die Vertei-
lung von Zuständigkeiten und Aufgaben in der Art, 
daß sie den Mitgliedstaaten und den Regionen die 
eigenen Gestaltungsspielräume beläßt. Kollege Gop-
pel hat ja sehr ausführlich zu dieser Frage Stellung 
genommen. Ich unterstreiche das voll inhaltlich. 

Ausfluß dieses dargelegten föderalistischen Prin-
zips müssen die Einrichtung eines Regionalausschus-
ses und eine nachhaltige Mitwirkungsmöglichkeit der 
Länder auf Ratsebene sein. Dem Bundeskanzler und 
auch dem Außenminister ist zu danken, daß sie in der 
heutigen Debatte deutlich gemacht haben, daß sie 
diese Frage sehr ernst nehmen und Subsidiarität und 
Föderalismus bei der bevorstehenden EG-Gipfelkon-
ferenz auch umsetzen und in die Diskussion einbrin-
gen wollen. Es bleibt zu hoffen und zu wünschen, daß 
unsere EG-Partner hier ein Stück des Weges noch 
gehen und unsere Vorstellungen, die aus einer langen 
föderalistischen Tradition heraus geboren sind, auch 
unterstützen. 

Unsere deutsche Diskussion über diese Frage ist 
noch ein Fall für sich. Ich meine, die Frage der deut-
schen Beteiligung darf nicht nur unter dem Gesichts-
punkt des föderalistischen Prinzips, sondern muß 
auch unter Berücksichtigung aller Pflichten und 
Rechte, die das vereinte Europa mit sich bringt, gese-
hen werden. 

Erfreulicherweise besteht weitgehend Einigkeit 
darin, daß — um zu dem Beispiel Jugoslawien zurück-
zukehren — endlich die überfällige Anerkennung 
Kroatiens und Sloweniens zu erfolgen hat. 

Auch in der Frage der Sanktionen besteht Einigkeit. 
Im übrigen bin ich entschieden der Ansicht, daß diese 
Sanktionen im höchstmöglichen und nachhaltigen 
Umfang sofort in Kraft gesetzt werden müssen, soweit 
dies noch nicht geschehen ist. Ich kann jedenfalls den 
besorgten und betroffenen Bürgern nicht mehr nach-
vollziehbar erklären, wieso sich die Europäische Ge-
meinschaft nach fast einem halben Jahr des Konflikts 
in dieser Frage immer noch nicht auf ihre vollständi-
gen Handlungsmöglichkeiten besinnt. 

Ich unterstreiche ausdrücklich die nachhaltigen 
Darlegungen des Bundeskanzlers und auch des 
Außenministers von heute. Ich freue mich, daß in die-
ser Frage offensichtlich ein breiter Konsens zustande 
kommt, der aber letztendlich heute, morgen und in 
den nächsten Tagen auch zu Konsequenzen und Ta-
ten führen muß. Ansonsten stellt sich nicht nur für die 
EG, sondern auch für uns die Frage politischer Hand-
lungsfähigkeit und Glaubwürdigkeit. 

Meine Damen und Herren, es wäre noch eine Reihe 
von Dingen zu sagen, insbesondere zur Frage der 
Beteiligung der Bundesrepublik im Rahmen der WEU 

an multinationalen Streitkräften und zu der falschen 
Position, auch der falschen Verfassungsauslegung, 
die wir von seiten der SPD hören. Aber das rote Licht 
leuchtet auf. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Lamers das Wort. 

Karl Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Frau Kollegin Wieczorek-
Zeul, es wird Sie nicht überraschen, wenn ich zu-
nächst den Disput, den wir eben durch meine Inter-
vention begonnen hatten, gerne fortsetzen möchte. 

Es geht, Frau Kollegin Wieczorek-Zeul, im Kern 
überhaupt nicht um eine militärische, auch nicht um 
eine sicherheitspolitische, sondern um eine eminente 
politische Frage, über die wir diskutieren, nämlich 
darum, ob das wiedervereinte Deutschland, d. h. das 
Deutschland, das nicht länger bedroht und auch nicht 
mehr abhängiger ist als alle seine westlichen Nach-
barn, in einer solch zentralen Frage wie der von Krieg 
und Frieden — welche Frage könnte eigentlich zen-
traler sein? — eine grundsätzlich andere Position ein-
nehmen kann als nicht nur alle seine Alliierten, son-
dern auch als alle seine Partner, insbesondere die, mit 
denen es sich nunmehr zu einer Politischen Union, zu 
einer politischen Einheit zusammenschließen will. Da 
sage ich Ihnen mit Bestimmtheit: Das kann dieses 
Deutschland nicht, und das darf es auch nicht. Genau 
das aber wollen Sie. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Alle 
Mitgliedstaaten entscheiden selbst und ein-

zeln!) 
— Nein. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Aber 
selbstverständlich!) 

Der Hinweis auf Frankreich, den Sie eben wahr-
scheinlich im Auge hatten, ist natürlich absolut unzu-
treffend. Im übrigen stellen wir gottlob fest, daß sich 
Frankreich, das bislang eine besondere Stellung ein-
genommen hat, der Position, die wir in dieser Frage 
haben, annähert. 

Natürlich bleibe ich bei meiner Feststellung — der 
Sie ja auch nicht widersprochen haben, weil Sie es 
natürlich nicht können — , daß der Verteidigungsbe-
griff in dem Vertrag über die Politische Union der 
Begriff ist, der völkerrechtlich allgemein anerkannt 
ist. Es ist doch ohnehin etwas abwegig, sich vorzustel-
len, daß ausgerechnet die Mütter und Väter des 
Grundgesetzes, die von nichts so sehr wie von dem 
Wunsch beseelt waren, wieder in absoluter Überein-
stimmung mit dem Völkerrecht zu leben, in dieser 
zentralen Frage dem Grundgesetz einen anderen Be-
griff zugrunde gelegt hätten als eben den, der schon in 
der Charta der Vereinten Nationen definiert war. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Dies ver-
anlaßt natürlich die Kollegin zu einer Zwischenfrage. 
Wollen Sie sie beantworten, Herr Abgeordneter La-
mers? — Bitte. 
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Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Ich möchte von 
Ihnen gerne wissen, wie Sie die Umsetzung dieses 
Vertrages und dieser Position dann sehen? Meine Po-
sition, die ich für unsere Fraktion dargestellt habe, ist, 
daß der Vertrag nur insoweit gültig ist, als er in diesen 
Fragen eine Verfassungsänderung mit Zweidrittel-
mehrheit des Deutschen Bundestages möglich macht. 
Ich möchte wissen, ob Sie hier einen Automatismus 
unterstellen. 

Karl Lamers (CDU/CSU): Nein, Frau Kollegin Wie-
czorek-Zeul, so etwas habe ich nicht gesagt. Ich habe 
gesagt, mit der Verabschiedung dieses Vertrages ist 
diese Frage politisch, faktisch entschieden. Das ist sie 
selbstverständlich. Ich weiß sehr gut — ich hoffe, Sie 
wissen es auch — , daß es viele Kollegen in Ihren Rei-
hen gibt — und nicht wenige prominente — , die das 
auch genau wissen. 

Es ist doch vollkommen ausgeschlossen, daß wir in 
der Frage des Einsatzes von Streitkräften dieser Poli-
tischen Union gewissermaßen nur auf dem Katzen-
bänkchen sitzen — so habe ich Sie eben verstanden —, 
daß wir sagen: Wir nehmen zwar teil, aber nur an 
einer ganz eingeschränkten Anzahl von militärischen 
Aktionen, und zwar an den Blauhelm -Aktionen. Das 
ist eine vollkommen unmögliche Position. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
Ich will jetzt niemanden ansehen in Ihrer Fraktion 

— es sind auch nicht genug da — , um ihn zu einem 
Kopfnicken zu bewegen. Sie wissen es anscheinend 
wirklich nicht. Sie glauben offensichtlich das, was Sie 
sagen. Ich glaube Ihnen das. Aber viele in Ihrer Frak-
tion wissen ganz genau, daß diese Position unhaltbar 
ist. Sie machen sich europaunfähig, und damit ma-
chen Sie sich regierungsunfähig. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Letzteres könnte zwar in unserem Interesse sein, aber 
ich wi ll  Sie doch der Fairneß halber darauf hinwei-
sen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie weiß es, aber 
sie versteht es nicht!) 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Zwischenfrage? — Bitte. 

Heidemarie Wieczorek -Zeul (SPD): Ich wollte Sie 
nur darauf hinweisen, daß der Luxemburger Vertrags-
entwurf die Möglichkeit eines „Opting-out" für jeden 
einzelnen Mitgliedstaat selbstverständlich offenhält. 

Karl Lamers (CDU/CSU): Sie wissen, daß es sich um 
einen völlig anderen Sachverhalt handelt. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Nein, dies wird 
für alle Möglichkeiten der gemeinsamen Sicherheits-
politik offengehalten, und das gilt dann für jedes ein-
zelne Mitgliedsland dieser Europäischen Politischen 
Union. Im übrigen, Herr Kollege Lamers: Wenn die 
Abstimmung ansteht, wird sich die SPD-Fraktion so 
verhalten, wie ich das hier skizziert habe. Vermutun-
gen über Einzelpositionen sollen vielleicht zur Verun-
sicherung beitragen, werden aber nicht den Erfolg 
haben, den Sie wünschen. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Diese 
Kurzintervention schließen wir jetzt einmal ab, und 
der Redner kann fortfahren. 

Karl Lamers (CDU/CSU): Wenn ich Sie zurückfra-
gen dürfte, hätte ich Sie gefragt, ob das heißen soll, 
daß die SPD-Fraktion dem Vertrag über die Politische 
Union gegebenenfalls nicht zustimmen wird, wenn sie 
zu der Einsicht kommt, daß meine Einstellung doch 
die richtige ist. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Das hät-
ten Sie gern!) 

— Nein, das hätten wir gar nicht gern. Da stelle ich 
nun doch die Interessen unseres Landes über partei-
taktische Überlegungen. Selbstverständlich, Frau 
Kollegin Wieczorek, sind wir daran interessiert, daß 
die Europapolitik vom ganzen Haus getragen wird, 
nicht nur von der jeweiligen Regierungskoalition. 

Lassen Sie mich zu einem zweiten Punkt kommen, 
den auch der Kollege Schmidt angesprochen hat und 
den der Bundeskanzler heute morgen auch erwähnt 
hat. Es geht um das Verhältnis zwischen der Politi-
schen Union mit einer Verteidigungsidentität und der 
NATO. Da wird nun wirklich viel 

(Ulrich Irmer [FDP]: Spekuliert!) 
— nicht nur spekuliert, sondern auch viel Unsinn ge-
redet, und zwar zum Teil auch auf allerhöchster euro-
päischer Ebene. Die Behauptung beispielsweise, daß 
das mit der NATO unvereinbar sei — mehr oder min-
der deutlich sagt das manch Prominenter in Europa —, 
ist schlichtweg unsinnig und durch nichts zu belegen. 
Die Duplizierung der Streitkräfte und Kommando-
strukturen ist, wie jedermann weiß, vermeidbar. Auch 
heute schon — ich möchte das uns allen doch noch 
einmal in Erinnerung rufen — dienen britische und 
französische Streitkräfte, nämlich die französischen 
Streitkräfte in Deutschland, und vor allen Dingen 
auch amerikanische Streitkräfte mehreren Zwecken, 
wie wir es ja auch am Golf gesehen haben. Was dieses 
Gerede soll, weiß ich also nicht. Ich befürchte, offen 
gesagt, daß manche dieses Argument in Wirk lichkeit 
nutzen, weil sie die politische Union nicht wollen. 
Wenn man die Politische Union nicht will, kann man 
in der Tat auch nicht für eine gemeinsame Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik sein. 

Ich möchte vor allen Dingen an Großbritannien, an 
John Major appellieren und dafür die Worte wählen, 
die die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" kürzlich 
gebraucht hat, als sie ihn daran erinnert hat, daß er 
hier in Bonn gesagt hat, Großbritannien wolle im Her-
zen des europäischen Einigungsprozesses stehen. 
— Nun, dann muß er seinem Herzen einen Stoß ge-
ben, und zwar einen ziemlich kräftigen Stoß. Ich hoffe, 
daß Großbritannien nicht die Rolle des Bremsers, son-
dern die sehr viel ehrenvollere Rolle eines aktiven 
Förderers des europäischen Einigungsprozesses 
spielt. Sonst bleibt ihm nur das übrig, was es bislang 
immer getan hat, nämlich auf den schon ziemlich weit 
vorangefahrenen Zug aufzuspringen. Das ist meiner 
Meinung nicht die Position, die Großbritanniens wür-
dig ist. 

Eine dritte Bemerkung zu dem Verhältnis von Ver-
tiefung und Erweiterung der Gemeinschaft: Ich 
möchte uns, meine verehrten Kolleginnen und Kol- 
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legen, zunächst auch dazu auffordern, realistisch zu 
sein. Wir sollten nichts versprechen, was wir nicht hal-
ten können. Ich erinnere mich sehr gut an das, was der 
von uns allen sicher sehr geschätzte bisherige polni-
sche Senator Szczypiorski in Bonn gesagt hat: Mein 
Land ist lange noch nicht reif für die Mitgliedschaft in 
der Europäischen Gemeinschaft. — Er meinte das 
nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht. 

Selbstverständlich ist es unsere dringlichste Auf-
gabe, den Ländern im anderen Teil unseres Konti-
nents zu helfen, die Voraussetzungen für die Mit-
gliedschaft zu erfüllen. Aber ich bleibe dabei — das ist 
durch den Terminkalender faktisch ohnehin gar nicht 
anders möglich — : Die Vertiefung hat insofern P riori

-tät gegenüber der Erweiterung, als sie erst die Voraus-
setzungen dafür schafft, diese Erweiterungen wirklich 
vornehmen zu können. Im Augenblick würde sich die 
Gemeinschaft mit einer Erweiterung übernehmen. Sie 
würde mit Sicherheit nicht das werden, was wir alle 
wollen, nämlich eine wirklich handlungsfähige politi-
sche Einheit. In diesem Sinne, nicht im Sinne von „hö-
herrangig", ist die Vertiefung vorrangig. Das sollten 
wir deutlich sagen. 

Eine abschließende Bemerkung: Hier ist heute be-
zeichnenderweise und richtigerweise von allen Sei-
ten, obwohl wir doch über die Reform der westlichen 
Institutionen reden, immer — ich habe das gerade 
auch getan — von der Situation im anderen Teil unse-
res Kontinents gesprochen worden, weil die westli-
chen Institutionen, weil vor allen Dingen die NATO 
und noch mehr die Europäische Gemeinschaft natür-
lich eine Funktion für die neuen Demokratien im öst-
lichen Teil unseres Kontinents haben. 

Wenn wir diese Aufgabe wirklich ernst nehmen, 
wenn wir beispielsweise die Ursachen der Flücht-
lingsströme wirklich an den Entstehungsherden be-
kämpfen wollen, d. h. wenn wir wirklich helfen wol-
len, wird das sehr, sehr viel Geld kosten. Ich fordere 
uns alle auf, einmal darüber nachzudenken, ob die 
deutsche Politik deswegen in Zukunft nicht andere 
Prioritäten, genauer gesagt: andere verteilungspoliti-
sche Prioritäten, setzen muß. Denn es ist doch ganz 
offenkundig: Das, was wir hier tun, ist ja nicht klassi-
sche Außenpolitik, sondern Wirtschafts- und Sozial-
politik im kontinentalen und zunehmend im globalen 
Maßstab. Da müssen wir uns überlegen, ob wir in 
Zukunft nicht auch auf die eine oder andere zusätzli-
che soziale Annehmlichkeit verzichten müssen, weil 
es sozialpolitische Probleme in unserem Kontinent 
gibt, die dringender als diejenigen sind, die wir in 
unserem Lande zu lösen haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Als letz-
tem Redner zu diesem Tagesordnungspunkt erteile 
ich dem Abgeordneten Müller (Kirchheim) das 
Wort. 

Elmar Müller (Kirchheim) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren Kolle-
gen! Lassen Sie mich in wenigen Zügen nochmals die 
Situation und die Einstellung der Union zur Wäh-

rungsunion insgesamt darstellen, bevor wir zur Ab-
stimmung kommen dürfen. 

Der Ihnen vorliegende Entschließungsantrag der 
Koalitionsfraktionen zu den Gipfeltreffen der EG-
Staats- und Regierungschefs in Maast richt sowie der 
NATO-Regierungschefs in Rom zeigt, daß nach den 
politischen und wirtschaftlichen Umwälzungen in 
Mittel- und Osteuropa bei uns keineswegs ein Still-
stand eingetreten ist. Im Gegenteil: Die Dynamik der 
inneren Integration im Bereich der Wirtschafts- und 
Währungsunion und auch der Politischen Union hat 
offensichtlich die Zahl der Länder, die an einer EG-
Mitgliedschaft interessiert sind, nochmals ansteigen 
lassen, und dies, obwohl gelegentlich behauptet wird, 
daß die Geschwindigkeit des Zusammenwachsens 
der Gemeinschaft die Hürden für einen Beitritt ange-
hoben hätte. 

Den Gegenbeweis können wir, die Bundesrepublik 
Deutschland, selbst liefern, und zwar deshalb, weil 
wir mit Dankbarkeit und gelegentlichem Staunen 
feststellen durften, wie rasch und nahezu reibungslos 
die Erweiterung der EG um die fünf neuen Bundes-
länder durch die EG-Behörden bewältigt wurde. 

Was jetzt im praktischen Teil in der stufenweisen 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion 
voranzutreiben ist, muß am Ende eine unabhängige 
Zentralbank sein, deren oberstes Gebot die Geld-
wertstabilität ist. Wir wissen sehr wohl, daß es in eini-
gen Ländern Einwände gibt, wonach es unvertretbar 
sei, daß sich eine Einrichtung, die Staatsaufgaben 
wahrnehme, der demokratischen Weisung entziehen 
könne. Denn, so wird behauptet, ein unabhängiges 
Zentralbanksystem könne sich ja unter Umständen zu 
einer Art Nebenregierung entwickeln. 

Dies ist ein sicherlich falscher Einwand. Denn die 
Gesetze, mit denen das Notenbanksystem ausgestat-
tet wird, werden durch demokratisch legitimierte In-
stanzen beschlossen. 

Unsere Entschließung — Herr Kollege Haussmann, 
Sie haben den letzten Entwurf wohl nicht zur Hand 
gehabt — sieht ja ausdrücklich vor, daß auch der 
Deutsche Bundestag vor einer endgültigen Verab-
schiedung nochmals damit befaßt wird — der Bundes-
kanzler hat heute morgen erneut den Terminplan ge-
nannt — , also noch vor 1994. 

(Dr. Helmut Haussmann [FDP]: Dann ist es 
gut!)  

Meine Damen und Herren, gerade wir wissen um 
die besondere Verantwortung einer stabilen Wäh-
rung, nicht nur aus den Erfahrungen zweier Wäh-
rungsumstellungen, sondern auch in dem Wissen, daß 
unsere Wirtschaftserfolge Erfolge unserer weltweiten 
Exporttätigkeit sind und diese wiederum auf einer sta-
bilen D-Mark, also einer harten nationalen Währung, 
fußen. 

Gerade weil wir unsere eigenen Erfolge nicht ge-
fährden wollen und dürfen — denn daran orientieren 
sich die Länder Mittel- und Osteuropas in ganz beson-
derer Weise — , erfordert es von uns den allergrößten 
Mut, den gemeinsamen Schritt zu einer Wirtschafts- 
und Währungsunion zu gehen. 
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Unser Ziel ist es, die Grundsätze, die wir in dem 
gemeinsamen Entschließungsantrag der Koalitions-
fraktionen zur Wirtschafts- und Währungsunion ein-
bringen, in einem Sonderstatus für ein europäisches 
Zentralbanksystem umzusetzen. Diese Grundsätze 
müssen dann allerdings für alle Nationalstaaten, die 
sich dieser Währungsunion anschließen wollen 
— keiner wird dazu gezwungen — , nicht mehr ver-
handelbare Ausgangsnotwendigkeiten darstellen. Es 
darf darüber im Falle eines weiteren Beitritts dieser 
„Schlange" also nicht mehr in der Substanz verhan-
delt werden. 

Deshalb wäre es gut und erfreulich, wenn der Deut-
sche Bundestag diese Ausgangsnotwendigkeiten in 
möglichst breiter Front auf den Weg geben könnte; 
denn alles hängt davon ab, ob sich die künftige Wäh-
rung mit einem einzigen Sp rung von heute auf mor-
gen gegen den amerikanischen Dollar und den japa-
nischen Yen behaupten kann. 

(Dr. Helmut Haussmann [FDP]: Richtig!) 

Auch hier können wir denjenigen, die zögern, ein 
unabhängiges Zentralbanksystem einzurichten, sa-
gen: Unsere Deutsche Bundesbank wurde zu einer 
Zeit eingerichtet, in der es geradezu heldenhaften 
Mut erfordert hat, das Recht, Prioritäten der Geldpoli-
tik zu bestimmen, von Regierung und Parlament zur 
Bundesbank abzugeben. 

(Dr. Karl-Heinz Hornhues [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Es ging uns damals wirklich nicht gut, und die Pro-
bleme waren auf keinen Fall geringer, als sie heute 
sind; dies als ein Hinweis für einige noch zögernde 
Nachbarstaaten. 

Deshalb erwarten wir schon heute — also sozusa-
gen als Vorausleistung zur anstehenden Währungs-
union — , daß die künftigen Partnerländer in diesem 
Geleitzug, in dieser „Schlange", möglichst schon 
heute damit beginnen, ihre eigenen Notenbanken in 
die Unabhängigkeit zu entlassen. 

Für unabdingbar halten wir es außerdem, daß wir 
Präsidien in dieser Notenbank erhalten, die für einen 
möglichst langen Zeitraum gewählt werden, weil zum 
Zwecke der fachlichen Unabhängigkeit auch ge-
währleistet sein muß, daß eine solide, d. h. kontinuier-
liche Geldpolitik möglichst von den gleichen Leuten 
gemacht werden kann. 

Wir haben jetzt die Chance, faire und für alle gel-
tenden Kriterien einzubringen und festzulegen. Jeder 
der Partner in der Gemeinschaft kann auf diese Re-
geln eingehen. Keiner muß sich daran beteiligen. Um-
gekehrt darf aber keiner daran gehindert werden, teil-
zunehmen, der die Voraussetzungen für diese Wäh-
rungsunion mitbringt und erfüllt. Unser Interesse ist 
es, daß ein solcher Währungsverbund stark und mit 
einer größtmöglichen Zahl von Ländern beginnen 
kann, damit er seine Bewäh rungsproben bestehen 
kann. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einmal 
betonen: Wir haben im Hinblick auf die Erwartungen 
der osteuropäischen Staaten mehr als andere Länder 
eine große Verantwortung für das Zustandekommen 
einer erfolgreichen Wirtschafts- und Währungsunion  

und der damit verbundenen Politischen Union insbe-
sondere als Perspektive für die jungen Demokratien 
Osteuropas. 

Die Wirtschafts- und Währungsunion muß in die-
sem Jahr in Maastricht vereinbart werden. Das vorlie-
gende Entschließungspapier ist für uns eine unver-
zichtbare Voraussetzung und Zielvorgabe zur Ein-
richtung und Wahrnehmung eines unabhängigen 
Zentralbanksystems, das sich an einer st rikten Stabi-
litätspolitik orientiert. Wir erkennen sicherlich an, daß 
sich das nahtlos auf die solide Politik unserer Bundes-
bank stützt; denn wir wissen, daß dies die Vorausset-
zung für allgemeinen Wohlstand und soziale Gerech-
tigkeit ist. Insofern wollen wir unserer Regierung viel 
Erfolg bei den anstehenden Verhandlungen wün-
schen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Wir kom-
men nunmehr zu den Überweisungen. Bevor wir sie 
im einzelnen abhandeln, möchte ich Sie darauf auf-
merksam machen, daß wir eine etwas veränderte 
neue Verfahrensweise für diese EG-Angelegenheiten 
vorgesehen haben. Da ich nicht hundertprozentig si-
cher bin, ob Sie alle die Mitteilung des Ältestenrates 
gelesen haben, darf ich darauf aufmerksam machen, 
daß ein 1. mitberatender Ausschuß benannt wird. Die-
ser Ausschuß wird in der Tagesordnung jeweils ge-
sondert ausgewiesen. Damit dieses Verfahren form-
vollendet ist, bitte ich um Ihre Zustimmung. — Da sich 
kein Widerspruch erhebt, ist das so beschlossen. Wir 
können somit nach diesem Verfahren abstimmen. 

Zunächst kommen wir zu den Überweisungsvor-
schlägen, bei denen der Ältestenrat Einvernehmen 
erzielt hat. Der Ältestenrat schlägt die Überweisung 
der Vorlagen zu den Tagesordnungspunkten 2 b bis 21 
und 2n bis 2 q an die in der Tagesordnung aufgeführ-
ten Ausschüsse vor. Die Vorlage zu Tagesordnungs-
punkt 2i soll zusätzlich an den Haushaltsausschuß 
überwiesen werden. — Frau Wieczorek-Zeul, bitte 
sehr. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Unsere Fraktion 
beantragt zu Punkt 2 h die Überweisung an den EG-
Ausschuß und an den Finanzausschuß als 1. mitbera-
tenden Ausschuß. Wenn ich mir die Anmerkung ge-
statten darf: Selbst in der Logik der CDU/CSU- und 
der FDP-Fraktion wäre die Überweisung, die hier vor-
gesehen ist, nämlich federführend an den Wirtschafts-
ausschuß, auf Grund all dessen, was dort in der Kon-
ferenz verhandelt wird, das Unsinnigste, was man tun 
könnte. Wir möchten also entgegen dem Vorschlag 
des Ältestenrates bei Punkt 2 h Überweisung an den 
EG-Ausschuß. 

Da ich gerade das Wort habe, würde ich gerne er-
gänzen, daß wir beim Punkt 21 ebenfalls Überwei-
sung an den EG-Ausschuß sowie an den Auswärtigen 
Ausschuß als 1. mitberatenden Ausschuß vorschla-
gen. Ansonsten gibt es bei uns Einverständnis. Über 
die anderen Punkte, die noch strittig sind, stimmen wir 
ja extra ab. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Ja, über 
die anderen Punkte wird kontrovers abgestimmt. — 
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Das haben wir zunächst einmal zur Kenntnis genom-
men. Nun hat sich der Abgeordnete Dr. Werner Hoyer 
gemeldet. 

Dr. Werner Hoyer (FDP): Herr Präsident, ich bin 
etwas irritiert. Wenn ich das richtig verstanden habe, 
geht es um den Punkt 2 h, Wirtschafts- und Währungs-
union, wo jetzt von Frau Wieczorek-Zeul beantragt 
worden ist, daß die Vorlage federführend an den Eu-
ropa-Ausschuß überwiesen werden soll. Wir hatten 
aber keineswegs den Antrag gestellt, federführend 
den Wirtschaftsausschuß zu beauftragen, sondern 
hatten einvernehmlich zwischen den drei Fraktionen 
im Ältestenrat beschlossen, die Federführung an den 
Finanzausschuß zu geben. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Aber 
„Wirtschaftsausschuß" ist ausgedruckt!) 

— Dann ist hier ein Fehler im Ausdruck geschehen; 
denn auch nach der Geschäftsverteilung der Bundes-
regierung ist eindeutig, daß hier die Zuständigkeit des 
Finanzministeriums und damit auch des Finanzaus-
schusses gegeben ist. Wir waren uns allerdings einig, 
daß der 1. mitberatende Ausschuß dann natürlich der 
Europa-Ausschuß ist. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Damit ist 
die Einmütigkeit, die im Ältestenrat inhaltlich vorhan-
den war, für den Punkt 2h — wenn ich Sie richtig ver-
standen habe, Frau Abgeordnete Wieczorek-Zeul — 
hergestellt. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Ich darf nur dar-
auf hinweisen, wie wichtig dieser Fall ist. Es geht um 
die Behandlung und die Zuständigkeit des Parlaments 
auch für die Ratifizierung im Zusammenhang mit der 
Entschließung zur Wirtschafts- und Währungsunion 
im Rahmen der Regierungskonferenz. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Das wis

-

sen wir doch!) 

Jetzt wäre dieser Punkt beinahe aus Versehen in den 
Wirtschaftsausschuß überwiesen worden, weil das 
falsch ausgedruckt worden ist. 

Wir bestehen nach wie vor darauf — dafür haben 
wir den Europa-Ausschuß eingerichtet — , daß diese 
Vorlage auch an den Europa-Ausschuß überwiesen 
wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: Ja, 
auch! — Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: 

Das steht doch drin!) 

— „Auch" heißt für uns: federführend an den Europa-
Ausschuß. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Dr. Wolf

-

gang Bötsch [CDU/CSU]: „Auch" ist etwas 
anderes als „federführend"! — Weiterer Zu

-

ruf von der CDU/CSU: Mitberatend!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Notfalls 
muß ich darüber abstimmen lassen. Aber ich meine, 
da im Ältestenrat ursprünglich Übereinstimmung er-
zielt worden ist und das Mißverständnis nur durch den 

Druckfehler entstanden ist, wollen wir die Sache kor-
rigieren. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Wir 
würden gerne abstimmen!) 

— Dann ist es gut, und wir werden es so machen. Ich 
muß jetzt also aus den Punkten 2 b bis 21 und 2 n bis 2 q 
die Punkte 2 h und 2 i herausnehmen. Ist das rich-
tig? 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: 2h und 
21!) 

— Okay, 2 h und 21. Dann stelle ich zunächst einmal 
fest, daß die Vorlagen unter den Punkten 2 b bis 2 k 
— außer 2 h — sowie 2n bis 2 q an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse überwiesen wer-
den, die Vorlage zu 2 i, wie erwähnt, auch noch an den 
Haushaltsausschuß. 

Dann stimmen wir über den Punkt 2 h ab. Da bean-
tragen Sie, Frau Wieczorek-Zeul, die Überweisung an 
welche Ausschüsse? 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Feder-
führend an den EG-Ausschuß, ansonsten wie 

ausgedruckt!) 

— Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? 
— Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 21. 
Dort wünschen Sie welche Überweisungen? 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Feder-
führend an den EG-Ausschuß! Es bet rifft die 
Politische Union! 1. mitberatender Ausschuß 

soll der Auswärtige Ausschuß sein!)  

Zur Geschäftsordnung meldet sich Dr. Werner Ho-
yer. — Bitte. 

Dr. Werner Hoyer (FDP) : Herr Präsident, ich wäre 
dankbar, wenn wir die Abstimmung über diesen 
Punkt drei Minuten zurückstellen könnten. Denn es 
ist nach den Verabredungen im Ältestenrat, die ein-
stimmig waren, glaube ich, ziemlich schwierig, jetzt 
mal eben die Sache zu ändern und zu einem anderen 
Ergebnis zu kommen. Ich glaube, daß wir das durch-
aus einvernehmlich regeln können, aber nicht jetzt 
mit einer Überfallaktion. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Ich 
glaube, daß das eine sinnvolle Anregung ist. Aber wir 
führen jetzt den weiteren Abstimmungsprozeß mit 
Ausnahme der Abstimmung über den Tagesord-
nungspunkt 21 durch und stellen dann fest, wie wir 
mit der Vorlage zu Punkt 21 verfahren. 

Ich komme dann zu Tagesordnungspunkt 2 m. Die 
Vorlage, also die Entschließung des Europäischen 
Parlaments zur Unionsbürgerschaft auf der Drucksa-
che 12/949, soll nach den Vorschlägen der Fraktionen 
von CDU/CSU und SPD zur federführenden Beratung 
an den EG-Ausschuß und zur Mitberatung an den 
Innenausschuß und den Auswärtigen Ausschuß über-
wiesen werden. Dabei soll der Innenausschuß 1. mit-
beratender Ausschuß sein. Die FDP wünscht demge-
genüber die Federführung beim Innenausschuß. 
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Ich lasse jetzt über den Überweisungsvorschlag der 
CDU/CSU und der SPD abstimmen. Wer dafür ist, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Dann ist dieser Überweisungsvorschlag ge-
gen die Stimmen der FDP-Fraktion angenommen 
worden. Insoweit erübrigt es sich, über den Überwei-
sungsvorschlag der FDP gesondert abstimmen zu las-
sen. 

Zu Tagesordnungspunkt 2 r wird von den Fraktio-
nen der CDU/CSU und der SPD vorgeschlagen, den 
48. Bericht der Bundesregierung über die Integration 
der Bundesrepublik Deutschland in die Europäischen 
Gemeinschaften zur federführenden Beratung an den 
EG-Ausschuß, zur Mitberatung an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse und zusätzlich an 
den Ausschuß für Post und Telekommunikation zu 
überweisen. Dabei soll der Ausschuß für Wirtschaft 1. 
mitberatender Ausschuß sein. 

Wer diesem Überweisungsvorschlag der CDU/CSU 
und der SPD zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Dieser Vorschlag ist 
bei einzelnen Gegenstimmen aus der FDP-Fraktion 
mit Mehrheit angenommen. Damit erübrigt sich eine 
Abstimmung über den gesonderten Antrag der FDP-
Fraktion. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP auf Drucksache 12/1476. Wer stimmt für die-
sen Entschließungsantrag? — Wer stimmt dage-
gen? — Dann ist dieser Entschließungsantrag mit den 
Stimmen der CDU/CSU und der FDP gegen den Rest 
des Hauses angenommen. 

Wir stimmen nunmehr über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 12/1471 ab. 
Wer für diesen Entschließungsantrag ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt gegen diesen 
Antrag? — Dann ist dieser Entschließungsantrag mit 
den Stimmen der CDU/CSU und der FDP abgelehnt 
worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP auf der Drucksache 12/1484. Wer dafür ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer ist dagegen? — 
Enthaltungen? — Dann ist der Entschließungsantrag 
auf Drucksache 12/1484 mit Mehrheit bei Enthaltung 
der SPD-Fraktion und einiger Abgeordneter aus den 
Gruppen angenommen worden. 

Damit haben wir über alle Entschließungsanträge 
und Überweisungsvorschläge bis auf den strittigen 
Fall des Tagesordnungspunktes 21 abgestimmt. Hat 
es darüber eine Einigung gegeben? 

Herr Dr. Hoyer, Sie haben das Wort. 

Dr. Werner Hoyer (FDP): Herr Präsident! Ich kann 
die Unklarheiten zumindest insofern beseitigen, als 
der in der Tagesordnung erfolgte Ausdruck in der Tat 
das widerspiegelt, was im Ältestenrat besprochen 
worden ist. 

Bei dem kritischen Punkt, nämlich Punkt 2 h der 
Tagesordnung — „Entschließung zur Wirtschafts- 
und Währungsunion im Rahmen der Regierungskon-
ferenz"; Drucksache 12/946 —, ist es, was auf den 
ersten Blick überraschend erscheinen mag, in der Tat 
zutreffend, daß nach den uns damals gegebenen In-

formationen der Finanzausschuß die Beratung im 
Wirtschaftsausschuß für sinnvoller gehalten hat. 

(Dr. Norbert Wieczorek [SPD]: Dies kann 
nicht stimmen!) 

— Das ist zumindest Grundlage der Beratungen im 
Ältestenrat gewesen. Der Ältestenrat hat so beschlos-
sen, wie es hier steht. 

(Dr. Norbert Wieczorek [SPD]: Es gibt eine 
klare Absprache mit dem Vorsitzenden, daß 

es nicht so  ist!)  
Im Zweifel müssen wir kontrovers darüber abstim-
men. Aber das, was hier steht, entspricht der Be-
schlußlage des Ältestenrates. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Dann bitte 
ich noch einmal um Präzisierung. Sind die Fraktionen 
damit einverstanden, daß ich jetzt darüber abstimmen 
lasse? — Ja. 

Ich lasse daher über die Überweisungsvorschläge 
zu Punkt 21 der Tagesordnung abstimmen. Wer für 
den Überweisungsvorschlag des Ältestenrates ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer ist dagegen? — 
Enthaltungen? — Dann ist dieser Überweisungsvor-
schlag mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen an-
genommen worden. 

Damit kann ich die Beratung zu Punkt 2 der Tages-
ordnung schließen. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
— Drucksache 12/1447 — 

Meine Damen und Herren, wir kommen zuerst zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit. Zur Beantwor-
tung der Fragen steht uns der Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Bertram Wieczorek zur Verfü-
gung. 

Ich rufe Frage 1 des Abgeordneten Har ries auf: 
Bestätigt die Bundesregierung die Aussage des Hamburger 

Umweltsenators, wonach die Verschmutzung der Elbe alar-
mierend durch Schadstoffeintrag aus Bet rieben in den neuen 
Ländern von Quecksilber, Blei und chloriertem Kohlenwasser-
stoff wieder zugenommen hat? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit: Herr Präsident! Herr Kollege Har ries, 
wenn Sie gestatten, würde ich Ihre zwei Fragen gern 
im Verbund beantworten, wie es von Ihnen eigentlich 
auch beabsichtigt war. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Der Abge-
ordnete ist einverstanden. Dann können wir so verfah-
ren. Ich rufe auch die Frage 2 des Abgeordneten Har-
ries auf: 

Wenn ja, was kann bzw. wird die Bundesregierung tun, um 
dieser erneuten Verschlechterung kurzfristig und wirksam zu 
begegnen? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: 
Danke, Herr Präsident. 

Die Aussage des Hamburger Umweltsenators, die 
Belastung der Elbe habe bei einigen Schadstoffen wie 
beispielsweise Quecksilber, Blei und chlorierten 
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Kohlenwasserstoffen wieder alarmierend zugenom-
men, basiert auf Gewässergütemessungen der Ar-
beitsgemeinschaft Elbe in den Monaten April und Mai 
dieses Jahres. Die dabei erhobenen Meßwerte wur-
den auf das gesamte Jahr 1991 hochgerechnet und 
sind somit nur eine vorläufige Schätzung der Jahres-
frachten für 1991 auf der Basis von zwei Monaten. 
Aussagekräftiges Zahlenmaterial, das eine Zunahme 
der Belastung, bezogen auf einen längeren Zeitraum, 
belegen könnte, kann erst nach Auswertung der Meß-
werte des Jahres 1991 vorgelegt werden. 

Zu Ihrer Frage 2: Die Bundesregierung hat im Rah-
men des Gemeinschaftswerkes „Aufschwung Ost" 
ein Umweltschutzsofortprogramm aufgelegt, das für 
1991 und 1992 jeweils ein Finanzvolumen von 
400 Millionen DM umfaßt, wobei allein 170 Millionen 
DM dem Kläranlagen- und Kanalisationsbau im Ein-
zugsgebiet der Elbe zugute kommen. So stellt der 
Bund z. B. für die Wiederinbetriebnahme und den 
Ausbau der Kläranlage Dresden-Kaditz in der ersten 
und zweiten Ausbaustufe bereits 42 Millionen DM zur 
Verfügung. 

Die Internationale Kommission zum Schutz der Elbe 
erarbeitet derzeit ein erstes Aktionsprogramm zur Re-
duzierung der Schadstofffrachten kommunaler Klär-
anlagen, industrieller Direkteinleiter und prioritärer 
Stoffe als Teil eines langfristigen Aktionsprogramms 
für die Elbe bis zum Jahre 2000. Mit der Realisierung 
des Sofortprogramms werden bis 1995 bereits wesent-
liche Senkungen der in die Gewässer im Einzugsge-
biet der Elbe eingeleiteten Abwasserlasten erreicht. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, bitte schön, Herr Abgeordneter Har ries. 

Klaus Harries (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wir 
waren alle sehr froh über die Meldung, die noch im 
Sommer gekommen ist, daß sich der Qualitätszustand 
der Elbe sehr gebessert hat. Kennt man die Verursa-
cher der erneuten dramatischen Verschmutzung, und 
handelt es sich dabei um neu angesiedelte Firmen 
oder um Firmen, die im Zuge der früheren Praxis wei-
terarbeiten? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Bei ei-
nigen Schadstofffrachten haben wir eine Halbierung 
erreicht, was allerdings noch kein Grund ist, zu ent-
warnen. Das Nachlassen der Schadstofffrachten in der 
Elbe ist im wesentlichen auf Betriebsstillegungen zu-
rückzuführen. Neue Unternehmen — die keine Ge-
nehmigung erhalten würden, wenn entsprechende 
Einleitungen stattfänden — sind noch nicht angesie-
delt worden. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Klaus Harries (CDU/CSU): Ich darf nachfragen, 
Herr Staatssekretär: Kennt man die Einleiter, die Ver-
ursacher für die erneuten Verschmutzungen? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Die 
Einleiter und die Ursachen sind der Bundesrepublik 
noch nicht bekannt. Es gibt allerdings eine erste Inter-
pretation des Umweltministers des Bundeslandes 
Sachsen-Anhalt. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Zusatzfrage, bitte sehr, Herr Abgeordneter 
Feige. 

Dr. Klaus -Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Staatssekretär, werden die Belastungen, die uns aus 
der CSFR erreichen, genauso kontrolliert? Gibt es in 
diesem Zusammenhang Veränderungen? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege, ich möchte Sie auf das Aktionsprogramm der 
Elbe-Schutz-Kommission hinweisen. Ein erster Punkt 
war der Start eines kontinuierlichen Meßprogramms 
im Bereich der Elbe. Über das genaue Nachlassen von 
Schadstofffrachten aus der CSFR kann ich Ihnen jetzt 
keine Angaben machen. Ich bin aber gern bereit, Ih-
nen darüber Informationen zukommen zu lassen. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Bitte sehr, 
eine zusätzliche Frage. 

Dietmar Schütz (SPD): Herr Staatssekretär, eines 
der größten Probleme bei der Elbverschmutzung sind 
die Ablagerungen in den Sedimenten. Gibt es Hin-
weise darüber, ob diese zugenommen haben? Denn 
gerade der Abtrag dieser Sedimente hat häufig die 
Frachterhöhung in Hamburg mit ausgelöst. 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Sie 
sprechen jetzt die erste versuchte Interpretation des 
Bundeslandes Sachsen-Anhalt an. Dort wurde auf 
Grund von Hochwasser in den Monaten Ap ril und 
Mai, in denen gemessen wurde, angenommen, daß 
Ablagerungen gerade von Quecksilber und Blei in 
den Sedimenten zu einer erneuten Erhöhung der 
Schadstofffracht geführt haben. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Sie haben 
keine zusätzliche Frage? 

(Dr. Margrit Wetzel [SPD]: Er hat nicht ge

-

antwortet!) 

Dietmar Schütz (SPD): Ich habe gefragt, ob es Er-
kenntnisse darüber gibt, daß die Ablagerungen in den 
Sedimenten angestiegen sind? 

Dr. Bertram Wieczorek, Parl. Staatssekretär: Nein, 
darüber gibt es keine Erkenntnisse. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Damit 
sind wir mit diesem Geschäftsbereich fertig. Ich be-
danke mich, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Post und Telekommunikation auf. Hier steht uns 
der Parlamentarische Staatssekretär Wilhelm Rawe 
zur Verfügung. 

Zunächst rufe ich die Frage 3 der Abgeordneten 
Dr. Wetzel auf: 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost POSTDIENST Pro-
visionszahlungen von Stempelherstellern und von jenen Firmen 
erhält, die sämtliche Frankiermaschinen in der Bundesrepublik 
Deutschland umrüsten müssen, weil mit dem Inkrafttreten der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen im POSTDIENST die Frei-
machungsvermerke „Entgelt bezahlt" und „Entgelt geprüft" 
eingeführt und die bisherigen Vermerke „Gebühr bezahlt" und 
„Gebühr geprüft" ab 1. Juli 1992 nicht mehr verwendet wer

-

den? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wo rt . 



4410 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlpe riode — 53. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. November 1991 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Post und Telekommunikation: Frau Kollegin 
Dr. Wetzel, es ist nach Auskunft der Deutschen Bun-
despost Postdienst nicht zutreffend, daß sie von den 
Herstellerfirmen für Freistempelmaschinen oder von 
anderer Seite für die Umrüstung von Einsatzstücken 
der Freistempelmaschinen Provisionszahlungen er-
hält. Der Freimachungsvermerk „Entgelt bezahlt" ist 
von Firmen zu verwenden, die seit Inkrafttreten der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Deutschen 
Bundespost am 1. Juli 1991 erstmals am Freistempel

-

verfahren teilnehmen. Für alle anderen Benutzer von 
Freistempelmaschinen gilt eine Übergangsregelung, 
die die weitere Verwendung des Stempeleinsatzes mit 
dem bisherigen Vermerk „Gebühr bezahlt" zuläßt. 
Diese Übergangsregelung ist nicht bef ristet. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau 
Dr. Wetzel, Zusatzfrage, bitte schön. 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Eine kleine Zusatzfrage: 
Werden diese Firmen, die von der Übergangsrege-
lung betroffen werden, auch entsprechend infor-
miert? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Das ist ja mit 
der Bekanntgabe der Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen gemacht worden. Das steht in den Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen. Die kann sich jede Firma 
auch beschaffen. Infolgedessen wissen die das auch. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Noch eine 
Zusatzfrage, Frau Enkelmann. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Noch 
eine Zusatzfrage: Erhält die Telekom eventuell Provi-
sion für die Verteilung von Werbematerial, wie es mir 
mit meiner Fernmelderechnung zugegangen ist? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Gnädige Frau, 
seien Sie mir nicht böse, aber wir haben hier gerade 
eine Frage behandelt, die die Firma Deutsche Bundes-
post Postdienst bet rifft und nicht die Telekom. Ich 
sehe also deswegen keinen sachlichen Zusammen-
hang. Aber wenn der Herr Präsident gestattet, daß ich 
die Frage beantworte, will ich Ihnen das später gerne 
nachliefern. Im Moment kann ich es nicht. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Ihre Be-
merkung ist ebenso richtig wie sicher ist, daß es der 
Präsident gestattet. Bitte. 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
ich hatte schon angeboten, der Sache nachzugehen 
und das der Frau Kollegin dann mitzuteilen. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Einver-
standen. Damit ist das erledigt. 

Dann rufe ich die Frage 4 des Abgeordneten Otto 
(Frankfurt) auf: 

Welche Stellungnahme hat die Bundesregierung in der Sit-
zung des Postministerrates am 4. November 1991 zu dem Richt-
linienentwurf der EG-Kommission hinsichtlich der Einführung 
der D2-Mac-Fernsehnorm abgegeben? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
in diesem Fall bitte ich um Nachsicht. Es handelt sich 
um eine etwas längere Darstellung, die wir in Brüssel 
gegeben haben. Aber ich will mich wirklich bemühen, 

sie so kurz zu fassen wie eben möglich, wie es der 
Fragestunde entspricht. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Wir wer-
den das Bemühen anzuerkennen wissen. Bitte 
schön. 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Otto, die Kommission hat mit Datum vom 9. Juli 1991 
einen Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die 
Annahme von Normen für die Satellitenausstrahlung 
von Fernsehsignalen vorgelegt. Die Bundesregierung 
begrüßt dies sehr. Dieser Entwurf stellt eine Revision 
und Erweiterung der noch bis zum 31. Dezember 1991 
geltenden Richtlinie des Rates vom 3. November 1986 
dar. 

Diese Richtlinie legte die Gemeinschaft auf die Nut-
zung der Normen der MAC-Paket-Familie für die TV-
Ausstrahlung von direktstrahlenden Rundfunksatelli-
ten sowie deren Weiterverteilung in Kabelnetzen 
fest. 

Es geht jetzt um Kontinuität in der Sache und um 
verläßliche Orientierungen für Verbraucher, Pro-
grammanbieter und Indust rie für die Zukunft. Des-
halb wird eine Folgerichtlinie notwendig, die die alten 
Ziele zwar weiterverfolgt, aber neue Entwicklungen 
einbezieht und in Europa eine Technologie des hoch-
auflösenden Fernsehens — HDTV — normt und 
durchsetzt. Der erste Schritt ist die Einführung der 
Übertragungsnorm D2-MAC, der später mit Einfüh-
rung von HDTV eine dazu kompatible Übertragungs-
norm HD-MAC folgen wird. 

Die entscheidenden Orientierungen über den zu-
künftigen Weg werden vom Recht der Europäischen 
Gemeinschaft kommen. Dieses Recht muß so gestaltet 
werden, daß die existentiellen Ziele aller wirtschaft-
lich Beteiligten berücksichtigt werden. 

Für die Bundesrepublik sind deshalb vier Punkte 
von wesentlicher Bedeutung. 

a) Die neue Richtlinie muß auf Konsens aufbauen. 
Von Anfang an hat der Bundesminister für Post und 
Telekommunikation deshalb ein duales Vorgehen mit 
einer Richtlinie und einem Memorandum Understan-
ding gefordert. 

b) Das bestehende Ungleichgewicht muß beseitigt 
und gegebenenfalls neues Ungleichgewicht von vorn-
herein vermieden werden. Dies ist nur möglich, wenn 
die Programmanbieter eine entsprechende Reich-
weite erhalten und neue Programme von Anfang an 
möglichst viele Zuschauer erreichen können. Dies 
wird durch Simulcast erreicht werden, d. h. einer 
gleichzeitigen Ausstrahlung der Satellitenprogramme 
neben D2-MAC auch in PAL und SECAM. Diese Si-
mulcast-Ausstrahlung müßte natürlich — das ist der 
Wunsch vieler Teilnehmer — von der EG finanziell 
unterstützt werden. Ob das möglich sein wird, läßt 
sich im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht übersehen. 

Des weiteren müssen alle Satellitensysteme gleich-
behandelt werden, d. h. sowohl die sogenannten 
Rundfunksatelliten als auch die sogenannten Fern-
meldesatelliten müssen D2-MAC und können für Si-
mulcast PAL und SECAM abstrahlen. 
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c) Die Kunden müssen auf dem Markt zu akzepta-
blen Preisen ein Geräteangebot vorfinden, das den 
Übergang zum HDTV über den Zwischenschritt D2-
MAC unterstützt. Dazu gehören Satellitenreceiver, 
TV-Geräte und Rekorder, die mit Empfangsausrü-
stung für D2-MAC-Signale ausgestattet sind. 

d) Die Richtlinie muß eine Möglichkeit eröffnen, 
während ihrer Laufzeit technologische und techni-
sche Weiterentwicklungen aufzunehmen und inso-
fern Anpassungen vorzunehmen. 

Wie Sie wissen, erfüllt die Richtlinie in der gegen-
wärtigen Fassung die vorgenannten Punkte nicht, und 
deswegen muß nach Auffassung der Bundesregie-
rung unbedingt eine Anpassung erfolgen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage, bitte schön, Herr Abgeordneter Otto. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Herr Staats-
sekretär, ich habe Sie also richtig verstanden, daß in 
der Sitzung des Postministerrates vorgestern noch 
keinerlei Beschlüsse gefaßt worden sind. Ich darf Sie 
deshalb fragen: Wann ist denn nach der Einschätzung 
der Bundesregierung damit zu rechnen, daß der Richt-
linienentwurf verabschiedet wird? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Sie dürfen mich 
in der Tat so interpretieren, denn es ist zu keinem 
Ergebnis gekommen. Ich will mal versuchen, das Er-
gebnis kurz zusammenzufassen. Es sieht so aus: Es 
hat keinen Konsens zu diesem Vorschlag vom Juli 
gegeben, es hat aber in der Diskussion den grundsätz-
lichen Willen gegeben, eine Richtlinie herzustellen. 
Man hat sich weitgehend darauf verständigen kön-
nen, ein transparentes Paket zu schaffen, nämlich die 
Richtlinie, Memorandum of Understanding und Fi-
nanzierungsvorschlag. 

Zu den Terminplänen: Die EG-Kommission will für 
den 5. Dezember eine neue Stellungnahme vorlegen, 
und das basiert darauf, daß sich das Europäische Par-
lament im gegenwärtigen Zeitpunkt ebenfalls mit der 
Frage befaßt, aber eine Stellungnahme meines Wis-
sens erst am 26. November abgibt. Daher der Termin 
4. Dezember. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Zusatzfrage. Bitte schön, Herr Abgeordneter 
Otto. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP) : Herr Staats-
sekretär, teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die in Art. 4 des Richtlinienentwurfes enthaltene 
Regelung, wonach ab 1993 größere Fernsehgeräte nur 
noch mit einem rund 300 DM teuren D2-MAC-Deco-
der verkauft werden dürfen, einen protektionistischen 
und dirigistischen Eingriff in das Selbstbestimmungs-
recht der Verbraucher darstellt? 

Wilhelm Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich glaube, wir würden hier den Beratungen am 4. De-
zember vorgreifen; das möchte ich nicht tun. Sie wis-
sen, daß über den jetzt vorliegenden Entwurf — inso-
fern könnte ich mit Ihnen übereinstimmen — keine 
Einigkeit erzielt worden ist. Wir warten wirklich den 
Vorschlag der Kommission am 4. Dezember ab. Es 

würde wenig Zweck haben, dem jetzt vorgreifen zu 
wollen. 

Ich habe nach dem Bericht über die Verhandlungen 
den Eindruck gewonnen, daß dort mit wesentlich libe-
raleren Auffassungen an die Sache herangegangen 
worden ist als bisher. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Dann be-
danken wir uns bei Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Den Geschäftsbereich des Bundesministers für For-
schung und Technologie brauche ich nicht aufzuru-
fen, weil die Abgeordnete Frau Iwersen um schriftli-
che Beantwortung ihrer Fragen gebeten hat. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Um schriftliche Beantwortung hat ebenfalls der Ab-
geordnete Dr. Päselt für die Fragen 6 und 7 aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung gebeten. Die Antworten werden als 
Anlage abgedruckt. 

Wir kommen zum Bereich des Bundesministers für 
Gesundheit. Hier steht uns die Parlamentarische 
Staatssekretärin Dr. Bergmann-Pohl zur Verfügung. 

Ich rufe zunächst die Frage 13 der Abgeordneten 
Frau Steen auf: 

Was ist nach Auffassung der Bundesregierung an organisato-
rischen und rechtlichen Maßnahmen erforderlich, um das Bun-
desgesundheitsamt so zu stärken, daß es wirksam und rechtzei-
tig auf Meldungen über gesundheitsgefährdende Nebenwir-
kungen von Arzneimitteln reagieren kann? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
bei der Bundesministerin für Gesundheit: Frau Kolle-
gin Steen, die Erfassung und Bewertung der Meldung 
von Risiken, die in erster Linie eigenverantwortlich 
von den pharmazeutischen Unternehmern zu erhe-
ben, auszuwerten, umzusetzen und mitzuteilen sind, 
konnten im Bundesgesundheitsamt in den letzten 
Jahren laufend verbessert werden. Das Bundesge-
sundheitsamt hat auf die Mitteilung gesundheitsge-
fährdender Nebenwirkungen durchgängig angemes-
sen reagiert. Durch neue Erfassungsprogramme und 
durch entsprechende apparative und personelle Aus-
stattung des Arzneimittelinstituts werden auch die zur 
Zeit rund 20 000 eingehenden Meldungen pro Jahr 
bearbeitet werden können. Auf jeden Fall wird die 
medizinische Bewertung eingehender Einzelfallbe-
richte aktuell nach Eingang durchgeführt, so daß 
Rückstände in der Bewertung der Einzelfälle auf der 
Basis der jeweils vorliegenden Informationen prak-
tisch nicht vorkommen. Im übrigen werden organisa-
torische Verbesserungen, insbesondere im Bereich 
der Infrastruktur und Datenverarbeitung, im Zusam-
menhang mit der Erörterung des Gutachtens einer 
Unternehmensberatungsfirma geprüft. Das Bundes-
gesundheitsamt wird auf diese Weise noch besser in 
die Lage versetzt, unverzüglich bei Meldungen über 
gesundheitsgefährdende Nebenwirkungen zu reagie-
ren. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, bitte schön. 

Antje-Marie Steen (SPD): Frau Staatssekretärin, 
könnte wegen dieser, wie Sie sagen, strukturellen 
Engpässe im Bundesgesundheitsamt in der Fachwelt 
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der Eindruck entstehen, daß das Bundesgesundheits-
amt auf Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz des Ver-
brauchers, wie dies von einer Gesundheitsbehörde 
verlangt wird, verzichtet und damit den pharmazeuti-
schen Unternehmungen das Handeln überläßt? 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Frau Kollegin, das ist nicht so. Wir können hier auch 
nicht von strukturellen Engpässen reden, sondern ich 
habe von einem strukturellen Verbesserungsbedarf 
gesprochen. Ich habe auch versucht, in meiner Ant-
wort aufzuführen, daß Rückstände nicht vorhanden 
sind. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Keine 
weitere Zusatzfrage von seiten der Fragestellerin. 
Dann eine Frage der Frau Abgeordneten Augustin. 

Anneliese Augustin (CDU/CSU): Frau Parlamenta-
rische Staatssekretärin, ist es richtig, daß das Bundes-
gesundheitsamt in seiner Abteilung Risikoabwehr 
über ein hervorragendes Datensystem verfügt und 
daß keine derartigen Fehler zu beanstanden sind, son-
dern daß bis jetzt alle Aufgaben termingerecht erfüllt 
werden konnten? 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Frau Kollegin Augustin, ich betrachte die in Ihrer 
Frage enthaltenen Aussagen als folgerichtig. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Schmidbauer. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Frau Staats-
sekretärin, ich habe die Frage: Wenn dieses Datensy-
stem, wie Sie gerade bestätigt haben, zur Verfügung 
steht, welches sind dann aus Ihrer Sicht die organisa-
torischen Notwendigkeiten, um beispielsweise den 
Anwendern, also den Ärzten, Apothekern und Kran-
kenhäusern, die Informationen so zur Verfügung zu 
stellen, daß diese Informationsproblematik nicht auf-
tritt, die ständig reklamiert wird, daß die Fachwelt 
davon spricht, daß es einen Input von 40 000 Meldun-
gen über Nebenwirkungen gibt, während als Output 
wenig zu erfahren ist? 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Herr Kollege, der aus den Meldungen über Arzneimit-
telwirkungen zusammengesetzte Datenbestand beim 
Bundesgesundheitsamt enthält verwaltungstechni-
sche und personenbezogene Daten, die sich für einen 
Zugang durch die Öffentlichkeit vor allem aus daten-
schutzrechtlichen Gründen nicht eignen. Es wird zur 
Zeit in Erwägung gezogen, eine gemeinsame Daten-
bank von Bundesgesundheitsamt und Bundesärzte-
kammer neben dem Datenbestand des Bundesge-
sundheitsamts einzuführen. Damit könnten Informa-
tionen beider Stellen zusammengeführt werden. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Danke 
schön. Weitere Fragen liegen nicht vor. 

Dann rufe ich die Frage 14 des Abgeordneten 
Schmidbauer (Nürnberg) auf: 

Durch welche Maßnahmen der Bundesregierung bzw. des 
Bundesgesundheitsamtes kann den Betroffenen, die durch Ein-
nahme von L-Tryptophan-haltigen Medikamenten z. T. schwere  

und irreversible gesundheitliche Schäden erlitten haben, medi-
zinisch und bei der Durchsetzung ihrer Rechtsansprüche gehol-
fen werden? 

Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wo rt . 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Herr Kollege Schmidbauer, das Bundesgesundheits-
amt beantwortet Fragen Betroffener zu Arzneimittel-
risiken auf der Basis der dort vorliegenden Informa-
tionen. Zusätzlich gibt das Bundesgesundheitsamt zur 
Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche Informatio-
nen über die dafür zuständigen Gremien und Wege. 
Die zivilrechtlichen Ansprüche richten sich entweder 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch — z. B. nach 
§ 823 BGB — oder nach § 84 ff. des Arzneimittelgeset-
zes, die eine verschuldensunabhängige Haftung vor-
sehen. 

Im Zusammenhang mit der EMS -Erkrankung und 
Tryptophan -Einnahme empfiehlt das Bundesgesund-
heitsamt eine weitergehende ärztliche Behandlung, 
die eine symptomatische Behandlung der Beschwer-
den darstellt, weil eine kausale Therapie bisher nicht 
bekannt ist. 

Patienten, die eine EMS-Erkrankung bei sich fest-
stellen oder vermuten, müssen durch eingehende 
ärztliche Untersuchung klären lassen, welche Erkran-
kung vorliegt. Einzelne Symptome der EMS-Erkran-
kung treten auch im Verlauf anderer Erkrankungen 
und ohne Arzneimitteleinnahme auf. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, bitte schön. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Herr Präsi-
dent, ich habe nicht gefragt, welche Ratschläge man 
den Menschen gibt und wie die rechtlichen Positionen 
sind, sondern meine Frage war, durch welche Maß-
nahmen die Bundesregierung den Betroffenen kon-
kret helfen kann. Ich bitte darum, die Frage konkret 
zu beantworten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, wenn die Parlamentarische Staatssekre-
tärin der Meinung ist, daß durch solche Ratschläge 
den Betroffenen geholfen werden kann, dann mögen 
Sie das bewerten, wie Sie wollen. Aber ich kann die 
Parlamentarische Staatssekretärin nicht zwingen, 
eine Ihnen genehmere Antwort zu geben. Deswegen 
bitte ich Sie, Ihre nächste Zusatzfrage zu stellen. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Dann 
möchte ich meine zweite Frage stellen: Kann die Bun-
desregierung Angaben darüber machen, wie viele 
Fälle von Betroffenen in der Bundesrepublik bekannt 
sind — es ist ja erst durch die öffentliche Diskussion 
klargeworden, wie viele Menschen davon betroffen 
sind; Informationen fehlen —, und liegen dem Bun-
desgesundheitsamt oder dem Ministe rium dazu kon-
krete Zahlen vor? 

Dr. Sabine Bergmann -Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Es liegen bisher 141 Verdachtsmeldungen vor. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Weitere 
Zusatzfragen zu der Frage 14 liegen nicht vor. 
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Herr Abgeordneter Schmidbauer, Sie haben ja noch 
Ihre Frage 15. Wenn Sie auf die Beantwortung ver-
zichten, rufe ich die Frage 16 auf. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Wenn die 
Antwort auf meine Frage 15 besser ausfällt als die 
Antwort auf meine Frage 14, verzichte ich natürlich 
nicht auf die Beantwortung. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich rufe 
die Frage 15 des Abgeordneten Schmidbauer auf: 

Bedeutet das vom Bundesgesundheitsamt eingeleitete Stu-
fenplanverfahren für alle oralen L-Tryptophan-haltigen Arznei-
mittel, daß nichtorale L-Tryptophan-haltige Arzneimittel noch 
im Einsatz sind bzw. dafür noch kein Stufenplanverfahren ein-
geleitet ist? 

Bitte, Frau Staatssekretärin. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Herr Kollege Schmidbauer, das Bundesgesundheits-
amt hat auch für nicht-oral anzuwendende L-Tryp-
tophan-haltige Arzneimittel ein Stufenplanverfahren 
eingeleitet, Maßnahmen aber noch nicht getroffen. Es 
handelt sich bei diesen Arzneimitteln um solche mit 
vitalen Indikationen, wie z. B. vollständige künstliche 
Ernährung. Dabei stellt L-Tryptophan einen lebens-
notwendigen Baustein für die körpereigene Eiweiß

-

Biosynthese dar. Für diese Anwendung sind thera-
peutische Alternativen nicht vorhanden. Berichte 
über Risiken im Zusammenhang mit dieser Anwen-
dung sind weltweit bisher nicht bekanntgeworden. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, Frau Abgeordnete Augustin. 

Anneliese Augustin (CDU/CSU): Frau Parlamenta-
rische Staatssekretärin, ist es richtig, daß es sich bei 
L-Tryptophan um eine lebensnotwendige Amino-
säure handelt und daß sich bei L-Tryptophan-Mangel 
eine ernstzunehmende Avitaminose einstellt, deren 
Folgen, beispielsweise Dermatitis, Verdauungsstö-
rungen, Durchfall bis hin zur Epilepsie, zu psychi-
schen Störungen und Verblödungen führen kön-
nen? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Frau Ab-
geordnete, wenn Sie schon eine so komplizierte Frage 
stellen, die, mit Verlaub zu sagen, weder der Präsident 
noch andere wirklich verstehen können, dann neh-
men Sie die Antwort wenigstens stehend in Emp-
fang. 

(Anneliese Augustin [CDU/CSU]: Die Frau 
Kollegin ist Ärztin, und sie wird das sehr 

wohl beantworten können!) 
Bitte sehr, Frau Staatssekretärin. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Das ist richtig. Dieses L-Tryptophan ist ein lebensnot-
wendiges Medikament, das in niedriger Dosierung 
z. B. bei Maldigestionszuständen angewendet wer-
den muß. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Es wird 
eine weitere Zusatzfrage gewünscht. 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Wir haben gerade 
gehört, wie notwendig L-Tryptophan ist. Aber, Frau 
Staatssekretärin, die Erkrankungen und Unfälle, ja 

Todesfälle sind im Zusammenhang mit gentechnisch 
hergestelltem L-Tryptophan aufgetreten. Dazu frage 
ich Sie, ob Sie dessen Wirksamkeit, Wirkung und Un-
schädlichkeit genauso positiv beurteilen wie die des 
in der Natur vorkommenden, z. T. im Körper produ-
zierten Stoffs? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Erstens 
bitte ich Sie, stehen zu bleiben, wenn geantwortet 
wird. 

Zweitens möchte ich feststellen, daß kein direkter 
Zusammenhang mit der Frage besteht, die sich auf die 
Einleitung eines Stufenplanverfahrens bezieht. Wenn 
die Staatssekretärin trotzdem antworten wi ll , habe ich 
nichts dagegen. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Ihre Feststellung ist richtig, Herr Präsident. Da ich bei 
einer späteren Frage darauf eingehen werde, möchte 
ich Ihre Zusatzfrage, Frau Schaich-Walch, jetzt gern 
nicht beantworten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das ist Ihr 
gutes Recht. 

Ich rufe die Frage 16 der Abgeordneten Schmidt-
Zadel auf: 

Wieso hat das Bundesgesundheitsamt trotz Meldungen insbe-
sondere aus den USA über epidemieartige Erkrankungen und 
Todesfälle, die ursächlich auf die Einnahme von L-Tryptophan-
haltigen Medikamenten zurückgeführt wurden, ohne wissen-
schaftlich fundie rte Erkenntnisse eine tägliche Höchstdosis von 
1 Gramm als ungefährlich eingestuft? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Frau Kollegin Schmidt-Zadel, die Anfang Dezember 
1989 vom Bundesgesundheitsamt angeordneten Maß-
nahmen, die die Rücknahme der Arzneimittel mit Ta-
gesdosen über 1 Gramm für die Indikation „Depres-
sion" betrafen, waren durch die seinerzeit vorliegen-
den Informationen aus den USA sowie die aus der 
Bundesrepublik Deutschland gemeldeten Fälle be-
gründet. Da mit der täglichen Nahrung bis zu 
1 Gramm L-Tryptophan aufgenommen wird, konnte 
begründet davon ausgegangen werden, daß als mög-
liche Ursache die Einnahme von L-Tryptophan in sehr 
hoher unphysiologischer Dosierung in Frage kommt. 
Unmittelbar nach Bekanntwerden von EMS-Fällen 
aus den USA mit Dosen ab 150 Milligramm hat das 
Bundesgesundheitsamt Ende Dezember 1989 auch 
Monopräparate mit einer Dosis unter 1 Gramm vom 
Markt genommen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage? — Bitte schön. 

Regina Schmidt-Zadel (SPD): Frau Staatssekretä-
rin, kann dies vielleicht auch daran liegen, daß die 
Kontakte bzw. der Informationsaustausch mit den ent-
sprechenden Behörden in den USA, aber auch in an-
deren Ländern, ungenügend waren? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Frau Kollegin, das kann nicht sein. Das Bundesge-
sundheitsamt hat nach den eingehenden Informatio-
nen sofort gehandelt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Weitere 
Zusatzfrage, Frau Abgeordnete? — Nein. 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg 

Dann rufe ich die Frage 17 der Abgeordneten Frau 
Schmidt-Zadel auf: 

Kann die Bundesregierung die im Zusammenhang mit dem 
Vorgang L-Tryptophan aufgekommene Information bestätigen, 
wonach bei einer Veränderung des Rohstoffes für ein Präparat 
nicht einmal eine Meldepflicht des Herstellers/Vertreibers an 
das Bundesgesundheitsamt besteht? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Frau Kollegin, vor Inkrafttreten des Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Arzneimittelgesetzes, d. h. vor dem 
20. April 1990, war eine Änderung des Herstellungs-
verfahrens für Arzneimittel dieser Art anzeigepflich-
tig, jedoch nicht genehmigungspflichtig. Mit der oben 
genannten Änderung wurden eine Zustimmungs-
pflicht bei der Änderung gentechnologischer Herstel-
lungsverfahren und eine Pflicht zur Beantragung ei-
ner Neuzulassung bei der Einführung gentechnologi-
scher Herstellungsverfahren eingeführt. Nach hier 
vorliegenden Erkenntnissen lag die Änderung des 
Herstellungsverfahrens vor Inkrafttreten dieser Ände-
rung des Arzneimittelgesetzes. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage? — Nicht. 

Dann rufe ich die Frage 18 der Abgeordneten Frau 
Schaich-Walch auf: 

Welche personellen und strukturellen Konsequenzen sind im 
Zusammenhang mit den Vorgängen um L-Tryptophan-haltige 
Medikamente nach Auffassung der Bundesregierung notwen-
dig, um die jährlich etwa 40 000 Meldungen über Nebenwirkun-
gen von Medikamenten zeitgerecht zu erfassen, auszuwerten 
und über eine Informationsstelle oder Datenbank den Ärzten 
und Apotheken zur Verfügung zu stellen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Frau Kollegin Schaich-Walch, im Zusammenhang mit 
den Vorgängen um L-Tryptophan -haltige Arzneimit-
tel sind weder personelle noch strukturelle Konse-
quenzen angezeigt. Wie ich aber bereits in meiner 
Antwort auf die Frage der Abgeordneten Frau Steen 
ausgeführt habe, werden zur Zeit im Zusammenhang 
mit der Erörterung des Gutachtens einer Unterneh-
mensberatungsfirma organisatorische Verbesserun-
gen insbesondere im Bereich der Infrastruktur und 
der Datenverarbeitung geprüft. Die von Ihnen ge-
nannte Zahl von 40 000 Meldungen über Arzneimit-
telnebenwirkungen bezieht sich auf das Jahr 1987, in 
dem das Zweite Gesetz zur Änderung des Arzneimit-
telgesetzes in Kraft getreten ist und die obligatorische 
Berichtspflicht für jeden einzelnen Verdachtsfall ein-
geführt wurde. 

Für die Folgejahre sind die entsprechenden Fall-
zahlen für 1988 32 800, für 1989 27 648 und für 1990 
23 642. Im Jahre 1990 ist durch das vierte Gesetz zur 
Änderung des Arzneimittelgesetzes die Einzelfallmel-
depflicht auf die für die Risikobewertung relevanten 
Ereignisse beschränkt worden. Daraus erklärt sich 
zum Teil der Rückgang der Fallzahlen. Die Möglich-
keiten hinsichtlich Erfassung und Bewertung sind 
derzeit so angelegt, daß nach Einführung neuer Erfas-
sungsprogramme und entsprechender apparativer 
Ausstattung sowie personeller Verstärkung jährlich 
20 000 Berichte komplett bearbeitet werden können. 
Dies ergibt sich aus den Erfahrungen der letzten bei-
den Jahre. 

Speziell zu L-Tryptophan-haltigen Arzneimitteln ist 
zu sagen, daß mit Einleitung des Stufenplanverfah

-

rens eine prioritäre Erfassung und Bewertung der 
Meldungen erfolgte. 

Die Einrichtung eines jederzeit durch jeden einzel-
nen Arzt oder Apotheker abfragbaren Informations-
systems über Einzelfallberichte beim Bundesgesund-
heitsamt ist nicht vorgesehen. Es besteht aber die 
Absicht, eine gemeinsam von Bundesgesundheitsamt 
und Bundesärztekammer zu nutzende Datenbank 
einzurichten. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, Frau Abgeordnete? — Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 19 der Abgeordneten Gu-
drun Schaich-Walch auf: 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wieso 
das Bundesgesundheitsamt erst ein halbes Jahr, nachdem in 
einer eigenen Hausmitteilung über die Gefahr auch geringer 
Dosen von L-Tryptophan (weniger als 1 Gramm täglich) berich-
tet wurde, ein vorläufiges Vertriebsverbot auch für niedrig do-
sierte L-Tryptophan-haltige Präparate verfügt hat? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Die niedrig dosierten L -Tryptophan-haltigen Kombi-
nationsarzneimittel zur oralen Anwendung waren 
auch nach Mitteilung eines Einzelfalles aus den USA 
über das Auftreten eines EMS nach geringer Dosis 
von den Maßnahmen ausgenommen, da sie zur Be-
handlung lebensbedrohlicher Erkrankungen vorge-
sehen waren. Unter Berücksichtigung der Schwere 
dieser Erkrankungen — es handelt sich um Nierenin-
suffizienz, schwere Verdauungs- und Verwertungs-
störungen des Magen-Darm-Traktes — überwog 
nach damaligem Erkenntnisstand der Nutzen der ge-
nannten Arzneimittel ihre möglichen Risiken. Dieses 
Verhältnis von Nutzen zu Risiko änderte sich im Sep-
tember 1990, als aus Frankreich EMS-Fälle im Zusam-
menhang mit einem auch in der Bundesrepublik 
Deutschland vertriebenen Kombinationsarzneimittel 
bekannt wurden. Das Bundesgesundheitsamt hat dar-
aufhin die betroffenen Arzneimittel unmittelbar vom 
Markt genommen. In der Bundesrepublik Deutsch-
land sind derartige Nebenwirkungsfälle nach niedri-
ger Dosierung bislang nicht bekannt geworden. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Schmidbauer. Bitte 
sehr. 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Frau Staats-
sekretärin, für mich stellt sich die Frage: Wieso konnte 
das Bundesgesundheitsamt laut seiner Pressemittei-
lung vom 12. Dezember 1989 weiterhin eine maxi-
male Tagesdosis von 1 g empfehlen, obwohl dem Amt 
zumindest ein Fall einer schwerkranken Patientin mit 
EMS-verdächtigen Symptomen nachweislich be-
kannt war, die ein bis zwei Tabletten, also  maximal 0,5 
bis 1 g, eingenommen hatte? 

(Abgeordneter Horst Schmidbauer [Nürn-
berg] [SPD] begibt sich auf seinen Platz) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, wenn Sie eine Antwort wünschen, würde 
ich mich freuen, wenn Sie sich an die Gepflogenheiten 
des Hauses halten würden. 

Frau Staatssekretärin. 
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Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Herr Schmidbauer, ich habe bereits in meiner Antwort 
vorhin versucht, auf dieses Problem einzugehen. Die 
Anordnung des Ruhens der Zulassung für alle Mono-
präparate mit einer Tagesdosis von mehr als 1 g be-
ruhte darauf, daß in den international bekannten 
EMS-Fällen höhere Dosen eingenommen worden wa-
ren. 

Auch zum Nutzen-Risiko-Verhältnis habe ich be-
reits Stellung genommen. 

(Abg. Horst Schmidbauer [Nürnberg] [SPD] 
meldet sich zu einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Es tut mit 
leid, aber es steht Ihnen nur eine Zusatzfrage zu. 

Nun hat noch die Frau Abgeordnete Augustin die 
Möglichkeit, eine Zusatzfrage zu stellen. 

Anneliese Augustin (CDU/CSU): Ist es richtig, daß 
das Bundesgesundheitsamt — zwei Tage nachdem 
die Food and Drug Administration die Marktrück-
nahme aller Nahrungsmittelergänzungsmittel, die L-
Tryptophan als alleinigen oder Hauptbestandteil ent-
hielten, angekündigt hatte — reagie rt  hat, in das ge-
setzlich vorgeschriebene Stufenplanverfahren einge-
treten ist und somit der notwendige Informationsaus-
tausch mit den betroffenen pharmazeutischen Unter-
nehmen umgehend stattgefunden hat, und ist es au-
ßerdem richtig, das Todesfälle nach der Einnahme von 
L-Tryptophan-haltigen Arzneimitteln in der Bundes-
republik Deutschland bis heute nicht bekanntgewor-
den sind? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin: 
Frau Kollegin, das ist richtig. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun be-
stehen keine weiteren Fragewünsche mehr. 

Frau Staatssekretärin, ich möchte mich bedanken. 
Ich nehme an, daß viele im Haus nun zu Spezialisten 
für L-Tryptophan geworden sind. 

Ich komme nunmehr zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr. Zur Beantwortung steht 
uns der Parlamentarische Staatssekretär Gröbl zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 20 der Abgeordneten Frau 
Dr. Wetzel auf: 

Mit welchen Maßnahmen und wie oft wird kontrolliert, ob die 
Besatzungsmitglieder, auf deren Namen Seefahrtsbücher aus-
gestellt sind, überhaupt lebende Personen sind, die sich tatsäch-
lich persönlich an Bord des (kontrollierten) Schiffes aufhalten? 

Herr Staatssekretär. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Verkehr: Frau Kollegin Dr. Wetzel, die 
schiffahrtspolizeilichen Kontrollen werden von den 
Wasserschutzpolizeien der Länder durchgeführt. Da-
bei wird auch ein Personenvergleich mit den vorge-
legten Seefahrtsbüchern vorgenommen, wenn sich 
bei der üblichen Kontrolle der Schiffspapiere, u. a. des 
Schiffsbesatzungszeugnisses und der Crew-Listen, 
ein Verdachtsmoment ergibt. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage? — Bitte schön, Frau Dr. Wetzel. 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Mich würde in dem Zu-
sammenhang interessieren, ob die Behörde, die für 
die Schiffsbesetzungsverordnung zuständig ist, auch 
wegen Verstößen gegen die Schiffsbesetzungsverord-
nung ermittelt und — wenn ja — in wie vielen Fällen 
das gemacht wurde. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Den ersten 
Teil der Frage beantworte ich mit Ja. 

Was den zweiten Teil Ihrer Frage angeht, so kann 
ich Ihnen die Anzahl der Fälle jetzt nicht nennen. Ich 
bin aber gerne bereit, nachzuforschen und Ihnen das 
Ergebnis dann schriftlich mitzuteilen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Weitere 
Zusatzfrage. 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Ich darf eine kleine Er-
gänzungsfrage mit der Bitte um schriftliche Beantwor-
tung anschließen: Mich würde interessieren, in wie 
vielen Fällen Reeder, die sich bei Verstößen gegen die 
Schiffsbesetzungsverordnung wohl strafbar gemacht 
haben, juristisch zur Rechenschaft gezogen worden 
sind. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Einigen wir 
uns auf schriftliche Beantwortung? 

Dr. Margrit Wetzel (SPD): Ja. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Damit ist 
die Frage 20 erledigt. 

Die Frage 21 wird auf Wunsch der Abgeordneten 
Frau Walz schriftlich beantwortet. Die Anwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe nun die Frage 22 des Abgeordneten 
Dr. Feige auf: 

Ist es zutreffend, daß die Deutsche Bundesbahn zu Beginn des 
kommenden Jahres erneut die Ta rife im Personenverkehr anhe-
ben will, und was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
unternehmen? 

Herr Staatssekretär. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Deutsche Bundesbahn wi ll  — so ihre Auskunft 

—Tarife im Schienenpersonenverkehr zum 1. Januar 
1992 anheben. Ein entsprechender Tarifantrag liegt 
allerdings beim Bundesminister für Verkehr noch 
nicht vor. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage? — Bitte schön, Herr Dr. Feige. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Da 
damit zu rechnen ist, meine Zusatzfrage: Wie sieht es 
denn im Güterverkehr aus; wird dort zum Ausgleich 
mit einer Senkung der Tarife zu rechnen sein, oder ist 
auch dort  eine Erhöhung zu erwarten? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Auch hierfür 
liegt uns kein Antrag vor. Sie wissen, die Bundesbahn 
muß, wenn sie eine Änderung vornehmen will, einen 
Tarifantrag beim Bundesverkehrsminister stellen. 
Derartige Anträge sind bei uns für Januar oder Fe-
bruar nächsten Jahres nicht eingegangen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage? 
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Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Dazu 
erst einmal nicht. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Danke 
schön. 
Ich rufe die Frage 23 des Abgeordneten Dr. Feige 
auf: 

Inwieweit beeinflußt die vorgesehene Tariferhöhung der 
Deutschen Bundesbahn die bisherige Haltung der Bundesregie-
rung bezüglich der Einführung eines Halbpreispasses nach 
Schweizer Vorbild, bzw. bis wann gedenkt die Bundesregierung 
einen solchen Halbpreispaß in der Bundesrepublik Deutschland 
einzuführen? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Die vorgese-
hene Tarifanhebung wird keinen Einfluß auf die Hal-
tung der Bundesregierung bezüglich der Einführung 
eines Halbpreispasses nach dem Schweizer Modell 
haben. Auch für die Einführung eines Halbpreispas-
ses liegt die Initiative bei der Deutschen Bundes-
bahn. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Zusatz-
frage. 

Dr. Klaus -Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Neh-
men wir einmal an, dies tritt dann nach dem entspre-
chenden Verfahren ein. Ich kann mir aber vorstellen, 
daß zusätzliche Anreize notwendig sind, um das vom 
Bundesverkehrsminister geplante Konzept einer Aus-
weitung des öffentlichen Personennahverkehrs zu er-
reichen. Sind in dieser Hinsicht von Ihnen, wenn viel-
leicht auch nicht dieser Anreiz, so doch weitere An-
reize geplant? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ja, Herr Kol-
lege. Da gibt es ein ganzes Bündel von Anreizen, das 
auch der Bundesverkehrsminister plant. 

Herr Präsident, nach meiner Einschätzung würde 
eine Aufzählung dieses Bündels den Rahmen der Fra-
gestunde allerdings sprengen. Aber ich kann das na-
türlich eine halbe Stunde lang versuchen. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Nachdem 
Sie ja offensichtlich bereit sind, die Dinge auch schrift-
lich klarzustellen, kann ich mir vorstellen, daß der 
Abgeordnete Dr. Feige mit diesem Verfahren einver-
standen ist. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Herr Präsi-
dent, diese Frage schriftlich zu beantworten, würde 
einen Schriftsatz von vielen Seiten erforderlich ma-
chen. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Eine Ant-
wort  von einigen Seiten, Herr Staatssekretär, wäre 
dem sicher nicht ganz schlecht ausgestatteten Haus 
schon möglich. Aber vielleicht können sich die Herren 
auf ein geeigneteres Verfahren verständigen, um den 
Wissensdurst des Abgeordneten Dr. Feige zu befriedi-
gen. Ich könnte mir vorstellen, Herr Dr. Feige, daß es 
sicher nicht in Ihrem Interesse liegt, daß wir durch 
eine Diskussion über diesen Fragenkomplex jetzt die 
Fragestunde aufhalten. Bitte, Herr Dr. Feige. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Es ist 
richtig, ich will  die Fragestunde nicht aufhalten. Ich 
möchte gern eine zweite Zusatzfrage zu einem ande-
ren Bereich stellen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das ist Ihr 
gutes Recht. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Ich 
würde mich aber sehr freuen, wenn Sie in Ihrer schrift-
lichen Beantwortung wenigstens die Maßnahmen zu-
sammenfassen könnten, die die Bürger erreichen und 
die sie unmittelbar in ihrer Tasche spüren. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Darüber 
können wir Einvernehmen feststellen. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE) : Da es 
offensichtlich auch um eine Kostenminimierung bei 
der Reichsbahn und bei der Bundesbahn geht, meine 
Frage: Inwieweit sind dort Privatisierungen von Tei-
len des Bundesbahn- oder Reichsbahnvermögens ge-
plant, um in dieser Hinsicht Anreiz zu bieten; ist da 
überhaupt etwas in Bewegung? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Da ist einiges 
in Bewegung. Das ist auch eine grundsätzliche Frage 
der Strukturreform beider Bahnen. 

Wie Sie wissen, hat die Bundesregierung eine Re-
gierungskommission „Bahn" einberufen, die entspre-
chende Entscheidungshilfen für die Bundesregierung 
und für das Parlament ausarbeitet. Diese Regierungs-
kommission „Bahn" wird bis Ende dieses Jahres ent-
sprechende Empfehlungen vorlegen. Dann werden 
wir, zunächst im Verkehrsausschuß und dann auch im 
Parlament, über die daraus zu ziehenden Folgerun-
gen zu debattieren und zu entscheiden haben. Dabei 
ist es durchaus möglich und denkbar, daß eine Priva-
tisierung entweder der Bahn insgesamt oder von Tei-
len der Bahn beschlossen wird. Aber ein Ergebnis die-
ser Diskussion vermag ich heute nicht vorwegzuneh-
men. Sonst wäre die Diskussion und auch die Arbeit 
der Regierungskommission zur Farce verurteilt. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Herr Dr. 
Feige, normalerweise hätten Sie jetzt keine Möglich-
keit mehr zu einer Zusatzfrage. Sie hatten nur zwei 
Zusatzfragen. Aber da Sie das eben nicht ausgenutzt 
haben, lasse ich diese Zusatzfrage, wenn sie sehr be-
deutsam ist, noch zu. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): 
Meine Frage lautet: Sind denn bereits Teile der Bun-
desbahn privatisiert worden, ohne daß wir gemeinsam 
— wie Sie das eben so schön gesagt haben — darüber 
beraten haben? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Es gibt in der 
Bundesrepublik eine Reihe von nichtstaatseigenen 
Bahnen, sowohl in der Personenbeförderung als auch 
in der Güterbeförderung. Außerdem werden Immobi-
lien der Bundesbahn durch Verkauf privatisiert. Dies 
ist in der Vergangenheit passiert, und dies wird auch 
in Zukunft so sein. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Ich 
glaube, damit haben wir den Komplex abgehandelt. 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn es über den noch feh-
lenden Teil in bezug auf die Antwort noch zu einer 
Verständigung käme. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Ich bemühe 
mich gerne, Herr Präsident. 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Danke 
schön. 

Die Frage 24 wird auf Wunsch des Abgeordneten 
Schulz schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 25 des Abgeordneten Schütz 
auf: 

Worauf begründet sich die von der Wasserschiffahrtsdirektion 
Aurich im Planfeststellungsverfahren Emsvertiefung beantragte 
Ausbautiefe von 6,80 m angesichts der zwischen dem Land Nie-
dersachsen und dem Bund vereinbarten Ausbautiefe von 
6,30 m? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schütz, Grundlage des Planfeststellungsantrages für 
den Ausbau der Ems für 6,8 m tiefgehende Schiffe 
waren offizielle Anstöße des Hafens und der Werftin-
dustrie Papenburgs. 

Nach eingehenden Verhandlungen mit dem Land 
Niedersachsen wurde festgelegt, daß zunächst nur ein 
Teilplanfeststellungsbeschluß für das 1992 zu über-
führende 6,8 m tiefgehende Werftschiff „Zenith" er-
lassen wird. Der Beschluß ist am 3. Juli 1991 erlassen, 
inzwischen rechtskräftig und unanfechtbar gewor-
den. Dieser Beschluß sieht außerdem die ständige 
Vorhaltung einer Flußtiefe für die Überführung von 
6,3 m tiefgehenden Schiffen vor. Für laufend wieder-
holbare Überführungen von 6,8 m tiefgehenden 
Schiffen ist das Planfeststellungsverfahren noch an-
hängig. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Danke 
schön. — Zusatzfrage. 

Dietmar Schütz (SPD): Herr Staatssekretär, wer 
trägt für die Durchführung dieser Maßnahmen die 
Kosten? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Von welchen 
Maßnahmen sprechen Sie? 

Dietmar Schütz (SPD): Von den Maßnahmen be-
treffend eine über 6,3 m hinausgehende Ausbautiefe, 
die jetzt im Planfeststellungsverfahren beantragt 
sind. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Dies ist eine 
Bundeswasserstraße. Hierfür hat der Bund die Kosten 
zu tragen. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Weitere 
Zusatzfrage? — Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 26 des Abgeordneten 
Schütz auf: 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der von der Meyer

-

Werft geforderten Ausbautiefe von 7,30 m auch unter dem Blick-
winkel der Umweltverträglichkeit? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Die Bundesre-
gierung, Herr Kollege, steht der Prüfung eines Aus-
baus der Ems für 7,3 m tiefgehende Schiffe der Werft-
industrie in Papenburg aufgeschlossen gegenüber. 
Die Prüfung wird auch Aufschluß über die noch zu 
untersuchende Umweltverträglichkeit geben. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage? — Bitte sehr, Herr Abgeordneter Schütz. 

Dietmar Schütz (SPD): Die erste Zusatzfrage: Gibt 
es nach Ihrer Einschätzung Grenzen des Ausbaus? Ich 
will diese Frage auch verdeutlichen: Es gibt durchaus 
Werften im Küstenbereich, die für die Kapazitäten 
ihres Schiffbaus bestimmte Tiefgänge als Grenze an-
sehen, z. B. die Werft in Oldenburg. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Es wird sich 
zeigen, Herr Kollege Schütz, ob derartige Grenzen 
gegebenenfalls durch die Umweltverträglichkeitsprü-
fung aufgezeigt werden. Auch hier kann ich das Er-
gebnis nicht vorwegnehmen. Die Umweltverträglich-
keitsprüfung muß diese Fragen an den Tag bringen. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Zweite 
Zusatzfrage.  

Dietmar Schütz (SPD): Kennt die Bundesregierung 
andere Standortdiskussionen, die eine Vertiefung 
möglicherweise überflüssig machen, denn die Vertie-
fungen sind ja auf Grund von Akquisitionen erf order-
lich? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär: Es ist eine 
Frage der Hilfe für diesen strukturschwachen Raum, 
die sowohl den Hafen als auch die Stadt Papenburg 
und wohl auch das Land Niedersachsen veranlaßt hat, 
zusammen mit der Bundesregierung nach einem Weg 
zu suchen, wie man die Arbeitsplätze an dieser betrof-
fenen Werft erhalten kann. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Damit ist 
der ganze Bereich beendet, Herr Staatssekretär. Herz-
lichen Dank. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern auf. Hier steht uns der Parlamentarische 
Staatssekretär Lintner zur Verfügung. 

Zunächst teile ich dem Haus mit, daß der Abgeord-
nete Günter Graf die schriftliche Beantwortung der 
Frage 35 beantragt hat. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 36 des Abgeordneten Dr. Hirsch 
auf : 

Wie hat sich die Zahl der unbegleitet in die Bundesrepublik 
Deutschland einreisenden Kinder seit Einführung des Visum-
zwanges für Personen unter 16 Jahren entwickelt? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Zunächst zur ersten Frage. Herr 
Kollege Hirsch. Seit dem Inkrafttreten des neuen Aus-
ländergesetzes am 1. Januar 1991, nach dem grund-
sätzlich auch Ausländer unter 16 Jahren der Visum-
pflicht unterliegen, sind aus den Hauptherkunftslän-
dern bis September 1991 insgesamt 210 unbegleitet 
eingereiste Personen dieser Altersgruppe registriert 
worden, und zwar 93 aus der Türkei, 47 aus S ri  Lanka, 
je 23 aus dem Iran und aus Afghanistan, 10 aus Paid-
stan, 9 aus Äthiopien, 2 aus Indien, 1 aus dem Libanon 
und 2 unbekannter Herkunft. Die 93 jugendlichen tür-
kischen Staatsangehörigen gehören zu dem Perso-
nenkreis, der nach § 2 der ebenfalls am 1. Januar 1991 
in Kraft getretenen Durchführungsverordnung zum 
Ausländergesetz nach wie vor grundsätzlich von der 
Visumpflicht befreit ist. 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ich 
kann mit dieser Antwort nicht sehr viel anfangen. Ich 
hatte gefragt, ob sich die Zahl vermehrt hat. Dies be-
zog sich, wie Sie aus der Frage ersehen, natürlich 
nicht auf Personen, die von der Visumpflicht befreit 
sind, sondern auch diejenigen, für die wir unter gro-
ßem Getöse gerade eine Visumpflicht eingeführt ha-
ben. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hirsch, das kann ich gern ergänzend beantworten. 
Ein Vergleich mit den Jahren 1988 bis 1990 ergibt eine 
wesentlich höhere Zahl, nämlich 2 236 im Jahre 1988, 
2 289 im Jahre 1989 und 450 im Jahre 1990. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Zusatzfrage, Herr Dr. Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP) : Sind diese unbegleite-
ten Kinder unter 16 Jahren mit oder ohne Visum ein-
gereist? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Diese Frage 
kann ich Ihnen aus den Unterlagen nicht beantwor-
ten. Ich müßte Ihnen die Antwort schriftlich nachlie-
fern. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Wartenberg. 

Gerd Wartenberg (Berlin) (SPD): Ist es denn immer 
noch so, daß diese unbegleiteten Kinder überwiegend 
über den Flughafen Frankfurt kommen, obwohl es 
dort, bezogen auf die Luftfahrtgesellschaften und die 
Visaerteilung, bestimmte Bedingungen gibt? Oder wo 
melden sie sich? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wartenberg, auch darüber gibt die Unterlage nichts 
her; aber ich gehe davon aus, daß es so ist. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich rufe 
die Frage 37 des Abgeordneten Dr. Hirsch auf: 

Von wem werden für diese Kinder Asylanträge gestellt, und 
auf Grund welcher tatsächlichen Angaben geschieht das? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Die Antwort 
lautet: Die Asylantragstellung erfolgt bei unbegleite-
ten Kindern und Jugendlichen unter 16 Jahren, die 
auch keine Verwandten im Bundesgebiet haben, 
durch den auf Antrag des Jugendamtes bestellten 
Vormund. Soweit es Alter und Verständnis des Kindes 
ermöglichen, beruht die Begründung des Asylantrags 
auf den Angaben des Kindes bzw. des Jugendlichen. 
Im übrigen trägt der Vormund den relevanten Sach-
verhalt zur Begründung des Asylantrags vor. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, bitte schön. 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP): Auch das ist wieder eine 
Antwort, die eigentlich mehr verschleiert, als sie ent-
hüllt. Sie haben ausgeführt, daß, soweit Alter und Ver-
ständnis des Kindes nicht ausreichen, der bestellte 
Pfleger — ein Vormund wird es ja wohl nicht sein — 
einen Antrag nach den Angaben — so haben Sie es, 

glaube ich, formuliert — stellt. Ich möchte fragen, wo-
her er über die Umstände Bescheid weiß. Der Sach-
verhalt ist doch folgender: Ein Kind unter 16 Jahren 
erscheint und sagt irgend etwas. Wenn das vernünftig 
klingt, kann man das aufnehmen. Aber woher nimmt 
denn dieser Pfleger einen plausiblen Asylantrag, 
wenn diese Mindestvoraussetzungen gar nicht vorlie-
gen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hirsch, ich möchte Ihnen empfehlen, einmal unmittel-
bar mit einem Pfleger zu sprechen. Uns liegen darüber 
auch keine detaillierten Erkenntnisse vor. Ich könnte 
mir aber denken, daß man z. B. aus dem Herkunfts-
land des Kindes durchaus Schlüsse ziehen könnte. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, 
könnte es nicht vielmehr so sein, daß die z. B. von der 
Stadt Frankfurt bestellten Pfleger einen Asylantrag 
stellen, weil dann die Kosten von dem jeweiligen Land 
übernommen werden, so daß Kinder, die hier einrei-
sen, einfach aus fiskalischen Gründen zu Asylbewer-
bern „ernannt" werden? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hirsch, für diesen Verdacht gibt es jedenfalls bei uns 
keine Anhaltspunkte. 

(Dr. Burkhard Hirsch [FDP]: Das wollen wir 
mal sehen!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Lüder. 

Wolfgang Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, die Pflegeranträge daraufhin 
auswerten zu lassen, auf welche Sachkunde die For-
mulierungen in den Anträgen schließen lassen bzw. 
ob sie die Vermutung des Kollegen Hirsch stützen 
würden? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Lüder, es handelt sich um eine Materie, für die die 
Länderverwaltungen zuständig sind. Ob wir zu diesen 
Anträgen Zugang haben, kann ich aus dem Stegreif 
nicht beantworten. Sollten wir Zugang erhalten, bin 
ich gerne bereit, darüber dann Auskunft zu geben. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Danke 
schön, Herr Abgeordneter Otto. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): Herr Staats-
sekretär, ist mein verfassungsrechtliches Grundver-
ständnis richtig, daß die Entscheidungen, die Sie er-
wähnt haben, nicht von den Ländern, sondern vom 
Bundesamt für ausländische Flüchtlinge getroffen 
werden? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Das ist richtig; 
aber welche Überlegungen die Pfleger angestellt ha-
ben, ist wohl nur aus den Unterlagen zu erschließen, 
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die beim Land vorhanden sind. Deshalb gehe ich da-
von aus, daß wir diese Unterlagen benötigen. 

(Dr. Burkhard Hirsch [FDP]: Das Amt muß 
doch die Akten haben, wenn es entschei

-

det!) 
— Es hat den Antrag, aber welche Gedanken sich der 
einzelne Pfleger gemacht hat, wird wahrscheinlich bei 
dessen Akten zu finden sein. Wir können ja einmal 
nachsehen und werden dann hoffentlich die nötigen 
Auskünfte geben können. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, Sie haben jeweils nur eine Zu-
satzfrage. Sie können dann noch mit Zwischenrufen 
arbeiten. Auch das haben Sie weidlich ausgenutzt. 
Nun sind wir wirklich am Ende. 

Wir kommen zur Frage 38 des Abgeordneten 
Welt: 

Welche tatsächlichen und rechtlichen Vorbereitungen sind 
von der Bundesregierung getroffen worden, um die im Parteien-
gespräch vom 10. Oktober 1991 verabredete Zuständigkeitsver-
lagerung im Asylverwaltungsverfahren umzusetzen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Welt, die Antwort lautet: Bereits am 11. Oktober 1991 
hat der Bundesminister des Innern die Vorsitzenden 
der Innenministerkonferenz und der Justizminister-
konferenz gebeten, die Ergebnisse des Parteienge-
sprächs auf der gemeinsamen Sondersitzung der In-
nen- und Justizministerkonferenz vom 17. Oktober 
1991 zu behandeln. 

Die Innen- und Justizministerkonferenz hat eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe beauftragt, eine Liste der 
Gesetzgebungsmaßnahmen des Bundes sowie der 
von den Ländern zu veranlassenden Maßnahmen vor-
zulegen. Diese gemeinsame Arbeitsgruppe hat am 
25. Oktober 1991 in Potsdam getagt und einen Be richt 
erstellt. Dieser Be richt wurde auf der Sitzung der Ju-
stizministerkonferenz am 5. und 6. November 1991 
und wird auf der Sitzung der Innenministerkonferenz 
am 7. und 8. November 1991 behandelt. 

Mit Schreiben vom 14. Oktober 1991 sind die Mini-
sterpräsidenten der Länder gebeten worden, die von 
den Ländern eingegangenen Verpflichtungen ver-
bindlich zu bestätigen. Der Bundesminister des Innern 
hat mit dem Bundesminister der Finanzen eine Ergän-
zung zum Regierungsentwurf des Haushalts 1992 vor-
bereitet, die dem Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages für die Beratungen am 13. November 
1991 zugeleitet wird. 

Eine Arbeitsgruppe aus Vertretern des Bundesin-
nenministeriums, des Bundesjustizministeriums und 
des Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge befaßt sich derzeit mit den notwendigen 
Arbeiten zur Änderung des Asylverfahrensrechts. 

Die gesetzgeberische Umsetzung der Zielvorstel-
lung erfordert tiefgreifende und umfassende Ände-
rungen des Asylverfahrensrechts, die komplizierte 
und schwierige Fragen aufwerfen. Etwa 80 To  der 
asylrechtlichen Regelungen sind von den Änderun-
gen betroffen. Es bedarf einer sorgfältigen Vorberei-
tung der Gesetzesänderungen. Gegebenenfalls kommt 
auch eine Neufassung des Asylverfahrensgesetzes in 
Betracht, wenn ein praxisgerechtes Ineinandergreifen 

der asylrechtlichen Verfahren auf Feststellung der 
politischen Verfolgung und der ausländerrechtlichen 
Verfahren auf Aufenthaltsbeendigung und zudem 
eine reibungslose Zusammenarbeit von Bundes- und 
Landesbehörden gewährleistet werden und Miß-
brauchsmöglichkeiten, die dem Ziel der Verfahrens-
beschleunigung zuwiderlaufen, im Rahmen des Mög-
lichen ausgeschlossen werden sollen. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, bitte schon, Herr Abgeordneter Welt. 

Jochen Welt (SPD): Herr Staatssekretär, welche zu-
sätzlichen Maßnahmen hat denn die Bundesregie-
rung nach dem genannten Gespräch vom 10. Oktober 
1991 getroffen, um die überaus große Zahl von 
200 000 unerledigten Fällen abzubauen und um die 
ca. 150 offenen Entscheiderstellen zu besetzen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Sie wissen, 
Herr Kollege, daß der Bund zunächst einmal in seinen 
Reihen sucht, ob zusätzliche Beamte dafür mobilisiert 
werden können. Das ist nicht von heute auf morgen zu 
entscheiden, weil die Beamten natürlich konsultiert 
werden müssen und weil auch die abgebenden Be-
hörden dabei mitwirken müssen. Aber es gibt gewisse 
Reserven, die im Gespräch sind. Ich kann aber noch 
nicht sagen, wie groß die Zahl sein wird, die zur Ver-
fügung gestellt werden kann. Wir können über Perso-
nal nicht einfach so verfügen, daß wir die Leute von 
heute auf morgen vor vollendete Tatsachen stellen. 

Das zweite ist: Die Länder haben insbesondere die 
Verpflichtung übernommen, zusätzlich 500 Beamte 
zur Verfügung zu stellen. Die Erklärung, daß dies 
möglich sein wird, liegt, soviel ich weiß, noch nicht 
von allen Ländern vor. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Herr Welt, 
Sie haben noch eine Zusatzfrage. Die Abgeordneten 
Lüder und Wartenberg haben sich auch gemeldet. Ich 
mache allerdings darauf aufmerksam, daß das Thema 
auch Gegenstand der nachfolgenden Frage des Abge-
ordneten Wartenberg ist. Insofern gibt es Überschnei-
dungen. 

Herr Abgeordneter Welt. 

Jochen Welt (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
sagen, wie lange die erkennungsdienstlichen Unterla-
gen über Asylbewerber durchschnittlich beim Bun-
desamt für die Anerkennung ausländischer Flücht-
linge und beim Bundeskriminalamt bleiben, bis sie 
zur Mitteilung der Ergebnisse an die Ausländerbehör-
den gelangen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Das kann ich 
Ihnen aus dem Stegreif nicht beantworten. 

(Franz Müntefering [SPD]: Dann machen Sie 
es ohne Stegreif!) 

Ich muß Ihnen anbieten, die Dinge schriftlich aufzu-
klären. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Lüder. 

Wolfgang Lüder (FDP): Herr Staatssekretär, mich 
verwundert — darum die Frage — , daß hier 80 % aller 
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Vorschriften tangiert seien. Was spricht dagegen, den 
vom FDP-Präsidium veröffentlichten Gesetzentwurf, 
gegen den es, soweit ich höre, aus dem Justizministe-
rium keine Einsprüche geben soll, hier zugrunde zu 
legen und ihn sofort dem Gesetzgebungsorgan zu-
gänglich zu machen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Lüder, beispielsweise nehmen auch die Koordination 
und die Besprechungen insbesondere mit den jeweili-
gen Ländern, die hier mitwirken sollen, eine gewisse 
Zeit in Anspruch. Auch dieser Abstimmungsprozeß ist 
noch nicht erledigt, so daß es damit, daß jetzt Ihr Ent-
wurf übernommen wird, leider nicht getan sein 
wird. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Wartenberg. 

Gerd Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, Sie haben soeben gesagt, daß die Länder ihrer 
Verpflichtung, 500 Beamte zu stellen, noch nicht voll 
nachgekommen sind. 

Hier war aber die Frage gestellt worden — ich wie-
derhole sie — : Was tut der Bund, um die über 100 
nicht besetzten Stellen endlich zu besetzen? Ich 
glaube, erst wenn der Bund das getan hat, kann er 
auch erwarten, daß die Länder, die sich bemühen, 500 
Beamte zur Verfügung zu stellen, dies schaffen. Dies 
ist kein Problem, das beim Bund vom Himmel gefallen 
ist. Wie stellen Sie sich dazu? Meinen Sie nicht, daß 
Sie den Ländern gerade Vorbild sein müßten? 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Herr War-
tenberg, Sie haben zu Recht festgestellt, daß Sie kaum 
eine Frage gestellt haben. Insofern erwarten Sie viel-
leicht auch keine Antwort. Aber der Parlemtarische 
Staatssekretär möchte trotzdem antworten. Bitte 
schön. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Warten-
berg, bezüglich der seit längerer Zeit nicht besetzten 
Stellen bemüht sich der Bund ständig, jemanden zu 
finden, der in Betracht kommt. Leider ist der Arbeits-
markt gerade in diesem Bereich so, daß Bewerber in 
dem Umfang, wie es nötig ist, nicht zur Verfügung 
stehen. Ich kann Ihnen nur sagen: Wir tun alles, was in 
unserer Macht steht, um diese Stellen zu besetzen. 
Aber wir können natürlich niemanden zwingen, sich 
bei uns zu bewerben. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Hirsch hat eine Zusatzfrage. 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP): Herr Staatsskretär, da es 
oft genug vorkommt, daß die Bundesregierung, die 
ich gar nicht angreifen will, Gesetzgebungsvorlagen 
macht, die nicht gerade, so sage ich einmal, Spitzen-
leistungen deutscher Gesetzgebungskunst sind und 
bei denen sie selber im Laufe des Beratungsverfah-
rens in hilfreicher Weise nachbessert, frage ich: Was 
hindert Sie in Gottes Namen daran, einen Gesetzent-
wurf wenigstens einmal einzubringen, damit das par-
lamentarische Verfahren für das Asylverfahrensge-
setz beginnen kann, über dessen Dringlichkeit auf  

allen Seiten des Hauses völlige Übereinstimmung be-
steht? 

(Beifall bei der FDP) 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hirsch, Sie selber stellen an die Solidität der Arbeiten 
des Hauses immer hohe Ansprüche. Dem wollen wir 
natürlich gerecht werden. 

(Dr. Burkhard Hirsch [FDP]: Des Hauses, ja! 
— Heiterkeit) 

Deshalb brauchen wir eine gewisse Zeit, um die Dinge 
so zu formulieren, daß sie juristisch tatsächlich zu ver-
antworten sind. Die Zeit dafür ist jedenfalls bisher 
nicht ausreichend gewesen. Ich kann Ihnen aber ver-
sichern, daß irgendwelche zeitlichen Versäumnisse 
von unserem Haus in jedem Fall vermieden werden 
sollen. 

Vizepräsident Dieter -Julius Cronenberg: Im übri-
gen erlaube ich mir, den Abgeordneten Dr. Hirsch 
darauf hinzuweisen, daß die Gesetze nicht in Gottes 
Namen eingebracht werden, sondern im Namen der 
antragstellenden Abgeordneten. 

(Heiterkeit) 
Wir kommen nunmehr zur Beantwortung der 

Frage 39 des Abgeordneten Wartenberg: 
Was hat die Bundesregierung unternommen, um die im Par-

teiengespräch am 10. Oktober 1991 vereinbarten Zielvorstel-
lungen zur Beschleunigung der Asylverfahren umzusetzen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wartenberg. Meine Antwort auf Ihre Frage ist im we-
sentlichen identisch mit der auf die vorhergehende 
Frage. Aber ich muß das natürlich vortragen. 

Bereits am 11. Oktober 1991 hat der Bundesminister 
des Innern die Vorsitzenden der Innenministerkonfe-
renz und der Justizministerkonferenz gebeten, die Er-
gebnisse des Parteiengesprächs aus der gemeinsa-
men Sondersitzung der Innen- und Justizministerkon-
ferenz am 17. Oktober 1991 zu behandeln. Die Innen- 
und Justizministerkonferenz hat eine gemeinsame 
Arbeitsgruppe beauftragt, eine Liste der Gesetzge-
bungsmaßnahmen des Bundes sowie der von den 
Ländern zu veranlassenden Maßnahmen vorzule-
gen. 

Diese gemeinsame Arbeitsgruppe hat am 25. Okto-
ber 1991 in Potsdam getagt und einen Be richt erstellt. 
Dieser Be richt wird auf der Sitzung der Justizminister-
konferenz am 5. und 6. November 1991, also dieser 
Tage, und der Sitzung der Innenministerkonferenz am 
7./8. November 1991 behandelt. 

Mit Schreiben vom 14. Oktober 1991 — auch das ist 
schon gesagt worden — sind die Ministerpräsidenten 
der Länder gebeten worden, die von den Ländern ein-
gegangenen Verpflichtungen verbindlich zu bestäti-
gen. 

Der Bundesminister des Innern hat mit dem Bun-
desminister der Finanzen die besagte und ebenfalls 
schon erwähnte Ergänzung des Haushalts 1992 vor-
bereitet. Der Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau will noch in dieser Woche mit 
den Ländern Fragen einer Änderung baurechtlicher 
Regelungen — auch das ist nötig — erörtern. Eine Ar- 
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beitsgruppe aus Vertretern des Bundesinnenministe-
riums, des Bundesjustizministeriums und des Bundes-
amtes für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 
befaßt sich derzeit auch mit den notwendigen Arbei-
ten zur Änderung des Asylverfahrensrechts. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zusatz-
frage, bitte schön, Herr Wartenberg. 

Gerd Wartenberg (Berlin) (SPD): Es ist schön, daß 
Sie das gleiche wie zu der vorigen Frage noch einmal 
vorlesen. Schwerhörig sind wir ja nicht. Wir bekom-
men das auch beim erstenmal mit. 

(Parl. Staatssekretär Eduard Lintner: Es ha

-

ben beide danach gefragt!) 
Meinen Sie nicht, um an die Frage des Kollegen 

Hirsch anzuschließen, daß auf Grund der Festlegung 
im Kanzleramt, daß möglichst zum 1. Januar Gesetze 
in Kraft treten sollten, die Bundesregierung hätte in 
der Lage sein können, dem Parlament in dieser Woche 
oder vielleicht in der nächsten Woche Gesetzentwürfe 
vorzulegen, zumal es der Innenminister geschafft hat, 
innerhalb eines Tages einen Verfassungsänderungs-
entwurf vorzulegen? 

(Heiterkeit) 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wartenberg, Sie wissen, daß beispielsweise die von 
Ihrer Partei regierten Bundesländer außerordentli-
chen Wert darauf legen, daß diese Dinge in enger 
Abstimmung zwischen Ländern und Bund geregelt 
und auch schon erarbeitet werden. Diesem Abstim-
mungswunsch kommt die Bundesregierung und der 
Bundesinnenminister selbstverständlich gerne nach. 
Das bedeutet aber auch, daß wir uns an die u. a. auch 
mit den Landesregierungen Ihrer Partei verabredeten 
Verfahren zu halten haben. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr War-
tenberg, Sie haben noch eine Zusatzfrage. Aber wei-
tere Zusatzfragen lasse ich nicht zu, weil wir die Zeit 
schon weit überschritten haben. — Bitte schön. 

Gerd Wartenberg (Berlin) (SPD): Meinen Sie denn 
nicht, daß es die Verpflichtung der Bundesregierung 
wäre, alles das, was Bundesgesetze angeht und was in 
Übereinstimmung mit den Ländern verabredet wor-
den ist, nun einmal in Gesetzesform zu fassen? Es gibt 
viele Gesetzentwürfe der Bundesregierung, die wir in 
der parlamentarischen Verhandlung ändern. Wie 
häufig hat uns die Bundesregierung zu anderen Fra-
gen Gesetze eingebracht, die dann von allen Seiten 
ergänzt, verändert oder vielleicht auch durch gemein-
same Anträge verbessert worden sind. Meinen Sie 
nicht, daß unter dem Zeitdruck, unter den wir uns alle 
gesetzt haben, die Bundesregierung nun endlich tätig 
werden muß? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wartenberg, dem kann ich deshalb nicht zustimmen, 
weil das Asylverfahrensrecht in weiten Bereichen die 
Mitwirkung der Länder voraussetzt bzw. Institutionen 
betrifft, die die Länder zu unterhalten haben. Deshalb 
gibt es diesen Bundesteil, den Sie klammerartig her-
ausgezogen sehen wollen, in diesem Bereich nicht. 

Im übrigen kann ich nur auf folgendes verweisen: 
Bisher haben noch nicht einmal alle Länder geantwor-
tet, ob sie bereit sind, Sammelunterkünfte einzurich-
ten, und in welchem Umfang solche Sammelunter-
künfte dann in Einrichtungen untergebracht werden 
sollen, die beispielsweise der Bundesminister der Fi-
nanzen zur Verfügung stellen kann. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Damit 
sind wir am Ende der Fragestunde. 

Ich rufe den Zusatzpunkt auf: 

Aktuelle Stunde 
Weisung des Bundesministers für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit an das Land 
Hessen: Aufhebung der Stillegungsverfügung 
für die Plutoniumverarbeitung in Hanau vor 
Fertigstellung der Schwachstellenanalyse 

Die Gruppe Bündnis 90/DIE GRÜNEN hat eine Ak-
tuelle Stunde zu diesem Thema verlangt. 

Zunächst einmal erteile ich dem Abgeordneten 
Dr. Feige das Wort. 

Dr. Klaus-Dieter Feige (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Am 17. Juni dieses Jahres wurden mehrere Arbeiter 
im Siemens Brennelementewerk in Haunau radioak-
tiv verseucht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wie war das? — 
Nicht übertreiben!) 

Um weitere Schäden und Gefährdungen von Arbeit-
nehmern und Bevölkerung abzuwenden, hat der hes-
sische Umweltminister in einer verantwortungsvollen 
Weise die Stillegung verfügt und gleichzeitig — ich 
glaube, das ist genauso nützlich — eine Schwachstel-
lenanalyse in Auftrag gegeben, von der der weitere 
Betrieb dieser Anlage abhängt. — So weit, so gut. 

Mit einem kurzen Federstrich hat der Bundesum-
weltminister — oder auch Bundesreaktorsicherheits-
minister in diesem Sinne — nunmehr gegen diese aus 
Umwelt- und Sicherheitsgründen einleuchtende und 
zwingende Verfahrensweise Front gemacht. Entge-
gen den Prinzipien des föderalen Staatsaufbaus ver-
sucht er per zentralistischem Weisungsrecht, den 
Fortbestand der Atomwirtschaft zu sichern. Diese 
Weisung richtet sich gegen die unmittelbar vor Ort 
Betroffenen und somit meines Erachtens auch gegen 
die Demokratie. Sie macht offensichtlich, daß die Nut-
zung der Atomenergie nur auf Kosten demokratischer 
Rechte machbar ist. 

Diesen Eindruck hatte ich übrigens auch während 
des 9. Atomrechtsymposiums im Juli in München, in 
dem Politiker und Juristen sehr deutlich darauf hin-
wiesen, wie sehr beschleunigend doch in Sachen 
Atomenergie ein Abbau der Länderkompetenzen 
wäre. 

Auch der Zeitpunkt der Weisung ist hochinteres-
sant. Durch was, oder besser: durch wen hat sich der 
Bundesumweltminister Töpfer gezwungen gesehen, 
eine Woche vor Abschluß der Schwachstellenanalyse 
diese Weisung zu erlassen? Immerhin hat er die Still-
legung dieses Siemens Brennelementewerkes durch 
Hessens Umweltminister Fischer fast vier Monate ge-
duldet. War diese eine Woche nicht mehr Zeit? 
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Aber offenbar fürchten Siemens und die Atomwirt-
schaft die Ergebnisse des Gutachtens des Darmstäd-
ter Ökoinstituts zu den Schwachstellen der Hanauer 
Brennelementewerke. Sie könnten schließlich zu ei-
ner sehr kritischen Auseinandersetzung in der Öffent-
lichkeit führen, durch die letztlich die Wiederauf-
nahme des Betriebs in der Bevölkerung keinerlei 
Rückhalt mehr finden dürfte. Aus Sicht der Betreiber 
wie auch der Lobby der Atomwirtschaft kann ich diese 
Befürchtungen natürlich nachvollziehen. Aber was 
gehen den Bundesminister für Reaktorsicherheit die 
Interessen der Atomenergielobby an? Seine Aufgabe 
ist es doch wohl, Schaden von der Bevölkerung abzu-
wenden und in Sachen Atomenergie für maximale 
Sicherheit zu sorgen. Es gehört aber nicht zu seinen 
Aufgaben, die Profite der Unternehmen zu vergö-
ßern. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Li

-

ste) 

Aber eigentlich müßte ich Herrn Töpfer ja sehr 
dankbar sein. Denn so hat die Bevölkerung unseres 
Landes und auch der neuen Bundesländer mal wieder 
eine wunderbare Gelegenheit, sich über die tatsächli-
chen Drahtzieher in diesem Lande kundig zu machen. 
So wird den Bürgerinnen und Bürgern hoffentlich sehr 
deutlich, daß der Reaktorsicherheitsminister und mit 
ihm die Bundesregierung den Interessen der Atom-
energiewirtschaft wesentlich näher stehen als den 
grundlegenden Sicherheits- und Umweltbelangen 
der betroffenen Bevölkerung. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Das ist eine 
leichtfertige Behauptung!) 

— Dies wird ja nun Tag für Tag praktiziert. 

Gerade im Hinblick auf die gravierenden Folgen 
der Atomenergienutzung müßte der Umweltminister 
eigentlich wie ein Fels in der Brandung gegen die 
ohnehin mächtigen Interessen von Indust rie und 
Atomwirtschaft stehen. An diesem Ideal gemessen 
ähnelt die Tätigkeit des jetzigen Verantwortungsträ-
gers aber eher einem Sandkörnchen, das von der 
kleinsten Welle fortgetragen wird. 

Die Weisung — machen wir uns doch nichts vor — 
ist nichts anderes als der Vorgriff auf die geplante 
Atomgesetznovelle. Ich erinnerte schon an das Atom-
rechtssymposium. 

Sie wollen sich das Instrumenta rium schaffen, um 
z. B. auch gegen den entschiedenen Widerstand der 
Einheimischen ein zentrales Zwischenlager der west-
deutschen Atomwirtschaft in Greifswald durchzuset-
zen. Die Diskussion darüber ist ja gerade entbrannt. 
Die Bürgerinnen und Bürger in den neuen Ländern 
werden jedoch von Tag zu Tag wacher. 

Sicher sind Ihnen auch ein paar Ereignisse aus der 
letzten Woche sehr deutlich in Erinnerung. Am ver-
gangenen Mittwoch gründete sich in einer Region, 
nämlich in Greifswald, in der die Bewohner bisher 
sehr entschieden für die Atomwirtschaft waren, eine 
Bürgerinitiative gegen dieses bundesweite Zwischen-
lager. Dort erklärten sich sofort 500 Menschen zur 
Mitarbeit bereit. 

Am vergangenen Samstag demonst rierten 2 000 in 
einer Stadt, die bisher sehr deutlich für die Atomener

-

giewirtschaft war, wegen ihrer neuen Sorgen. Ich 
denke, es werden sehr bald 20 000 sein. Irgendwie 
erinnert mich diese demokratische Entwicklung sehr 
deutlich an den Herbst von vor zwei Jahren in dersel-
ben Region. 

Die Menschen in diesem Lande, nicht nur die in 
Mecklenburg-Vorpommern, fordern, daß sich ein 
Bundesumweltminister für die Entfaltung der Demo-
kratie und für den Aufbau eines ökologischen Ener-
giesystems einsetzen sollte. Statt sich in Weisungen zu 
ergehen, muß er den Mut aufbringen, endlich den 
Ausstieg aus der Atomenergie einzuleiten. 

(Bundesminister Dr. Klaus Töpfer: Wer hat 
denn Greifswald zugemacht? Unglaublich, 

so was!) 

Dann braucht er keine Weisungen mehr, um dadurch 
den Weg zu dezentralen und damit effizienteren Ener-
giestrukturen freizumachen. Ich denke, Ihr praktizier-
ter Atommix ist sauergärig und ungenießbar vergif-
tet. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Bundesminister Dr. Klaus Töpfer: Un-

glaublich ist das!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Harries. 

Klaus Harries (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Feige, Sie haben heute versucht, vier Attacken zu rei-
ten und sie in dieser Aktuellen Stunde, die Sie bean-
tragt haben, zu verbinden. Alle vier Attacken sind 
gescheitert. 

Sie haben hier zum einen — ich möchte beinahe 
sagen — wider besseres Wissen behauptet, daß in 
Greifswald ein bundesweites Zwischenlager errichtet 
werde. Das ist nicht richtig. 

Sie haben weiter gesagt, daß der Bundesumweltmi-
nister nur mit Weisungen arbeite und damit seine Poli-
tik durchsetze. Ich darf Sie fragen: Wer hat denn 
Greifswald geschlossen? Wer hat denn Stendal ge-
schlossen? Wer reist denn in die Sowjetunion, um dort 
auch Verantwortung über die Grenzen unseres Lan-
des hinaus zu zeigen? 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 
GRÜNE]: Das sind doch Selbstverständlich-

keiten!) 

Ich bitte schon, das etwas zurechtzurücken und in den 
Gesamtzusammenhang zu stellen. 

Aber — ich komme auf die Aktuelle Stunde zurück, 
die Sie beantragt haben — auch diese Attacke, Herr 
Feige und meine Damen und Herren, geht fehl. Sie 
reiten hier ständig gegen die Kernenergiepolitik der 
Bundesregierung an, haben aber keinen Erfolg, weil 
Sie keinen Erfolg haben können. Im Grunde schlägt 
das, was Sie in jeder Aktuellen Stunde versuchen, auf 
die Opposition zurück. Die Schwächen der Opposi-
tion, auch der größten Oppositionspartei, verehrter 
Herr Schäfer, werden durch diese Attacken, durch die 
immer wieder vom Bündnis 90/GRÜNE beantragten 
Aktuellen Stunden, offengelegt und gezeigt. 
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Meine Damen und Herren, es ist in der Tat unge-
wöhnlich, daß der Bundesumweltminister zur Durch-
setzung von Bundespolitik ständig gezielt, vermehrt 
und ohne Unterlaß zwei Landesumweltminister durch 
Weisungen zur Räson und auf Kurs bringen muß. 

Meine Damen und Herren, Weisungen strapazieren 
unsere Verfassung und belasten das Verhältnis zwi-
schen Bund und Ländern und damit die föderale 
Struktur Deutschlands. Die in Niedersachsen drin-
gend anstehende, erforderliche Entsorgung, die in un-
ser aller Interesse liegt, denn wir haben nun einmal 
Kernkraftwerke, und wir werden noch Jahre mit Kern-
kraftwerken leben — wir bekommen abgebrannte 
Brennstoffe aus England und Frankreich zurück; da 
muß etwas geschehen — wird durch die Politik der 
niedersächsischen Landesregierung verhindert, ver-
zögert, blockiert. Der Bundesumweltminister muß 
durch seine Weisungen gemäß der Rechtslage, gemäß 
der Bundespolitik und des Bundesrechts die Wege 
immer wieder freimachen. Jetzt ist in Hessen wieder 
eine Weisung des Bundesumweltministers erforder-
lich, um den hessischen Landesumweltminister auch 
zu Räson — ich gebrauche dieses Wort — zu brin-
gen. 

Die Belastung unserer Verfassung, von der ich 
sprach, beruht nun nicht auf den Weisungen des Bun-
desumweltministers, sondern sie beruht darauf, daß 
die Länder sich fehlverhalten. Unser föderatives Sy-
stem funktioniert nur und kann nur funktionieren, 
wenn Bund und Länder loyal, fair und unserer Verfas-
sung gemäß zusammenarbeiten. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Länder haben sich bundestreu zu verhalten. Die 
Verfassungslage sieht vor und gebietet es, daß die 
Länder Bundesrecht auszuführen haben. Hieran fehlt 
es sichtbar seit längerer Zeit und immer wieder bei der 
Durchsetzung der Bundespolitik auf dem Gebiet der 
Kernenergie. Die SPD-regierten Länder — vor allen 
Dingen Niedersachsen und Hessen — versuchen, die 
Atompolitik des Bundes zu unterlaufen und zu verhin-
dern. Das ist nicht verfassungsgemäß. 

Meine Damen und Herren, auch mir ist völlig klar, 
daß man im politischen Raum — wo leben wir 
denn? — unterschiedlicher Meinung sein kann und 
daß man für seine Meinung kämpfen und eintreten 
muß, aber an der richtigen Stelle, in den richtigen 
Organen und in den Gremien, die dafür geschaffen 
sind! Das kann nicht dadurch geschehen, daß ein 
Land blockiert und Bundesweisungen nicht durch-
führt. Die Politik ist vielmehr im Bundesrat und im 
Bundestag zu machen. Dort können Sie das durchzu-
setzen versuchen. 

Ich appelliere an die Länder, die es angeht, in die-
sem Fall an Hessen, endlich darüber nachzudenken 
und sich verfassungskonform zu verhalten. In dieses 
Nachdenken, verehrter Herr Minister Fischer — Herr 
Schäfer, ich darf Sie und Ihre Fraktion einschlie-
ßen — , sollten Sie auch die Frage einbeziehen, warum 
wir Kernenergie brauchen, warum wir nicht aus der 
Kernernergie aussteigen können. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 
GRÜNE]: Warum?) 

Dazu nun drei Bemerkungen. Denken sie über das 
nach, was der Club of Rome jetzt gesagt hat! Denken 
Sie bitte darüber nach, was die Katastrophe im Osten 
auch für unsere Möglichkeiten, Energie bereitzustel-
len, bedeuten wird! 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 
GRÜNE]: Aussteigen!) 

Denken Sie bitte darüber nach, was es auch für den 
technischen Wissensstand einer Industrienation wie 
der unseren bedeutet, wenn durch eine falsche Politik 
ein richtiges Institut, eine richtige technische, physi-
kalische Einrichtung nach der anderen kaputtge-
macht wird! 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Reuter. 

Bernd Reuter (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lieber Herr Har ries, 
wenn Sie in Hanau leben würden und die Highlights 
der Zeitungen dort lesen würden, dann würden Sie 
feststellen, daß die Menschen in und um Hanau auf 
einem Pulverfaß sitzen. Dieser Industriestandort mit 
seinen unterschiedlichen Bet rieben stellt ein hohes 
Gefährdungspotential für die Bevölkerung dar. 

Ich habe einmal einige Beispiele aus den letzten 
Monaten zusammengestellt. Im Januar 1989: Leckage 
im Tank der Atomfirma RBU; mindestens 5 0001 Sal-
petersäure traten aus. Im März 1990: Urantabletten 
gestohlen; Vorfall beim Siemens-Brennelemente-
werk. Das alles sind Dinge, die nicht vorkommen dürf-
ten. Im Dezember 1990: Explosion eines Sprühwasser-
wäschers bei Siemens. Die Zeitung schreibt: Schwer-
ster Störfall in der Geschichte der Hanauer Atomin-
dustrie; drei Arbeiter verstrahlt; 875 kg Uran ausge-
treten. 

Juni 1991 weiterer Störfall in Hanau: Regenwasser 
im abgeschirmten Kontrollbereich, weil irgendwo im 
Kontrollbereich Löcher waren, wo eigentlich gar 
keine hätten sein dürfen. 

August 1991: Schwelbrand bei Siemens im Kontroll-
bereich der Uranverarbeitung. August 1991: Eine 
blaue Wolke ungeklärter Herkunft verletzt einige 
Waldarbeiter. Es gibt bis heute keinen Hinweis auf die 
Verursacher. Allerdings ist festgestellt worden, daß 
bei Siemens ungewöhnlich hohe Ammoniakemissio-
nen vorhanden waren. 

(Dr. Gerhard F riedrich [CDU/CSU]: Schauen 
Sie doch mal rüber! Fischer ist zuständig, das 
festzustellen! Er muß doch die Ursachen fest

-

stellen!) 
Im Oktober 1991: Explosionskatastrophe bei der 
Firma Heraeus mit einem Schaden von mehr als 
100 Millionen DM, weil ein Wasserstofftank in die 
Luft geflogen ist. Nur der glückliche Umstand, daß es 
samstags morgens in der Frühe passierte, hat verhin-
dert, daß dort mehr Menschen an Leib und Leben zu 
Schaden gekommen sind, und dazu geführt, daß im 
wesentlichen nur materielle Verluste eintraten. Im 
November 1991 steht in der Zeitung: 10 kg Uran 
strahlen in Gemäuer und Erdreich. 
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Jetzt haben wir in Hessen endlich eine rot-grüne 

Regierung, die willens und bereit ist, durch kritische 
Wissenschaftler eine Schwachstellenanalyse durch-
zuführen. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Gibt es unkriti

-

sche Wissenschaftler?) 
Was macht nun der Bundesumweltminister? Statt sei-
nem hessischen Amtskollegen zu helfen und ihm zur 
Seite zu treten, erteilt er am 30. Oktober 1991 die Wei-
sung, die Schließungsverfügung zurückzuziehen, 
noch bevor die Schwachstellenanalyse ausgewertet 
ist. Was sollen die Bürger von Ihren vollmundigen 
Erklärungen halten, Herr Töpfer, 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Die 
Atomlobby freut sich!) 

daß bei der Nutzung der Atomenergie Sicherheit vor 
Wirtschaftlichkeit geht? Bei Ihrem Verhalten fällt im-
mer wieder auf, daß Sie sich zum verlängerten Arm 
der Industrie machen. Er macht sich zum Sachwalter 
der Firmeninteressen in Hanau. 

Was die Eilbedürftigkeit betrifft, meine Damen und 
Herren, ist die Firma für die Verzögerungen selber 
verantwortlich. Sie hat wochenlang den von der hes-
sischen Regierung berufenen Experten den Zugang 
zu den Betrieben verweigert. Erst der Verwaltungsge-
richtshof mußte den Experten den Zugang per Ge-
richtsentscheid erzwingen. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Vor einer Entscheidung über die Wiederaufnahme 
der Plutoniumverarbeitung müssen die möglichen Si-
cherheitsdefizite, die sich aus den Schwachstellen er-
geben können, geprüft und beseitigt werden. 

Im Namen der SPD-Bundestagsfraktion fordere ich 
deshalb den Bundesumweltminister auf, seine unver-
antwortliche Weisung vom 30. Oktober 1991 aufzuhe-
ben 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

und aktiv mitzuwirken, daß die dort vorhandenen Ri-
siken festgestellt und die Gefahren beseitigt werden. 
Sollten Sie, Herr Töpfer, jedoch stur an dieser Forde-
rung festhalten, übernehmen Sie auch die volle Ver-
antwortung für diese falsche und die Sicherheit der 
Menschen in Hanau und Umgebung gefährdende 
Entscheidung. Gerade die Ereignisse um die Atomfir-
men in Hanau bestätigen uns Sozialdemokraten in 
unserer Haltung, aus der Nutzung der Kernenergie 
und insbesondere der hochgefährlichen Plutonium-
wirtschaft auszusteigen. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Gerhart Baum. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Jetzt 
wird wieder beschwichtigt!) 

Gerhart  Rudolf Baum (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Aufgeregtheiten müssen richtig-
gestellt werden. Aber ich will nicht beschwichtigen; 

ich will sagen, was ich weiß. Ich nehme an, daß der 
Sachverhalt wirklich wichtig ist. 

Es war der Bundesumweltminister, der mit Schrei-
ben vom 18. Juni dieses Jahres die zuständige hes-
sische Aufsichtsbehörde um Einstellung der betriebli-
chen Lagertätigkeiten gebeten hatte. Es war seine 
Initiative. Der Bundesumweltminister hat Untersu-
chungen des Ereignisses eingeleitet. Die Reaktorsi-
cherheitskommission hat die Angelegenheit geprüft, 
ebenso der Sachverständige, der für Hessen zuständig 
ist. Das ist der TÜV Bayern, Herr Fischer. Die beiden 
haben das geprüft. 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Da sind 
sie in guten Händen!) 

Mit Schreiben vom 30. Oktober 1991 hat der Bun-
desumweltminister die Ergebnisse der Untersuchun-
gen der hessischen Aufsichtsbehörde mitgeteilt. Er 
hat eine Reihe von Forderungen aufgestellt, um Wie-
derholungen zu vermeiden. Er hat eben keine Wei-
sung erteilt, Herr Kollege Reuter. Er hat seine Position 
mitgeteilt und hat um Erklärung bis zum 8. November 
gebeten. Das heißt also: Bund und Land treten jetzt, 
wenn das gewünscht wird, Herr Fischer, in einen Di-
alog ein, u. a. jetzt und hier; Sie werden ja hier reden. 
Erst dann stellt sich die Frage, ob eine Weisung erteilt 
wird oder nicht. Wir sind also mitten in einem Verfah-
ren, das noch gar nicht abgeschlossen ist. Ich habe 
überhaupt keinen Anlaß, den Bundesumweltminister 
zu tadeln. Hier wird vom Bund auch nicht nach Belie-
ben verfahren, sondern der Bund ist genauso wie das 
Land an Recht und Gesetz gebunden. Betreiber haben 
auch rechtliche Ansprüche darauf, daß das Gesetz 
angewandt wird. 

Ich meine also, das Verfahren ist in Ordnung. Wie es 
letztlich ausgeht, was daraus wird, ist eine Sache, die 
ich jetzt nicht beurteilen kann. Ich habe keine Ah-
nung, was die Schwachstellenanalyse bringt, Herr Fi-
scher. Mir wurde nur gesagt, daß es sich ausschließ-
lich um ein betriebsinternes Verfahren zur Gewährlei-
stung der Arbeitssicherheit handelt. So sei wohl der 
Auftrag. Wenn die Reaktorsicherheitskommission und 
der TÜV Bayern hier tätig werden, halte ich das für 
einen sachverständigen Rat, der im Normalfall aus-
reicht. 

Vorkehrungen gegen Wiederholungen sind getrof-
fen. Bei dem Sachstand, den ich habe, besteht kein 
Anlaß, daran zu zweifeln, daß die Position des Um-
weltministers des Bundes richtig ist. 

Dahinter steht natürlich etwas ganz anderes. Dahin-
ter steht der mangelnde Konsens — das sage ich vor 
allen Dingen zur SPD hin — in Entsorgungs - und 
Energiefragen. Das ist eine schwierige Situation, Herr 
Schäfer. 

Wir haben damals in der sozialliberalen Koalition 
einen Entsorgungskonsens zwischen Bund und allen 
Ländern herbeigeführt. Der ist leider zerbrochen. 
Jetzt kommen wir immer wieder in solche Situationen, 
in denen nicht nur solche Vorkommnisse zur Debatte 
stehen, sondern hinter denen ein Ang riff auf die Wie-
deraufarbeitung steht. Das ist doch ganz klar. Aber 
die Wiederaufarbeitung, Herr Schäfer, ist integraler 
Bestandteil unseres Entsorgungskonzepts. Die Belast- 
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barkeit des Konzepts ist nur gegeben, wenn man die 
Wiederaufarbeitung akzeptiert. 

Meine Partei hat immer auch die direkte Endlage-
rung als Weg vorgesehen. 

(Harals B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Im

-

mer?) 

— Seit vielen Jahren. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Davon 
habe ich hier im Plenum noch nie etwas ge

-

merkt!) 

—Doch, ich kann Ihnen meine Reden zeigen. Ich habe 
das hier auch immer wieder gesagt. Und wir sind auf 
dem Wege — wir haben eine Koalitionsvereinbarun-
gen getroffen — , das Atomgesetz in diesem Sinne zu 
ändern. Jetzt stelle ich fest, daß auch die Konsequen-
zen von Ihnen nicht mitgetragen werden. 

Die Konsequenz ist eine Pilotkonditionierungsan-
lage in Gorleben. Das tragen Sie nicht mit. Das ist 
aber die Konsequenz, wenn man auf den Weg zur 
direkten Endlagerung gehen will. Überhaupt haben 
Sie sich bei dem Endlager Gorleben aus dem Konsens 
verabschiedet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Was wollen Sie denn ohne Endlager? Es wird doch nur 
erkundet. Wir haben noch nicht einmal eine endgül-
tige Entscheidung getroffen. 

Eines, Herr Schäfer, finde ich, ist nicht in Ordnung: 
Wir sind alle der Meinung, auch Sie, daß Kernenergie 
hier noch — Sie sagen: „noch', wir sagen: „für eine 
Übergangszeit" — unverzichtbar ist. 

(Beifall der Abg. Uta Würfel [FDP]) 

Sie haben letztens in einer Presseerklärung — das 
habe ich mit Aufmerksamkeit zur Kenntnis genom-
men — sogar die Zeit relativiert. Sie haben gesagt: 
Über den Zeitpunkt des Ausstiegs lassen wir mit uns 
reden. — Selbst wenn Sie sofort abschalten, müssen 
Sie sich um Entsorgung kümmern. 

Ich kann nur fragen: Wo kommen wir hin, wenn wir 
nicht gemeinsam die Konsequenz aus der von uns 
gemeinsam in die Wege geleiteten Kernenergiepolitik 
ziehen, d. h. nicht zu einem vernünftigen Entsor-
gungskonsens kommen? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Man kann es nicht durch die Hintertür machen, indem 
man sagt: Wir greifen mal bei der MOX-Verarbeitung 
an, um die Wiederaufarbeitung zu treffen; wir greifen 
mal an, wenn ein Zwischenlager eingerichtet wird. 

Übrigens, Anerkennung für Nordrhein-Westfalen: 
Nordrhein-Westfalen zieht hier ordent lich mit. 

Ich plädiere dafür, die Diskussion wirklich ehrlich 
zu führen und nicht an jeder Stelle zu versuchen, die 
Grundentscheidungen erneut aufzuwerfen. 

Ich habe die Gelegenheit, noch einmal zu reden. Ich 
werde das dann fortsetzen. 

(Zuruf von der SPD: Heute?) 

— Ja. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der SPD: Da 
sind wir gespannt!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
die Abgeordnete Frau Dr. Enkelmann das Wo rt . 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Minister 
Töpfer, ich kann Ihnen leider nicht ersparen, mit der 
üblichen Forderung nach dem sofortigen Ausstieg 
aus der Atomenergie zu beginnen. Die Richtigkeit 
dieser Forderung beweist sich in jeder Atomdebatte, 
die wir hier im Bundestag führen, egal ob wir über 
Stade, Tschernobyl, Greifswald, Kozloduj oder eben 
über Hanau sprechen. 

Was Niedersachen recht ist, sollte Hessen billig 
sein, scheint das Motto von Herrn Töpfer zu sein. Böse 
Zungen nennen den Umweltminister gern „Ankündi-
gungsminister". 

(Harald B. Schäfer [Oldenburg] [SPD]: Böse 
Zungen?) 

Vielleicht wird es aber doch als Anweisungsminister 
in die Geschichte dieses Hauses eingehen. Anweisun-
gen scheinen jetzt die Regel zu sein, um sich über 
berechtigte Bedenken von Länderbehörden und der 
betroffenen Bevölkerung hinwegzusetzen — so nun 
auch in Hanau. 

Die Problematik der Doppelrolle des BMU, gleich-
zeitig Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde zu sein, 
wurde von Juristen schon wiederholt dargestellt. Die 
Geschichte der Hanauer Nuklearbetriebe ist und 
bleibt die Geschichte von Skandalen, von Lügen und 
Verdrehungen über die angebliche Sicherheit von 
Atomanlagen. Mein Kollege Reuter hat bereits darauf 
hingewiesen. 

An den größten Skandal sei hier noch einmal erin-
nert, die Verschiebung von Atommüll in das belgische 
Mol im Jahre 1987, bei der mit Bestechung und 
Falschdeklaration gearbeitet wurde. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Der größte Skan

-

dal war Tschernobyl!) 

Schon dieser Skandal hätte reichen müssen, die Ha-
nauer Bet riebe stillzulegen und gänzlich aus der Plu-
toniumswirtschaft auszusteigen. An und für sich wäre 
dieser Ausstieg ebenso logisch wie der Ausstieg aus 
der Brütertechnologie oder aus der Wiederaufberei-
tung, 

(Gerhart  Rudolf Baum [FDP]: Der ist er

-

folgt!) 

wären da nicht die Exportinteressen der Atomwirt-
schaft generell und der Firma Siemens im speziel-
len. 

So war der „Frankfurter Rundschau" vom 22. Okto-
ber zu entnehmen, daß ein — ich zitiere — fetter Auf-
trag für plutoniumhaltige MOX-Brennelemente aus 
der Schweiz wegen des Auftragsstaus inzwischen an 
belgische Firmen weitergereicht worden ist und so der 
ALKEM entgangen ist. Hier soll also weiterhin das 
Geschäft mit dem Tod gemacht werden können. Es ist 
bekannt, daß plutoniumhaltige MOX-Brennelemente 
sehr viel gefährlicher sind als solche mit Natururan 
oder auch angereichertem Uran. Herr Töpfer muß sich 
fragen lassen, wessen Interesse er wohl hier vertritt. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Unsere!) 
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Ein weiteres Problem sei hier noch erwähnt, die 
Proliferation, d. h. der Griff nach der Atombombe 
oder, um es vornehmer auszudrücken, die militärische 
Option. 

(Klaus Harries [CDU/CSU]: Unglaublich!) 
In dem oben erwähnten Skandal von 1987 konnte 
lediglich nicht bewiesen werden, daß waffenfähiges, 
spaltbares Mate rial etwa nach Libyen oder Pakistan 
verschoben wurde. 

(Christian Lenzer [CDU/CSU]: So etwas mei

-

nen Sie doch nicht ernsthaft!) 
Nein, meine Damen und Herren, die gesamte Pluto-
niumwirtschaft arbeitet seit Jahren am Rande der Le-
galität. Kollege Schäfer hat in seiner Presseerklärung 
vom 31. Oktober darauf hingewiesen. Doch was treibt 
Herrn Töpfer außer der Tatsache, daß die Hanauer 
Betriebe für die Ver- und Entsorgung bundesdeut-
scher Atomkraftwerke eine Schlüsselstellung einneh-
men? 

Will er Boden gegenüber seinem Kabinettskollegen 
Möllemann gutmachen, dessen Amoklauf in der Koh-
lepolitik u. a. der leicht zu durchschauende Versuch 
ist, der Atomkraftenergieversorgung die Pfründe zu 
sichern? Es mutet doch merkwürdig an, wenn Herr 
Töpfer kurz vor dem 8. November, an dem das Ergeb-
nis der Schwachstellenanalyse über die Hanauer 
Atomfabrik vorgestellt werden sollte, mit Weisung 
droht. Sind die Gründe, warum der Umweltminister so 
nervös ist, dieselben, aus denen Siemens zunächst 
keine unabhängigen Gutachterinnen und Gutachter 
ins Werk lassen wollte? Weniger merkwürdig kommt 
uns der Beschluß der Reaktorsicherheitskommission 
vor, der Anlage einen Persilschein auszustellen, wenn 
wir wissen, daß z. B. Herr Professor Nickel und natür-
lich auch andere ihrer Mitglieder zu strammen Atom-
kraftbefürwortern zählen. 

Ich denke, alle hier Anwesenden würden gern wis-
sen, wie es wirklich in Hanau aussieht. 

(Christian Lenzer [CDU/CSU]: Fahren Sie 
doch mal hin und gucken Sie sich das an!) 

Wir sollten daher, einschließlich Herrn Töpfer, erst 
einmal abwarten, was die Analyse, die bereits seit 
Montag in Wiesbaden vorliegt und heute geprüft 
wird, erbringt. 

Besonders gern würden die Mitglieder des Hauses 
etwas über die Zustände im Brennelementebunker 
wissen. Bekanntlich wird dieser vom Bund und Sie-
mens gemeinsam betrieben. Stimmen die Meldun-
gen, daß der gesamte Bunker plutoniumverseucht ist? 
Fragen über Fragen, auf die wir gern eine Antwort 
hätten, Herr Töpfer. Eines scheint aber schon jetzt 
sicher zu sein: Ein weiteres schmutziges Kapitel der so 
sauberen Atomenergie wird offengelegt werden. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat die Abgeordnete Frau Sothmann. 

Bärbel Sothmann (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Bundesminister für 

Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit erwartet 
vom Hessischen Umweltminister die Aufhebung der 
Stillegungsverfügung für die Plutoniumverarbeitung 
in Hanau, und zwar vor Fertigstellung der Schwach-
stellenanalyse, d. h. umgehend. Darüber haben wir 
schon einiges gehört. Überprüfungen durch Sachver-
ständige haben eindeutig ergeben, daß die beiden 
Vorfälle, die im Juni und im Juli 1991 zur Stillegungs-
verfügung durch den Hessischen Umweltminister in 
Hanau geführt haben, restlos aufgeklärt worden 
sind. 

Herr Kollege Feige, die Verseuchung der Mitarbei-
ter in Hanau lag unter den zulässigen Grenzwerten. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 
GRÜNE]: Wir können doch nicht immer war-

ten, bis die Katastrophe eintritt!) 

Es ist hier also kein Schaden in dem Sinne entstanden. 
Es wurden Schutzmaßnahmen ergriffen, die eine Wie-
derholung derartiger Vorfälle nach menschlichem Er-
messen ausschließen. Dies stellte auch die Reaktorsi-
cherheitskommission fest. 

Dem Hessischen Umweltminister ist das alles be-
kannt. Er will jedoch die Schwachstellenanalyse des 
von ihm beauftragten Öko-Instituts abwarten. Die 
Sachverständigen dieses Instituts sollen übrigens 
Kernenergiegegner sein. 

(Bernd Reuter [SPD]: So wie die anderen Be-
fürworter sind!) 

Solche Sachverständigen halte ich für befangen. Die 
Gruppe Bündnis 90/GRÜNE hat diese Aktuelle 
Stunde beantragt, und das, Herr Präsident, meine Da-
men und Herren, ist bezeichnend, denn damit fungiert 
diese Gruppe als Sprachrohr des grünen Hessischen 
Umweltministers, Herrn Joschka Fischer, der mit der 
Stillegungsverfügung einen Schlag gegen das bun-
desdeutsche integ rierte Entsorgungskonzept führen 
will. 

Wir wissen, daß die Wiederverwertung abgebrann-
ter Brennelemente in sogenannten Mischoxidbrenn-
elementen, wie sie in Hanau hergestellt werden, un-
vereinbar mit der von SPD und GRÜNEN angestreb-
ten direkten Endlagerung ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Die rot-grüne Landesregierung windet sich in der 
Frage einer vernünftigen, verantwortungsvollen 
Energiepolitik. Es steht außer Frage, daß die Sicher-
heitsaspekte bei der Nutzung der Kernenergie an er-
ster Stelle stehen. Die Hinhaltetaktik, die Herr Mini-
ster Fischer verfolgt, können wir jedoch so nicht hin-
nehmen. 

Ich wiederhole noch einmal: Es sprechen nach heu-
tigem Wissen keine sicherheitstechnischen Bedenken 
gegen die Wiederinbetriebnahme des MOX-Betriebs-
teils in Hanau. Die Schwachstellenanalyse steht in 
keinem Zusammenhang mit der Wiederaufnahme der 
MOX-Produktion. Im Gegenteil, durch die weitere 
Blockade können Sicherheitsprobleme entstehen, 
wenn auch in anderen Bereichen, z. B. bei der Lage-
rung des Plutoniums, das wegen der Stillegung nicht 
weiterverarbeitet werden kann. 
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Von zusätzlichen Kosten und der Gefährdung von 
Arbeitsplätzen will ich in diesem Zusammenhang 
nicht sprechen. Sie können und dürfen kein Kriterium 
für den Sicherheitsstandard von kerntechnischen An-
lagen sein. Dennoch sollten Geld und Arbeitsplätze 
nicht unnötig verschwendet und gefährdet werden. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, dies aber 
tut Minister Fischer. Die CDU/CSU-Arbeitsgruppe 
Umwelt ist zu der Auffassung gelangt, daß das BMU 
zu Recht die Aufhebung der Stillegungsverfügung 
anmahnt. Sollte jedoch Herr Minister Fischer andere 
gute Gründe vorbringen können, die eine weitere Stil-
legung rechtfertigen, wären wir sicherlich die letzten, 
die dies nicht akzeptierten; denn die Sicherheit kern-
technischer Anlagen geht in jedem Fall vor; das ist 
ganz klar. 

Die Tatsache, daß diese Aktuelle Stunde überhaupt 
einberufen wurde, obwohl es sich bei der Aufforde-
rung des BMU um ein ganz normales Handeln in 
einem ganz normalen Verwaltungsverfahren handelt, 
spricht jedoch dagegen, daß gute Sachgründe für die 
Aufrechterhaltung der Stillegungsverfügung vorlie-
gen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, bei der 
Sicherheit von kerntechnischen Anlagen ist nicht 
Stimmungsmache gefragt, sondern nüchterne Sach-
politik, die der Aufklärung und nicht der Durchset-
zung parteipolitischer Interessen dient. Das Verhalten 
von Minister Fischer dient nach heutigem Wissen je-
doch nicht der Abwendung unmittelbarer Gefahr, 
sondern eindeutig dem Ziel seiner Partei, den endgül-
tigen Ausstieg aus der Kernenergie voranzutreiben, 
und dies zu einem Zeitpunkt, zu dem wir uns das 
mangels Alternativen nicht leisten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Kübler. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Lassen Sie mich, Frau Sothmann, 
nur eines sagen: Das Öko-Institut in Darmstadt arbei-
tet sicherlich unabhängig — das will ich ausdrücklich 
sagen — und ist kein verlängerter Arm der SPD oder 
einer anderen Partei. Wir leben in unserer auf geklär-
ten  Demokratie ja wohl auch von unterschiedlichen 
Auffassungen. Ich weise also diesen Vorwurf zurück; 
das geht nicht persönlich an Sie. 

Herr Baum, wir alle sind daran interessiert, daß Sie 
diese von Ihnen gestellte Dialogfrage konkretisieren. 
Wenn ich Sie richtig verstanden habe, wäre dies eine 
neue Wendung. Wenn der Bundesumweltminister 
jetzt den Dialog eröffnet, dann wird wohl kaum je-
mand etwas dagegen haben. Nur muß man sich dar-
über klar sein, daß in diesen Dialog dann auch die 
Schwachstellenanalyse gehört. 

Herr Minister Töpfer, Sie sprechen ja nach mir. Ich 
hätte auf die Dialogfrage gern eine konkrete Antwort. 
Ich sage sehr deutlich: Ein Dialog wäre nur ein Etiket-
tenschwindel — erlauben Sie mir diesen Beg riff —, 
wenn die Schwachstellenanalyse in diesen Dialog 
nicht mit einbezogen würde. 

Es ist interessant, daß ein Ge richt dem Öko-Institut 
den Zugang zu Siemens in Hanau verschafft hat. Man  

kann doch wohl annehmen, daß das Ge richt diesen 
Untersuchungen eine Relevanz beimißt. Ich möchte 
nur darauf aufmerksam machen, daß dies für das wei-
tere Verfahren nicht unerheblich sein kann. 

Lassen Sie mich noch zwei weitere Punkte anspre-
chen. Es ist schon richtig, wenn hier gesagt wurde, 
daß in der Kernenergiepolitik ein föderatives Verhal-
ten an den Tag gelegt werden sollte. Bei allen Befug-
nissen, die der Bundesumweltminister hat und über 
die wir hier nicht diskutieren müssen, sollte ein föde-
ratives Verhalten möglich sein. Ich gehe auch davon 
aus, daß bei diesem möglichen ersten Konflikt zwi-
schen der Bundesregierung und der hessischen Lan-
desregierung dieses föderative Element möglichst 
lange durchgehalten werden sollte. 

Ich komme deshalb noch einmal auf den Dialog 
zurück. Jemand sprach vorhin die Äußerungen von 
Herrn Schäfer an. 

(Gerhart  Rudolf Baum [FDP]: Ich war das!) 

Wenn wir wirklich von Anfang an ernsthaft von bei-
den Seiten über eine Konsensussituation nachdenken 
wollen, dann passen solche Akte nicht in eine derar-
tige Landschaft. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Es ist ja noch 
keine Weisung ergangen!) 

— Wir werden ja sehen. 

Herr Baum, Sie bringen mich Gott sei Dank noch auf 
ein Argument, das Sie gebracht haben. Ich habe vor-
hin nicht verstanden, inwiefern Sie die Entsorgungs-
problematik in diesen Zusammenhang mit MOX 
brachten. 

(Bernd Reuter [SPD]: Das war nur so allge-
mein!)  

Das ist aber nur ein ganz kleiner Aspekt. Es wird so 
argumentiert. Mir ist die Argumentation bekannt, daß 
dies dazu beitragen soll, die Menge an Plutonium 
etwas zu vermindern. Aber man kann mit MOX hier 
die Entsorgungsdiskussion hier wohl nicht aufziehen, 
indem man sagt — ich erkläre das bewußt auch für die 
Öffentlichkeit — , die, die gegen MOX sind, seien ge-
gen Entsorgungslösungen. Vielleicht können Sie auf 
diesen Punkt noch einmal eingehen. Das war ja vorhin 
ein massiver Vorwurf insbesondere an die SPD. 

Ich muß in der Tat sagen, daß hier, Frau Sothmann, 
eine Hinhaltetaktik der hessischen Landesregierung, 
speziell des Umweltministers des Landes Hessen, 
überhaupt nicht vorliegt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na, na!) 

Es ist das Natürlichste der Welt — und man muß jetzt 
auch so objektiv sein, das zuzugeben — : Die hessi-
sche Landesregierung hat die Sicherheitspolitik an 
die erste Stelle geschrieben, nicht das Ob der Kern-
energiepolitik, wissend, wie die Zuständigkeiten 
sind. 

(Karl Deres [CDU/CSU]: Aber das Ausstei-
gen!) 

Das heißt, dies läuft a lles primär unter dem Aspekt der 
Sicherheitspolitik. Da sollten wir eigentlich einer Mei-
nung sein. In einer solchen Diskussion — vielleicht 
kommen wir auch einmal in einer Plenardiskussion zu 
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einer Art  Konsens — sollte es das mindeste sein, daß 
der Bundesumweltminister und vielleicht auch die 
FDP sagen, sie treten in einen echten Dialog ein. Dazu 
gehört, die Schwachstellenanalyse abzuwarten und 
darüber echt wissenschaftlich-rational zu diskutie-
ren. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, Dr. Töpfer. 

Dr. Klaus Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir sind 
hier zu einer Aktuellen Stunde über das Thema einer 
Weisung des Bundesministers für Umwelt an das Land 
Hessen gerufen. 

Ich stelle schlicht fest: Diese Aktuelle Stunde ist 
gegenstandslos; denn es gibt keine Weisung des Bun-
desumweltministers gegenüber dem Land Hessen. Es 
gibt sie nicht. 

(Harald Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist 
Kritik am Präsidium! — Dr. Klaus-Dieter 
Feige [Bündnis 90/GRÜNE]: Wir wollen vor

-

beugen!) 
Ich halte das zunächst nur einmal klar fest, weil hier 
mit großen Worten eine Weisung kritisiert worden ist, 
die es gar nicht gibt. 

(Christian Lenzer [CDU/CSU]: Ein Blick ins 
Gesetz verschafft ungeahnte Erkenntnisse!) 

Zum Sachverhalt ist zu sagen: Ich habe mit Schrei-
ben vom 30. Oktober 1991 an den hessischen Umwelt-
minister zu den Schlußfolgerungen aus den Vor-
kommnissen im Siemens-Brennelementewerk Ha-
nau, Betriebsteil MOX-Verarbeitung, keinerlei Wei-
sung nach Art. 85 des Grundgesetzes ausgesprochen, 
sondern einen geschäftsmäßigen Vorgang im Rahmen 
der Rechts- und Zweckmäßigkeitsaufsicht des Bundes 
vorgenommen. Wir haben nichts anderes getan, als 
unsere Meinung nach Abschluß der Überprüfung 
durch die Reaktor-Sicherheitskommission mitzutei-
len. 

Da man meist vergleichsweise wenig liest, lese ich 
die entsprechende Passage aus meinem Schreiben 
gleich vor. — Einen Vorteil hat diese Aktuelle Stunde 
ja sogar gehabt. Ich weiß jetzt, daß beim Kollegen 
Fischer die Schwachstellenanalyse schon seit Anfang 
der Woche vorliegt; und Herr Feige sagt, am 8. No-
vember liegt sie vor. Das ist doch großartig. Da habe 
ich wenigstens einmal etwas gelernt. Bei alldem, was 
der Herr Kollege Feige sonst gesagt hat, sollte er sich 
wirklich einmal eine Minute Zeit nehmen und in sich 
gehen, um sich zu fragen, welche Ungeheuerlichkei-
ten er jemandem sagt, der Greifswald zugemacht hat. 
Herr Feige, wir haben Greifswald zugemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Und wenn Sie sich darüber einmal Gedanken ma

-

chen, dann gehen Sie bitte davon aus, daß ich im 
Gegensatz zu vielen anderen erhobenen Hauptes 

nach Greifswald gehen und dort  mit dem Betriebsrat 
des Kernkraftwerks genauso wie mit jedem anderen 
Bürger dieser Stadt reden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich sage das nur, um das einmal klargestellt zu haben, 
damit Sie sich demnächst einmal überlegen, was Sie 
hier sagen, Herr Kollege Feige. 

Ich zitiere jetzt aus meinem Schreiben: 

Ich bitte, mir bis zum 8. November 1991 den Ent-
wurf Ihres Bescheides für die Aufhebung ihrer 
Verfügung vom 18. 6. 1991 und für die Wiederzu-
lassung des Produktionsbetriebs mit den oben 
genannten Maßgaben zur Zustimmung vorzule-
gen. Sollten Sie 

— Fischer — 

zur Wiederzulassung des Bet riebs eine abwei-
chende Auffassung vertreten, bitte ich, mir diese 
umgehend mitzuteilen und mir innerhalb der ge-
nannten Frist Ihre Gründe dafür im einzelnen 
schriftlich darzulegen. 

Das ist ein ganz geschäftsmäßiger Vorgang. 

Was ist gemacht worden? Die Reaktor -Sicherheits-
kommission legt uns einen abschließenden Bericht 
vor. Diesem schließen wir uns nach Prüfung an; wir 
teilen das dem Kollegen mit und sagen, nach dieser 
Meinung ist wieder zuzulassen. Bist du anderer Mei-
nung, bitte schön, bis zum 8. November teilst du mir 
das mit. Wie eigentlich, frage ich, sollen wir denn 
anders vorgehen? 

Dies ist der Hintergrund dieser Aktuellen Stunde. 

(Dr. Klaus Kübler [SPD]: Schwachstellen-
analyse!)  

Ich wäre sehr dankbar gewesen, wenn der Kollege 
Fischer, der ja ganz offenbar erhebliche Bedenken 
hat, nicht bis zum 8. November gewartet hätte. Das ist 
am Freitag. Wir haben heute Mittwoch und die Aktu-
elle Stunde. Es wäre der Reverenz gegenüber diesem 
Hohen Haus außerordentlich hilfreich gewesen, wenn 
ich die Antwort auf meine Frage vorher bekommen 
hätte. 

Wenn, Herr Kollege Reuter, das alles so auf der 
Hand liegt, was Sie sagen, wäre es doch ein Einfaches 
gewesen, mir das bis heute mitzuteilen. Dann hätten 
wir uns sicherlich viele wechselseitige Unterstellun-
gen ersparen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was spricht denn eigentlich dagegen, meine Damen 
und Herren? Das ist die Situa tion, und in dieser Situa-
tion habe ich doch an keiner Stelle irgendwo etwas 
unterbunden. Das Gegenteil ist der Fall. 

Ich lege natürlich schon Wert darauf festzuhalten, 
Herr Feige — und das werden wir Ihnen auch noch 
beibringen — , daß nicht ich — — 

(Harald  B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Oh, 
oh! — Weitere Zurufe von der SPD) 
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— Ja, ja, lesen Sie das mal bitte durch, Herr Kollege 
Schäfer. Ich schicke Ihnen mal die Briefe, 

(Anhaltende Zurufe von der SPD — Gegen

-

ruf von der CDU/CSU: Ihr seid doch sonst 
nicht so zimperlich!) 

die mich erreichen, mit den Drohungen, die mich be-
treffen, weil solche Leute sagen, wir seien Atomlob-
byisten. Dies ist eine ganz andere Reaktion, und des-
wegen bin ich da schon einigermaßen empfindlich. 
Ich bitte wirklich, das einmal zur Kenntnis zu nehmen, 
daß auch andere Anspruch darauf haben, in dieser 
Form einigermaßen ernst genommen zu werden, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wägen Sie Begriffe, die Sie nicht so verstehen, die 
aber andere — und dies ist eine öffentliche Darstel-
lung — ganz anders werten, dann werden Sie sehen, 
daß ich darauf so reagieren mußte, wie ich das hier 
getan habe. Dies ist für meine Beg riffe eine völlige 
Selbstverständlichkeit, auch der Achtung vor dem po-
litischen Gegner. 

Ich habe Verständnis dafür, daß der Kollege Fischer 
anderer Meinung zur Kernenergie ist als ich, und ich 
habe Verständnis dafür, daß die SPD und daß die 
GRÜNEN anderer Meinung sind; aber ich habe auf 
der Grundlage eines Gesetzes zu handeln, das in die-
sem Hohen Hause mit Mehrheit verabschiedet wor-
den ist. Ich würde mich strafbar machen, wenn ich 
dieses Gesetz nicht einhielte, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn Sie der Meinung sind, das Gesetz sei nicht 
richtig, dann gibt es in unserer Demokratie einen Ma-
ren Weg — nämlich dadurch, daß Sie in diesem Ho-
hen Hause Mehrheiten dafür haben —, das Gesetz zu 
ändern, statt durch einen ausstiegsorientierten Ver-
waltungsvollzug das zu erreichen zu versuchen; das 
ist das Vorgehen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen ist jemand, der das Atomgesetz anwendet, 
nicht in irgendeinem Lobbyistentum, welcher Indu-
strie auch immer, sondern er fühlt sich verpflichtet, 
einem in demokratischer Form zustande gekomme-
nen Gesetz Rechnung zu tragen und es zu respektie-
ren; das ist der Zusammenhang! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe mit Schreiben vom 18. Juni 1991 die zu-
ständige hessische Aufsichtsbehörde um Einstellung 
der betrieblichen Lagertätigkeit gebeten. Daraufhin 
hat hier keiner eine Aktuelle Stunde beantragt, kei-
ner, meine Damen und Herren; wir haben gebeten 
einzustellen. 

(Zuruf des Abg. Harald B. Schäfer [Offen

-

burg] [SPD]) 

Ich habe nichts zu beklagen; der Bitte ist der Herr 
Kollege nachgekommen. 

(Zurufe von der SPD und Gegenrufe von der 
CDU/CSU) 

Dann zu sagen, hier sei jemand, der irgendwelche 
Lobbytätigkeiten mache, das liegt, muß ich nun sa

-

gen, an der Spitze dessen, was man nun wirk lich noch 
nachvollziehbar überdenken kann. Aber vielleicht 
wissen Sie das nicht. Dann erkundigen Sie sich, bevor 
Sie solche Behauptungen hier aufstellen. Deswegen 
werden wir das mit aller Klarheit und Deutlichkeit 
nachmachen. Ich werde mich von niemandem, Herr 
Kollege, in der Frage der Sicherheit kerntechnischer 
Einrichtungen übertreffen lassen. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Na, 
na!) 

Das haben wir in der Vergangenheit so gehandhabt, 
und das werden wir in der Zukunft so machen. Aber 
ich werde auch nirgends zusehen, wie schlicht und 
einfach eine mit politischer Mehrheit nicht erarbeitete 
Rechtsgrundlage, die man will, praktisch durch den 
Verwaltungsvollzug ersetzt wird. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Durch die Hin-
tertür!) 

Dies sind die beiden Trennlinien, darauf muß man 
hinweisen. 

Deswegen warten wir voller Interesse auf die Stel-
lungnahme am 8. November. Ich gehe davon aus, wir 
werden sie am 8. November bekommen. Dann wer-
den wir uns mit ihr ohne irgendeine falsche Eile aus-
einandersetzen. Da werden wir, wenn wir Rückfragen 
haben, wie das üblich ist und wie uns das sogar das 
Bundesverfassungsgericht bestätigt hat, das in einem 
bundesaufsichtlichen Gespräch mit dem Kollegen Fi-
scher erörtern. Nach dem bundesaufsichtlichen Ge-
spräch werden wir zu entscheiden haben, was die 
Sache erfordert, ob es dann zu einer Weisung kom-
men muß, was ich nicht möchte, oder ob wir uns über 
den Verfahrensgang, der notwendig ist, einigen kön-
nen. 

Ich bin ganz sicher, wenn das a lles stimmt, was hier 
gesagt worden ist, daß die Schwachstellenanalyse 
schon vorliegt oder zumindest bis zum 8. November 
hier ist, daß wir das Verfahren in Ruhe weiterführen. 
Ich konnte ja nach Aussage von Herrn Feige voller 
Unruhe die eine Woche nicht abwarten. Das hat natür-
lich überhaupt nichts damit zu tun; denn wir haben ja 
sogar Frist zur Stellungnahme bis zum 8. November, 
meine Damen und Herren. Wir werden dann also in 
Ruhe dieses Verfahren weiterführen. Da ich von der 
absoluten Überzeugung getragen werde, daß sich 
auch der Kollege Fischer in der Einhaltung von recht-
lichen Grundlagen von niemandem übertreffen läßt, 
werden wir uns ganz sicher darüber einigen können, 
wie es auch mit dieser wichtigen Einrichtung der 
deutschen Ent- und Versorgung aussieht. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich das Wort  dem Minister für Umwelt, Energie 
und Bundesangelegenheiten des Landes Hessen, 
Joschka Fischer. Herr Minister, ich wäre Ihnen dank-
bar, wenn Sie als ehemaliges Mitglied dieses Hauses 
die Regeln der Aktuellen Stunde beachten würden. 

Staatsminister Joseph Fischer (Hessen): Ich werde 
dies selbstverständlich tun, Herr Präsident. 
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Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 
man der Debatte hier zugehört hat, dann stellt man 
fest, daß hier, vor allen Dingen seitens der Koalition, 
offensichtlich doch sehr viel leeres Stroh gedroschen 
wird, jenseits der Realitäten, verehrte Frau Kollegin. 

(Bernd Reuter [SPD]: Das ist wahr!) 

Als Hessin sollten Sie das eigentlich besser wissen. 

In Hanau handelt es sich um die einzige Plutonium-
fabrik in Deutschland. Plutonium ist ein extrem ge-
fährlicher Stoff. 

(Dr. Gerhard Friedrich [CDU/CSU]: Wann 
denn? — Harald B. Schäfer [Offenburg] 
[SPD], zu Abg. Dr. Gerhard Friedrich [CDU/ 
CSU] gewandt: Um Gottes willen,  Fried

-

rich!)  

— Der Umgang mit Plutonium war schon immer ex-
trem gefährlich, verehrter Herr. Ich möchte Sie jetzt 
nicht weiter in die Tiefen der Erkenntnis führen, aber 
Plutonium ist in der Tat eines der gefährlichsten Me-
talle, mit denen Menschen umgehen. Es ist das zweit-
seltenste Metall, das in der Geologie vorkommt. 
Würde es in der Erdkruste in ganz anderen Größen-
ordnungen vorkommen, dann hätten wir vermutlich 
Probleme gehabt, jemals die evolutionären Höhe-
punkte zu erreichen, deren herausragende Repräsen-
tanten Sie in uns beiden sehen können. 

(Heiterkeit) 

Dann hätten wir nämlich Schwierigkeiten mit der Ent-
wicklung organischen Lebens gehabt. So gefährlich 
ist Plutonium! Nicht umsonst, meine Damen und Her-
ren, werden hier extreme Sicherheitserfordernisse 
aufgestellt. 

(Christian Lenzer [CDU/CSU]: Okay! — Ger

-

hart  Rudolf Baum [FDP]: Richtig!) 

Nur darum geht es. Es geht nicht um die Frage, wel-
che Meinung wir in der Frage der Nutzung der Atom-
energie haben: Wollen wir aussteigen, wollen wir 
drinbleiben, sehen wir die ganzen Dinge positiv oder 
negativ? Das ist eine politische Entscheidung. 

Die Rechtslage ist völlig klar: Der Bundestag hat die 
Entscheidungskompetenz. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Richtig!) 

Hier müssen andere Mehrheiten das Atomgesetz än-
dern — zu einem Atomausstiegsgesetz oder wie auch 
immer —, 

(Zustimmung bei der SPD) 

wenn es nicht mehr vollzogen werden soll. Landesre-
gierungen — das hat der Kollege Töpfer dankenswer-
terweise oder nicht dankenswerterweise mehrfach 
klargestellt bekommen — sind hier nachgeordnete 
Behörden des Bundes, mit eigenen Entscheidungs-
spielräumen, Entscheidungskompetenzen, sofern der 
Bund Entscheidungen nicht an sich zieht. 

Es geht in Hanau — deswegen können Sie sich die 
ganze Aufregung sparen — also allein darum, ob die 
Sicherheitserfordernisse vorhanden sind, die wir an 
den Umgang mit Plutonium stellen müssen — ge-
zwungen durch das Atomgesetz —, und ob auf diesem 
Gebiet Recht und Gesetz durchgesetzt werden. Dar-

über müssen wir auch heute reden und streiten und 
nicht über die Frage des Atomausstiegs. 

Insofern stimme ich dem Kollegen Töpfer zu. Er hat 
mutig gehandelt, er hat nämlich angewiesen. Nach 
dem Störfall vom 17. Juni kam am 18. Juni ein Brief: 
Die Produktion in dem betroffenen Raum ist sofort 
stillzulegen. — Nun hätten Ihre Beamten Ihnen mittei-
len können, daß im Bet riebshandbuch steht, daß es 
dazu keiner Weisung des Bundesumweltministers be-
darf, sondern daß dies selbstverständlich vom Betrei-
ber sofort und unmittelbar zu veranlassen ist. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Aber 
immerhin! ) 

Das heißt: Ihrer Weisung — da sehen Sie unser bun-
desfreundliches Verhalten, Herr Kollege Töpfer — 
wurde bereits einen Tag, bevor sie ergangen ist, ent-
sprochen. 

Wenn Sie den Kollegen Feige, gewissermaßen bei 
der politischen Motivationsforschung, hier in der Art 
und Weise anmachen, wie Sie es gerade getan haben, 
dann muß man sich natürlich schon die Frage stellen, 
was eine solche nachträgliche Weisung — eine Selbst-
verständlichkeit — soll. Aber bitte, ich habe mich dar-
über nicht beschwert. Es gab da ja ein hohes Maß an 
Konsens, meine Damen und Herren von der Union. 
Sie sollten die eigenen Protokolle einmal nachlesen. 
In dem Protokoll über die Sitzung des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit dieses 
Hauses vom 19. Juni 1991 heißt es — ich zitiere Pro-
fessor Dr. Töpfer — : Auf der Basis dieser Informatio-
nen habe er am 16. Juni 1991 morgens den verant-
wortlichen Minister des Landes Hessen, Herrn Fi-
scher, angewiesen, den Spaltstoffbunker insgesamt 
zu schließen und nur noch die Dekontaminierungsar-
beiten dort zuzulassen. Minister Fischer habe dies 
auch umgesetzt und gleichzei tig eine Ausweitung 
dieser Anweisung auf den gesamten Umgang mit die-
sen Stoffen vorgenommen. Die Firma Siemens — hört, 
hört — nehme derzeit eine Schwachstellenanalyse 
vor. Minister Fischer habe seine weitergehende Ver-
fügung auf § 19 des Atomgesetzes gegründet. Er 
— Töpfer — habe keinen Anlaß, daran Kritik zu 
üben. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Na bitte!) 

Es handele sich um eine richtige und sinnvolle Vorge-
hensweise, die das genau aufgegriffen habe, was er 
am Vortage durch schriftliche Mitteilung angewiesen 
habe. — Ende des Zitats. 

Also sparen Sie sich Ihre Beschimpfungen der hes-
sischen Landesregierung und mir gegenüber. Bis zu 
diesem Punkt gibt es ein hohes Maß an Übereinstim-
mung. 

Die entscheidende Frage ist jetzt: Welche Konse-
quenzen sind daraus zu ziehen? Da, Kollege Töpfer, 
bin ich natürlich erstaunt, daß es sich hier nicht um 
eine Weisung handelt, sondern um einen geschäfts-
mäßigen Vorgang. Im Zusammenhang des Atomge-
setzes können Sie es nennen, wie Sie wollen. Sie ha-
ben eine Fristsetzung und eine Erklärungsfrist. Sie 
haben eine Anforderung gemacht. Selbstverständlich 
— das ist Ihr gutes Recht. Nennen Sie es also, wie Sie 
wollen. 
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Mich interessieren in diesem Zusammenhang vor 
allen Dingen die Konsequenzen, auf die Sie hinwei-
sen, und die traumwandlerische Sicherheit, mit der 
Sie zu Behauptungen kommen, die ich Ihnen gleich 
noch zitieren werde. Mich interessiert, wie Sie von der 
rein sachlichen Bewertung der Ereignisse zu diesen 
Behauptungen kommen. 

Wir hatten am 17. Juni 1991 einen Störfall, bei dem 
bei einem Transport einer Plutoniumdose, in der das 
MOX-Pulver enthalten war, eine Plastikfolie gerissen 
ist. Dabei kam es zu einem Kontaminationsverdacht, 
zu einem Verdacht der Verseuchung von Mitarbeitern 
der Firma Siemens und einer internationalen Kontroll-
behörde. Dieser Verdacht wurde in einem Fall bestä-
tigt. Sie sagen: Dies war unterhalb des Grenzwertes, 
und deswegen sei nichts zu besorgen. Vor dieser 
Sorglosigkeit, die Sie hier der Öffentlichkeit gegen-
über zeigen, kann ich nur warnen. Niemand kann hier 
die Verantwortung über die Konsequenzen, die Pluto-
niumpartikel auch unterhalb des Grenzwertes in der 
Lunge haben — ob sie tatsächlich Krebs auslösen, ob 
sie wirken oder nicht — übernehmen, und niemand 
von den Fachleuten wird diese Behauptung von Ihnen 
übernehmen. 

Worum es jetzt geht, ist, daß wir in dem Zusammen-
hang innerhalb von zwei Monaten, wenige Tage nach 
der Amtsübernahme, zweimal den identischen Vor-
gang hatten. Nach dem ersten Vorgang, Mitte April 
dieses Jahres, wurde der TÜV Bayern mit einer Ana-
lyse beauftragt. Er kam zu dem Ergebnis: Es ist nichts 
zu ändern. Kollege Baum, der TÜV Bayern ist im übri-
gen für Hessen nicht zuständig. Ich könnte auch, 
wenn es einen TÜV in Nowosibirsk gäbe und dieser 
die Fachbedingungen erfüllte, diesen genauso neh-
men wie den TÜV Bayern. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Aber der TÜV 
Bayern ist ja nicht so schlecht!) 

Der TÜV Bayern ist ein Gutachter unter anderen. Im 
Verwaltungsrat des TÜV Bayern sitzt u. a. das für 
Hanau zuständige Vorstandsmitglied von Siemens, 
nämlich Herr Keller. Das sagt insofern alles über die 
Unabhängigkeit und über die Ausgewogenheit des 
TÜV Bayern. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Frau Kollegin, trotzdem arbeiten wir weiterhin mit 
dem TÜV Bayern zusammen, weil wir von einem — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP) 

—Was ist denn? Ich bitte Sie, im Gegensatz zu Ihnen 
haben wir hier keine ideologischen Vorurteile gegen 
Gutachter, sondern wir haben ein Interesse an plura-
listischen Positionen. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Beifall bei Ab

-

geordneten der SPD) 

Die entscheidende Frage, vor der wir jetzt stehen, 
ist: Welche Konsequenzen ziehen wir daraus? Da muß 
ich Ihnen sagen: Wenn Sie hier seitens der Union auf 
eine angebliche Befangenheit des Öko-Instituts zu 
sprechen kommen, so muß ich fragen, wieso Sie kei-
nen Laut gegeben haben, als Siemens vor Ge richt ver-
loren hat. Die Schwachstellenanalyse wäre dann doch 
schon längst vorgelegt worden. Wir wären doch schon 

längst mit der Abarbeitung beschäftigt und hätten 
Konsequenzen gezogen, wenn Siemens nicht ver-
sucht hätte, das Öko-Institut rechtlich herauszuhalten. 
Wo kommen wir denn hin, wenn die zuständige Atom-
Aufsicht nachfragen muß: Welchen Gutachter dürfen 
wir denn nehmen? Welcher ist denn genehm? Wel-
chen dürfen wir denn einstellen, meine Damen und 
Herren? 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Herr Töpfer, Sie haben vorhin gefragt: Warum 
wurde die Stellungnahme nicht schneller herüberge-
reicht? Dazu sage ich: Wir wollen hier sehr sorgfältig 
arbeiten, 

(Lachen bei CDU/CSU und der SPD) 

damit wir nicht hinterher wieder den Vorwurf bekom-
men es werde geschludert. 

Nur möchte ich Sie in diesem Zusammenhang eines 
fragen: Warum können Sie die 14 Tage oder die eine 
Woche denn nicht warten? Warum müssen Sie denn 
jetzt zu Festlegungen kommen, die ich Ihnen, Herr 
Kollege Töpfer, einmal vorlesen möchte. 

(Bundesminister Dr. Klaus Töpfer: Tue ich 
doch gar nicht!) 

Das scheint mir der entscheidende Punkt zu sein, zu 
dem Sie hier geschwiegen haben. Zu der Festlegung 
heißt es in Ihrer Presseerklärung vom 30. Oktober 
1991 — wörtliches Zitat — : „Die Sicherheitsfragen bei 
der MOX-Fertigung sind abschließend beantwortet. 
Einer Wiederzulassung der MOX-Verarbeitung steht 
daher nichts entgegen. " Dieser Satz wird Ihnen, ver-
ehrter Herr Kollege, vermutlich noch leid tun. 

Was, bitte schön, ist in einer Anlage unter Sicher-
heitsgesichtspunkten, von der Sie und Ihre Beamten 
so gut wissen wie ich, daß diese Anlage nicht dem 
Stand der Technik entspricht, abschließend beant-
wortet? Woher wissen Sie, daß diese Fragen abschlie-
ßend geklärt sind? Was veranlaßt Sie zu einer solch 
frühzeitigen öffentlichen Festlegung, meine Damen 
und Herren? Diese Frage müssen Sie hier noch beant-
worten. 

Sie wissen so gut wie ich, daß die gegenwärtige 
Anlage in Hanau nach § 7 des Atomgesetzes nicht 
genehmigungsfähig ist. Sie wissen so gut wie ich, daß 
die gegenwärtige Anlage nicht dem Stand der Tech-
nik entspricht. Sie wissen so gut wie ich, daß wir hier 
erhebliche Sicherheitsdefizite haben. 

Trotzdem verkündet der zuständige Minister hier, 
die Sicherheitsfragen seien abschließend geregelt, 
und kann nicht einmal 14 Tage auf eine Schwachstel-
lenanalyse bzw. deren Auswertung warten. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren — ich komme sofort zum 
Schluß, Herr Präsident — , für uns stellt sich die ent-
scheidende Frage: Was hat den BMU veranlaßt? Da 
können Sie es sich nicht so einfach machen und hier-
hin stellen und Herrn Feige beschimpfen, wenn er 
diese Frage nach der Druckempfindlichkeit des BMU 
stellt. Sie werden sich die Frage schon beantworten 
müssen: Gibt es einen Druck von Siemens? Bei der 
hessischen Landesregierung ist da einiges angekom- 



4432 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 53. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 6. November 1991 

Staatsminister Joseph Fischer (Hessen) 

men. Sie werden auch die Frage beantworten müssen 
— selbstverständlich im politischen Raum — : Gibt es 
einen Druck unter dem Gesichtspunkt, daß die MOX- 
Brennelementeproduktion auf jeden Fall weitergehen 
muß, notfalls gegen Recht und Gesetz oder in frei-
schöpfende Interpreta tion von Recht und Gesetz und 
Sicherheitsstandards? Kriegen Sie Probleme mit ihren 
Entsorgungsnachweisen? Fürchten Sie am Ende er-
folgreiche Klagen, die AKW stillmachen, wenn die 
MOX-Brennelementeproduktion auch stilliegt. 

Die dritte Frage, Herr Kollege Töpfer: Was ist denn 
mit dem Bund? Wie sieht es aus mit der Entseuchung 
des Bundesbunkers? Was ist mit den do rt  lagernden 
Brennelementen? Was ist denn mit dem Brüterkern? 
Was ist denn mit dem MOX-Kern für Gundremmin-
gen? Wie weit hat der Bund denn da seine Verantwor-
tung wahrgenommen, in direkter Verantwortung? 
Dort  hat das Land Hessen nicht einmal das Recht, 
irgend etwas zu unternehmen, sondern das liegt allein 
in Bundesverantwortung. 

Das sind alles Fragen, die Sie einmal beantworten 
sollten. Aber Sie erklären gleichzei tig, alles sei ab-
schließend geregelt. 

Meine Damen und Herren, ich vermag hier unter 
dem Gesichtspunkt von Recht und Gesetz, ich vermag 
hier unter dem Gesichtspunkt der Sicherheit nicht zu 
erkennen, warum der BMU jetzt zu dieser Eile drängt. 
Sehe ich die Interessen der Firma Siemens und sehe 
ich die Probleme, die es bei der Entsorgung geben 
könnte, vor Gericht, dann allerdings macht Ihr Verhal-
ten einen Sinn, und damit macht auch Ihr Einknicken 
einen Sinn; denn anders kann ich diese Vorgehens-
weise nicht interpre tieren. Zum Schluß lassen Sie 
mich noch eines sagen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mi-
nister, Sie haben eine Zusage gemacht. 

Staatsminister Joseph Fischer (Hessen): Letzter 
Satz, Herr Präsident. Ich rede schnell, aber wenn ich 
den Satz noch sagen darf. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich 
möchte Sie daran erinnern, ohne Art. 43 der Ge-
schäftsordnung zu verletzten. 

Staatsminister Joseph Fischer (Hessen) : Letzter 
Satz! — Selbstverständlich haben Sie nicht nur das 
Recht, sondern vermutlich auch die Pflicht, wenn Sie 
anderer Auffassung sind als die hessischen Fachbe-
hörden, die Entscheidung an sich zu ziehen, zu ent-
scheiden, anzuweisen. Damit übernehmen Sie aber 
auch die Verantwortung. Ich sage Ihnen, in Hanau 
übernehmen Sie die Verantwortung für einen Sicher-
heitsstandard, der nicht Stand der Technik ist, in den 
Ist-Anlagen. Sie übernehmen die Verantwortung für 
Genehmigungsverfahren, über die wir vermutlich in 
den kommenden Wochen und Monaten unter ande-
rem auch hier diskutieren werden. Es sind recht merk-
würdige Genehmigungsverfahren. 

Ich kann Sie davor nur wa rnen. Nehmen Sie Ihren 
eigenen Standard ernst, den Sie hier gerade dekorativ 
verkündet haben, daß Sie auf Recht und Gesetz ste-
hen! Dann werden wir keinen Dissens haben. Ich 

glaube aber, wir werden gemeinsam einen großen 
Dissens mit der Firma Siemens bekommen. 

Danke schön. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Baum. 

(Harald B. Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der 
Umweltminister sollte gleich antworten!) 

— Noch werden die Geschäfte, Herr Abgeordneter 
Schäfer, von hier oben geführt und nicht von da un-
ten. 

Gerhart  Rudolf Baum (FDP): Das ist ja interessant, 
meine Damen und Herren, wir nehmen hier an einem 
eigentlich verwaltungsintern zu führenden Dialog 
zwischen zwei Exekutiven teil. Ich begrüße das. Aber 
ich habe mir eben gesagt: Herr Kollege Fischer: Ihre 
Meinung ist ja fertig. Sie wollen die Anlage nicht wie-
der in Betrieb gehen lassen. 

Sie haben mehrfach gesagt, das ist kein Stand der 
Technik und nicht genehmigungsfähig. Also ich habe 
daraus den Eindruck gewonnen, daß Ihr Urteil, ob-
wohl Sie die Schwachstellenanalyse offenbar noch 
nicht ausgewertet haben, fertig ist und Sie nur darauf 
warten, daß Sie die Verantwortung auf den Bund ab-
laden können. Es mag anders sein, aber dieser Ein-
druck ist da. Sie haben vorhin sehr nüchtern gesagt: 
Ich halte mich bei der Kernenergie an Recht und Ge-
setz, solange wir nicht die Mehrheit im Bund haben. 
Das macht zunächst einen für mich zufriedenstellen-
den Eindruck. Aber dann kamen doch Töne durch, wo 
ich dachte: mein Gott, der hat sein Urteil schon fertig, 
und er wird jetzt mit dem Bund in einen Konflikt tre-
ten. 

(Zuruf des Abg. Bernd Reuter [SPD]) 
— Ja, wir werden es sehen, Herr Kollege Reuter. 

Das erinnert mich, verdammt nochmal, an das Ver-
halten von Schleswig-Holstein. Da ging es auch nicht 
um die Erfüllung von Recht und Gesetz. Mit Verlaub 
gesagt: Die Firma Siemens hat einen Rechtsanspruch, 
wenn die Sache in Ordnung ist. Da darf man auch 
nicht zögern, diesen zu erfüllen. In Schleswig-Hol-
stein ging es vielmehr um die Erfüllung eines Wahl-
programms. Dann hat man sich vom Bund zwingen 
lassen, und der Bund ist dann auch noch gerichtlich 
bestätigt worden. So können wir in einem föderativen 
Staat nicht miteinander umgehen. Es ist sicherlich 
kein Idealzustand, mit Anweisungen zu arbeiten. Ich 
kann mir vorstellen, daß das auch Ihnen nicht ange-
nehm ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Klaus Kübler [SPD]) 
Im Grunde, Herr Dr. Kübler, ist das eine Folge davon, 
daß wir den Konsens verloren haben. In einem 
Europa, das zusammenwächst, macht mir so etwas 
Sorge. Wir erwarten jetzt in Europa eine Energie-
charta. Mit der Einheit Deutschlands hat sich einiges 
geändert. Auch durch die Entwicklungen in Ost-
europa hat sich einiges geändert. Wir leben nicht auf 
einer energie- und entsorgungspolitischen Insel. Des-
halb freue ich mich, daß es in Bund und Ländern 
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Staatssekretäre gibt — Ihrer ist ja wahrscheinlich 
auch beteiligt —, die überlegen, wie man wieder zu-
einanderkommt und in der Bundesrepublik Deutsch-
land Dinge gemeinsam machen kann. Ich bin eigent-
lich auch sehr froh darüber, daß unser früherer Kol-
lege Überhorst jetzt im Auftrag des Bundeswirt-
schafts- und Bundesumweltministers eine Kommis-
sion leitet, die die Perspektiven der Energiepolitik und 
der Entsorgungspolitik untersucht. Ich weiß, wie 
schwierig es ist, sich auf Veränderungen einzustellen, 
aber ich meine, daß dies hier geschehen sollte. 

Wenn Sie sich, Herr Fischer, ganz nüchtern an die 
Tatsache halten und nicht, wie ich jetzt den Eindruck 
habe, auf diese Weise Ihre Ablehnung der Kernener-
gie durchsetzen wollen, dann müssen Sie notfalls 
auch akzeptieren, daß die Sache weitergeht. Sie ha-
ben gesagt, Sie wüßten ganz genau, daß dies nach 
§'7 a nicht genehmigungsfähig sei und nicht dem 
Stand der Technik entspreche. Was wollen Sie damit 
sagen? Ist das die Absage? 

(Dr. Klaus Kübler [SPD]: Wäre heute nicht 
mehr genehmigungsfähig!) 

— Ja, gut. Aber was wollen Sie damit sagen? Ist das Ihr 
vorgefaßtes Urteil — Schwachstellenanalyse hin, 
Schwachstellenanalyse her? In einer so schwierigen 
Angelegenheit — Herr Kollege Kübler, Sie haben das 
meines Erachtens zutreffend gesagt — wie der Reak-
torsicherheit darf nicht der Eindruck entstehen, daß 
man über irgendwelche Sicherheitsbedenken hin-
weggeht. Deshalb sind beide Seiten gut beraten, die-
sen Dialog fortzuführen. Der Bund ist gut beraten, sich 
anzuhören, was das Land zu sagen hat, und das Land 
ist gut beraten, sich vor Augen zu führen, daß es hier 
eine Rechtslage gibt, die nicht durch ein einziges 
Land, durch eine einzige Partei geändert werden 
kann, sondern allenfalls durch andere Mehrheiten. 
Bisher bestehen diese nicht. 

Die Wiederaufarbeitung ist der gesetzliche Weg, 
den wir hier mit Mehrheit für die Entsorgung festge-
legt haben. Die direkte Endlagerung sollte nach An-
sicht meiner Partei dazukommen. Dazu gehört dann 
aber auch, Herr Kollege Reuter, daß man Zwischenla-
ger, Konditionierungsanlagen und ein Endlager ak-
zeptiert. 

(Bernd Reuter [SPD]: Aber sicher!) 

Warum können wir diese einfachen Schlußfolgerun-
gen nicht gemeinsam wieder festlegen? Als wir den 
Konsens zwischen dem Bund und allen Ländern tra-
fen, war ich Bundesinnenminister. Ich halte es für 
dringend geboten, daß die Deutschen in diesem zu-
sammenwachsenden West- und Osteuropa versu-
chen, zwischen den Parteien, die in Bund und Ländern 
Verantwortung tragen, wieder einige gemeinsame 
Positionen zu finden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Der Hessi-
sche Minister für Umwelt, Energie und Bundesange-
legenheiten hat um das Wort gebeten. Ich werde es 
ihm erteilen, weil ich nach Artikel 43 Abs. 2 GG dazu 
verpflichtet bin. Ich mache das Haus darauf aufmerk-
sam, daß die Debatte damit im Grunde genommen 
eröffnet ist und Herr Bundesminister Töpfer selbstver

-

ständlich die Möglichkeit hat, auf die Ausführungen 
noch einmal zu antworten, wenn er wi ll. Andernfalls 
würde ich sehr gerne die Zustimmung des Hauses ein-
holen, nach den Regeln der Aktuellen Stunde weiter 
fortfahren zu können. — Sie stimmen zu. Dafür be-
danke ich mich. 

Herr Minister, Sie haben das Wo rt . 

Staatsminister Joseph Fischer (Hessen): Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Wirk lich nur ein 
Satz. Herr Kollege Baum, Sie können unsere Situation 
nicht mit Schleswig-Holstein vergleichen. Wir haben 
es in Hanau mit einer völlig atypischen Situation zu 
tun, wie sie bei keiner anderen Atomanlage vorliegt. 
Die entscheidende Frage, der Sie sich stellen müssen, 
ist: Können Sie die Hanauer Atombetriebe, wie sie 
heute dort stehen, im Rahmen des laufenden Bet riebs 
nach Recht und Gesetz tatsächlich genehmigungsfä-
hig machen? Das ist die entscheidende Sicherheits- 
und Rechtsfrage. Ich habe hier keine Vorfestlegung 
getroffen. Sie müßten nur einmal in die Genehmigun-
gen hineinschauen. Es gibt zwischen den heutigen 
Anlagen und den genehmigten Anlagen — es gibt in 
Hanau ja vorgegriffene Genehmigungen — gravie-
rende Sicherheitsunterschiede und gravierende tech-
nische Unterschiede. Das ist keine Vorfestlegung, 
sondern der Kenntnisstand, wie er aus den Genehmi-
gungsunterlagen hervorgeht. 

Ich behaupte: Recht und Gesetz in Hanau durchzu-
setzen wird nicht unbedingt zu einem Konflikt mit 
dem Bund führen, wenn er tatsächlich gesetzestreu 
ist, sondern zu einem schweren Konflikt mit den Anla-
genbetreibern. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mi-
nister, wenn Sie hinterher das Protokoll korrigieren, 
würde ich Ihnen empfehlen, entweder die Bemerkung 
mit dem einen Satz oder ein paar Punkte herauszu-
streichen; sonst kommen Sie in Teufels Küche. 

(Heiterkeit — Staatsminister Joseph Fischer 
[Hessen]: Herr Präsident, Sie müssen mal 
Sätze von Kant lesen, die gehen über einein-

halb Seiten! Setzen wir immer Kommas!) 

— Ich will  mit Ihnen jetzt keinen Dialog darüber eröff-
nen; aber das stimmte grammatikalisch. 

Herr Dr. Friedrich hat das Wort. 

Dr. Gerhard Friedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin heute wirklich 
beeindruckt von diesen Bekenntnissen des hessischen 
Umweltministers Fischer zum Rechtsstaat. Das er-
schüttert mich wirk lich. Sie haben gesagt — und das 
ist richtig — : Der Ausstieg muß über einen Gesetzge-
bungsbeschluß erfolgen. Momentan machen Sie Si-
cherheitsprüfung und Gesetzesvollzug. 

Ich gehe natürlich immer davon aus, Herr Minister 
Fischer, daß Sie möglicherweise Ihre wahren Mo tive 
hier nicht so offenlegen und daß auch bei einem Grü-
nen Minister der Mut zur Offenheit und zur Wahrheit 
irgendwo begrenzt ist. So offen rechtswidrig aufzutre- 
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ten, das ist wohl auch für Sie schwierig. Wir werden 
das also weiter intensiv beobachten. 

(Dr. Klaus Kübler [SPD]: Schlimme Unter

-

stellungen!) 

Ich habe nur einige Erkenntnisse. Ich bin ein biß-
chen der Frage nachgegangen, Herr Minister, 

(Dr. Klaus Kübler [SPD]: Die hessische Lan

-

desregierung richtet sich nach Recht und Ge

-

setz!) 

was Sie denn so in Sachen Sicherheit machen. Da 
habe ich festgestellt, daß Sie in Ihrem Ministerium 
einen Abteilungsleiter für Reaktorsicherheit einge-
setzt haben, der schon im Postwesen und im Haus-
haltswesen, aber noch nie in Sachen Kernenergie tätig 
war. Da frage ich mich, Herr Minister Fischer, warum 
Sie einen Minister einsetzen, der so wenig über Strah-
lenschutz weiß, obwohl Ihnen die Sicherheit so wich-
tig ist. Mit kommt natürlich schon der Verdacht, daß 
Sie einen politischen Berater für politisches Taktieren 
brauchen 

(Staatsminister Joseph Fischer [Hessen]: Das 
habe ich nicht nötig! — Heiterkeit beim 
Bündnis 90/GRÜNE, bei der SPD und der 

PDS/Linke Liste) 

und keinen Fachmann in Sachen Sicherheit der Kern-
energie. Wir werden das also noch weiter beobachten. 
Ich habe auch hier noch keine abschließende Mei-
nung. 

Es ist nicht richtig, was hier gesagt wurde: daß sich 
dieses Gutachten so lange verzögert hat, weil die Gut-
achter nicht in die Anlage hinein durften. Das stimmt 
zum Teil. Nach meinen Informationen geht es um drei 
Wochen. Der Auftrag dürfte ungefähr Anfang oder 
Mitte Juli erteilt worden sein. Jetzt sind Monate ver-
gangen. Mit den drei Wochen können Sie nicht mona-
telanges Ausbleiben des Gutachtens rechtfertigen. 

(Dr. Klaus Kübler [SPD]: Da muß doch erst 
ein Gerichtsurteil ergehen!) 

Herr Kollege Reuter, nachdem wir zusammen in 
einem Untersuchungsausschuß waren, 

(Bernd Reuter [SPD]: Der leider zwei Jahre 
zu früh war!) 

sollten Sie, zumal Sie aus der Gegend von Hanau 
kommen, mit Minister Fischer noch einmal die Ge-
nehmigungssituation in Hanau durchsprechen. Ich 
frage mich, weshalb ein hessischer Minister, der ja 
schon früher einmal in der hessischen Staasregierung 
Verantwortung getragen hat, 

(Bernd Reuter [SPD]: Was gut ist, kommt wie

-

der!)  

eine fehlende Genehmigung für eine Neuanlage, die 
jetzt übrigens da ist, beklagen kann, wenn er selber 
die Genehmigung früher nicht erteilt, sondern, im 
Gegenteil, verzögert hat. 

Es stimmt doch nicht, Herr Minister Fischer, daß 
hier die Firma Siemens hinauszögert, weil sie kein 
Interesse an einer neu genehmigten Anlage nach dem 
Stand der Technik hat. 

(Bernd Reuter [SPD]: Doch!) 

Ich habe natürlich nicht viele Unterlagen dabei. Ich 
habe hier aber ein Zitat, wahrscheinlich aus einer 
Gerichtsentscheidung — es ist eine Seite 204; so dick 
sind meistens nur Urteile — , in dem die Firma Sie-
mens zitiert wird. Danach hat sie am 21. Februar 1989 
in irgendeinem Schreiben ausgeführt, daß sie ein un-
ternehmerisches Interesse daran habe, baldmöglichst 
die neue Anlage auf neuer Rechtsgrundlage betrei-
ben zu können. Nachdem Sie damals vorübergehend 
schon einmal in Hessen mitregiert haben und selber 
doch damals Verantwortung getragen haben, können 
Sie nicht beklagen, daß die neue Anlage so spät ge-
nehmigt wurde. Herr Minister Fischer, das geht 
nicht. 

Die Hanauer Geschichte ist gar nicht so interessant, 
wenn man sich damit genauer beschäftigt. Herr Kol-
lege Reuter, wir haben uns im Untersuchungsaus-
schuß mit den Hanauer Anlagen beschäftigt. Wenn an 
der Brennelementefertigung der damaligen Alkem-
Anlage irgend etwas Fürchterliches gewesen wäre, 
dann hätten Sie, Herr Reuter, doch darauf bestanden, 
daß die Dinge untersucht werden. Das haben Sie 
nicht! 

(Bernd Reuter [SPD]: Doch, da haben wir al-
les versucht!) 

— Sie wissen genau, daß wir die Hanauer Anlagen im 
Untersuchungsausschuß nicht genau untersucht ha-
ben, weil wir das für relativ uninteressant gehalten 
haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So war es!) 
Sie haben in diesem Ausschuß — ich sage das, weil Sie 
jetzt so tun, als wäre da Fürchterliches passiert —, 
Herr Kollege Reuter, ab und zu vergeblich gegen Ih-
ren Schlaf gekämpft. So aufregend kann das also nicht 
gewesen sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bernd  Reuter [SPD]: So wie Sie reden, war 

das doch klar!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die Posi tion der SPD 
ist klar. Seit 1984 fordert meine Partei, die Technolo-
gie der Wiederaufbereitung abgebrannter Brennele-
mente nicht weiter zu verfolgen. Statt Wiederaufbe-
reitung wollen wir die direkte Endlagerung. Anschei-
nend will sie manchmal auch die FDP. 

Weltweit ist das Problem der Endlagerung über-
haupt nicht gelöst. Ein enormer Forschungsbedarf be-
steht. Bisher hilft man sich weltweit nur mit Flickwerk 
weiter. Im Grunde genommen ist das eine unverant-
wortliche Politik gegenüber den nachfolgenden Ge-
nerationen. Wir bürden ihnen die Verantwortung 
auf. 

Um die Verantwortung der kommenden Generatio-
nen zu verringern, haben wir Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten im Jänner 1987 ein Kernener-
gieabwicklungsgesetz vorgelegt. Darin sagen wir 
zum Problem Plutonium: 

Die Wiederaufbereitung sowie die Nutzung von 
Plutonium und anderen waffentechnisch verwen- 
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dungsfähigen Kernbrennstoffen werden unter-
sagt. 

Aber in unseren Atomkraftwerken wird immer 
mehr Plutonium erzeugt. Es steht den Betreibern bis 
zum Hals. Sie müssen von diesem gefährlichen Werk 
herunter. Es gibt bei uns bekanntlich das Zauberwort 
„Recycling". Dieses Wort meinen die Betreiber auch, 
wenn sie an MOX-Brennelemente denken. 

Mit Erstaunen, Herr Baum, habe ich gehört, daß Sie 
anscheinend auf denselben Zug springen wollen; 
denn Sie haben in Ihrem ersten Diskussionsbeitrag 
von Entsorgung und MOX gesprochen. Ich sehe da 
sehr wohl keinen Zusammenhang, weil es eine 
Scheinlösung ist. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Es heißt aber 
so!) 

Die Gefährlichkeit des Plutoniums ist unumstritten. 
Sie ist hoch. Sie ist sehr hoch. Wir sehen das auch 
daran, daß es nicht möglich ist, eine Dosisschwelle 
anzugeben, unterhalb deren eine Schädigung der Be-
völkerung völlig ausgeschlossen werden kann. 

Dieses gefährliche Mate rial wollen wir jetzt in den 
Kreislauf einführen, vor allem in Siedewasserreakto-
ren einsetzen. Die intensive Strahlung des Plutoniums 
belastet alte Siedewasserreaktoren weit stärker als 
herkömmliche Uranbrennstäbe. Herr Töpfer, wenn 
Sie so sehr auf Sicherheit setzen, dann wäre hier eine 
Möglichkeit einzugreifen. Der Stahl- und Betonman-
tel des Reaktors wird bedeutend schneller spröde. 
Auch das ist ein Sicherheitsproblem. Wegen der 
schlechteren Wärmeleitfähigkeit der MOX-Brennele-
mente sind lokale Überhitzungen möglich. Der Reak-
tor ist in kritischen Situationen kaum zu beherrschen. 
Das alles sind Sicherheitsprobleme, denen Sie un-
übertroffen nachgehen wollen. Trotzdem sind Sie be-
reit, das alles zu akzeptieren. 

In den Vereinigten Staaten hat man daraus Konse-
quenzen gezogen. Wir müßten eigentlich das gleiche 
tun. 

Der Einsatz von plutoniumhaltigen Mischoxid

-
Brennelementen in Kernkraftwerken ist unverant-
wortlich und steht außerdem im Widerspruch zum 
Atomgesetz, das ein Gefahrenminimierungsgebot 
verbindlich vorschreibt. 

(Dr. Gerhard F riedrich [CDU/CSU]: Wo ha

-

ben Sie das gelesen?) 

— Das Minimierungsgebot steht doch im Gesetz. 

In Hanau geschieht keine Minimierung. Da ge-
schieht genau das Gegenteil: Das Gefahrenmoment 
wird maximiert. Das sind eigentlich Gründe genug, in 
Hanau die Herstellung von MOX-Brennelementen zu 
stoppen. 

Erlauben Sie mir einen kurzen Ausflug nach Bay-
ern. Die Betreiber des Kernkraftwerkes Gundrem-
mingen wollen MOX-Brennelemente einsetzen. Der 
Protest der Bevölkerung ist erheblich. Über 40 000 
Einsprüche liegen vor. Der bayerische Umweltmini-
ster Gauweiler ist von diesem deutlichen Protest si-
cher überrascht worden. Er hat das Verfahren ausge-
setzt, weil die Versorgung mit Brennelementen aus 
Hanau nicht gesichert ist. Er hätte eigentlich die 

Chance, dem MOX-Brennelemente-Einsatz eine Be-
erdigung zweiter Klasse zu bescheren. 

Herr Minister Töpfer, Sie stehen unter dem Druck 
der Betreiber, die unbedingt von ihrem hohen Pluto-
niumberg herunterkommen müssen. Aber auch die 
Sicherheitsinteressen der Bevölkerung müssen be-
rücksichtigt werden. Die MOX-Brennelemente sind 
kein Entsorgungspfad; denn sie führen uns in eine 
Sackgasse. 

Herr Minister Töpfer, Sie werden in der Presse als 
Ankündigungsminister bezeichnet. Das sind keine 
bösen Zungen; es sind inzwischen viele Zungen, die 
das sagen; man müßte ja bloß Zeitung lesen. 

(Ingrid Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Viele böse Zungen!) 

— Nein, nein, nicht viele böse Zungen. Der Herr Prä-
sident müßte mir eine halbe Stunde zugestehen, um 
hier alle Ankündigungen von Herrn Töpfer aufzufüh-
ren. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, Sie können versichert sein, daß ich das 
nicht tue. 

Horst Kubatschka (SPD): Dessen bin ich mir auch 
sicher. — Mit Ihren Ankündigungen erzeugen Sie ei-
gentlich viel Wind. Jetzt laufen Sie in Gefahr, ein Wei-
sungsminister zu werden. Sie werden Sturm dafür 
ernten. 

Ich danke fürs Zuhören. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun 
spricht der Abgeordnete Lenzer. 

Christian Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die heutige Debatte ist für 
jemanden, der das Vergnügen hat, diesem Hohen 
Hause schon einige Jahre anzugehören, nicht neu. 
Wir haben sie schon in allen Variationen geführt. Ich 
behaupte, es ist die alte, es ist dieselbe nukleare Kon-
troverse, mit der wir uns schon seit geraumer Zeit 
herumschlagen, und zwar genau seit dem Zeitpunkt 
— wie der Kollege Baum mit Recht formuliert hat —, 
als dieser Konsens, der innerhalb der demokratischen 
Fraktionen hier in diesem Hause bestand, zerbrach. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 
GRÜNE]: Waren wir undemokratisch?) 

— Sie gehörten dem Hause damals noch nicht an; ich 
glaube, das haben Sie vergessen. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 
GRÜNE]: Aber die grüne Fraktion damals!) 

Wir haben heute wieder alle Beschimpfungen an 
die Bundesregierung gehört, von der militärischen 
Option — das Unsinnigste, was man sich vorstellen 
kann — bis hin zu „Knecht der Atomlobby". Da wun-
dert es mich eigentlich nicht, daß jemand, der so apo-
strophiert wird, auch einmal gereizt reagiert und auf 
einen groben Klotz einen ebenso groben Keil setzt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 
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Ich weiß nicht: Wo leben Sie eigentlich? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es werden die „kritischen Wissenschaftler" be-
müht, als ob es per definitionem unkritische Wissen-
schaftler gäbe. Wir wissen doch alle, daß auch die 
Wissenschaftler, und zwar von allen Seiten, ihre fest

-

gefügte Meinung haben. Wir wollen sie nur insofern 
gemeinsam in Verlegenheit bringen, als sie ihre Mei-
nung begründen müssen und nicht einfach Ideologie 
an die Stelle von wissenschaftlich belastbaren Aussa-
gen setzen können. 

Der Dissens in dieser Angelegenheit ist doch völlig 
normal. Aber ich bitte Sie wirklich inständig — ich 
sehe, daß der Kollege Schäfer, nachdem er einige 
Beschimpfungen losgeworden ist, das Lokal verlassen 
hat  — 

(Bernd  Reuter [SPD]: Er hat wich tige Ver

-

pflichtungen!) 

— er hat sich dabei hervorgetan — : Unterlassen Sie 
das persönliche Herabsetzen des politischen Geg-
ners. 

Insofern stehe ich auch nicht an, dem hessischen 
Staatsminister Fischer durchaus zu attestieren, daß er 
das mit dem ihm eigenen Charme hier vorne vorge-
tragen hat. Aber, lieber Kollege Fischer, ich glaube — 
der  Kollege Kubatschka hat es ja auf den Punkt ge-
bracht — , hier geht es um mehr. Hier geht es doch 
nicht um diese Verwaltungsdiskussion quasi zwi-
schen der Institution HMUEB und BMU, sondern es 
geht hier ganz einfach um die Ausstiegspläne der 
SPD. Es ist Ihr gutes Recht, der Auffassung zu sein: 
Ausstieg um jeden Preis. Da man die politische Mehr-
heit hier in diesem Hause nicht besitzt, versucht man 
das mit einer Politik der Nadelstiche im Verwaltungs-
handeln zu vollziehen. Man versucht, Knüppel zwi-
schen die Beine zu werfen. Es wird ein Gutachten 
nach dem anderen bestellt, nach dem Motto: Es wer-
den so lange Gutachten bestellt, bis das richtige her-
auskommt. Da wundert es doch nicht, daß man in der 
Sache nicht weiterkommt. 

In der Sache wollen wir ja noch miteinander strei-
ten. Sie setzen aber — das ist ganz deutlich — an stra-
tegisch wichtigen Punkten an, um die gesamte Kern-
energie zu Fall zu bringen. Wenn Sie das so wollen, 
sagen Sie es offen; dann wollen wir uns in der ange-
messenen Weise darüber auseinandersetzen. Aber 
bitte verschweigen Sie doch nicht den wahren Sach-
verhalt, um den es geht! 

Diese Haltung hat sich in dem Verhalten etwa der 
nordrhein-westfälischen Landesregierung in Sachen 
Genehmigung des Schnellen Brüters SNR 300 doku-
mentiert. Der Kollege Seesing, der der zuständige 
Abgeordnete vor Ort ist, kann doch Romane darüber 
schreiben. 

Oder folgendes Beispiel: Ich habe mit Bedauern 
festgestellt: Der THTR 300, einmal unter SPD-Bun-
desministern auf den Weg gebracht, galt als freundli-
cher, sicherer Reaktor. 

(Zuruf des Abg. Bernd Reuter [SPD]) 

— inhärente Sicherheit; Sie liefern das Stichwort, Herr 
Kollege Reuter. Was ist passiert? 

(Bernd Reuter [SPD]: Gar nichts!) 

Der Prototyp THTR 300 mußte vom Netz genommen 
werden. Die nordrhein-westfälische Landesregierung 
hat mit allen ihr zu Gebote stehenden Möglichkeiten 
dafür gesorgt, daß er zu einer Milliardenruine wurde, 
nicht aus technischen Gründen, nicht aus Sicherheits-
gründen, sondern weil er nicht in den ideologischen 
Kram der nordrhein-westfälischen Landesregierung 
hineingepaßt hat. 

Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, da 
die Energieversorgung, da die technologische Basis 
eines Landes für die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit ganz besonders im Hinblick auf den heranna-
henden gemeinsamen europäischen Binnenmarkt 
und die ganze Energiesituation in der Welt wich tig ist, 
glaube ich, müssen wir alle Möglichkeiten nutzen 
— insofern unterstützen wir, die CDU/CSU-Fraktion, 
für die ich hier sprechen kann, die Haltung der Bun-
desregierung — , den Energiemix zu fördern, wobei 
wir, um das Risiko zu mindern, alle Primärenergieträ-
ger einsetzen wollen, nicht zuletzt aus Klimaschutz-
gründen und wobei wir uns auch zur f riedlichen Nut-
zung der Kernenergie bekennen. 

Ich möchte zum Abschluß in aller Freundlichkeit 
und Höflichkeit, die mir in hohem Maße eigen sind, 
wie Sie wissen 

(Bernd Reuter [SPD]: Für hessische Verhält-
nisse!) 

— „für hessische Verhältnisse", sagten Sie; na ja, die 
Hessen sind weitaus besser als ihr Ruf — , sagen: Las-
sen Sie uns doch die Ideologie beiseite schieben. Über 
die Probleme der zukünftigen Energie- und Technolo-
giepolitik kann man zwar in der milden Sonne der 
Toskana reflektieren; aber man kann sie so nicht lö-
sen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
 hat der Abgeordnete Weis (Stendal). 

Reinhard Weis (Stendal) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein Ul tima-
tum kann nie zum Bestandteil eines Konsenses wer-
den. Zu einem Konsens gehört zunächst einmal eine 
dauernde Bereitschaft zum Gespräch. Ferner gehört 
dazu die Bereitschaft, die Einwände des anderen an-
zunehmen, und schließlich im Falle nicht überwind-
barer Meinungsverschiedenheiten die Akzeptanz des 
Status quo, bis es möglicherweise im Verlauf weiterer 
Gespräche doch zu einer Einigung kommt. Das sind 
Bestandteile eine Konsensprinzips. 

Ich würde Ihnen, Herr Minister, gerne immer wie-
der die öffentlich verkündete Gesprächsbereitschaft 
gegenüber allen Seiten glauben, wenn Sie sich auch 
entsprechend verhielten. Statt dessen müssen wir 
feststellen, daß ihre Gesprächsbereitschaft lediglich 
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gegenüber der deutschen Atomindustrie sehr groß 
ist. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Wenn die ultimative Aufforderung an den hessischen 
Umweltminister, die Stillegungsverfügung für die 
Plutoniumverarbeitung im Hanauer Siemens-Werk 
aufzuheben, am gleichen Tag erfolgte, an dem hier in 
Bonn die Herbsttagung des Deutschen Atomforums 
zu Ende ging, können wir uns fragen, ob das Zufall 
war. 

Wenn Sie sich gegenüber dem Ausland, Herr Mini-
ster, immer wieder als harter Sicherheitswächter in 
Sachen Atomenergie darstellen — hier haben Sie un-
sere volle Unterstützung — , dann müssen Sie diese 
Maßstäbe aber auch im eigenen Land vertreten, selbst 
wenn das für manche unbequem werden könnte. Das 
dient Ihrer Glaubwürdigkeit. 

Die letzte faktische Weisungsandrohung ist nicht 
die erste. Ich befürchte, es wird auch nicht die letzte 
sein. Bei der Weisung zur Einlagerung in Gorleben 
haben Sie, Herr Minister, bereits über berechtigte Si-
cherheitsinteressen hinweg gehandelt. Im vorliegen-
den Fall tun Sie es wieder. Gehen die nächsten Wei-
sungen an Ihre Parteifreunde in München, wenn Sie 
die Fortführung des Genehmigungsverfahrens für 
den Einsatz plutoniumhaltiger MOX-Brennelemente 
in Gundremmingen durchsetzen wollen, oder gehen 
sie ebenfalls an Ihre Parteifreunde in Magdeburg mit 
dem Ziel, entgegen der einstweiligen Anordnung des 
Bezirksgerichtes Magdeburg vom 25. Februar dieses 
Jahres zur Einstellung der Einlagerungen Morsleben 
doch zum Endlager zu machen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

Auch für das Endlager für radioaktive Abfälle in 
Morsleben liegt ja eine Studie der GRS vor, auf die Sie 
Ihre Forderung nach dem Weiterbetrieb stützen. Ich 
verweise auf Ihre Pressekonferenz am 8. März dieses 
Jahres. Dabei müßte Ihnen auch bekannt sein, daß 
gerade diese Studie mit den angelegten Sicherheits-
kriterien für ein Endlager unter Tage deutlich hinter 
die Kritierien zurückgewichen ist, die für die Bundes-
republik bisher Maßstab waren. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Wer hat denn 
Morsleben zugemacht? — Gegenruf des 
Abg. Dr. Uwe Küster [SPD]: Auf Anordnung 

des Gerichts!) 

— Ich habe mich auf Ihre Pressekonferenz am 8. März 
bezogen. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Es ist doch zu

-

gemacht! — Gegenruf des Abg. Dr. Uwe Kü

-

ster [SPD]: Nachdem es ein Ge richt verfügt 
hat!)  

— Ja, es ist zu. Aber es gibt die Aussage am 8. März 
auf der Basis der Studie der Gesellschaft für Reaktor-
sicherheit, daß ein Weiterbetrieb des Endlagers Mors-
leben gerechtfertigt wäre. 

(Ingrid Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Aber der Minister hat es doch geschlos

-

sen!) 

—Das ist die Meinung gewesen, die er auf Grund 
dieser Studie vertreten hat. 

(Dr. Klaus-Dieter Feige [Bündnis 90/ 
GRÜNE]: Schauen Sie mal im Haushalt 

nach! Da ist Morsleben noch drin!) 
— Der Weiterbetrieb von Morsleben ist ein Haushalts-
posten. Die SPD-Fraktion hat einen haushaltswirksa-
men Antrag mit dem Ziel eingebracht, Forschungen 
zur Neuerschließung für Endlagerungen durchzufüh-
ren. Dieser Antrag ist mit den Stimmen Ihrer Fraktion 
abgelehnt worden. 

(Dr. Klaus Kübler [SPD]: Sehr richtig!) 
Herr Minister Töpfer, stehen Sie, wenn nicht schon 

uns, der Opposition zuliebe, wenigstens um des 
Schutzes der Bevölkerung wi llen zu Ihren Sicherheits-
erklärungen, und ziehen Sie die richtigen Schlüsse 
daraus, auch wenn das für den Weiterbetrieb von 
Atomkraftwerken bei uns keine rosigen Aussichten 
verheißt. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Zum 
Schluß dieser Aktuellen Stunde oder wieder Aktuel-
len Stunde hat der Abgeordnete Seesing das Wo rt . 

Heinrich Seesing (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Rede des Kollegen 
Weis hat nur bestätigt: Gründe für die Aktuelle 
Stunde am heutigen Tage hat es nicht gegeben. 

(Gerhart  Rudolf Baum [FDP]: Richtig!) 
Das Ganze ist ein weiteres Spiel in der Reihe der In-
szenierungen, die wir seit Jahren in und um Hanau 
erleben. Nun bin ich sehr weit davon entfernt, alles 
das richtig zu nennen, was dort im Laufe der Jahre 
geschehen ist, im Gegenteil. 

(Gerhart Rudolf Baum [FDP]: Nein! Weiß 
Gott nicht!) 

Die eigentlichen Probleme liegen aber nicht in den 
technischen Gegebenheiten, sie liegen doch — hier 
bin ich anderer Meinung als Herr Minister Fischer  — 
in  dem politischen Willen der einen oder anderen 
Gruppe dieses Hauses, jede nur denkbare Gelegen-
heit zu nutzen, um die Kernenergie in Deutschland zu 
treffen. Wenn die Sache nicht so ernst wäre, dann 
müßte man eigentlich über diese Bemühungen la-
chen, denn das schnelle Aus für die Kernenergie in 
Deutschland würde zu einem gewinnträchtigen An-
stieg der Stromerzeugung aus Kernenergie in Frank-
reich führen. Ich gehe sogar davon aus, daß die näch-
sten Kraftwerke, die mit deutschem Kapital gebaut 
werden, Kernkraftwerke in Frankreich sein werden; 

(Dr. Klaus Kübler [SPD]: Haben die in Frank-
reich kein Geld?) 

denn wir tun derzeit alles, um die Investitionsbereit-
schaft der deutschen Elektrizitätswirtschaft auf Nu ll 

 zu reduzieren. Das hat viele Gründe, die ich jetzt nicht 
alle nennen kann. 

Ein Grund ist der Irrglaube, mit Tausenden von 
Blockheizkraftwerken eine umweltfreundlichere und 
bürgernähere Energieversorgung aufbauen zu kön- 
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nen. Die sogenannten Großen sollen dann für den Rest 
sorgen. So wird es aber nicht gehen. Es wird auf Dauer 
auch nicht gehen, die Kernenergie zu verteufeln, sie 
aber gleichzei tig zu nutzen. 

Im früheren Jahren ist in diesem Hause oft der Club 
of Rome zitiert worden, wenn er sich wieder einmal 
kritisch zur Lage der Erde und besonders kritisch zur 
Kernenergie geäußert hat. Jetzt wird er von der Seite 
des Bundestages, die ihn früher so gern als Zeugen 
benutzte, nicht mehr erwähnt, und Sie fragen viel-
leicht warum. Nun, in seinem Jahresbericht 1991 
schreibt er — ich zitiere — : 

Heute jedoch räumen wir widerwillig ein, daß die 
Verbrennnung von Kohle und Öl auf Grund des 
dabei entstehenden Kohlendioxids für die Gesell-
schaft wahrscheinlich noch gefährlicher ist als die 
Atomkraft. 

(Christian Lenzer [CDU/CSU]: Das hören die 
nicht so gern!) 

Der Club of Rome hofft — wie auch ich — , daß bis 
zum Jahre 2000 8 bis 10 % des Weltenergiebedarfs 
mit sogenannter sanfter Energie gedeckt werden kön-
nen. Auf der Suche nach weiteren Alternativen 
kommt der Bericht dann zu der Erkenntnis, daß die 
Kernspaltung die einzige Möglichkeit ist, die Situa-
tion wenigstens teilweise zu entschärfen, denn andere 
Alternativen sieht er zur Zeit nicht. Er setzt jetzt auf 
Schnelle Brüter. 

Ich habe gelesen, daß in Hanau auch noch 
130 Brennstäbe für den SNR 300 in Kalkar lagern. Da 

hätten wir den Schnellen Brüter gehabt, den der Club 
of Rome sich wünscht. Die Politik in Deutschland hat 
aber — wie bei anderen technischen Neuentwicklun-
gen — das Aus des Schnellen Brüters beschlossen. 
Mehr als 7 Milliarden DM wurden in den Sand ge-
setzt, und jetzt scheint die Politik nicht in der Lage zu 
sein, der Stadt Kalkar die 15 oder 20 Millionen DM zu 
geben, um das Städtchen vor dem finanziellen Ruin zu 
retten. Das Verhalten der Politik gegenüber so von ihr 
betroffenen Menschen wäre sicherlich eher eine Ak-
tuelle Stunde we rt  als die Frage nach Folienverletzun-
gen und dem Bläheffekt an Spaltstoffgebinden in 
einem Spaltstofflager. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, damit sind wir am Ende der Aktu-
ellen Stunde und gleichzei tig auch am Schluß der 
Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 7. November 
1991, 9 Uhr ein. 

Ich wünsche Ihnen noch einen angenehmen Rest 
des Tages. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.59 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Peter Wichert auf die dringli-
che Frage des Abgeordneten Dr. Peter Struck (SPD) 
(Drucksache 12/1391 Frage  4  '): 

Warum hat der Bundesminister der Verteidigung ohne Befas-
sung des Bundessicherheitsrates Rüstungsmaterial sowjetischer 
Bauart aus Beständen der ehemaligen NVA, darunter 14 Panzer, 
zur Verschiffung durch den BND nach Israel freigegeben? 

Der Bundesminister der Verteidigung hat nicht 
14 Panzer der ehemaligen NVA zur Verschiffung 
durch den BND nach Israel freigegeben. 

Es handelte sich vielmehr um insgesamt 19 Geräte, 
von denen 2 Flugabwehrsysteme ZSU 23/4, 1 Ab-
schußfahrzeug für Flugabwehrraketen (NATO-Be-
zeichnung SA-6) und 1 Flugzielerfassungs- und Ver-
folgungsradar - alle auf Kettenfahrgestell - als 
Kriegswaffen im Sinne des Kriegswaffenkontrollge-
setzes gelten. 

Das übrige Mate rial fällt nicht unter diese Bestim-
mungen. Es umfaßt 11 Kraftfahrzeuge verschiedener 
Typen, ein weiteres Radargerät sowie 3 schiffsge-
stützte Düppelwerfer PK-16 und Ersatzteile. 

Seit vielen Jahren arbeiten Israel und die Bundesre-
publik bei der Auswertung fremden Wehrmaterials 
zusammen. Hieran hatte und hat die Bundeswehr In-
teresse. 

Bei der eingeleiteten Abgabe des genannten Mate-
rials handelt es sich um eine Maßnahme im Rahmen 
dieser wehrtechnischen Zusammenarbeit. Das Emp-
fängerland wurde ausdrücklich zur Rückgabe des Ge-
rätes verpflichtet. 

Die Einschaltung des BND entspricht den für diese 
Zusammenarbeit festgelegten Verfahren. 

Im vorliegenden Fall sind hinsichtlich der Beach-
tung der „Rüstungsexportpolitischen Richtlinien der 
Bundesregierung" vom 28. April 1982 und des Kriegs-
waffenkontrollgesetzes von der Fachebene Fehler ge-
macht worden. Der Bundesminister der Verteidigung 
hat Maßnahmen angeordnet, die die Wiederholung 
ähnlicher Vorfälle ausschließen. 

*) Vgl. 52. Sitzung, Seite 4328 B 
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Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Frage der Abgeordneten Gabriele Iwersen (SPD) 
(Drucksache 12/1447 Frage 5): 

In welcher Höhe sind dem Daimler-Benz-Konze rn  nach der 
Fusion mit MBB Forschungsmittel des Bundesministers für For-
schung und Technologie zugeflossen, und wie hoch war das 
Auftragsvolumen, das die Bundesregierung in diesem Zeitraum 
an konzerneigene Unternehmen vergeben hat? 

Nach der Fusion mit MBB Ende 1989 sind dem 
Daimler-Benz-Konzern aus Einzelplan 30 (BMFT) 
Forschungsmittel in folgender Höhe zugeflossen: 

1990: 158,5 Millionen DM 
1991 bis 30. September: 106,4 Millionen DM. 

In diesen Beträgen sind Zuwendungen/Aufträge an 
konzerneigene Unternehmen mit einer Kapitalbeteili-
gung über 50 % enthalten. 

An die Messerschmitt Boelkow Blohm GmbH wur-
den darüber hinaus folgende Mittel gezahlt: 

1990: 55,6 Millionen DM 
1991 bis 30. September: 41,4 Millionen DM. 

Die Frage nach dem Auftragsvolumen der Bundes-
regierung an konzerneigene Unternehmen des Daim-
ler-Benz-Konzerns kann nur in Abstimmung mit allen 
Ressorts erfolgen und ist in der vorgegebenen F rist 
nicht möglich. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Horst Günther auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Gerhard Päselt (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/1447 Fragen 6 und 7): 

Auf welcher Grundlage und in welchem Umfang erhalten in 
den neuen Bundesländern Selbständige Arbeitslosengeld? 

Entspricht es den Tatsachen, daß selbständige Künstler und 
Autoren ihren Verzicht auf jede Berufsausübung erklären müs-
sen, wenn sie Arbeitslosengeld erhalten wollen? 

Fragen 6 und 7: 

Selbständige zählen unabhängig davon, welche Art 
der selbständigen Tätigkeit sie ausüben, nicht zum 
Schutzbereich der Arbeitslosenversicherung. Sie ha-
ben daher in aller Regel keinen Anspruch auf Lohn-
ersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit nach dem Ar-
beitsförderungsgesetz. 

Für Erwerbstätige, die in der ehemaligen DDR selb-
ständig tätig waren, sieht das Arbeitsförderungsge-
setz jedoch eine Sonderregelung vor. Danach können 
Zeiten der selbständigen Tätigkeit in der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik — bei Vorlie-
gen der Anspruchsvoraussetzungen im übrigen — 
wie Zeiten einer abhängigen Beschäftigung einen An-
spruch auf Arbeitslosengeld begründen. Dieser Rege-
lung liegt die Überlegung zugrunde, daß die berufli-
che Betätigung in der ehemaligen DDR außerhalb von 
Arbeitsverhältnissen wegen der ideologisch beding-
ten Beschränkungen, denen sie unterlag, nicht der 
„freien" Tätigkeit eines Selbständigen in der Markt-
wirtschaft entsprach. 

Soweit diese Beschränkungen auch nach der Her-
stellung der Deutschen Einheit Folgewirkungen in so 
gravierender Weise auslösen, daß eine konkurrenzfä-
hige Fortführung der „selbständigen" Tätigkeit unter 
marktwirtschaftlichen Bedingungen nicht möglich ist 
und die Betroffenen daher künftig auf die Verwertung 
ihrer Arbeitskraft in einem Arbeitsverhältnis ange-
wiesen sind, soll ihnen in der Zeit bis zur Aufnahme 
einer neuen Beschäftigung ein gleichwertiger sozialer 
Schutz gewährleistet sein, wie den übrigen Personen, 
die eine abhängige Beschäftigung suchen. 

Ziel der Regelung ist es hingegen nicht, Zeiten 
schwieriger Auftrags- oder Absatzlage Selbständiger 
durch Lohnersatzleistungen nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz zu überbrücken. Die Aufgabe, die Wett-
bewerbsfähigkeit Selbständiger zu unterstützen, ob-
liegt der Wirtschaftsförderung. Eine andere Regelung 
würde Personen, die sich in den neuen Bundesländern 
erstmals selbständig machen, gegenüber den bereits 
in der ehemaligen DDR selbständig tätigen Personen 
benachteiligen. 

Leistungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz auf 
der Grundlage der angesprochenen Regelung stehen 
daher nur denjenigen Personen zu, die eine abhän-
gige Beschäftigung suchen. Damit ist die Fortführung 
der früheren, selbständigen Tätigkeit nicht zu verein-
baren. Die Gleichsetzung der Zeiten selbständiger 
Tätigkeiten in der ehemaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik für einen Anspruch auf Arbeitslosen-
geld setzt deshalb den Nachweis voraus, daß diese 
Tätigkeit nicht weiter fortgeführt wird. 

Diese Voraussetzungen gelten für Arbeitnehmer 
und Selbständige im künstlerischen Bereich in glei-
cher Weise wie für alle anderen Erwerbstätigen. 

Dies bedeutet allerdings nicht, daß sich die Betrof-
fenen in der Zukunft jeder — die Arbeitslosigkeit 
nicht ausschließender — freiberuflichen Betätigung 
zu enthalten hätten. Die gesetzliche Regelung ver-
langt lediglich, daß die selbständige Tätigkeit die zur 
Begründung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
dient, aufgegeben wurde. Andere selbständige Ne-
bentätigkeiten, insbesondere wenn sie nur gelegent-
lich ausgeübt werden, stehen daher dem Anspruch 
auf Arbeitslosengeld wie bei allen Arbeitnehmern 
nicht entgegen: 

Die Unterscheidung, ob es sich bei der Betätigung 
eines Betroffenen um die Fortsetzung der früheren 
selbständigen Tätigkeit oder um eine neue selbstän-
dige Tätigkeit handelt, läßt sich nur im Einzelfall tref-
fen. Sie dürfte — wegen der Besonderheiten dieses 
Erwerbszweiges — im Bereich künstlerischer Betäti-
gung besonders schwierig sein. Von einer Fortsetzung 
der ehemaligen Selbständigen Tätigkeit kann dabei 
im allgemeinen jedenfalls dann nicht ausgegangen 
werden, wenn die Betätigung nur gelegentlich, in ge-
ringfügigem Umfang ausgeübt wird oder die frühere 
selbständige Betätigung längere Zeit nicht mehr aus-
geübt wurde. 
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Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die 
Frage der Abgeordneten Ingrid Walz (FDP) (Drucksa-
che 12/1447 Frage 21) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Deutschen Bun-
desbahn (DB), daß ärztliche Notfallkoffer in den Fernzügen der 
DB nicht erforderlich sind, weil Züge — im Gegensatz zu Flug-
zeugen z. B. — jederzeit halten können und ein Notarzt über 
Funk herbeigerufen werden kann, und wenn ja, mit welcher 
Begründung? 

Die notfallmedizinische Versorgung in Reisezügen 
ist dadurch sichergestellt, daß die Deutsche Bundes-
bahn in das allgemeine Rettungssystem eingebunden 
ist und somit von einem dichten Netz von Stützpunk-
ten aus Rettungssanitäter und Notärzte kurzfristig an 
jedem Ort zur Hilfeleistung bereitstehen. Da zwischen 
Zügen und der Betriebsleitstelle ständiger Funkkon-
takt besteht, können im Notfall umgehend Notarzt- 
und Rettungswagen zu jeder geeigneten Stelle geru-
fen werden, an der der Zug — auch außerplanmäßig 
(z. B. auch an Bahnübergängen) — anhalten kann. 
Diese „Rettungskette" hat sich auch nach Auffassung 
des Bundesverkehrsministeriums in der Praxis be-
währt. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die 
Frage des Abgeordneten Werner Schulz (Berlin) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 12/1447 
Frage 24): 

Inwieweit kann die geplante Erhöhung der Ta rife der Deut-
schen Bundesbahn einen Beitrag zur Minderung des Treibhaus-
effekts, insbesondere der Reduzierung von CO2 im Verkehrsbe-
reich, leisten, und inwiefern wird dadurch das angestrebte Ziel 
der Bundesregierung, die CO2-Emissionen bis zum Jahre 2005 
um ca. 30 Prozent zu reduzieren, gefördert? 

Mit der Tariferhöhung will die Deutsche Bundes-
bahn die allgemein eingetretenen Kostensteigerun-
gen ausgleichen. Da sich diese Kostensteigerungen in 
vergleichbarem Maß auch bei den anderen Verkehrs-
trägern — insbesondere auch im Individualverkehr — 
ausgewirkt haben, sind spürbare Veränderungen in 
der Aufkommensverteilung nicht zu erwarten. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen der Abgeordneten Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 12/1447 Fragen 41 
und 42): 

Wann hat das Bundesamt für Verfassungsschutz der Branden-
burger Landtagsabgeordneten Fuchs jemals welche Informatio-
nen über den designierten Brandenburger Datenschutzbeauf-
tragten Weichert zugänglich gemacht? 

Auf welcher Rechtsgrundlage hat das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz trotz fehlender Zustimmung des Betroffenen perso-
nenbezogene Informationen an diese bestimmte Privatperson 
und Landtagsabgeordnete übermittelt, und wie bewe rtet die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang, daß schon man-
gels eines entsprechenden Landesdatenschutzgesetzes nicht 
absehbar ist, ob und wann sich in Brandenburg parlamentari

-

sche öffentliche Stellen im Sinne des § 19 Bundesverfassungs-
schutzgesetz mit der Wahl des dortigen Datenschutzbeauftrag-
ten erstmals dienstlich zu befassen haben? 

Zu Frage 41: 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat am 
15. Oktober 1991 der stellvertretenden Vorsitzenden 
des Innenausschusses des Landtages Brandenburg, 
Frau Fuchs, Ablichtungen von Presseartikeln über 
Äußerungen und Verhaltensweisen des Betroffenen, 
die Ablichtung eines von diesem verfaßten offenen 
Briefes sowie eine schriftliche Zusammenfassung der 
im Bundesamt für Verfassungsschutz vorliegenden of-
fenen Erkenntnisse übergeben. Mit den Zeitungsarti-
keln und dem offenen B rief wurden Presseberichte 
über ein öffentliches Verhalten des Betroffenen und 
seine eigenen Äußerungen weitergeleitet, die er 
selbst in die Öffentlichkeit gegeben und somit der 
Kenntnisnahme durch andere preisgegeben hatte. 

Zu Frage 42: 

Rechtsgrundlage für die in der Antwort auf Frage 1 
genannte Weitergabe der Informationen ist § 19 
Abs. 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes unter 
der Voraussetzung, daß das Parlament oder ein (dazu 
berufenes) Organ des Parlaments Empfänger der In-
formationen ist. 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat in der 
Funktion des Stellvertretenden Vorsitzenden des In-
nenausschusses des Landtages, der sich mit der Wahl 
des Landesdatenschutzbeauftragten befassen so ll , ein 
parlamentarisches Organ im Sinne des § 19 Abs. 1 
Bundesverfassungsschutzgesetz gesehen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese 
Rechtsfrage in der Sitzung des Innenausschusses am 
6. November 1991 erörtert wird. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß mit den Zei-
tungsartikeln und dem offenen B rief nur Pressebe-
richte über ein öffentliches Verhalten des Kandidaten 
und Äußerungen weitergeleitet wurden, die er selbst 
in die Öffentlichkeit gegeben hat. Ob und wann sich 
in Brandenburg parlamentarische öffentliche Stellen 
im Sinne des § 19 Bundesverfassungsschutzgesetz mit 
der Wahl des dortigen Datenschutzbeauftragten zu 
befassen haben, spielt in diesem Zusammenhang 
keine Rolle. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Günter Graf (SPD) (Drucksache 
12/1447 Frage 35): 

Ist der Bundesregierung bekannt, binnen welcher Fristen zu 
Ministe rialräten in der Besoldungsgruppe A 16 ernannte Be-
amte der Bundesregierung in die Besoldungsgruppe B 3 im 
Jahre 1991 eingewiesen worden sind, und zwar aufgeschlüsselt 
nach den einzelnen Bundesministerien, einschließlich Bundes-
kanzleramt, und wie sahen die Zahlen hierzu im Vergleich in 
den Jahren 1988 bis 1990 aus? 

Zwischen der Ernennung zum Ministe rialrat in Be-
soldungsgruppe A 16 und der Einweisung in Besol- 
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dungsgruppe B 3 lagen bei den Bundesministerien im 
Jahre 1991 folgende Fristen: 

durchschnittlich 3 Jahre 6 Monate 
mindestens 	 4 Monate 
höchstens 	19 Jahre 11 Monate. 

Für die Jahre 1988 bis 1990 lauten die Fristen wie 
folgt: 

1988: durchschnittlich 4 Jahre 3 Monate 
mindestens 	 4 Monate 
höchstens 	11 Jahre 8 Monate. 

1989: durchschnittlich 4 Jahre 10 Monate 
mindestens 	 6 Monate 
höchstens 	16 Jahre 4 Monate. 

1990: durchschnittlich 4 Jahre 2 Monate 
mindestens 	 6 Monate 
höchstens 	15 Jahre 10 Monate. 

Zwischen den einzelnen Ministerien bestehen zum 
Teil erhebliche Unterschiede. Im Hinblick darauf, daß 
nach den Richtlinien für die Fragestunde und für die 
schriftlichen Einzelfragen Fragen kurz zu beantwor-
ten sind, darf ich bezüglich der Angaben für die ein-
zelnen Bundesministerien auf die beigefügte Anlage 
verweisen. 

Einweisung in ein Amt der Besoldungsgruppe B3 BBesO bei den Bundesministerien 
— Wartezeiten von der Beförderung zum Ministe rialrat bis zur Einweisung 

in ein Amt der Besoldungsgruppe B 3 BBesO in den Jahren 1988 bis 1991 — 

Ressort 
1988 1989 1990 1991 

Fälle MD DD HD Fälle MD 
 

DD 
 

HD Fälle MD DD HD Fälle MD DD HD 

ChBK 2 ** 3;2 ** 4 1;0 3;4 6;5 2 ** 2;2 ** 7 0;4 4;0 4;6 

AA 19 1;6 5;2 11;8 23 2;4 5;8 11;4 24 1;8 5;1 10;9 21 2;6 6;1 15;3 

BMI 10 2;5 4;9 7;2 11 1;7 2;11 7;2 18 1;0 2;3 4;7 11 0;9 3;9 11;2 

BMJ 6 2;1 3;2 3;10 3 3;3 3;6 4;0 11 2;0 2;10 3;7 7 1;1 1;10 3;5 

BMF 6 3;1 3;3 3;5 12 1;0 3;4 3;11 21 1;9 3;0 4;2 25 1;1 1;8 2;6 

BMWi 5 5;2 6;6 7;3 10 5;11 7;0 10;1 29 2;4 4;3 7;6 13 2;3 3;2 3;4 

BML 7 0;5 7;0 8;6 7 1;11 5;11 8;0 12 0;5 4;4 7;10 11 2;4 3;9 11;2 

BMA 2 ** 6;0 ** 8 2;0 3;8 4;6 11 0;9 3;4 3;8 4 1;9 2;8 4;1 

BMVg 3 0;4 3;2 4;8 17 3;4 6;1 13;1 11 1;7 3;7 4;6 12 1;8 3;9 5;5 

BMFuS - - - - - - - - - - - - 1 ** ** ** 

BMFJ * 1 ** ** ** 5 4;4 8;3 11;0 7 1;8 5;1 10;4 5 1;9 3;1 4;5 

BMG — — — — — — — — — — — — 4 3;0 5;6 11;0 

BMV 3 3;8 3;11 4;5 13 0;6 3;7 4;6 8 1;11 2;10 3;6 9 1;4 2;4 4;4 

BMU 5 1;0 1;2 1;4 9 1;0 2;2 2;8 6 2;6 2;10 3;5 5 2;2 2;10 3;10 

BMPT 6 1;2 4;1 6;2 7 2;0 4;2 5;0 13 1;0 3;2 6;11 10 1;0 3;0 19;11 

BMBau 2 ** 3;1 ** 5 1;4 3;2 3;11 4 2;0 3;0 3;11 5 1;9 3;11 11;10 

BMFT — — — — 5 5;8 7;4 8;10 9 3;7 7;4 10;3 9 1;6 5;11 12;8 

BMBW — — — — 1 ** ** ** 5 3;5 6;0 8;2 5 0;11 3;2 5;0 

BMZ 2 ** 4;9 ** - - - - 4 3;5 6;8 9;0 2 ** 5;0 ** 

BPA — — — — 2 ** 4;3 ** 4 4;0 9;5 15;10 2 ** 8;0 ** 

Summe 79 0;4 4;3 11;8 142 0;6 4;10 16;4 199 0;5 4;2 15;10 168 0;4 3;6 19;11 

Erläuterungen: MD = Mindestdauer; DD = durchschnittliche Dauer; HD = Höchstdauer 
Angabe der Dauer: z.B. 1; 4 = 1 Jahr 4 Monate 

* 1988-1990: BMJFFG 
** Keine Angaben aus datenschutzrechtlichen Gründen 
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